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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Schönen guten Morgen, meine Damen und Herren!

Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen zur 3. Sitzung des Wiener Landtages.

Die 3. Sitzung darf ich hiermit eröffnen.

Entschuldigt sind Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Frau amtsf StRin Mag Wehsely von 11 bis 13 Uhr, der Herr Erste Präsident Hatzl bis ca 10.15 Uhr. Als krank gemeldet wurden Frau Abg Lueger und Herr Abg Dr Tschirf.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00242-2006/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Mag Rüdiger Maresch gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Die Grenzwerte für den Feinstaub waren in den vergangenen Wochen häufig überschritten. Verursacht wurde dies zum Teil durch die Splittstreuung. Um im Nebenstraßennetz eine Nullstreuung zu ermöglichen, ist eine Winterreifenpflicht für Wien notwendig. Sie selbst haben noch im Maßnahmenpaket gegen den Feinstaub im Herbst eine Winterreifenpflicht gefordert. Welche weiteren Schritte werden Sie unterneh-
men, um die Winterreifenpflicht für Wien zu erreichen?) 

Ich darf um die Beantwortung bitten.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ihre Frage beschäftigt sich mit dem Thema Winterreifenpflicht in Wien. Richtigerweise sagen Sie, dass auch wir diese Winterreifenpflicht gefordert haben. Ich möchte aber zuerst, bevor ich jetzt konkret zu den Winterreifen komme, noch auf einen anderen Aspekt eingehen. Sie sprechen auch über die hohe Feinstaubbelastung in den letzten beiden Wochen. Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass wir – Sie wissen es ja – mittlerweile schon aus mehreren wissenschaftlichen Studien wissen, dass 75 Prozent des Feinstaubs aus ausländischen Quellen stammen, der Rest aus österreichischen Quellen. Vor allem: Hohe Feinstaubkonzentrationen sind in der Regel mit stabilen Hochdruckwetterlagen verbunden, wie das genau in den letzten Tagen der Fall war. Vor allem kalte, trockene Winter, wie wir einen im Jahr 2003 hatten – das war auch eines jener Jahre, in denen wir sehr, sehr hohe Feinstaubwerte in Österreich hatten – und wie wir es eigentlich jetzt in den letzten Tagen hatten, bevorzugen eben diese Entwicklung.

Wir haben Aquella, Sie kennen es, wo man das sehr schön sehen kann. Wir haben solche Episoden vor allem in den letzten Tagen gehabt, wo eben die gelben Balken sehr hoch waren, sprich, die Hintergrundbelastung sehr hoch war. 

Wir haben uns das auch auf TAQI auf unserer Homepage angeschaut. Wir haben ja ein Projekt "Transnational Air Quality Improvement" mit mehreren Nachbarländern laufen. Ich kann Ihnen diese Homepage sehr empfehlen, nachher auch gerne die Adresse zur Verfügung stellen, weil man dort auch einen Überblick über die Messstellen unserer Nachbarländer hat. Da sieht man oft recht schön, dass es einen richtigen Korridor gibt aus nordöstlicher Richtung beziehungsweise aus südöstlicher Richtung. 

Wir haben uns da eine Episode vom 12. Jänner herausgesucht, wo man das sehr gut sehen kann. Da ist die Messstelle in der Lobau, also eine unserer Hintergrundmessstellen, zum Beispiel vom Wert her wesentlich hö-
her als die Messstelle an der Rinnböckstraße, bezogen auf einen Stundenmittelwert. Das heißt, man kann schön sehen, dass der Feinstaub da wirklich aus Richtung Znaim kommt, wo wir Werte von 298 haben, also wirklich sehr, sehr hohe Werte, beziehungsweise von Györ mit 120 oder Sopron mit 87. Da sieht man so richtig, wie da ein Gradient nach unten verläuft nach Wien, also wo bei uns die Werte dann immer schwächer werden, aber man sieht eindeutig, woher der Fremdeintrag kommt. Deswegen finde ich diese Homepage wirklich sehr, sehr aufschlussreich, weil wir jetzt über die ganzen Ferntransportereignisse etwas besser Bescheid wissen, als wir es noch vor zwei Jahren gewusst haben.

Zur Frage der Winterreifenpflicht kann ich Ihnen berichten, dass der Bund, der für diese Vorgabe zuständig ist, unserer Anregung und Forderung zum Teil nachgekommen ist. Es liegt die 27. Novelle zum Kraftfahrgesetz, KFG, derzeit in Begutachtung vor. Darin ist vorgesehen, dass es für bestimmte Kfz-Klassen – M2, M3, N2 und N3, das sind im Wesentlichen bestimmte LKW- und Busarten – eine Winterreifenpflicht geben soll. Aus meiner Sicht freue ich mich darüber, weil ich glaube, es ist ein erster Schritt. Wir haben in Wien im Winter vor allem mit hängengebliebenen LKWs massive Probleme. Also wenn uns in der Früh ein LKW am Grünen Berg hängenbleibt, bricht in weiten Teilen Wiens der Verkehr zusammen, ohne dass die MA 48 wirklich eine Schuld trifft, denn obwohl wir die Straßen sehr gut räumen, hat das einen großen Folgeeffekt. 

Das heißt, wenn wir bei den LKWs Winterreifen haben, sind wir schon einen großen Schritt voran. Ich würde es auch bei den PKWs für sehr sinnvoll halten. Wir haben es auch mehrfach gefordert. Allerdings muss ich wirklich dazusagen, dass ich es nur für sinnvoll halte, das auf Bundesebene zu regeln. Es geht auch nur auf Bundesebene, weil es auch Bundeskompetenz ist. Ich weiß, es hat einmal von Ihrer Fraktion einen Vorschlag gegeben, das auf Landesebene zu regeln. Ich kann mir ehrlich gesagt nicht vorstellen, wie es rechtlich gehen soll, aber auch technisch halte ich das nicht wirklich für gescheit. 

Ich lade Sie aber wirklich gerne ein, dass wir gemeinsam noch einen Vorstoß unternehmen in diese Richtung. Ich habe auch den Bundesminister schon mehrfach mündlich in Sitzungen der Landesumweltreferentenkonferenz, aber auch schriftlich in dieser Richtung aufgefordert, und teilweise ist man dem glücklicherweise nachgekommen. 

Sie erwähnen in Ihrer Frage auch den ganzen Komplex der Haftungsregelungen und Nullstreuung auf den Seitenstraßen. Das ist halt immer das gleiche Problem, wir haben es auch schon öfter diskutiert. Ich könnte mir das theoretisch auch gut vorstellen, praktisch ist es aber so, dass der Winterdienstleiter persönlich haftbar ist, wenn Unfälle passieren in Wien. Das heißt, wenn wir anfangen wollten, die Nebenstraßen nicht zu streuen, so wird mir das keiner machen, weil er sagt, ich stehe dann vor Gericht und werde auch verurteilt, wenn ich das mache. Also das heißt, wenn man da nicht irgendetwas im Bereich der Haftungsregelungen ändert, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass wir das in dieser Weise durchführen, wie Sie das hier verlangen.

Ich möchte noch einmal sagen, dass wir die Winterreifenpflicht auch in der Landesumweltreferentenkonferenz bereits einstimmig beschlossen haben, das heißt, alle Bundesländer haben das auch schon beschlossen. Das ist also eine Forderung, die wir wirklich auch schon weitergetragen haben, die von vielerlei Seiten kommt und wo ich zumindest zuversichtlich bin, dass wir, wenn wir da noch nachhaken und nachbohren und sozusagen dranbleiben, irgendwann, sei es bei den Winterreifen, sei es auch im Bereich der Nullstreuung auf den Nebenstraßen, zu einem Ergebnis kommen, weil das natürlich in allen Bundesländern gleich ist, alle das gleiche Problem haben wie Wien und alle natürlich versucht sind, in diesem Bereich möglichst viel Splitt einzusparen, weil das einfach zu einer geringeren Feinstaubentwicklung führt.

Sie wissen, dass wir ansonsten im Winterdienstfuhrpark schon sehr viele Maßnahmen gesetzt haben mit der Umstellung auf den Salzsolebereich. Wir haben mittlerweile 7,5 Millionen EUR in einen neuen Winterdienstfuhrpark investiert. Ich glaube, dass wir unserem Ziel, den Splitt zu reduzieren, vor allem im letzten Jahr schon einen großen Schritt näher gekommen sind. Wir werden sehen, wie sich der heurige Winter entwickelt, der ein bisschen anders ist, weil wir eigentlich permanent Schneemengen oder permanent Eis haben. Es ist ein sehr kalter Winter. Das heißt, es wird heuer sicher schwieriger sein. 

Die MA 48 hat das, glaube ich, in den letzten Wochen wirklich auch sehr bravourös gemeistert, weil wir permanent damit konfrontiert waren, dass wir einerseits in Tallagen schon eingekehrt haben, andererseits in den Hanglagen noch Schnee schaufeln mussten. Das heißt, es hat wirklich große Temperaturunterschiede gegeben, und das hat uns vor einige Herausforderungen gestellt, die die MA 48 aber wirklich, glaube ich, sehr, sehr gut bewältigt hat. Ich bin schon gespannt auf die Splittbilanz. Wir haben natürlich auch heuer wieder versucht, Salzsole verstärkt dort einzusetzen, wo es Sinn macht, und ich hoffe, dass sich das sehr positiv auswirken wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich war ein bisschen überrascht über diesen Exkurs, dass sozusagen 75 Prozent des Feinstaubs aus dem Ausland und noch einige Prozente dazu aus der Region kommen. Wir haben jetzt einige Zeit eine Debatte gehabt, dass verkehrsnahe Messstellen eindeutig nachweisen, dass eigentlich an den Einfallsstraßen durchaus der Verkehr Hauptverantwortlicher für die Feinstaubbelastung ist. Das steht sogar auf der ÖVP-Homepage, die sich, glaube ich, "Tempo 50-Schmäh" nennt, auch dort steht es drauf. Ich bin daher ein bisschen überrascht, dass ich jetzt von Ihnen höre, dass der Hauptverantwortliche doch wiederum im Ausland zu suchen ist und der Verkehr ein bisschen exkulpiert wird. Das überrascht mich ein bisschen. 

Die zweite Geschichte. Ich möchte Ihnen nur eine Presseaussendung von Ihnen zur Feinstaubreduktion vorlesen. Da steht drinnen, eine mögliche Nullstreuung in Tempo-30-Zonen und die Einführung einer Winterreifenpflicht würden dazu führen, dass im Winter weniger Splitt gestreut werden könnte, was wiederum eine geringere Feinstaubbelastung zur Folge hätte. Das heißt aber, wenn sozusagen die Regressgeschichten gegenüber der MA 48 so eine große Rolle spielen, dann hätte man so eine Presseaussendung nicht schreiben können. Wir glauben, dass Feinstaub grundsätzlich durch Aufwirbelungen entsteht, und wenn ich keine Streumittel in Tempo 30-Zonen streue, dann könnte das so sein. 

Deswegen würde ich von Ihnen gerne wissen: Welche Möglichkeit sehen Sie, zur Nullstreuung in Wien zu kommen, und zwar in Tempo 30-Zonen, um es genau zu sagen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Gemeinderat, ich glaube, dass wir inhaltlich da eigentlich sehr nah beieinander sind. 

Ich fange einmal mit dem ersten Punkt an. Ich glaube, dass es mittlerweile unbestritten ist, dass 75 Prozent des Feinstaubes auf das Jahr verteilt – ich meine, Sie kennen Aquella, wir haben es ja auch schon ausführlich miteinander diskutiert – aus dem benachbarten Ausland kommen. Nichtsdestotrotz – und das wissen wir auch aus Aquella – gibt es bestimmte Tage, an denen die Hintergrundbelastung gering ist, das heißt, an denen, wenn man sich diese Graphik anschaut, die gelben Balken klein sind und die anderen Balken höher sind. Und so sind wir dazu verpflichtet, Maßnahmen zu setzten, die durchschnittlich über das Jahr gesehen die 25 Prozent betreffen, die an manchen Tagen punktuell wesentlich höher sind. Das mit 75/25 ist der Jahresdurchschnitt. Das heißt nicht, dass es an jedem Tag so ist.

Ich habe immer gesagt, nur weil ein Großteil aus dem Ausland kommt, heißt das noch lange nicht, dass wir die Hände in den Schoß legen, so wie es manche Kollegen von der ÖVP oder FPÖ vorgeschlagen haben – na es ist eh wurscht, tut halt nichts, es kommt eh alles von draußen –, sondern wir haben immer gesagt, wir setzen bei den 25 Prozent an, denn das ist unsere Verantwortung, die wirklich zu reduzieren. Und wenn man sich diese 25 Prozent noch einmal ansieht, so ist die Hälfte aus dem Verkehr. Das heißt, ein wesentlicher Anteil des in Wien hausgemachten Feinstaubes ist verkehrsbedingt. Deswegen haben wir auch diese interessanten Debatten der letzten Wochen gehabt, was irgendwie die verkehrsbedingten Maßnahmen anlangt. 

Das heißt, für mich ist das durchaus kein Widerspruch. Ich glaube, dass wir verpflichtet sind, sowohl moralisch als auch gesetzlich, bei diesen 25 Prozent an-
zusetzen. Wir haben ja auch deswegen unser Maßnah-
menpaket geschnürt, wo wir gesagt haben, da wollen wir den hausgemachten Feinstaubanteil um 10 Prozent re-
duzieren, also Filter für Baumaschinen und so weiter und so weiter. Ich glaube, wir haben es gestern ohnehin sehr ausführlich erörtert. 

Was das andere betrifft, so habe ich vorhin in meiner Beantwortung klarzumachen versucht, dass das sehr wohl auch eine Forderung von uns ist, also dass ich das möchte, nur gibt es derzeit noch kleinere gesetzliche Hürden, die zwischen mir und der Erreichung dieses Zieles stehen. Die eine ist das Kraftfahrgesetz, in dem die Winterreifenpflicht eben nicht vorgeschrieben ist, und das andere sind die Haftungsbestimmungen. Da geht es nicht einmal um die MA 48, was die Regressforderung betrifft, sondern da geht es um die Leute persönlich. Also da wird jemand nicht als MA 48 sozusagen vor dem Richter verurteilt, sondern er ganz persönlich als Max Müller muss dort Schadenersatz leisten. Ich glaube nicht, dass das etwas ist, was man einem Mitarbeiter zumuten kann, und deswegen muss das geändert werden, bevor wir das Ziel, das wir durchaus gemeinsam verfolgen – deswegen auch diese Presseaussendung –, nämlich eine Nullstreuung in den Seitenstraßen, erreichen, weil das natürlich für uns von der Splittbilanz her wesentlich einfacher wäre.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dipl Ing Stiftner bitte.

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Umweltstadträtin!

Die Winterreifenpflicht ist sicherlich eine geeignete Maßnahme, gerade auch in Nebenstraßen die Streusplittaufbringung zu minimieren. Aber genauso wichtig wie die Aufbringung ist die Einkehrung des Streusplitts, die vor allem bei tieferen Temperaturen naturgemäß Pro-
bleme macht. Sie haben daher auch sehr medienwirk-
sam so genannte Solesprüheinkehrvorrichtungen angekündigt und nach Ihren Auskünften sind derzeit fünf der großen Maschinen, wovon es angeblich 21 gibt, umgerüstet worden. Die weiteren 100 Maschinen, die ebenfalls einkehren könnten, stehen derzeit für die Umrüstung nicht zur Diskussion. 

Vor allem ist ja – Sie haben es auch heute gesagt – der Streusplitt gerade in Wintermonaten einer der Hauptverursacher für Feinstaub. Frau Umweltstadträtin, was ist Ihr Plan und Ihr Konzept hinsichtlich dieser Feinstaubbelastung und vor allem auch dafür, die Umrüstung der gesamten Flotte in Richtung Solesprüheinrichtungen durchzuführen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mich freut es ja, dass der ÖVP eigentlich unsere Initiative, die die MA 48 selbst im Haus entwickelt hat, so gut gefällt, dass Sie das jetzt immer wieder fordern. Ich möchte wirklich daran erinnern, dass das eine Entwicklung war, die die MA 48 aus eigener Kraft und sozusagen mit eigenem technischen Know-how durchgeführt hat. Denn diese Solekehrmaschinen haben wir uns im letzten Winter ausgedacht und dann ausprobiert. Wir haben geschaut, wie das mit den Dichtungen passt, und wir haben... (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Wer ist wir?) Wer ist wir? Die MA 48, meine Abteilung, meine Mitarbeiter, gemeinsam mit meinem Büro. Vielleicht wollen Sie die Namen dann auch noch wissen. Das kann ich nachher schriftlich nachreichen, wenn wir es ganz genau machen wollen. Aber ich denke, wir verstehen schon, wovon wir reden, oder der Herr GR Stiftner versteht mich hoffentlich. 

Ich glaube, dass das eine sehr gute Entwicklung ist, und ich war auch sehr froh, als wir nach dem letzten Jahr mit einem Pilotprojekt von einer Kehrmaschine zu dem Ergebnis gekommen sind, dass das auch wirklich funktioniert, dass die Dichtungen und diese ganzen Systeme in den Maschinen das auch wirklich aushalten, mit Salzsole zu fahren. 

Ein Problem ist – und das werden wir auch in nächster Zeit nicht lösen können –, dass es bei Minustemperaturen, wie wir sie in den letzten Tagen gehabt haben, nicht einsetzbar ist, weil uns in dem Fall auch die Salzsole nicht weiterhilft. Das heißt, wir können es einsetzen bei Temperaturen, die um den Gefrierpunkt liegen. 

Wir haben im nächsten Schritt für heuer einmal fünf neue Salzsolekehrmaschinen eingekauft und werden das in den nächsten Jahren selbstverständlich auch noch weiter ausbauen. Ich bin froh, dass auch Sie, Herr Abg Stiftner, jetzt erkannt haben, dass es nicht 120 Ma-
schinen sind, die wir umrüsten müssen, sondern dass von den großen bereits ein Viertel umgerüstet ist. Immerhin haben Sie von der letzten Diskussion, die wir zu diesem Thema hatten, schon wieder einen Schritt dazugelernt. Das freut mich natürlich immer. 

Auf der anderen Seite möchte ich Ihnen schon sagen, der Streusplitt ist ein Faktor, den wir besonders spüren, aber es ist nicht der Hauptfaktor. Und wenn Sie sich Aquella, unsere Studie, die wir dazu in Auftrag gegeben haben, anschauen, dann sehen Sie, dass es vor allem eine Episode ist, die sich ungefähr im März abspielt, wo es ums Einkehren geht. Völlig staubfreies Ein-
kehren werden wir wahrscheinlich auch in den nächsten Jahren nicht zusammenbringen, aber wir sind natürlich bestrebt und bemüht, das Einkehren eben mit Salzsole, mit Wasser und so weiter so staubarm wie möglich zu halten. 

Das heißt, unser Konzept – und das haben wir uns nicht erst seit gestern überlegt, sondern das läuft schon seit zwei Jahren – ist ganz klar, liegt auch auf dem Tisch, nämlich die Umstellung des kompletten Winterdienstes auf Salzsole und damit auch eine Reduzierung des Splitts. Splitt soll wirklich nur noch dort eingesetzt werden, wo es unbedingt notwendig ist, weil wir zum Beispiel Grünstreifen haben, Baumalleen haben und so weiter oder eben eine Steigungslage, das heißt, wo wir mit Salzsole nicht so optimal durchkommen, weil uns sonst Bäume eingehen oder weil man eben auf Steigungslagen nicht so gut hinauffahren kann. Eine graduelle Umrüstung der ganzen Kehrmaschinen ist ebenfalls vorgesehen, und natürlich hoffen wir, dass der Winter nicht so kalt und trocken ist, wie wir es heuer haben, denn wir wissen aus dem Jahr 2003: Kalte, trockene Winter sind Temperatur- und Wetterlagen, die einfach einen Ferntransport sehr begünstigen und die uns das Leben mit dem Feinstaub sicherlich schwieriger machen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Abg Strobl.

Abg Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Geschätzte Frau Stadträtin!

Als Wiener Abgeordnete finde ich es überaus beruhigend, dass wir so eine Vielzahl von Maßnahmen zur Re-
duktion von Feinstaub bereits in Umsetzung haben und noch ein 45 Punkte-Programm dazu präsentiert wurde. 

Meine Zusatzfrage lautet: Welche konkreten Maßnah-
men seitens des Bundes würden Sie zur Reduktion von Feinstaub in Wien für sinnvoll erachten? Und meinen Sie, dass überhaupt Chancen bestehen, dass ein solches Maßnahmenpaket seitens des Bundes umgesetzt wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Luft, wie wir alle wissen, macht vor Landesgrenzen nicht halt. Deswegen glaube ich, dass es sehr sinnvoll ist, bei der Feinstaubbekämpfung wirklich Hand in Hand zu arbeiten. Die Länder setzten Maßnahmen, viele unserer Nachbarbundesländer haben glücklicherweise auch damit begonnen, und natürlich muss es auch von Seiten des Bundes Initiativen geben. Da hat der Herr Bundesminister in den letzten Jahren bedauerlicherweise nicht gerade mit Überaktivität geglänzt in diesem Bereich, aber man kann ja hoffen, dass sich das noch bessert. 

Gerade bei der letzten Novelle des Immissionsschutzgesetzes Luft hat es eine große Verstimmung von Seiten der Länder gegeben, weil uns sehr viele Möglichkeiten, die wir hatten, Maßnahmen auf Länderebenen setzen zu können, gestrichen wurden. Das hat nicht nur bei mir zu Verstimmung geführt, sondern auch bei vielen meiner Kollegen aus den anderen Bundesländern. Also das war eine parteiunabhängige Verärgerung, weil natürlich alle Länder vor der gleichen Problematik stehen. Wir müssen Feinstaub verringern, aber auf der anderen Sei-
te wird uns das Instrumentarium dazu gestrichen. Das ist halt keine Vorgangsweise, wie wir sie uns wünschen. Noch dazu war es ein Projekt der mittelbaren Bundesverwaltung, und mit den Ländern wurde darüber überhaupt nicht gesprochen, was auch sehr unüblich ist. 

Was kann jetzt aus unserer Sicht der Bund an sinnvollen Maßnahmen dazu beitragen, damit wir hier wirklich alle an einem Strang ziehen, um den Feinstaub in Österreich zu verhindern und zu verringern? Ein Punkt ist sicher, dass auch Fahrzeuge der Land- und Forstwirtschaft in diesem ganzen Paket in irgendeiner Weise erfasst werden müssen. Da gibt es bisher sehr, sehr weitreichende Ausnahmen, die meiner Meinung nach im Vergleich zur Bauwirtschaft nicht wirklich zu rechtfertigen sind. Das kann ich nicht ganz nachvollziehen. 

Was für uns sehr wichtig wäre, ist eine Art Kennzeichnung der Fahrzeuge in den verschiedenen Euro-Klassen, weil es in Zukunft sicher eine Differenzierung geben wird, ob jemand ein Euro-0-Fahrzeug hat, das heißt, ein Fahrzeug, das sehr, sehr viel Feinstaub emittiert, oder schon ein wesentlich moderneres Euro-3-, Euro-4- oder dann irgendwann auch Euro-5-Fahrzeug hat. Damit das nicht so schwierig ist bei einer Kontrolle durch die Polizei – irgendwann werden wir das brauchen –, wäre, glaube ich, eine deutliche farbliche Kennzeichnung mit irgendeinem Pickerl wirklich sehr wünschenswert, vor allem auch bei den LKWs, wo wir jetzt in einem ersten Schritt begonnen haben. 

Die jährliche Überprüfung der PKW wieder einzuführen, wäre, was die Schadstoffemissionen betrifft, eine sehr sinnvolle Sache. Wir haben immer dagegen protestiert von der Umweltseite her, dass das jetzt auf viel län-
gere Intervalle ausgedehnt wurde, weil natürlich bei der jährlichen Überprüfung, beim so genannten Pickerl, auch die Schadstoffemissionen eines PKW überprüft werden und dadurch wirklich viel Schadstoffe vermieden werden können, denn ob einer zwei Jahre ungeprüft fährt oder nur ein Jahr, das ist schon ein sehr, sehr großer Unterschied. 

Ein weiterer mir sehr wichtiger Punkt ist der ganze Industriebereich. Wir haben bei der Durchsicht der diversen Verordnungen, die es in diesem Bereich Industrie und Gewerbe gibt, festgestellt, dass die ganzen Höchstmengengrenzwerte, also wie viel wer emittieren darf, überhaupt nicht mehr mit dem Stand der Technik übereinstimmen. Das heißt, zum Beispiel darf man in der Zementherstellung 50 Milligramm pro Kubikmeter hinausblasen, während das im abfallrechtlichen Bereich nur 30 Milligramm beträgt. Gemäß Stand der Technik ist es schon weiter herunter, da sind wir eher schon um die 10 bis 20 Milligramm. 

Das heißt, es wäre wirklich höchste Zeit, diese Höchstmengen entsprechend nach unten zu reduzieren. Das scheitert immer daran, dass das Einvernehmensthemen mit dem Wirtschaftsministerium sind und das Wirtschaftsministerium sich da querlegt. Ich kann nicht ganz nachvollziehen, warum, denn da könnte man wirklich mit einem Schlag sehr, sehr viel an Einsparungen produzieren; noch dazu, wo wir mit dem Immissionsschutzgesetz Luft der Industrie bezüglich der Emissionshöchstwerte nichts vorschreiben dürfen, weil das schon in anderen Materiengesetzen geregelt ist. Das heißt, es wäre umso wichtiger, sich da endlich wirklich einfach dem Stand der Technik anzupassen. 

Ich glaube, das ist nicht zu viel verlangt. Viele im Industriebereich machen das bereits. Wir behelfen uns ein bisschen mit der Gewerbebehörde, aber ich glaube, das gehört einmal einheitlich bundesweit, und zwar möglichst schnell, geregelt. 

Was wir noch ganz dringend bräuchten, ist, dass 
Emittenten, die bisher überhaupt nicht geregelt sind, zum Beispiel die Branchen Kalk, Spanplatten, Düngemittel, erfasst werden. Da gibt es keine bundesweite Regelung, wie viel Emissionen im Feinstaubbereich emittiert werden dürfen. Ich glaube, das wäre ganz dringend, dass man da angesichts der seit ein paar Jahren neuen Situation des Feinstaubs endlich einmal Vorgaben macht. 

Maßnahmen zur Reduktion der diffusen Staubemissionen auch im Anlagenrecht wären ein nächster sehr wichtiger Punkt, der sehr eng verwandt ist mit den beiden anderen, die ich vorhin genannt habe. 

Das gilt auch für das Emissionshöchstmengengesetz, das eigentlich den Bund dazu verpflichtet, für ganz, ganz viele relevante Schadstoffe Maßnahmenpläne vorzulegen, Maßnahmenkataloge auf den Tisch zu legen. Da ist bis heute wirklich nur Schweigen im Walde. Wir setzen das IG-L brav um, aber der Bund muss auch das EG-L umsetzen, denn nur so kann sich das wirklich sinnvoll miteinander verschränken und zu guten Ergebnissen führen. 

Als letzten Punkt möchte ich noch die Umweltförderung des Bundes anführen, wo ich schon öfter vorgeschlagen habe, doch einen gemeinsamen Auslandsschwerpunkt zu machen. Die Umweltförderung des Bundes im Ausland wird derzeit für Klimaschutzprojekte ver-
wendet, was gescheit ist, aber es gibt viele Klimaschutz-
projekte, die auch feinstaubrelevant sind. Das heißt, ich spare CO2 ein und ich spare Feinstaub ein mit dem glei-
chen Projekt, und ich finde, da sollte man einen Schwer-
punkt setzen. Das wäre doppelt gut investiertes Geld, das uns natürlich in Österreich auch zugute kommen würde, denn den Ferneintrag haben wir ja nicht nur in Wien, den haben auch andere Bundesländer.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage von Herrn Abg Mahdalik. 

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nach diesen SPÖ-internen Plaudereien hätte ich eine Frage an die sehr geehrte Frau Stadträtin. 

Sie haben bei einer Tempo 50-Diskussion gesagt, dass das gesamte Feinstaubpaket der Stadt Wien eine 10-prozentige Entlastung bringen soll. Die Tempo 50-Re-
gelung ist ein Teil dieses Pakets, ein Teil der Tempo 50-Regelung wurde wieder rückgängig gemacht. Ihrer Argu-
mentation zufolge kann sich das Ziel der 10-prozentigen Entlastung jetzt nicht mehr ausgehen. 

Daher meine Frage: Was werden Sie als amtsführen-
de Stadträtin jetzt unternehmen, um diese 10 Prozent-Zielvorgabe dennoch zu erreichen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich darf Sie vielleicht anfangs darüber aufklären, dass auch andere Gemeinderäte, die meiner Fraktion angehören, hier in diesem Haus ein Fragerecht haben. Also darf ich Sie ersuchen, das in Zukunft nicht mehr als SPÖ-Plauderei zu bezeichnen, sondern durchaus respektvoll zu akzeptieren, dass auch Gemeinderäte der SPÖ-Fraktion in diesem Haus ein Fragerecht haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Abschließend darf ich Sie beruhigen: Wir werden mit anderen Maßnahmen dafür sorgen, dass wir das 10 Pro-
zent-Ziel, das wir uns gesetzt haben und das ein sehr, sehr ehrgeiziges Ziel ist, erreichen werden. Ich habe von Beginn an gesagt, Feinstaub ist eine Debatte, die nicht irgendwann beginnt und im Jahr darauf endet, sondern das ist ein fortlaufender Prozess, wo wir uns permanent bemühen, unsere Leistungen sowohl in der Stadt zu verbessern, indem wir zum Beispiel den magistratischen Fuhrpark nachgerüstet haben, indem wir uns permanent bemühen, beim Winterdienst Verbesserungen zu erreichen, und indem wir auch immer auf der Suche nach neuen sinnvollen Maßnahmen sind, die wir in dieser Stadt setzen können, damit für die betroffenen Menschen die Feinstaubbelastung entsprechend zurückgeht. 

Also ich glaube, dass wir, wenn wir es auch noch schaffen – was ich sehr hoffe –, dass es auch von Bundesseite irgendwann eine Unterstützung für unsere Bemühungen gibt, durchaus gemeinsam einen großen Schritt weiterkommen können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 5. Zusatzfrage: Herr Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Vor nicht allzu langer Zeit haben wir einen Antrag gestellt, unterstützt von ÖVP und FPÖ, eine Untersuchung in der Stadt zu machen, ob es rechtliche Möglichkeiten gibt, die Winterreifenpflicht einzuführen. Die SPÖ hat es mit ihrer Mehrheit damals abgelehnt, eine Untersuchung zu machen, aber ich weiß ja, dass Sie durchaus dafür eintreten, weil Winterreifenpflicht eine sinnvolle Sache ist, auch für Wien. 

Deswegen meine Frage: Was werden Sie tun oder was können Sie tun, damit Winterreifenpflicht in Wien auch umgesetzt werden kann?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wir haben das nicht aus inhaltlichen Gründen abgelehnt, sondern deswegen, weil es einfach wirklich glasklar eine Bundesmaterie ist, völlig ohne Zweifel. Originell finde ich, dass die ÖVP mitgestimmt hat. Das muss da-
mals meiner Aufmerksamkeit entgangen sein, denn die säßen nämlich an der Quelle, was Bundesbeschlüsse betrifft, die sind nämlich dort in der Regierung. Das heißt, die könnten dort wirklich irgendwie Nägel mit Köpfen machen. Anstatt hier eine Winterreifenpflicht zu beschließen, könnten sie das ein paar hundert Meter weiter am Ring beschließen, dann bräuchten wir uns nicht Gedan-
ken zu machen, wie man auf Landesebene eine Bundeskompetenz umgehen kann. Das ist nämlich schwierig. Es gibt einfach diese Aufteilung, und das war auch der Grund, nehme ich einmal an, wieso meine Fraktion sich zu einer Ablehnung des Antrages entschlossen hat, weil es wirklich im Kraftfahrzeuggesetz ganz glasklar geregelt ist. 

Aber wenn Sie von der ÖVP dafür gestimmt haben, bin ich mir sicher, Sie werden sich auf Bundesebene ganz engagiert dafür einsetzen, dass es diese Winterreifenpflicht gibt, denn wie sonst kann man sich das erklären, dass Sie im Gemeinderat zugestimmt haben. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Damit ist die 1. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 00240-2006/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Ulm gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Verwahrloste Straßenzüge und Grätzl, nicht zuletzt durch über längere Zeit leerstehende Geschäftslokale hervorgerufen, wirken sich negativ auf das subjektive Sicherheitsgefühl der Menschen aus. Werden Sie sich für eine Reform der Bestimmungen der Wiener Bauordnung einsetzen, um eine bessere Handhabe gegen verwahrloste, leerstehende Geschäftslokale zu haben?)

Bitte um Beantwortung, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich bitte um Entschuldigung, ich bin stimmlich ein bisschen indisponiert. Das soll ja auch bei Sängern vorkommen, der ich zweifelsohne nicht bin, aber man kann sich dem offensichtlich nicht entziehen. 

Es ließe sich bei Ihrer Frage nun einmal zunächst schon trefflich streiten über die verwahrlosten Straßen und verwahrlosten Grätzeln, über die Slums in unserer Stadt und andere Dinge. Sei's drum. Ich will mich auf das Wesentliche beschränken, und das ist die Frage: Ist die Bauordnung ein Instrumentarium zur Lösung der Probleme leerstehender Geschäfte oder nicht? 

Da muss ich zunächst vorausschicken, dass wir über die Bauordnung einen einzigen tatsächlichen Ansatzpunkt haben, und das ist die Frage des Stadtbildes. Dies wäre rechtlich gesehen eine Möglichkeit, und diese Möglichkeit wollen wir auch immer wieder nutzen, insbesondere dort, wo sich auch die Perspektive bietet, dass wir mit Ersatzvornahmen tatsächlich auch unmittelbar Probleme lösen können. Aber wie das Instrument der Ersatzvornahme dann wiederum zu beurteilen ist, das wissen Sie wahrscheinlich noch besser als ich, denn ich kenne es mehr aus der Praxis und den Erfahrungen, die wir in dieser Stadt damit haben. 

Dass wir keine unmittelbare Handhabe gegen leerstehende Geschäfte aus dem Titel der Bauordnung heraus haben, das gebietet die Verfassung. Das ist keine Länderkompetenz und daher ist es auch in keiner der Bauordnungen der Länder entsprechend verankert. Ich denke, dass es aber sehr wohl Instrumentarien gibt, mit denen wir uns sehr, sehr bemühen, und eine einfache kurze Rücksprache, etwa mit einem Vizepräsidenten der Wiener Wirtschaftskammer, hätte Ihnen eine Menge Informationen gegeben, welche Aktivitäten der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds gemeinsam mit der Wirtschaftskammer, aber auch die Stadt Wien gemeinsam mit der Wiener Wirtschaftskammer setzt, um dem Geschäftesterben nicht nur in den Hauptstraßen, wenn man so will, sondern auch in den Nebenlagen entsprechend entgegenzuwirken. 

Wir wenden sehr viel Geld gemeinsam auch dafür auf, dass mit einer von mir außerordentlich anerkannten, äußerst effizienten Organisation in diesem Bereich mit dem Herrn Mondschein durchaus gute Arbeit geleistet wird. Aber Sie wissen natürlich so gut wie ich, dass wir damit nur einen Teil des Problems kompensieren können, das Kernproblem, das wir heute dabei haben, vor dem wir stehen, heißt Mietrecht. 

Wir haben als Wiener vor fünf Jahren eindrücklich davor gewarnt, dass man sowohl im Wohnbaubereich als auch bei den Geschäftsmieten die Mieten einfach freigibt, es also nicht zu Mietregelungen gekommen ist. Das führt dazu, dass man heute beispielsweise etwa auch in Lagen wie der Thaliastraße oder in anderen vergleichbaren Straßen statt 1 500 EUR wie noch vor kurzer Zeit 3 500 EUR Miete zahlt, und das ist halt für sehr viele Geschäfte ein erhebliches Problem. 

Es lassen sich einzelne Bereiche leicht lösen. Als die Grotta Azzura beispielsweise eine Verzehnfachung ihrer Miete hinnehmen musste, da war halb Wien auf den Beinen, von aktuellen bis zu pensionierten Politikern, da-
mit dieser Unfug beim Hauseigentümer wieder abgestellt wird und das Überleben dieses offensichtlich so bedeu-
tenden Kommunikationsortes Grotta Azzura gesichert ist. Aber wer kümmert sich um den kleinen Greißler, um den kleinen Glaserer, um andere kleine Gewerbetreibende, die natürlich nicht über diese Möglichkeiten verfügen? 

Daher denke ich, dass man sich an dem, was auch eine Vereinbarung zwischen der Wiener Wirtschaftskammer und der Stadt Wien, zwischen dem damaligen Präsidenten, der neuen Präsidentin und dem Wiener Bürgermeister ist, was Liegenschaften der Stadt Wien betrifft, orientieren könnte. Wir haben uns auf einen Quadratmeterpreis von hundert Schilling – damals noch so ausgemacht, jetzt ein bisschen mehr als acht Euro ungefähr, schon valorisiert – festgelegt, sodass wir zumindest beispielsweise in Neubaugebieten Greißlern, kleinen Gewerbetreibenden helfen, damit sie die Möglichkeit haben, auf Grund eines entsprechend niedrigen Mietzinses tatsächlich dort auch Fuß zu fassen. 

Also wenn man tatsächlich effizient die Fragen des Geschäftesterbens in Wien, sei es in Straßen wie der Wiedner Hauptstraße, sei es aber auch in Nebenlagen, bekämpfen will, so ist uns die Bauordnung nur eine geringe Hilfe. Die gemeinsamen Aktivitäten der Stadt Wien hingegen mit der Wirtschaftskammer und in der Frage des Mietrechts, die tatsächlich bedeutend ist, setzen wir sehr engagiert fort. Ich hoffe auf Ihre Unterstützung, insbesondere beim Bereich des Mietrechts, denn im ersteren Bereich, der Kooperation mit der Wirtschaftskammer, sind wir ohnehin ganz gut unterwegs. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Herzog. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Die 1. Zusatzfrage war noch nicht!) Oh, Entschuldigung!

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Landeshauptstadt Wien): Danke schön, Frau Präsidentin. 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann, zur Kooperation und Unterstützung bin ich natürlich sehr gerne bereit, wir sehen nur die Ansatzpunkte doch etwas differenziert. Ich glaube, dass das Mietrecht natürlich ein wesentliches Element bei der Beurteilung dieser Frage ist. Ich halte aber die Regelung für nicht so schlecht, sondern ich halte es für möglich, dass es bei anderen mietrechtlichen Regelungen noch mehr Leerstehungen geben könnte. Aber jedenfalls haben wir dieses Mietrechtsgesetz, und wir sollten auf Grund der bestehenden bundesrechtlichen Lage das Beste daraus machen. 

Wir haben leider ein Problem mit leerstehenden Geschäftslokalen und mit toten Auslagen. Das stört das Stadtbild, das ist nicht ästhetisch, das senkt das subjektive Sicherheitsgefühl der Wienerinnen und Wiener, und auch die objektive Sicherheit sinkt, und es ist ganz einfach nicht schön und unserer schönen Stadt nicht würdig. Wir haben alleine in der Westeinfahrt von Schönbrunn bis in die Innere Stadt links und rechts, auf beiden Seiten im Wiental 200 tote Auslagen, also 200 leerste-
hende Geschäftslokale gezählt. 

Mir geht es jetzt darum, dass Sie als Landeshauptmann sagen: Ergreifen wir eine politische Initiative! Wir haben ein Problem, lösen wir es auf irgendeine mögliche Art und Weise, sei es, dass wir einen Paragraphen in der Bauordnung heranziehen, um baupolizeiliche Maßnahmen umzusetzen, denn es gibt immerhin auch eine 
Strafbestimmung, die einen Höchststraftatbestand von 21 000 EUR und sechs Wochen Primärfreiheitsstrafe vorsieht. 

Ich bin nicht sicher, ob das der richtige Ansatzpunkt ist, ausschließlich mit Strafen gegen dieses Problem vorzugehen. Man könnte sich Förderungen ausdenken. Es gibt da schon einiges in diesem Bereich, aber jedenfalls ist es insgesamt noch zu wenig. (Abg Godwin Schuster: Er will die Rechtsanwälte beschäftigen, oder was?) Daher frage ich Sie, ob man da nicht mit einer Enquete oder mit einem anderen politischen Paukenschlag etwas erreichen könnte, um die Situation in unserem Wien zu verbessern. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich bin für alles, was neue Ideen, zusätzliche Ideen, Vorschläge erbringt, was immer. Ich bin ja kein Jurist, wie Sie wissen – im Gegensatz zu Ihnen –, und wenn mir Juristen jetzt völlig klipp und klar und eindeutig sagen, es bedarf einer Änderung der Bundesverfassung, damit wir in der Bauordnung die Frage der leerstehenden Geschäfte bekämpfen können, dann nehme ich das einmal so zur Kenntnis. 

Das Mietrecht, wie es zurzeit besteht, nehme ich schon weniger zur Kenntnis, denn ich glaube, dass wir da durchaus übereinstimmen, Herr Abgeordneter, Gesetze sind dazu da, dass man ihre Wirksamkeit in Hinblick auf die Zielerreichung valorisiert. Und wenn sie das nicht tun, sondern zum Beispiel wesentlich zum Geschäftesterben beitragen, dann kann man sie auch ändern. Gesetze sind von Parlamenten und von Abgeordneten gemacht, daher kann man sie auch wieder ändern. 

Ich hoffe intensiv und werde mich auch intensiv bemühen, dass dies geschieht, und sobald man über das Mietrecht wieder reden kann, sobald man wieder Partner findet, über das Mietrecht zu reden, die ich leider bei beiden derzeitigen Regierungsparteien nicht gefunden habe, obwohl alles das eingetreten ist, was man seinerzeit bei der Änderung dieses Mietrechtes, bei der so genannten Liberalisierung dieses Mietrechtes befürchtet hat, werde ich mich auch sehr dafür einsetzen, dass es geändert wird. 

Aber auch bis dahin sind wir nicht untätig. Ich darf noch einmal auf die gemeinsamen Aktivitäten mit der Wirtschaftskammer verweisen, die wir in diesem Jahr 2006 auch gemäß den Beschlüssen des Wirtschaftsförderungsfonds noch aufstocken, und zwar erheblich und signifikant aufstocken, weil wir durchaus sehen, dass es hier auch um direkte Unterstützungen gehen muss und nicht nur um die Frage der Bewerbung der so genannten Nebenlagen. Das wollen wir auch tun.

Ich gehe auch offenen Auges durch die Stadt, so wie Sie, und habe mir diese Sachen durchaus auch angeschaut. Ja, Sie haben Recht, es ist nicht gut, wenn man bei der Westeinfahrt den Eindruck gewinnt, dass über Gebühr viele Geschäfte zugesperrt haben und niemand Neuer aufgesperrt hat, aber es ist auch zum Beispiel für die Josefstädter Straße nicht gut. Da gibt es ein Herrenausstattergeschäft – weil wir gerade bei einem Teilbeispiel sind – an der Ecke Strozzigasse/Josefstädter Straße, das ist seit nunmehr zwölf Jahren zu. Ich habe mich der Mühe unterzogen, mich zu erkundigen, warum das so ist, warum das zu ist. Und eine Antwort findet sich schon, warum der zugesperrt hat. Er ist in Pension gegangen, hat aber niemanden gefunden, weil sich mit einer Änderungskündigung nach dem Mietrecht die Miete dort schlicht und ergreifend vervielfacht hat und sich folgerichtig natürlich kein Unternehmer findet, der mit dem Herrenausstattergeschäft oder von mir aus mit ei-
nem vergleichbaren Geschäft das Geld verdienen kann, was er dort an Miete zahlen müsste. 

Und das ist der Punkt für mich. Und wenn ich das alles sehe, dann kann ich nicht sagen, das Mietrecht ist halt so. Man kann von mir nicht verlangen, dass ich hergehe und sage, der darf Miete verlangen, was er will, und wir sollen aus Steuergeldern da zuschießen und zahlen, damit der Unternehmer dort überleben kann, und der Hausherr hat auch eine übermäßige Rendite bei der ganzen Geschichte. Das kann es nicht sein!

Wobei ich dann durchaus auch sage, dass die Renditen heute im Immobilienbereich nicht gewaltig sind. Sie liegen bei etwa 6 Prozent, sofern ich das jetzt richtig im Kopf habe, also in etwa im Durchschnitt der Baubranche und weit unter dem, was beispielsweise im Gelddienstleistungssektor zu verdienen ist. Aber das ändert jetzt nichts an der Tatsache, dass gerade für den kleinen Un-
ternehmer das auf diese Art und Weise nicht leistbar ist. 

Daher sage ich noch einmal: Jawohl, wir bekennen uns absolut dazu, offensiv gemeinsam mit der Interessensvertretung der Wirtschaft hier Aktivitäten zu setzen, und wollen diese auch wirklich durchführen, aber ich muss auf der anderen Seite auf diesen Punkt, der ein bedeutender Punkt ist, nämlich das Mietrecht, aufmerksam machen. Und ich sage Ihnen heute schon: Wenn ich Gehör finde, dann werde ich zweifelsohne massiv dafür eintreten, dass das Mietrecht geändert wird, um den kleinen Unternehmen ein Überleben zu ermöglichen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen jetzt zur 2. Zusatzfrage. Herr Abg Herzog, bitte.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Keine Frage, dass die Leerstehungen ein echtes Pro-
blem sind. Sie finden allerdings nicht nur in den großen Geschäftsstraßen statt, sondern natürlich auch in den Grätzeln, die schon seit langem Leerstehungen in gro-
ßem Ausmaß haben und wo Verödungen eintreten. Wir haben ja vor längerer Zeit eine Förderschiene für Klein-
garagen errichtet, die die Möglichkeit für ebenerdige Kleingaragen geschaffen hat. Die Ausnützung hält sich in Grenzen. Das wäre aber, wie ich glaube, ein guter Beitrag, um den ruhenden Verkehr deutlich zu entlasten. Das wird leider auch zu wenig ausgenützt.

Was das Mietrecht betrifft, möchte ich mir schon den Hinweis erlauben, Herr Landeshauptmann, dass letzten Endes der Kern der Bestimmungen, die Sie heute beklagen, großkoalitionären Ursprungs gewesen ist. Wir haben hier in diesem Haus Anfang der 90er Jahre heftige Debatten mit dem Herrn Edlinger als damaligen Stadtrat gehabt, bei denen es um das Ja oder Nein zu dieser Mietrechtsreform gegangen ist, die sicherlich dann durch Änderungsgesetze noch weiterentwickelt wurde. Aber im Kern geht das auf großkoalitionäre Bestimmungen zurück, und was Sie heute beklagen, haben Sie damals heftig verteidigt. Übrigens ist auch die Arbeiterkammer, die damals massiv für dieses Recht eingetreten ist, heute natürlich massiv dagegen.

Von dem einmal abgesehen würde ich auch feststellen, dass die Gemeinde Wien ja der größte Hausherr Europas ist – Sie sozusagen oder Wiener Wohnen oder StR Faymann, das kann man sich aussuchen –, und es gibt dieses Geschäftesterben ja auch im Gemeindebau. Jetzt weiß ich schon, dass natürlich von den Lagen her die wirtschaftliche Substanz gegeben sein muss, damit sich ein Geschäft halten kann. Aber dessen ungeachtet möchte ich wissen: Was können Sie machen, damit das Geschäftesterben im Gemeindebaubereich hintangehalten wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich bezweifle ja nicht Ihre Kenntnisse im Bau- und Mietenbereich, aber ich darf Sie auf einen wesentlichen Unterschied hinweisen. Der Unterschied besteht darin, dass man tatsächlich in jener fernen Zeit, wo wir noch wesentlich jünger gewesen sind und wo es eine große Koalition gegeben hat, die Mietzinsobergrenzen bei den Kategorien A und B abgeschafft hat. Es war dies, wie Sie sich vorstellen können, nicht gerade das Herzensanliegen der Sozialdemokraten, aber sie haben dem letztendlich zugestimmt. 

Das allerdings hat immerhin bedeutet, dass beim Wohnen C- und D-Mietzinsoberbegrenzungen damals erhalten geblieben sind, und selbstverständlich hat die Wirtschaft damals auch darauf geachtet, dass die ÖVP Obacht gibt auf die Mieten bei den Geschäftslokalen. Das hat sich im Zuge bestimmter Entwicklungen rund um das Jahr 2000 verändert. Warum ich mich das mit dieser Sicherheit zu behaupten traue, ist, weil ich den Auftrag gehabt habe, die Fragen des Mietrechts mit dem heutigen Ersten Präsidenten des Nationalrates auf Parteienebene zu verhandeln, was allerdings über den Austausch von Papieren nicht hinausgegangen ist. Wie Sie ja wissen, ist Ihre Partei in die Regierung eingezogen und nicht die Sozialdemokraten. 

Daher hat sich natürlich auch die Position, die Herr Präsident Khol damals zum Mietrecht vertreten hat, was aus dem Papier auch nachweisbar ist, auch in der Gesetzesrealität durchgesetzt, mit der Zustimmung der Frei-
heitlichen, und die unterscheidet sich massiv von dem, was Sie hier als großkoalitionär abgetan haben. Erstens sind nämlich auch beim Wohnen die Mietzinsobergren-
zen abgeschafft worden, aber im besonderen Ausmaß gilt dies auch für die Geschäftslokale, sodass eigentlich hier ein Mietrecht geschaffen wurde, das im Wesentlichen den Hausherren alle Rechte einräumt und den Mietern, egal, ob Sie nun Wohnungsmieter oder Geschäftsmieter sind, die Rechte genommen hat, jedenfalls was die ökonomische Grundlegung betrifft. Das ist ein wesentlicher Unterschied. (Abg Johann Herzog: Das ist eine Angelegenheit der Angemessenheit!) Der Angemessenheitsbegriff – eine tolle Geschichte. Ohne Mietzinsobergrenzen ist der Angemessenheitsbegriff heute so – und das muss ich Ihnen halt auch sagen, weil Sie mich gefragt haben, was die Stadt Wien macht –: Bei uns, zum Beispiel im Gemeindebau oder in Häusern und Liegenschaften, die der Stadt Wien gehören, kostet heute der Quadratmeter für Geschäftslokale zwischen 8 und 9 EUR, wie mit der Wirtschaftskammer vereinbart, und auf der anderen Seite reden wir heute bei durchaus vergleichbaren Lagen von 100, 150 und noch mehr. Da sage ich halt schon, das ist ein wesentlicher Unterschied. 

Auf einen Umstand darf ich Sie auch noch hinweisen, ohne zu sehr ins Detail zu gehen, aber es ist einfach notwendig, dass man Sachen nicht im Raum stehen lässt. Das Geschäftesterben im Gemeindebau liegt bei 10 Prozent von dem, was mit dem Geschäftesterben im Allgemeinen vergleichbar ist, und im Wesentlichen sind dies Nachfolgeprobleme und nicht durch das Mietrecht induzierte Probleme, weil wir hier rechtzeitig von unserer Seite her den Beitrag geleistet haben – ich sage es noch einmal, in einer Vereinbarung mit der Wirtschaftskammer –, den man von der Stadt nicht zuletzt auch in der Versorgung solcher Gebiete erwarten kann.

Ich denke, dass es dabei gar nicht um ein Federl am Hut oder um Schuldzuweisungen oder sonst etwas geht, sondern es geht um eine klare Problemanalyse, denn nur vor dem Hintergrund der Problemanalyse wird man ergänzend zu dem, was wir an Fördermaßnahmen heute schon machen, ausweiten – ich sage es noch einmal: Für jeden vernünftigen Vorschlag bin ich immer dankbar und offen gewesen –, aber auf der anderen Seite muss die Änderung des Mietrechtes stehen. Das sind die Lösungsansätze dafür.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Abg Dipl Ing Gretner, bitte.

Abg Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben gerade die klare Problemanalyse angesprochen. Es ist unbestritten, dass das Mietrecht eine große Rolle spielt. Ich möchte Ihnen auch gleich als An-
regung mitgeben, wenn Sie sich auf Bundesebene dafür einsetzen sollten, sollte es eine Regierungsänderung ge-
ben, dass es bis in die 60er Jahre sogar eine Art Abgabe für leerstehende Geschäftslokalflächen gegeben hat, die damals sehr wirkungsvoll war. 

Die Mittel der Wirtschaftskammer aufzustocken, macht sicher auch Sinn. 

Was bisher überhaupt noch nicht diskutiert wurde, ist, auch die Auswirkungen des Garagengesetzes mit zu bedenken. Was der Kollege der freiheitlichen Fraktion angesprochen hat, sehe ich naturgemäß ganz anders. Also auch Garageneinfahrten tragen nicht wirklich zu einem ästhetischen oder auch sicherheitsfördernden Stadtbild bei, im Gegenteil, FußgängerInnen werden immer mehr abgeschreckt, sich auf öffentlichen Gehsteigen zu bewegen. Es gibt nichts zu sehen und es ist auch nicht ungefährlich, bei Ein- und Ausfahrten mit Kindern vorbeizuspazieren. 

Wir bringen diesbezüglich heute einen Antrag ein. Nur kurz zur Erklärung: Es ist derzeit so, dass man, wenn man so eine Kleingarage schafft, dadurch im öffen-
tlichen Raum natürlich einen Stellplatz entfernt, weil man ja einfahren muss. Nach der derzeitigen Rechtslage heißt es nur, man muss mehr Garagenstellplätze schaffen, als man dem öffentlichen Raum wegnimmt, und in der Regel führt das dazu, dass zwei Privatstellplätze geschaffen werden und ein öffentlicher Stellplatz verloren geht. Wir möchten anregen, dass sich da zumindest das Verhältnis ändern müsste, dass man also quasi zumindest drei Stellplätze schaffen müsste, wenn man schon im öffentlichen Raum einen wegnimmt. 

Meine Frage daher: Wie stehen Sie zu Änderungen des Garagengesetzes? Was werden Sie unternehmen? Können Sie sich vorstellen, unseren Antrag zu unterstützen? 

Zur Bauordnung wollte ich noch sagen, dass es nicht so ist, dass man da keine Handhabe hat mit den derzeitigen Regelungen. Vor allem in Neubaugebieten – man sieht es ja selbst – geht man ständig an Mülllagerräumen, an Kinderwagenabstellräumen und Garageneinfahrten vorbei. Wenn man ermöglichen würde, Erdgeschoßzonen höher zu bauen, so wie das in Gründerzeithäusern der Fall war, würde das auch attraktiver werden für potentielle Mieter.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also erstens, bei allem Verständnis, aber wenn mir der Vorsitzende der Bauoberbehörde, der gleichzeitig auch Magistratsdirektor der Stadt Wien ist, sagt, in der Bauordnung schaut das rechtlich so aus, dann habe ich jenes notwendige Niveau an Vertrauen zu ihm, dass ich ihm das auch glaube. Aber es ist keine Frage, dass wir dann auch darüber diskutieren können. Das scheint mir nicht wirklich das Problem zu sein. 

Was Ihre Anregung zu den Garagen betrifft, so halte ich das selbstverständlich für interessant. Sollte es vor diesem Hintergrund möglich sein, dass die Grünen in Zukunft nicht jedes Garagenprojekt ablehnen, sondern sich zumindest dazu durchringen, dass man Autos, die man kauft, wenn man schon nicht fahren darf damit, zumindest abstellen kann, dann wäre das aus meiner Sicht durchaus ein wesentlicher Schritt vorwärts, und das könnte man sich dann durchaus überlegen. Das wäre schon was. Ich würde sagen, das sollte man sich überlegen. Also so gesehen halte ich das schon für vernünftig. 

Was jetzt diese Abgabe auf die leerstehenden Geschäftslokale betrifft, so muss ich auf einen nicht ganz unwesentlichen Unterschied hinweisen, und das ist die Rendite von Immobilien. Zu dem damaligen Zeitpunkt, als diese Abgabe eingeführt wurde, war die Rendite auf die Immobilien, nicht zuletzt ausgelöst durch den Wiederaufbauboom, natürlich eine völlig andere. Die ist in der Nähe dessen gelegen, was man damals in Österreich im Gelddienstleistungsbereich an Rendite gehabt hat. In der Zwischenzeit hat sich das verändert. Das war auch schon viel tiefer, als es heute der Fall war. Heute ist es – ich sagte es schon, wenn ich das richtig im Kopf behalten habe – etwa bei 6 Prozent. Das ist vergleichbar der Bauwirtschaft. Daher denke ich, dass uns das heute natürlich auch nichts bringt, denn ich habe ja nichts davon, dass ich an diesem Schräubchen drehe, wenn ich auf der anderen Seite dann Investoren zum Herrichten der Häuser und der Wohnungen oder Investoren im Bereich des Neubaus verliere. Also das hätte ja auch auf der anderen Seite keinen Sinn. Daher denke ich, ist das kein guter Vorschlag, und man wird Mitte der 60er Jahre schon gewusst haben, warum man es abschafft.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): In meiner Anfrage ist das subjektive Sicherheitsgefühl angesprochen. Das subjektive Sicherheitsgefühl wird bekanntlich durch Uniformierte im öffentlichen Raum erhöht. Solche Uniformierte sind auch die Parkraumüberwachungsorgane, und ich frage Sie, ob Sie für die Zusammenlegung der Weißkappler und Blaukappler in Wien sind.
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter, ich will es bei der Antwort belassen, die Sie zu Recht von mir erwarten können, nämlich dass ich die derzeitige Überwachung des ruhenden Verkehrs nicht für der Weisheit letzten Schluss halte. Ich darf Ihnen zusichern, dass wir bemüht sind, einen Zustand, wo sich drei uniformierte Wachkörper, die zweifelsohne alle sehr adrett sind und das Straßenbild verbessern, zu ändern und doch eher auf zwei zu reduzieren. Am liebsten wäre mir einer. Darum bemühe ich mich sehr.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zum 3. Anfrage (FSP - 00238-2006/ 0001 - KSP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Alois Mayer gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Ende 2005 wurde das neue Wiener Tierhaltegesetz im Wiener Landtag beschlossen. Welche Neuerungen und Verbesserungen ergeben sich dadurch für die Tierhaltung in Wien?)

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Tierschutz ist das Thema Ihrer Frage. Wir haben nach dem sehr erfreulichen Beschluss des Bundestierschutzgesetzes im Nationalrat als Konsequenz daraus dann auch das Wiener Tierhaltegesetz novelliert. Wir haben es zuerst einmal um die Kompetenz des Tierschutzes bereinigt, wenn Sie sich erinnern, und haben dann in einem zweiten sehr, sehr wesentlichen Schritt auch das Tierhaltegesetz modernisiert. Das Ergebnis ist das nun vorliegende Gesetz, mit dem wir sehr zufrieden sind. Sehr zufrieden bin ich vor allem auch deswegen, weil es uns ja durch einen Abänderungsantrag dann doch noch gelungen ist, den Bund zu überzeugen, diesem Gesetz zuzustimmen. Das war ja bis zum letzten Augenblick eigentlich unklar, weil der Bund sehr lange mit einem Einspruch gedroht hat. Das hätte das ganze Gesetz zu Fall gebracht.

Wir haben das sehr ausführlich auch hier in diesem Haus diskutiert, und das hat ja auch nicht zuletzt dann bei der ÖVP dazu geführt, dass sie in letzter Sekunde trotz Zustimmung im Ausschuss dann hier im Landtag noch abgesprungen ist von dem Gesetz. Wir konnten aber mit dem Abänderungsantrag das ganze Projekt noch retten und haben jetzt wirklich ein sehr, sehr gutes Tierhaltegesetz als Ergebnis bekommen. 

Ich möchte auch allen Fraktionen, die uns da unterstützt haben, wirklich Dank aussprechen, weil es ein wichtiger Schritt vorwärts war. 

Worum geht es jetzt in dem Tierhaltegesetz? Was sind die wesentlichen Verbesserungen? Was sind die wesentlichen Punkte? Die Sicherheit der Menschen, aber auch die Sicherheit der Tiere stehen jetzt im Vordergrund, nachdem der Tierschutzaspekt ja ausgelagert worden ist. Wir haben die Möglichkeit, aus sicherheitspolizeilichen Gründen Tier- beziehungsweise Hundehalteverbote auszusprechen. Das war eine wichtige Anregung, die wir sozusagen aus der Praxis der letzten Jahre gelernt haben, wenn es Gefahr für Menschen oder Artgenossen gibt, Belästigungen oder bei Zuwiderhandlung gegen behördliche Aufträge. Das ist, glaube ich, ein wichtiger Schritt für die Sicherheit und das sichere Zusammenleben von Tier und Mensch in dieser Stadt. 

Seit 1. Jänner gibt es auch eine verpflichtende Haftpflichtversicherung für Hunde, und zwar für solche, die seit 1. Jänner hier in Wien neu gemeldet oder geboren sind. Es ist eine Deckung von bis zu 700 000 EUR vorgesehen. Auch das ist wirklich ein sehr wichtiger Schritt, weil wir aus der Vergangenheit wissen, dass es oft durchaus auch zu Schäden gekommen ist. Ein Hund hat den anderen gebissen, aufwändige Operationen waren die Folge, niemand ist für die Kosten aufgekommen. Das gibt es auch in anderen Bundesländern schon, und ich glaube, dass das für die Sicherheit auch ein großer Schritt vorwärts war.

Wir haben den so genannten Freibiss beendet, der sozusagen eine inoffizielle Bezeichnung im Tierschutz und Tiersicherheitsbereich war. Es gibt jetzt die Möglichkeit, dass die Behörde schon bei fortwährender Gefährdung oder Belästigung bestimmte Auflagen erteilt. Das war eine wichtige Anregung, die wir vor allem auch von der Polizei bekommen haben, weil es davor ja eher so war, dass zuerst einmal was passieren musste, bevor die Behörde tätig werden konnte. 

Ein wichtiger Mosaikstein wird jetzt mit Ende Jänner fertig: Der Hundeführschein. Zunächst im Gesetz vorgesehen ist der verpflichtende Hundeführschein für die Fälle, wo es zu problematischen Vorfällen gekommen ist. Da konnte die Behörde bisher sagen, okay, Leinenpflicht, Beißkorbgebot, was eher eine Symptombekämpfung ist. Jetzt können wir das Übel sozusagen an der Wurzel packen und den Problemhundebesitzern einen Hundeführschein vorschreiben, der dann hoffentlich zu einer Verbesserung der Situation führt. 

Parallel dazu gibt es den freiwilligen Hundeführschein, wo wir mit besonderen Zuckerln versuchen wollen, möglichst viele Wienerinnen und Wiener dazu zu bewegen, diesen freiwilligen Hundeführschein mit ihren Tieren zu machen, damit es eben zu einem besseren Zusammenleben in der Stadt kommt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Derzeit raten Sie den Hundebesitzern, den Hundekot per Hand in ein Sackerl zu füllen und dieses dann in den nächsten Papierkorb zu werfen. Aus Sicht der Hygiene ist das sehr bedenklich. Daher meine Frage: Gibt es wirklich keine hygienischere Lösung für Wien?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, Sie kennen das ja auch aus anderen Städten. In anderen Städten funktioniert das klaglos, dass Hundebesitzer sich selbst um die Hinterlassenschaften ihres Hundes kümmern, und ehrlich gesagt bin ich zuversichtlich, dass wir das irgendwann auch in Wien schaffen werden, wenngleich das bisher ein mittelfristiges Projekt ist, was ich zugebe.

Eine hygienischere Lösung? Ich bin mir nicht ganz sicher, was Ihnen da vorschwebt. Denken Sie an eine Art Staubsauger? Ich weiß es nicht, ich frage nur. Also ehrlich gesagt, ich glaube, im Zweifelsfall wird uns nichts anderes übrigbleiben, als dass das jeder Hundebesitzer irgendwie selber macht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. – 2. Zusatz-
frage: Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, Sie haben vorhin das Bundestierschutzgesetz angesprochen, und im Bundestierschutzgesetz, aber auch im Wiener Tierschutzgesetz ist ja das Verbot von Wildtieren in Zirkussen geregelt. Jetzt gibt es Bestrebungen der EU-Kommission, genau dieses Verbot mit der Begründung, es widerspricht der Dienstleistungsfreiheit, wieder aufzuheben. 

Was unternimmt die Stadt Wien, um dieses Wildtierverbot auch weiterhin im Tierschutzgesetz zu verankern?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe das auch mit großer Besorgnis gelesen, denn das war einer der Punkte, der auch bei den Verhandlungen des Bundestierschutzgesetzes völlig unumstritten war, dass nämlich dieses Wildtierverbot in Zirkussen ein wichtiger Bestandteil sein soll. Im Wiener Landesgesetz ist das jetzt nicht mehr enthalten, weil alle Tierschutzkompetenzen auf den Bund übergegangen sind. 

Ich werde mich selbstverständlich dafür einsetzen, so wie ich mich auch dafür eingesetzt habe, dass diese Singvogel-Fangerlaubnis, welche Ministerin Rauch-Kallat kurzzeitig erteilen wollte, nicht zustande gekommen ist. Wir haben jetzt auch mit unserem Tierschutzombudsmann, glaube ich, einen wirklich sehr engagierten Mitstreiter in dieser ganzen Tierschutz-Causa gewonnen, der natürlich auch schon aktiv ist. Gerade Wien war im Zirkusbereich wirklich Vorreiter, und es war ein wichtiger Beitrag des Landes Wien, das in das Bundestierschutzgesetz einzubringen.

Ich werde mich also sicherlich darum kümmern. Ich habe sozusagen aus den Augenwinkeln schon wahrgenommen, dass es diesbezüglich Bestrebungen der Europäischen Union gibt, habe mich aber noch nicht im Detail kundig gemacht, wie groß die Chancen auf Umsetzung jetzt wirklich sind. Mir würde das, ehrlich gesagt, sehr absurd vorkommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Bitte, Herr Abg Par-
zer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Papier ist geduldig. Sie wissen ja: Gesetze werden gemacht, aber nicht immer so eingehalten, wie wir es gerne hätten. Das gilt für die Leinenpflicht, das gilt für den Hundekot und so weiter. Das ist jetzt aber nicht meine Frage.

Es gibt auch eine Chip-Pflicht, und meine Frage zielt darauf hin: Was werden Sie jetzt unternehmen, um einmal Klarheit bei den Hundeführern zu schaffen? Wann wird diese Pflicht wirklich gesetzlich einzuhalten sein? Wie wollen Sie das bewerkstelligen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie rennen mit der Chip-Pflicht offene Türen bei mir ein, das kann ich Ihnen sagen. Das Problem ist, dass es nach wie vor diese Chip-Verordnung des Bundes nicht gibt. Diese liegt nicht vor, und so lange diese Verordnung nicht vorliegt, gibt es auch keine Chip-Pflicht. Jetzt hatten wir in Wien die etwas seltsame Situation, dass wir in unserem Landestierschutzgesetz bereits eine Chip-Verpflichtung gehabt hätten. 2004 war das Übergangsjahr, ab 1.1.2005 wäre das in Kraft getreten. Jetzt kam quasi das Bundestierschutzgesetz dazwischen, und bis heute liegt die entsprechende Verordnung nicht vor, und im Gesetz ist noch einmal zusätzlich eine Übergangsfrist von einem Jahr vorgesehen. Das heißt: Der Übergangszeitraum, der mit einem Jahr angedacht gewesen wäre, hat sich mittlerweile schon auf beinahe drei Jahre ausgeweitet, und es gibt keinerlei Signale von der Frau Bundesminister, wann sie endlich etwas zu tun gedenkt.

Ich kann Sie also nur ersuchen, auch in diesem Hinblick auf sie einzuwirken, weil das natürlich für die HundehalterInnen in Wien negative Auswirkungen hat. Ein paar haben schon begonnen, und ein paar haben gesagt: Schauen wir einmal, ob das überhaupt jemals kommt.

Ich ärgere mich deswegen darüber, weil wir denen bei den Verhandlungen zum Bundestierschutzgesetz im Hinblick auf das Versprechen, dass die Verordnung sofort erlassen wird, großzügigerweise noch ein Jahr Übergangsfrist eingeräumt hatten. Jetzt sind mittlerweile schon eineinhalb Jahre ins Land gezogen und von der Verordnung keine Spur! Für die Hundebesitzer ist das natürlich jetzt doch eine gewisse Verunsicherung. Und ich kann das auch nicht nachvollziehen. Ich meine: Was ist so schwierig daran, eine Verordnung zu machen? Ich weiß auch nicht genau, wo es hängt! Wir haben schon öfters darauf gedrängt, allerdings bisher mit wenig Erfolg. Aber wenn Sie das unterstützen, Herr Kollege Parzer, werden wir da sicherlich einen großen Schritt weiterkommen!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Da ein Teil meiner Frage vorweggenommen wurde und wir natürlich wissen, dass geraume Zeit verstrichen ist, in der wir uns bemüht haben, mit dem Bund auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen, frage ich Sie, Frau Stadtrat: Sehen Sie hier überhaupt ein Licht am Horizont, dass der Bund mit seinen Bünden – wie man in diesem Fall wohl sagen kann, weil es sich ja hauptsächlich um die ÖVP handelt – irgendwann einmal auf einen grünen Zweig kommt und wir zu einem Bundestierschutzgesetz kommen, das auch das Chippen von Katzen und Hunde beinhaltet?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das verhält sich ja anders als in Wien. Wir hatten das Chippen von Hunden und auch das Chippen von Katzen enthalten. Derzeit ist absolut nicht absehbar, wann diese Verordnung erlassen werden soll. Mir persönlich tut das wirklich Leid, weil ich eigentlich den Hinderungsgrund nicht sehen kann. Ich glaube, dass das eine gute Sache war, deswegen hat man sich auch darauf geeinigt. 

Im Bundesgesetz ist, wenn die Verordnung in Kraft getreten sein wird, sowieso noch einmal ein Jahr als Übergangszeitraum vorgesehen. Das heißt, es wäre ohnehin auch dort genug Zeit für eine Umstellung gewesen. Warum man sich damit so lange Zeit lässt, weiß ich nicht! Aber es war von Anfang an einer der Hauptkritikpunkte von allen Seiten, dass das Bundestierschutzgesetz auf 16, 17, 18 Verordnungen gefußt hat und man immer gesagt hat, dass es viel gescheiter wäre, das gleich gesetzlich zu regeln und hineinzuschreiben. Das hat man nicht gemacht, und jetzt warten wir auf die Verordnungen. Ich werde wieder einmal einen Brief schreiben und fragen, was jetzt geschehen wird, weil das natürlich für uns, die wir, im Gegensatz zu anderen Ländern, die das vorher noch nicht hatten, schon damit begonnen haben, eine besonders blöde Situation ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 3. Frage erledigt.

Wir kommen zur 4. Frage (FSP – 00244‑2006/0001 – KFP/LM). Sie wurde von Frau Abg Veronika Matiasek an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Welche gesetzlichen Änderungen sind in dieser Legislaturperiode geplant, um die Formen direkter Demokratie in Wien bürgerfreundlicher und effektiver zu machen?)
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich will es Ihnen, mir, uns ersparen, jetzt auf die Instrumentarien der direkten Demokratie, die es in Wien gibt, taxativ aufzählend einzugehen. Ich gehe davon aus, dass Ihnen diese bekannt sind, und nehme daher an, nachdem Sie in der Fragestellung von “bürgerfreundlicher und effizienter“ gesprochen haben, dass es Ihnen um die Frage der Durchführung bei diesen Instrumentarien der direkten Demokratie geht.

Ich habe im April oder Mai des vergangenen Jahres eine nahezu gleichlautende Anfrage des Herrn Klubobmannes Dr Tschirf beantwortet, in der ich all den Bereichen, in denen man elektronische Abstimmungsmöglichkeiten vorsehen kann, die zweifelsohne unbürokratischer, bürgerfreundlicher und effizienter sind, durchaus das Wort rede. Ich bin mir allerdings auch sicher, dass es unbestrittene Prämissen dafür gibt, dass man diese Methoden anwendet, nämlich die Wahrung des geheimen Wahlrechts. Das halte ich – so wie sicherlich auch Sie und alle hier – für zentral, und wenn dies entsprechend gewährleistet ist, dann stehe ich solchen Verbesserungen hier zweifelsohne sehr, sehr positiv gegenüber.

Die Frage zusätzlicher Tage, zusätzlicher Abstimmungslokale und ähnliche Fragen mehr sind dann im Detail auch mit der zuständigen Stadträtin zu besprechen. Ich habe, ähnlich wie bei der Frage der Wahlbeteiligung, großes grundsätzliches Interesse daran, dass an solchen Ereignissen möglichst viele Menschen teilnehmen, sowohl betreffend direkte Demokratie als auch Wahlen selbst, denn ich halte es für sehr wichtig, dass die Menschen sich auch in dieser Form entsprechend artikulieren und sich nicht zuletzt auch ihrer Verantwortung gegenüber der Gemeinschaft bewusst sind.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Frau Abg Matiasek, bitte.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Landeshauptmann.

Wenn wir Mittel der direkten Demokratie, etwa die Volksbefragung oder das Volksbegehren, ansprechen, dann müssen wir feststellen, dass es doch eine Reihe von Hürden für Menschen oder Initiativen gibt, die sich zu einem gewissen Thema artikulieren wollen, etwa dass man überhaupt 57 106 Unterschriften braucht. Ich denke, dass der Wunsch nach einer Größenordnung von 30 000 auch ein Wille ist, den man wahrnehmen muss.

Jetzt gilt: Die Unterschriftenlisten müssen nach Bezirken geordnet sein. Auf einem Formular dürfen ausschließlich die Bewohner eines Bezirkes unterschreiben. Die Unterzeichner müssen durchnummeriert werden. Auf dem Unterschriftenblatt muss beidseitig ein Raster auszufüllen sein. Zusatzinformationen auf den Unterschriftenlisten sind untersagt. Der Gemeinderat muss dem Ergebnis nicht folgen. Und für einen Teil des Stadtgebietes ist das Sammeln von Unterschriften erst gar nicht vorgesehen. 

Das ist doch eine Reihe von Hürden! Ich meine, wenn man der direkten Demokratie das Wort redet und sie unterstützen will, dann müsste man sich doch gewisse Änderungen oder Erleichterungen für eine solche Form der direkten Demokratie überlegen!

Daher frage ich Sie, Herr Bürgermeister und Landeshauptmann: Werden Sie in Anbetracht dieser gesetzlichen Hürden in nächster Zeit Initiativen setzen, um die politischen Anliegen der Wiener Bevölkerung auf diesem Weg leichter umsetzbar zu machen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Bei den Beispielen, die Sie hier jetzt aufgezählt haben, würde ich ziemlich streng unterscheiden.

Ich komme zunächst zu jenem Kriterium betreffend die knapp über 57 000 Unterschriften, die Sie erwähnt haben, die in Diskussion waren und jetzt offensichtlich wieder in Diskussion kommen, worüber man selbstverständlich sprechen kann. In der damaligen Entscheidung darüber hat man sich daran orientiert, wie dies in anderen Bundesländern ausschaut. In Niederösterreich braucht man schlussendlich auch 50 000 Unterschriften, und Niederösterreich ist vergleichbar von der Wählerzahl her. Es ist dies aber zweifelsohne etwas, worüber man diskutieren kann.

Es gibt allerdings Dinge, auf die ich schon gewissen Wert legen möchte, denn es muss auch so etwas wie Ordnung in der Demokratie geben. So habe ich mir etwa manche Unterschriftenlisten angesehen, die in der jüngeren Zeit kursiert sind, beispielsweise im ersten Bezirk zur Frage der Garage auf dem Neuen Markt vor der Wahl der neuen Frau Bezirksvorsteherin – damit ich nicht missverstanden werde –, und musste zur Kenntnis nehmen, dass auf diesen Unterschriftenlisten auch eine ganze Reihe von Vorarlbergern und Tirolern und andere gegen diese Garage unterschrieben haben. Da sage ich: Mag ja wohl alles sein, aber als unmittelbare Anrainer – wie das die Frau Vorsteherin versteht – würde ich diese nicht bezeichnen.

So gesehen, sage ich: Man soll keine unnötigen Bürokratiehürden aufbauen, aber Ordnung sollte es sehr wohl geben. Ich denke, darin stimmen wir auch überein. Der Wille muss objektiv nachvollziehbar sein, und es darf nicht der Manipulation Tür und Tor geöffnet werden. Wenn das gewährleistet ist, bin ich für alles offen.

Die Frage der Verbindlichkeit solcher Ereignisse für den Wiener Landtag oder den Gemeinderat werden wir sicherlich in Konnex mit dementsprechenden Bestimmungen auf Bundesebene behandeln. Wir halten uns nicht immer daran, wie beispielsweise beim Minderheitenrecht für Untersuchungsausschüsse. Aber gelegentlich sollte man schon dafür sorgen, dass wir zu einer einheitlichen Regelung kommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Ich möchte mich auf das Wesentliche beschränken: Sie, aber auch Vertreter aller Fraktionen haben nach der Wahl die geringe Wahlbeteiligung angesprochen. Es standen auch einige Vorschläge im Raum, wie man die Wahlbeteiligung heben kann.

Dafür gibt es eine sehr einfache Maßnahme, die Sie jetzt angesprochen haben. Ich habe nur immer das Gefühl, dass das uns alle betrifft, dann aber wieder verebbt, bis man am nächsten Wahltag wieder den Schreck bekommt. Es geht um die Anfragen, die Sie und wir vor jeder Wahl bekommen, in denen die Leute sagen: Ich bin an diesem Sonntag leider nicht in Wien. Wie ist das mit Wahlkarten? Und dann kommen die bekannten Ausreden, warum es nicht geht.

Ich gehöre zu denen, die das Wahlgeheimnis für extrem wichtig halten. Es gibt bereits einen Vorschlag, zu dem es offensichtlich breiteren Konsens gibt, dass man – wie auch in anderen Fällen möglich – bereits zwei Wochen vor der Wahl in Wien seine Stimme abgeben kann, also nicht nur an einem Tag, sondern länger. Das kommt all jenen zugute, die auf Urlaub oder Dienstreisen sind, denn wir sind jetzt nun einmal eine mobilere Gesellschaft. Es ist dies meiner Meinung nach ein sehr intelligenter, schlauer, guter Vorschlag, der auch nicht parteipolitisch irgendwie vereinnahmt wird, und genau auf diesen möchte ich mich jetzt konzentrieren. Wenn Sie das jetzt nämlich positiv beantworten – was ich hoffe! –, dann steht einem breiteren und konkreten Antrag, der das wirklich umsetzt, vielleicht nichts im Wege.

Zur Wahrung der geheimen Wahl im Rahmen der derzeitigen bundesgesetzlichen Möglichkeiten: Sind Sie dafür – und wenn ja, in welchem Ausmaß? –, dass, wie anderswo möglich, beginnend beispielsweise 14 Tage vorher, an einigen bürgernahen Stellen in Wien bereits die Wahl abgegeben werden kann, mit dem Ziel, dass allen, die wählen wollen, das auch ermöglicht wird, wissend, dass viele erst darüber nachzudenken anfangen, wenn die Wahl am nächsten Sonntag ist?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Man weiß, dass ich persönlich Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der Wahlbeteiligung führen, außerordentlich positiv gegenüber stehe. Überhaupt gar keine Frage, dass das für mich ein grundsätzliches und wesentliches Thema ist. Das bestreitet auch in den diesbezüglichen Diskussionen de facto niemand. Ich weiß, dass es durch-
aus vernünftige und zielführende Gespräche über ein-
zelne Maßnahmen und Vorschläge gibt, darunter auch über den jetzt wiederholten Vorschlag, der hier gemacht wurde.

Ich möchte in einer Fragestunde jetzt nicht präjudiziell in diese aus meiner Sicht durchaus positiv verlaufende Diskussion eingreifen. Ich kann aber versprechen, dass ich mich sicherlich darum kümmern werde, dass das nicht im Sande verläuft und dass wir nicht in fünf Jahren beziehungsweise in vier Jahren und acht Monaten wieder vor der Situation stehen, dass die Wahlbeteiligung beispielsweise bei 60 Prozent bleibt oder noch weiter hinunter geht und es zu Verhältnissen wie in anderen europäischen Ländern kommt und wir dann beklagen, dass wir diesbezüglich nichts zusammengebracht haben. Das ist mir ein sehr wichtiges Anliegen, und daher denke ich, dass wir da auch zu einem guten Ergebnis kommen werden, von der Frage eines zusätzlichen Wahltags bis hin zu anderen Fragen. Ich darf daran erinnern, dass es beispielsweise betreffend eine briefwahlähnliche Form schon Konsens im Gemeinderat gegeben hat. Soweit ich mich erinnere, hat es dazu einen einstimmigen Beschluss gegeben. Ich denke, dazu gibt es eine Reihe von Ansatzpunkten, die man vernünftig weiterentwickeln kann.

Trotzdem: All das sind Maßnahmen, mit denen man sozusagen die technischen Rahmenbedingungen verbessert. Ich persönlich wundere mich nicht, wenn monatelang getrommelt wird, dass die Wahl ohnehin schon entschieden ist und die Frage in den Raum gestellt wird, wofür man dann eigentlich hingeht, dass dann so und so viele nicht hingehen! Dass das mehrheitlich Wähler der Sozialdemokratischen Partei sind, bedaure ich besonders, aber wundern tut es mich so nicht. Daher gehe ich davon aus, dass man auch politische Argumente in diese Diskussion einbringen müssen wird, und da gehe ich davon aus, dass diese sehr unterschiedlich sein werden. 

Versuchen wir also, uns auf diese organisatorischen Maßnahmen zu konzentrieren, denn da lässt sich, glaube ich, Konsens finden, und das durchaus binnen Jahresfrist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Herr Abg Dr Ulm, bitte.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich möchte gerne bei diesem Thema bleiben und in dieselbe Kerbe schlagen wie Herr Kollege Chorherr.

Es gibt nämlich schon ein Landesgesetz, das die Wahl an mehreren Tagen vorsieht, und zwar für eine Wahl, die jetzt im Frühling in diesem Haus ins Haus steht, nämlich für die Personalvertretungswahlen. Im Wiener Personalvertretungsgesetz ist das bereits vorgesehen, und vielleicht ist das einer der Gründe, warum die Wahlbeteiligung bei den Wiener Personalvertretungswahlen auch so hoch ist: Man kann nämlich an mehreren Tagen seine Stimme abgeben. Man könnte das pars pro toto wirklich als Beispiel auch für eine Reform der Wiener Gemeinderatswahlordnung nennen. (Abg Christian Oxonitsch: Fragen Sie einmal Ihre Vorsteher, wie sie das in den Verhandlungen gesehen haben!) Es gibt bereits diese Möglichkeit, und diese muss auch in diesem Raum und von diesem Gremium beschlossen worden sein. Können Sie sich vorstellen, dass das beispielgebend sein könnte und es dann auch bei der Gemeinderatswahl zu einer erhöhten Wahlbeteiligung kommen könnte?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich darf Ihnen ein weiteres Geheimnis verraten: Bei der Wahl in der so genannten Hauptgruppe 7, also bei den Pensionisten, gibt es eine Briefwahl. So gesehen gibt es also bei den Oldies durchaus gewisse Anreize und Diskussionsbereicherungen. Sagen wir das einmal so. Aber wir sollten alle einmal vor unserer eigenen Tür kehren. Ich denke, Sie haben in der ÖVP noch Einige zu überzeugen, vielleicht nicht diejenigen, die hier sitzen, aber es gibt den einen oder anderen Vorsteher, mit dem Sie noch Gespräche führen sollten! Das Gleiche gilt sicherlich auch für uns. Lasst uns also diese Gespräche durchaus in Ruhe führen und Überzeugungsarbeit leisten, dann werden wir uns, wie ich meine, gemeinschaftlich auf einem guten Weg befinden!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Matiasek.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlich): Herr Landeshauptmann!

Sie haben in Ihrer Beantwortung durchaus sehr freundlich signalisiert, dass Sie für den Abbau gewisser Hürden gern zu haben wären. Und Sie haben auch in Ihrer Regierungserklärung gesagt, dass Sie eine zeitgerechte und demokratische Einbindung aller Betroffenen sehr wünschen und schätzen.

Es sind ja nicht immer politische Parteien, es sind ja manchmal auch Initiativen, die etwa über das politische Instrument einer Volksbefragung etwas signalisieren oder erreichen wollen, die dann aber keine Infrastruktur und den Apparat einer Partei zur Verfügung haben und es wesentlich schwerer haben, Unterschriften zu sammeln. Außerdem besteht, glaube ich, schon ein Unterschied, ob bezirksübergreifend unterschrieben wird oder ob es um Wien und Vorarlberg geht, wie Sie es im Zusammenhang mit der Garage angesprochen haben.

Das heißt: Ich würde es schon auch so sehen, dass man bei einer Volksbefragung als Einleitung für ein Volksbegehren in Wien doch durchaus gesamt sammeln kann und hier nicht etwa nach Bezirken sortieren muss. Das lässt sich ja durchaus feststellen. 

Herr Landeshauptmann! Daher frage ich Sie: Welche konkreten Maßnahmen können nach Ihrer Vorstellung in nächster Zeit umgesetzt werden, damit eben dieses Instrument direkter Demokratie bürgerfreundlicher wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Für den Vorschlag, den Sie jetzt eben verbreitet haben, dass für bestimmte Projekte, die beispielsweise auch von Initiativen ausgehen, in ganz Wien eine Abstimmung durchgeführt werden soll, brauchen wir nicht sehr viel ändern. Das ist Gesetzeslage, das ist zur Stunde so. Ich habe auch die Frau Vorsteherin des ersten Bezirks darauf aufmerksam gemacht, dass man, wenn man eine gesetzeskonforme Bürgerbefragung etwa zur Garage am Neuen Markt durchführen will, das nur für ganz Wien machen kann. 

Zur Abstimmung über die Fragestellung: Wollt ihr eine Oberflächenherstellung, die der Attraktivität des 1. Bezirks adäquat ist, mit einer Garage darunter oder ohne eine Garage darunter? – Da brauche ich auch nicht lange rätseln, wie das ausgeht, sondern da werden wir in ganz Wien, obwohl der 1. Bezirk ohnehin die größte Dichte an Garagen hat, wohl auch eine klare Antwort bekommen.

Sei dem, wie dem auch sei. Ich wiederhole mich noch einmal: Wenn man über die Details etwa auch der Frage der elektronischen Möglichkeiten der Abstimmung spricht, dann halte ich das für gut und richtig. Ich mache Sie aber heute schon darauf aufmerksam, dass es da auch eine Menge Probleme zu lösen gibt. Wenn wir nämlich jetzt so leicht hinsagen: Wir bekennen uns alle uneingeschränkt zum geheimen Wahlrecht, dann muss uns klar sein, dass es bei dieser Form der Abstimmung eine ganze Menge Probleme zu lösen geben wird. Ich weiß nicht, ob Sie sich erinnern! Ich erinnere mich sehr gut: Allein die Frage der elektronischen Signatur war etwa im Notariatsbereich, aber natürlich auch in anderen Bereichen, zweifelsohne eine nicht leicht zu lösende Geschichte. Wir haben es dann auch hingekriegt, aber es gab dazu geraume Zeit eine Diskussion, das Ganze musste gut vorbereitet werden und hing zweifelsohne auch von einer enormen Zahl von technischen Entwicklungen und Innovationen in diesem Bereich ab.

Ich wiederhole, was Kollege Chorherr auch gesagt hat: Es gibt hier eine gute Diskussion dazu, und ich will diese Diskussion abwarten. Aber ich denke, dass wir in Jahresfrist zu einem Ergebnis kommen sollen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Die 5., 6., 7. und 8. Anfrage wurden zurückgezogen. Wir kommen daher zur 9. Frage (FSP – 00241‑2006/0001 – KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Ulm gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Zuletzt war es der Regelfall, dass Beamtinnen und Beamte aus Krankheitsgründen in den Ruhestand getreten sind. Wer-
den Sie eine Reform des Wiener Beamtendienstrechtes in Angriff nehmen, um dieser überschießenden Entwick-
lung betreffend Pensionierungen aus Krankheitsgründen entgegenzutreten?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich freue mich, Sie neuerlich zu sehen, bei dieser Frage zwar unerwartet, aber es sei dem, wie dem auch sei. Das macht nicht zuletzt auch den Reiz des Parlamentarismus aus.

Ich habe Ihnen zunächst zu dieser Fragestellung mitzuteilen, dass Ihre Feststellung, die Sie eingangs getroffen haben, dass es der Regelfall ist, dass Beamte aus Krankheitsgründen frühzeitig in Pension gehen, nicht zutrifft. Das ist nicht der Regelfall! Werten Sie diese Antwort bitte nicht als zynisch! Sie ist zunächst nur eine sachliche Feststellung. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass das in allen Fällen problematisch ist, egal ob es sich nun um Beamte der Stadt Wien oder um den ASVG-Bereich handelt. Ich darf auch an die ÖBB und Bundesbedienstete aus verschiedenen Bereichen erinnern: Es ist generell gesehen ein Problem.

Aus meiner Sicht gesehen ist es weniger deswegen ein Problem, weil man nun wieder Diskussionen über die nicht Arbeitenden oder sonst irgendwelche vordergründigen Themen führt, sondern in allererster Linie auch oder vornehmlich dort, wo es tatsächlich nachvollziehbare und objektive Schwierigkeiten gibt. Und da gibt es wesentliche Unterschiede, ob jemand ausschließlich im Hoheitsbereich oder unmittelbar in einem Dienstleistungsbereich tätig ist. Ich vergegenwärtige mir beispielsweise die Tätigkeit der Müllabfuhr gerade an diesen kalten Tagen: Auch da hat die Müllabfuhr selbstverständlich genauso klaglos zu funktionieren. Oder ich stelle mir manche Ta-
ge im Sommer vor, an denen wir das diametrale Gegenteil unserer jetzigen Temperaturen haben. Daran kann man schon erkennen, dass das, wenn man es 30 bis 35 Jahre macht, zweifelsohne auch Gesundheitsprobleme auslöst.

Ich weiß, dass es immer eine der Strategien war, diese Probleme sozusagen auch durch ein entsprechendes Gehaltsniveau abzugelten. Mag sein, dass das in Ordnung ist. Ich habe aber eigentlich immer viel mehr davon gehalten, dass man alle Bemühungen in die Richtung setzt, die Arbeitssituation auch für solche Schwerstarbeiter – und das sind sie zweifelsohne, nicht nur die, die in der Verzinkerei in Krems oder im Stahlwerk in Linz stehen – entsprechend zu verbessern. Ich vergönne allen alles! Aber primär denke ich: Gesundheitsschäden kann man eigentlich nicht durch Geld abgelten. Wenn sie unvermeidbar sind, dann ist es gut, wenn diese Leute wenigstens gut bezahlt werden. Daher denke ich, dass es für uns alle sehr wichtig ist, diesen Zusammenhang aus Pensionsrecht, Dienstrecht und realer Arbeitssituation auch in diesen Diskussionen immer wieder herzustellen.

In einem Punkt stimmen wir ganz sicherlich überein: Von mir werden Sie niemals ein Wort der Verteidigung für Leute hören, die sich einfach von der Arbeit verabschieden, für Simulanten, durch die Missbrauch in diesem Bereich betrieben wird. Keine Rede davon! Das kommt auch vor, aber in einem Gott sei Dank sehr, sehr geringen Ausmaß. Generell gesehen gibt es das so genannte Sozialschmarotzertum nur in einem sehr, sehr geringen Ausmaß, und das ist der Grund, warum ich dagegen bin, dass man das Kind mit dem Bade ausschüttet. Auf der anderen Seite bin ich aber der Auffassung, dass Missbrauch entsprechend zu bekämpfen ist, eben um unser Sozialsystem “clean“ zu halten. Das möchte ich hier außer jeden Zweifel stellen. Daher ist das natürlich eine Sache, die man in einer Fragestunde ganz, ganz schwer beantworten kann, weil das meiner Meinung nach keine Systemänderung notwendig macht, sondern solche Situationen von Fall zu Fall zu beurteilen sind.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Es folgt sogleich die Zusatzfrage von Herrn Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zunächst einmal danke ich für diese klaren Worte!

Dennoch muss ich aber darauf beharren, dass ich für den Regelfall der vorzeitigen Pensionierung im Recht bin. Es mag so sein, dass die vorzeitige Pensionierung aus Krankheitsgründen nicht der Regelfall ist, aber wenn man die vorzeitige Pensionierung aus Gründen der Organisationsänderung dazu nimmt, dann ist sie es jedenfalls. Ich glaube, dass ich dazu Ihre Zustimmung bekommen werde! Nach meinen Berechnungen – und ich untersuche das recht genau in der Gemeinderätlichen Personalkommission – liegt der Anteil der vorzeitig in den Ruhestand Versetzten bei ungefähr 80 Prozent. 80 Prozent der Pensionierungen erfolgen vorzeitig. Das ist ein ganz ein großes Problem. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Dass die Zahl nicht stimmt und warum sie nicht stimmt, haben wir aber schon diskutiert!)
Die Antwort, die ich von der Frau Stadträtin bekommen habe, war, dass aus Krankheitsgründen 45,5 Pro-
zent vorzeitig in den Ruhestand treten, was auch enorm viel ist. Ich spreche nur von den Beamten und nicht von den Vertragsbediensteten. Da muss man jetzt auch die Organisationsveränderungen dazu rechnen. 

Ich habe meine Frage in diesem Zusammenhang gestellt, weil das wirklich ein großes Problem ist. Es ist dies zum einen natürlich ein Problem betreffend die Personen, die hohen gesundheitlichen Anforderungen ausgesetzt sind – keine Frage! –, aber insgesamt ist dieser hohe Anteil an vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand auch ein enormes finanzielles Problem für die Stadt. Wenn man diese finanzielle Größenordnung kennt, wird einem das Problem noch bewusster. Daher frage ich Sie – und das ist sicherlich auch nicht leicht für Sie aus dem Stegreif zu beantworten, ich weiß nicht, ob es vorbereitet worden ist –: Wie viel kosten die Stadt Wien diese vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand tatsächlich Jahr für Jahr?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das lässt sich eruieren, aber ich werde Ihnen die Gesamtsumme unterm Strich nur nennen, wenn Sie vorher die Aufgliederung zu lesen gehabt haben. Ich möchte nämlich sehr wohl ganz deutlich unterscheiden zwischen jenen, die nach diesen formellen Regeln vorzeitig in den Ruhestand gehen – und in der Personalkommission bekommen Sie die Normalfälle ja nicht –, weil sie aus gesundheitlichen Gründen, die sich aus ihrem Job ergeben, diesen nicht weiter erfüllen können. Ich kann mir halt beim besten Willen keinen 60-jährigen Feuerwehrmann auf der Hakenleiter vorstellen, der außen über die einzelnen Balkone in den obersten Stock läuft. Und ich kann mir auch keinen 60-jährigen Müllmann vorstellen, der jeden Tag so und so viele Tonnen Müll aus dem Müllraum oder aus dem Keller zum jeweiligen Fahrzeug trägt. – Das ist die eine Seite.

Ich weiß, dass es auch eine andere Seite gibt, die ich keineswegs schön reden will und die ich auch nicht bestreite. Aber sie ist mit Sicherheit vor einem ganz anderen Hintergrund zu betrachten, als das halt gewöhnlich auch in öffentlichen Debatten getan wird, in denen man mit Begriffen wie “Nichtsarbeiter“, “Nichtstuer“, "Obezaarer" und ähnlichen Ausdrücken mehr sehr schnell bei der Hand ist. Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn wir uns das detailreich anschauen. Wir können uns genau damit auseinander setzen Ich bitte lediglich um größtmögliche Seriosität! Niemand von uns soll jene Leute, die gerade im Dienstleistungsbereich der Stadt Wien hervorragende Arbeit leisten und die zum Teil auch sehr harte Arbeit leisten, denunzieren. Ich bin überzeugt davon, dass das auch niemand will. Und ich kann Ihnen sagen: Wir wollen natürlich auch größtmögliche Effizienz beim Einsatz der Mittel im Personalbereich. Umso mehr können wir in anderen Bereichen Gutes tun. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Herzog, bitte.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben die Fragen nach quasi arbeitsbedingten Pensionierungen beantwortet. Dr Ulm hat die Frage ausgeweitet. Die Frage bezieht sich in erster Linie auf Beamte und Beamtinnen. Es gibt aber natürlich Höchstgerichtsurteile, sowohl im österreichischen und auch im europäischen Bereich, wo die Gleichbehandlungsfrage zwischen Männern und Frauen pensionsrechtlich praktisch durchexerziert wurde. Sie wird in Österreich erst zeitverschoben verwirklicht. Aber das steht im Raum. Und es wäre durchaus möglich, dass entsprechende Urteile auch in anderen Fragen der Gleichbehandlung zum Beispiel von Beamten und Nicht-Beamten angestrebt werden.

Daher ist die Frage zu stellen: In welchem Ausmaß werden die nichtbeamteten Mitarbeiter der Stadt Wien nicht im Rechtssystem, aber in der Praxis der Gemeinde Wien gleichberechtigt behandelt? Oder: In welchem Ausmaß ist zu erwarten, dass sich auf Grund von Gerichtsurteilen in Österreich oder Europa ein zukünftiges Problem ergeben könnte? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Das geht natürlich rechtskonform. Das Beamtengesetz und das Vertragsbedienstetengesetz werden ganz genau nach den jeweiligen Regelungen in diesem Bereich behandelt.

Die andere Frage, wie das bei der Pensionierung ausschaut, halte ich zwar für wahnsinnig spannend, aber in einer Fragestunde für eine Spur überzogen. Da geht es nämlich um die Frage der Harmonisierung der Pensionssysteme von Beamten und nichtbeamteten Vertragsbediensteten, wenn ich alle mit dazuzähle. Diese Diskussion führen wir jetzt im Grunde genommen seit Jahrzehnten, aber auf jeden Fall seit sechs Jahren mit besonderer Intensität.

Wenn ich mir hier die Diskussionsbeiträge zu dieser Frage der Harmonisierung anhöre, nicht zuletzt auch jene vom Präsidenten der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten, dann gehe ich davon aus, dass wir wahrscheinlich jedenfalls unser gemeinsames politisches Leben noch hier darüber diskutieren werden, wie diese Harmonisierung tatsächlich zustande kommen wird. Alle großen Worte, die hier gesprochen wurden, sind ja bisher – sagen wir einmal – eher marginal umgesetzt worden. Das ist mit ein Grund, warum nicht Wien allein, sondern nahezu alle Bundesländer ihr eigenes Pensionsrecht geschaffen haben, was dann den Nachteil nach sich gezogen hat, dass es natürlich zu unterschiedlichen Formen der Harmonisierung zwischen Vertragsbediensteten und Beamten der Landesebene gekommen ist und dass es darüber hinaus auch noch Unterschiede zwischen den Ländern gibt.

Ich fühle mich bei dieser Thematik in einer Fragestunde zwar nicht grundsätzlich, aber doch leicht überfordert, auch angesichts dessen, dass wir die Fragestunde schon erheblich überzogen haben. Ich meine, diese Grundsatzdiskussion ist einigermaßen seriös zu führen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Abg Puller, bitte. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Zu Ihrer Meinung, dass Pensionierungen wegen Krankheit wirklich darauf zurückzuführen sind, dass es viele Dienstleistungsbetriebe und Berufe gibt, die auf Grund ihrer schlechten Arbeitsbedingungen auch krank machen: Meine diesbezüglichen Bedenken gehen eher in die Richtung, dass die Posten von krankheitshalber Pensionierten nicht mehr nachbesetzt werden und auf diese Weise für mich ein versteckter Personalabbau in vielen Betrieben durchgeführt wird. Das führt dazu, dass es Teilzeitkräfte oder Leiharbeitskräfte gibt. Ich kann das Beispiel Wiener Linien nennen: In der Wagenrevision werden schon seit Jahren bei natürlichen Abgängen keine Nachbesetzungen mehr vorgenommen. Das ist auf Grund der hohen Arbeitslosigkeit sehr kontraproduktiv.

Herr Landeshauptmann! Wie wollen Sie diesem Trend entgegenwirken?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete! Ich hoffe, Sie nicht allzu sehr zu enttäuschen, wenn ich sage, dass ich die Nichtnachbesetzung bei Abgängen nicht per se für verwerflich halte. Das hängt auch stark damit zusammen, was im jeweiligen Bereich an Entwicklungen absehbar ist. Selbstverständlich unterliegen der Dienstleistungsbereich des Magistrats im Besonderen, aber auch der hoheitliche Bereich permanenten Veränderungen, weil sich die Umwelt entsprechend verändert, weil sich die Gesetzeslage verändert, weil sich die Bedürfnisse der Menschen verändern, weil sich die technologischen Voraussetzungen ändern. Darüber besteht gar keine Frage.

Damals hat man sie zum Beispiel sehr wohl bestritten, aber kein Mensch bestreitet heute mehr die Richtigkeit der Entscheidung, dass man die Straßenbahnschaffner eingespart und sie durch eine Form der Technologie ersetzt hat. Das eine oder andere Mal könnte man wahrscheinlich vor dem Hintergrund der Sicherheit in der U-Bahn darüber diskutieren, ob das wirklich auch pro futuro so sein muss.

Aber das ändert nichts an der Tatsache, dass wir immer wieder damit konfrontiert sind, dass wir Veränderungen vorzunehmen haben. Auch genau das Gegenteil ist ja der Fall: Es gibt selbstverständlich auch Bereiche in der Stadt Wien und ihren Betrieben, wo es zu einem Zuwachs an Personal kommt. Ich denke beispielsweise an all diese neuen Geschäftsfelder, die es gerade im Energiebereich und auch in den Beratungsbereichen der Wiener Stadtwerke in diesem Zusammenhang gibt: Dort sind mit Sicherheit an die 1 000 Arbeitsplätze neu geschaffen worden.

Das halte ich für vernünftig, und ich sehe keinen Sinn darin, dass wir an Arbeitsplätzen festhalten, für die es heute oder in absehbarer Zukunft keinen Bedarf gibt. Unsere Aufgabe besteht nicht darin, sich damit abzufinden und zu sagen: Das ist so. Vielmehr haben wir alles daran zu setzen, um neue und zukunftssichere Arbeitsplätze zu schaffen. Deswegen geschieht bei uns auch so viel in der Wissenschafts‑, Forschungs‑ und Technologiepolitik. Wenn ich mir vergegenwärtige, dass die Hälfte aller diesbezüglichen Investitionen in Österreich hier in Wien stattfindet, dann sind wir, wie ich denke, gar nicht so schlecht unterwegs, auch für die eigenen Betriebe.

Ich rede nicht jedem Einzelfall das Wort. Manchmal wird dabei vielleicht auch einmal überzogen. Das muss man sich auch anschauen. Wenn man aber dem Grunde nach sagt: Wir haben hohe Arbeitslosigkeit, daher darf es zu keinen Nichtnachbesetzungen kommen, dann ist das eine Meinung, die ich, ganz offen gesagt, nicht teile. – Ich hoffe, das war jetzt grammatikalisch richtig, beziehungsweise man hat zumindest verstanden, was ich damit meine. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 4. Zusatzfrage: Herr Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich habe es verstanden! Wenn ich in einer Fragestunde insgesamt schon die 5. Zusatzfrage an den Landeshauptmann stellen darf, dann freut mich das natürlich und bedaure ich, dass es die letzte vom heutigen Tag ist.

Ich möchte wieder darauf zurückkommen, dass es diese vorzeitigen Pensionierungen doch in sehr hohem Ausmaß gibt. Es ist natürlich nachvollziehbar, wenn Sie sagen, dass gewisse Arbeiten jedem 60-Jährigen schwer zumutbar sind und dass Leute dieses Alters nicht mehr auf Leitern steigen oder Koloniakübel ausleeren sollten. Gar keine Frage!

Genau der Punkt, wo man ansetzen könnte, wäre aber, dass man eine Flexibilisierung des Dienstrechts in Betracht zieht. Ich denke, man könnte mit einer Flexibilisierung des Dienstrechts erreichen, dass Menschen in späteren Jahren dann einfach andere Tätigkeiten in der Gemeinde verrichten.

Daher meine Frage: Wie stehen Sie dazu, dass man solche Möglichkeiten einer Flexibilisierung auslotet? 

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Diesbezüglich können wir gerne einen Weg fortsetzen, den wir bereits begonnen haben! Im Gegensatz zum Bund gibt es nämlich keinen Versetzungsschutz in der Stadt Wien: Daher ist es selbstverständlich heute schon möglich, dass Beamten der Stadt Wien durchaus auch andere Tätigkeiten zugeordnet werden können. Dass sie dabei keinen Gehaltsverlust haben, ist natürlich auf das besondere soziale Gewissen dieser Stadt zurückzuführen.

Grundsätzlich ist diese Form der Flexibilität durchaus gegeben, und ich bin überzeugt davon, dass alle, auch die Freunde von der Personalvertretung, bereit sind, darüber nachzudenken, weil es grundsätzlich ein gemeinsames und allgemeines Interesse gibt, die Menschen in Arbeit zu halten, überhaupt gar keine Frage! 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann.

Somit ist die Fragestunde beendet.

Ich darf Sie meinerseits herzlich begrüßen und zur Aktuellen Stunde überleiten.

Der Klub der Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema “Weg mit dem Speck – Notwendige Einsparungen in der Wiener Landesregierung“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nunmehr den Erstunterzeichner, Herrn Abg Strache, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident!

“Weg mit dem Speck – Notwendige Einsparungen in der Wiener Landesregierung“. Ich glaube, dass der Slogan “Weg mit dem Speck“ nicht nur in der Werbung Furore gemacht hat, sondern auch hier Gültigkeit hat. Ich glaube, dass wahrscheinlich wir alle gerade nach der Weihnachtszeit ein bisschen Speck angelegt haben, der eine mehr, der andere weniger. 

Etwas steht fest: Die Landesregierung hat auf alle Fälle zu viel Speck angesetzt, und das schon seit langer, langer Zeit. Ich glaube, dass man daher eine Fastenkur antreten sollte. Ein schlanker Apparat ist immer gesund und besser. Ich glaube, dass es stets gesünder ist, den Speck wieder abzulegen, vor allen Dingen gesünder für den Steuerzahler, der ja letztlich für den Speck aufzukommen hat, der heute bei der Wiener Landesregierung vorhanden ist.

Jetzt kann man sagen, “Weg mit dem Speck“ ist eine Metapher beziehungsweise ein Synonym für unnötige Lasten, aufgeblähte Strukturen und ein unwirtschaftliches System. Diese Eigenschaften, die ich jetzt aufgezählt habe, sehen und bemängeln wir, denn da gibt es eine speckige Landesregierung. 

Gestern hatten wir auch eine Diskussion über zwei Stadträte und Landesräte: Da gab es letztlich heftige Kritik an Frau StRin Sima und an Herrn StR Schicker auf Grund des Tempo 50-Debakels. Wenn man in der Privatwirtschaft so vorgeht, wie die zwei Herrschaften vorgegangen sind, nämlich auf dem Rücken der Allgemeinheit auch Schaden zu hinterlassen, dann bekommt man normalerweise den blauen Brief. Hier ist das aber leider nicht so! Bei jedem Vorstand in der Privatwirtschaft wäre das anders gehandhabt worden. Auch Haftungsklagen wären wahrscheinlich in der Privatwirtschaft vonnöten und auch eine Selbstverständlichkeit gewesen. 

Sie haben gestern wieder einmal bewiesen, dass Sie das anders handhaben: Bei Ihnen sind nicht die Verantwortlichen diejenigen, die zur Rechenschaft zu ziehen sind, sondern quasi die dummen Autofahrer, die offensichtlich Ihre tolle Errungenschaft der Tempo 50‑Zonen nicht verstehen wollten und das nicht gewürdigt haben. Und man hat hier ja weitere Provokationen gesetzt, indem man zur Tagesordnung übergegangen ist. Im roten Wien ist das leider so!

Wir haben am Beginn der Periode auch Einsparungspotentiale vorgeschlagen. Wir haben der SPÖ von Seiten der FPÖ die helfende Hand gereicht und haben aufgezeigt, wo es überall Einsparungspotentiale gibt, und die gibt es zuhauf in dieser Stadt. Gerade in Zeiten, in denen die Bürger den Gürtel enger schnallen müssen und es den Bürgern leider Gottes schlechter geht, sollte man bei jenen da oben beginnen, die es sehr gut haben.

Aber ich verstehe natürlich Ihren Ansatz: Fasten ist immer unangenehm, wenn man bei sich selbst beginnen muss. Wenn die anderen fasten und den Gürtel enger schnallen müssen, hat die sozialistische Landesregierung wahrscheinlich weniger Probleme damit. Aber bei sich selbst einmal anzusetzen, ist natürlich unangenehm. Ich glaube aber, dass das wirklich notwendig ist und einmal auch klar von uns eingefordert werden muss, was wir auch tun.

Gerade im Bereich der Amtsführenden Stadt- und Landesräte ist das ja evident: Wir haben einen Stadtsenat mit derzeit dreizehn Stadträten. Wir könnten diesen Stadtsenat auf neun Stadträte reduzieren. Wir hätten hier wirklich ein Einsparungspotential. Gerade bei den Amtsführenden Stadträten – man kann das nicht oft genug wiederholen – beträgt das durchaus ansehnliche monatliche Salär immerhin 13 500 EUR mal 14 im Jahr. Natürlich verfügen die Herrschaften auch über Luxus, über Dienstwagen und Limousinen, über einen Chauffeur oder zwei, über eigene Pressesprecher, über einen Bürochef, über zahlreiche Mitarbeiter und Sekretärinnen. Ich glaube, dass dort überall ein Einsparungspotential vorhanden ist, und daher müsste man einmal bei den Verwaltungsgruppen ansetzen. 

Der Bürgermeister sollte als Landeshauptmann das tun, was bei allen Landeshauptmännern in Österreich gang und gäbe ist, nämlich selbst Verwaltungsgruppen übernehmen! Es ist ja studierter Biologe, er hätte gestern auch die Chance gehabt, das Umweltressort in Wien selbst zu übernehmen und die Einsparungsmaßnahmen bei der Frau StRin Sima zu beginnen. Leider hat er die Chance nicht genützt! 

Vielmehr wird die Geldverschwendung hier weiter aufrechterhalten. So schwärmen beispielsweise Landesregierungsmitglieder zwar immer von öffentlichen Verkehrsmitteln, sie selbst benutzen sie aber eigentlich nie! Ich glaube, dass man als Landesregierungsmitglied kei-
nen Dienstwagen braucht. Ich glaube, wenn man so wie Sie von den öffentlichen Verkehrsmitteln schwärmt, dann sollte man sie endlich auch einmal benützen, und in Wien ist das gut möglich! In Wien ist das gut möglich, denn da sind die Wege kurz, da kann man mit den öffent-
lichen Verkehrsmitteln wirklich schnell von einem Stand-
ort zum nächsten kommen. Da sollte man nicht immer mit dem fetten Dienstwagen unterwegs sein! Man stellt aber immer nur sozusagen theoretisch die öffentlichen Verkehrsmittel als so toll in den Vordergrund, obwohl man sich ihrer selbst nicht bedient. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir meinen: Man könnte wirklich auf diese Luxuskarossen verzichten. Ich höre immer bei den Debatten, die wir gehabt haben, wenn es wie etwa beim Heizkostenzuschuss um die Bedürftigen geht, wie wenig Geld in dieser Stadt vorhanden ist. In Anbetracht dessen sage ich: Weg mit dem Speck! Oben beginnen, oben einsparen und es wirklich jenen zugute kommen lassen, die keinen Speck haben, die wirklich arm sind und unsere Hilfe brauchen! Das wäre wirklich an der Zeit! 

Die Einsparungsmaßnahmen können ja weiter gehen, etwa beim Stadtschulratspräsidenten und –vize-
präsidenten. Seit über zehn Jahren fordern wir Freiheitlichen das! Aber wenn Sie es nicht machen, dann wird man natürlich – wie jetzt die ÖVP – den Posten des Vizepräsidenten antreten. Inzwischen fordert die ÖVP aber mit uns gemeinsam die Einsparung des Stadtschulratspräsidenten und des Vizepräsidenten, und ich verstehe das auch, weil es wirklich unnötig ist! Der Herr Lhptm Häupl ist eigentlich der Präsident, und die Brand-
steidl ist ja nur die Geschäftsführerin. Das sollte er selbst übernehmen! Diese zwei Funktionen kann man einsparen und ersatzlos streichen. Seit über zehn Jahren bringen wir das zur Diskussion und fordern es, aber Sie haben sich in diese Richtung nicht bewegt!

Genauso wird auch mit dem Vorschlag umgegangen, dass die Landtagspräsidenten doch personenident mit den Gemeinderatsvorsitzenden sein sollen. Das wäre ei-
ne vernünftige Vorgangsweise! Gemeinderäte und Land-
tagsabgeordnete sind ja auch personenident, warum handhaben wir das nicht auch bei den Landtagspräsidenten und Gemeinderatsvorsitzenden so? Da können wir uns ein großes Salär sparen, das wir heute zusätzlich zahlen!

Auch der Landtagspräsident kann bei den sechs oder sieben Sitzungen, die er im Jahr als Präsident hat, sicherlich gut auf seinen Dienstwagen verzichten. Schauen Sie sich das gute Beispiel an, mit dem wir vorangegangen sind, indem unsere FPÖ-Landtagspräsidenten Hans Römer und Heidemarie Unterreiner auf ihren Dienstwagen verzichtet haben. Man kann hier, glaube ich, wirklich mit gutem Beispiel vorangehen und eine Nulldiät endlich auch in diesem Bereich vornehmen!

Das Gleiche gilt für die Wiener Verwaltung: Ich glaube, es ist notwendig, auch hier endlich festzumachen, dass wir eine schlanke, bewegliche, dynamische Wiener Stadtregierung und einen Verwaltungsapparat brauchen, der nicht aufgebläht ist. Wir brauchen ein Bewusstsein, dass mit dem Steuergeld anders umgegangen wird, dass wir mit größtmöglicher Sorgfalt und Sparsamkeit damit umgehen müssen. Es darf nicht so sein, wie das gestern hier wieder einmal gelebt wurde: Sie haben einen Schaden von einer Million Euro für den Wiener Steuerzahler bei dem 50 km/h-Debakel angerichtet. Aber man geht zur Tagesordnung über. Was ist schon eine Million Euro? Ist eh nichts! Ist eh nichts bei dem, was wir von der Wiener Landesregierung sonst hier verpulvern!

Das ist es: Die Stadtkassa hat kein Selbstbedienungsladen zu sein! Da hat man wirklich gerade bei sich selbst sehr kritisch anzusetzen und hier wirklich mit gutem Beispiel voranzugehen! Unzeitgemäße Privilegien gehören abgeschafft. Deshalb sagen wir: Weg mit der Dienstwagenflotte! Weg mit diesem Speck, der sich hier angesetzt hat!

Hier ist viel zu tun, denn es ist klar: Die üppige Zeit der politischen Festbankette hat vorbei zu sein! Solidarität ist ja bei den Genossen immer ein wichtiges geflügeltes Wort. Solidarität ist ein wichtiges Prinzip. Wieso sollten wir dann nicht Solidarität mit den Bürgerinnen und Bürgern zeigen, die etwa kein Verständnis dafür haben und nicht nachvollziehen können, wenn sie letztlich mit Gehaltsreduktionen und Teuerungen wie im Gas‑ und Strombereich konfrontiert werden oder keine Arbeitsplätze finden, aber gleichzeitig erleben, dass hier oben bei der Wiener Landesregierung sehr üppig mit den Geldern umgegangen wird.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Sie haben noch eine knappe Minute.

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Das sehe ich! Danke vielmals, Herr Landtagspräsident! Ich habe die Zeitangabe auch vor mir!

Wir von Seiten der FPÖ als drittstärkste Partei sagen, dass sie jegliche Unterstützung von uns erhalten werden. Sie haben mir ja leider Gottes schon vor der Wahl nicht geglaubt, als ich gesagt habe: Es ist oftmals besser, flinkere Beinarbeit zu leisten, als zu viel Gewicht auf die Waage zu bringen. Ich glaube, dass es auch wichtig ist, von Seiten der Landesregierung abzuspecken. Nicht ohne Grund waren wir Freiheitlichen am letzten Wahlsonntag am 23. Oktober der Überraschungssieger bei dieser Wahl. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Das ist auch gut so, und ich biete Ihnen an: Reden wir über die sinnvolle Neuaufteilung der Wiener Verwaltungsagenden. Das wird zum Vorteil der Steuerzahler sein, und es wird zum Vorteil des Landes sein. Ich glaube, Sie sollten das ernst nehmen! Sie haben es nicht geschafft, uns mit vier bis fünf Prozent bis drei Tage vor der Wahl in Umfragen nach unten zu lizitieren. Vier bis fünf Prozent hieß es bei den Umfragen vor dem 23. Ok-
tober, 15 Prozent war das Ergebnis, und ich sage Ihnen: Es wird so weitergehen! Wir sind zurück und das ist auch gut so, denn Sie brauchen eine Kontrolle in dieser Stadt, und wir werden diese darstellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit jeweils mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächsten Redner hab ich Herrn StR Ellensohn vorgemerkt. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das hier war jetzt nicht gerade ein Höhepunkt des Parlamentarismus, sondern eine Wiederholung der Rede, die am 18. November bei der Konstituierung des Gemeinderats gehalten wurde, nicht mehr! Angefangen hat sie mit “Fasten oben beginnen“ und “Gürtel enger schnallen“. Es waren lauter Floskeln, eine nach der anderen! (Abg Heinz-Christian Strache: Ihr seid ja resistent!) Es war wirklich mühsam zuzuhören, und am Ende kam dieses Märchen vom Einzigen, der bei der Wahltabelle Prozente verloren hat, nach diesem Schmäh, dass Sie die einzigen Sieger sind. (Zwischenruf von Abg Heinz-Christian Strache.) Ich wünsche der FPÖ viele solche Erfolge mit minus fünf Prozent, dann landen Sie am Ende dort, wo Sie in der Steiermark gelandet sind, nämlich raus aus dem Landtag, das würde mir eh wesentlich besser passen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Das war jedenfalls eine Wiederholung von dem, was wir kennen. Es war ein Abklatsch von Haiders Wahlkämpfen, was Rassismus betrifft. Das war wieder ein Abklatsch. (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist der Abklatsch der Diffamierung!) Die FPÖ probiert einmal mehr, die Antikorruptionspartei zu sein. Das ist eine billige Kopie. Herr Strache! Sie werden nicht umsonst in den Medien als Kopie von Jörg Haider dargestellt. (Abg Heinz-Christian Strache: Es wird immer der Schmied und nie der Schmiedl gewählt! Deshalb sind Sie Vierter!)

Es war wieder derselbe Versuch: Die FPÖ war als Antikorruptionspartei unglaubwürdig. Sie haben, als Sie die Möglichkeit hatten, in die Töpfe zu greifen, Länge mal Breite hinein gegriffen, ich nenne nur Herrn Grasser, Herrn Rosenstingl und andere. (Abg Heinz-Christian Strache: Weg mit dem Speck! Wir haben den Speck weggeräumt!)
Das ist ein Milieu! Die Unterschiede zwischen Ihnen und Jörg Haider sind mir nicht klar, ich kenne den Unterschied zwischen FPÖ und BZÖ inhaltlich nicht! Das einzige, was mir klar ist: Wenn ich Rassist wäre, würde ich vermutlich auch Ihre Partei wählen, weil ich glaube, dass Sie eher in ein Parlament kommen als das BZÖ. (Abg Heinz-Christian Strache: Sie diffamieren hier 15 Prozent der Wiener!) 
Herr Strache! Sie müssen nur zuhören! Sie müssen nur zuhören! (Abg Heinz-Christian Strache: Sie diffamieren 15 Prozent der Wiener! Sie bezeichnen 15 Prozent der Wiener als Rassisten!)

Herr Strache! Ich wiederhole den Satz noch einmal. Es ist dies zwar kein Zwiegespräch zwischen uns, aber ich wiederhole gerne den Satz. Ich habe gesagt: Wäre ich ein Rassist, würde ich FPÖ wählen. (Abg Heinz-Christian Strache: Sie bezeichnen 15 Prozent der Wiener als Rassisten! Das ist wirklich ein Skandal!) Das können Sie mir nicht nehmen! (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist skandalös!)
Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Der Redner hat nur fünf Minuten! Ich bitte Sie, ihn diese auch konsumieren zu lassen!

StR David Ellensohn (fortsetzend): Wir werden eine Minute dazugeben und Herrn Strache eine Minute für die Zwischenbemerkungen abziehen! Das würde das vielleicht ausgleichen!

Tatsache ist: Es gibt eine enorme Anzahl an Pressesprecherinnen und Pressesprechern. Tatsache ist, dass der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien sehr, sehr viel Geld für die Bewerbung der Stadträte und Stadträtinnen ausgibt, das haben wir auch x-mal schon gesagt. 

Der Versuch, der hier gemacht worden ist, ist allerdings ein ganz anderer. Es ist nämlich um keine einzige konkrete Zahl gegangen, sondern es geht darum, das Gefühl zu erwecken, dass alle Politiker und Politikerinnen Abzocker sind, zu behaupten, dass man selber aber natürlich nicht dazu gehört, und damit draußen Stimmung zu machen. Eigentlich müsste allen anderen Parteien daran gelegen sein, dass wir das nicht noch einmal erleben! Wir müssen ja nicht jede Kopie 20 Jahre lang durchleben, bis das wieder zu Ende ist! Es könnte ja diesmal etwas schneller gehen! Eine Kopie verblasst gewöhnlich schneller als das Original. Wir könnten das ja einmal schneller hinter uns bringen!

Tatsache ist: Demokratie kostet Geld, und das soll möglichst effizient eingesetzt werden. Das, was Sie machen, ist in Wirklichkeit lächerlich, denn nicht das einzelne Mitglied der Landesregierung verursacht massive Kosten, sondern das Problem sind die Fehlentscheidungen, die passieren. Es kostet den Hypobanken viel – wir haben das den Häupl-Görg-Gedächtnisfonds genannt –: Bis jetzt war es in etwa eine Milliarde Euro an Steuergeldern. Das ist das Problem: Wenn die Politik falsche Entscheidungen fällt, dann zahlen der Steuerzahler und die Steuerzahlerin drauf. Das ist so wie bei der Bundesregierung, die Sie lange gestützt haben, die jetzt serienweise österreichisches Eigentum an eigene Freunde und Freundinnen verscherbelt.

Herr Grasser hat übrigens seine Budgetrede 2003 auch begonnen mit “Weg mit dem Speck!“. Man weiß also, wo abgeschrieben wird. Offensichtlich hat man noch nicht ganz vergessen, wo man dazugehört. 2003 sagte Herr Grasser: Weg mit dem Speck! 2006 sagt Herr Strache: Weg mit dem Speck! Am Anfang habe ich eigentlich geglaubt, dass Sie eine Kopie von Haider sind. Vielleicht schreiben Sie aber auch noch bei Grasser ab, aber der war ja auch in einer NLP-Schulung.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute. 

StR David Ellensohn (fortsetzend): Bei keiner Partei finden die GRÜNEN Unterstützung, wenn wir im Österreich-Konvent fordern, dass alle Parteispenden von der öffentlichen Hand, aber vor allem auch von Privaten offen gelegt und ins Internet gestellt werden und dass alle Berater- und Beraterinnenverträge von stadtnahen Betrieben offen gelegt werden. Herr Cap hat einen ähnlichen Antrag im Parlament gestellt, wenn wir denselben hier einbringen, geht er jedoch nicht durch. Das wären Möglichkeiten zu erreichen, dass die Bevölkerung etwas mehr Verständnis für die Arbeit hat, die wir hier leisten!

All die Abgeordneten könnten, wie in wenigen anderen Ländern üblich, alle Nebeneinkünfte offen legen, und zwar nicht irgendwo beim Rechnungshof oder beim Kontrollamt, sondern so, dass es transparent ist. Es könnte im Internet offen gelegt werden, was ein Abgeordneter und ein Mitglied der Landesregierung und auch – um mich mit dazu zu nehmen – was ein nicht amtsführender Stadtrat kostet. Dafür finden wir aber keinen einzigen Partner und keine einzige Partnerin bei den anderen Parteien. Im Österreich-Konvent hat Eva Glawischnig eine Serie von solchen Punkten eingebracht, diese wurden jedoch allesamt von allen anderen, die da dabei waren, abgelehnt. Leider!

Wenn es wirklich darum geht, über Parteienförderung zu reden, dann kommt etwas ganz anderes heraus. 2004 hat in Kärnten zum Beispiel die SPÖ gemeinsam mit den Freiheitlichen – dort war das noch eine Partei – die Verdoppelung der Parteienförderung in Wahljahren gegen die Stimmen der GRÜNEN und – damals – der ÖVP beschlossen. In anderen Bundesländern, wo die ÖVP mitregiert, schaut’s dann wieder anders aus.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz zu kommen!

StR David Ellensohn (fortsetzend): Ich komme zum letzten Satz: Bei diesen Punkten fehlen den GRÜNEN die Partner und Partnerinnen, und deswegen braucht es weder eine starke noch eine auf 15 Prozent geschrumpfte FPÖ, sondern wenn wir den Speck wegbringen wollen, müssen wir in Wien das machen, was wir gemacht haben: Wir haben ein Landesregierungsmitglied eingespart. Das war tatsächlich eine Einsparung, die den Wie-
nern und Wienerinnen genützt hat. Das hat mich gefreut. Und dass es nun einer weniger von der FPÖ ist, das freut mich auch! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Als Nächster hat sich Herr Abg Norbert Walter zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Abg Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Als Kopie finde ich das nicht gut, denn erstens haben die Taferln gefehlt, und zweitens finde ich den Schmäh mit dem Dienstwagen auch schwach. Ich muss nämlich ehrlich sagen: Wenn eine Stadträtin oder ein Stadtrat permanent Auswärtstermine haben, dann schau’ ich mir an, wie das ohne Dienstwagen nur mit den Öffentlichen geht! Denn wir wissen ja, dass die Öffentlichen gerade in den Außenbezirken zum Teil nicht wirklich gut ausgebaut sind. (Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.) Ist okay! Das passt! Ich fahre gern mit Ihnen eine Runde! Kein Problem, das mach’ ich gern!

Aber was uns in Wien wirklich fehlt, das hat der Herr Boltz in der "Presse" vom 10.1. gesagt: „Die Wiener haben ordentlich bei der Strom- und Gaspreiserhöhung zugelangt, beim Strom um 5 Prozent, beim Gas immerhin um 17 Prozent. Und wenn man sich die reinen Energiepreise anschaut, dann sind es 37 Prozent."

Es freut mich außerordentlich, wenn es den Herrn Landeshauptmann, wie er selbst sagt, nicht betrifft. Betroffen davon sind jedenfalls alle Wienerinnen und Wiener. Und offensichtlich ist es so, dass die Wienerinnen und Wiener darauf reagieren, denn bei der E-Control laufen seit Mitte Jänner die Telefone heiß und die Anruferinnen und Anrufer wollen zu Alternativanbietern wechseln. Dort ersparen sie sich immerhin in etwa 120 EUR, was bei einem durchschnittlichen Haushalt so viel ist wie zwei Monate Stromkosten oder das Eineinhalbfache von unserem schwachen Heizkostenzuschuss in Wien. Jeder einzelne Wechsel dieser Kundinnen und Kunden von WIENSTROM, WIENGAS ist die rote Karte für die Wiener Stadtregierung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß schon, es wird immer argumentiert, die Wien Energie und die ausgegliederten Betriebe sind nicht die Wiener Stadtverwaltung und Stadtregierung. Nur eines ist auch klar: Betriebswirtschaftlich kann man das schon argumentieren, denn vor der Wahl wurde kräftig das Wellness- und sonstige Lebensgefühl in Wien in Inseraten und sonstigen Dingen propagiert und heute zahlen die Kundinnen und Kunden die Rechnung dafür. 

Bei aller Akrobatik dieser Dinge ist es so, dass wir nach wie vor in Wien dafür die höchsten Abgaben zahlen, denn wie Sie wissen, setzt sich der steuerliche Anteil gerade bei Gas aus der Gasabgabe, der Umsatzsteuer und der so genannten Gebrauchsabgabe zusammen. Wenn man sich die Ländervergleiche ansieht, dann ist es schon so, dass die Bundesabgaben ja hoffentlich in allen Bundesländern gleich hoch sind, die Gebrauchsabgaben aber interessanterweise gerade in Wien am höchsten sind. Aber das ist auch klar, denn wenn man sich die ganze Pressearbeit, in etwa immerhin zusätzlich 62 Mil-
lionen EUR, die die stadtnahen Betriebe investieren, ansieht, dann ist das klar, warum das so sein muss.

Unsere Forderung im Wahlkampf nach einem Kostenstopp, wo wir gesagt haben, drei Jahre Kostenstopp für Strom, Gas, Wasser, Abwasser, Müllabfuhr, Fernwärme und so weiter, wurde milde belächelt und heute haben wir die Rechnung präsentiert bekommen. Ich denke, es ist besser, die Menschen nicht frieren zu lassen, sondern frieren Sie die Preise ein! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Abgeordneter, auch dafür, dass Sie Ihre Redezeit nicht komplett konsumiert haben.

Als Nächster hat sich der Abg Vettermann zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte doch zum Kollegen Strache einige Bemerkungen machen.

Das Erste ist, es kommt jetzt nicht nur darauf an, was man sagt, sondern zum Beispiel auch, wann man es sagt. Und was die Stadtregierung betrifft, weiß ich als Zeitungsleser, dass Sie lange für 14 waren, nämlich so lange, bis klar war... (Abg Heinz-Christian Strache: Von Anfang an 9 bis 10!), so lange, bis klar war... (Abg Heinz-Christian Strache: Von Anfang an 9 bis 10!) ja, ja, ja... (Abg Heinz-Christian Strache: Von Anfang an 9 bis 10!) ja, ja, so lange, bis klar war, dass Sie Ihren zweiten verlieren und dann auf 13 heruntergekommen sind. (Abg Heinz-Christian Strache: Wir haben den Klubobmann Tschirf unterstützt!) Und wie Sie nicht mehr am Futtertrog waren, da haben Sie auf einmal dann begonnen zu protestieren. Aber da war eben dieser Verlust dieser einen (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist falsch, was Sie sagen! Wir haben den Klubobmann Tschirf unterstützt!) Funktion und das ist eben unglaubwürdig und es ist durchschaubar. 

In der Art, wie Sie das... (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist falsch, was Sie da sagen!) Ich habe das aus Zeitungsmeldungen, in der öffentlichen Darstellung... (Abg Heinz-Christian Strache: Ich habe gesagt, wir sind für Einsparung!) Ja, ja... (Abg Heinz-Christian Strache: Ich habe gesagt, wir sind für Einsparung! 10! 9 bis 10!) Ja, genau, darum haben Sie immer die zwei gehabt und dann waren Sie ganz genau für die vier, ist eh klar, es ist durchschaubar, Sie sind unglaubwürdig. (Abg Heinz-Christian Strache: 10! 9 bis 10!) Die Art des Auftretens, das Sie haben, muss ich sagen - mit der Zeit muss man rein sprichwörtlich die Pharisäer vor Ihnen in Schutz nehmen, nicht umgekehrt. (Heiterkeit bei Abg Heinz-Christian Strache.)

Genauso war es auch und auch inhaltlich stehe ich dazu, dass nämlich jede Partei auch einen kontrollierenden Stadtrat hat und wir ja gesagt haben, dass wir mit dem erfolgreichen Team den Akt auch weitermachen wollen. Da gebe ich dem Kollegen Hahn Recht: Wer eindimensional agiert, wer nur ein Thema hat, da ist es dann auch gerecht, dass es auch nur einen Stadtrat gibt. (Abg Heinz-Christian Strache: Da dürftet ihr ja gar keinen Stadtrat haben!

Apropos ÖVP, dem Kollegen Walter gesagt: "Die Presse" ist wirklich nicht unser Kampfblatt, ganz im Gegenteil. Aber sie attestiert, dass wir in keinem einzigen Feld Spitzenreiter sind, dass wir fast immer im guten und unteren Mittelfeld sind und uns bei den Gebühren durchaus mit allen anderen Bundesländern messen können. Nur weil er diesen Artikel zitiert hat, möchte ich das einmal ganz kurz auch erwähnen.

Aber wie läuft es bei der FPÖ nach der verlorenen Wahl weiter? Es läuft weiter wie bisher und da auch ein Beispiel aus dem Stadtschulrat, Vizepräsidentin Mühlwerth. Sie wissen ja, dass an sich jetzt ein Wechsel notwendig wäre, den könnte sie jetzt natürlich früher machen, sie sollte es früher machen, es ist ja klar, dass sie eigentlich abgewählt wurde. Der neue Vizepräsident wird - das ist ja von der ÖVP angekündigt worden - der Kollege Strobl sein. Aber was tut sie? Sie geht nicht, sie bleibt und sie bleibt einfach deshalb, um die Gage bis zum letzten Moment zu kassieren! (Aufregung bei der SPÖ. – Abg Heinz-Christian Strache: Das ist ja nicht wahr!)
Die Konstituierung am 14. Februar ist... (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist ja nicht wahr! Das ist so nicht richtig!) Die Konstituierung ist am 14. Februar. Bis dahin, bis zum letzten Moment wird sie das Geld nehmen, 4 636 EUR im Monat. Das sind zusammen - wenn man sich das anschaut, im November hätte sie ja gehen können - über 18 000 EUR und das wird einfach einkassiert! Wo es die Möglichkeit gibt, schnapp, und Strache weiß davon und unterstützt das! (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist so nicht richtig!) Denn dass er sie unterstützt, merken wir nicht nur dadurch, dass er nichts dagegen unternimmt und nicht kritisiert, sondern ganz im Gegenteil, dass die Kollegin ja auch als Bezirksrätin im 7. Bezirk angelobt wurde und für die FPÖ weiter aktiv ist. Dort kassiert sie dann natürlich wieder auch als Bezirksrätin doppelt und er steht zu ihr und er steht zu dem Vorgehen! So ist Strache dann, wenn er die Möglichkeit hat! So ist die FPÖ, wenn sie die Möglichkeit hat! Und wenn das nicht zweierlei Maß ist, dann weiß ich nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Davon abgesehen, dass Sie angeblich die Abschaffung der Stadtschulratsvizepräsidenten gefordert haben, muss man sagen: Ja, gefordert haben Sie, aber als die Möglichkeit war, dass man selbst besetzt, war keine Re-
de mehr davon! Sofort ist alles besetzt worden. (Abg Heinz-Christian Strache: Weil Sie nicht bereit waren, dem FPÖ-Antrag zuzustimmen!) Ganz im Gegenteil. Sie klammern sich so lange als möglich an die Funktionen und an die Gage! (Abg Heinz-Christian Strache: Stimmen Sie unserem Antrag zu! Stimmen Sie unserem Antrag zu! – Aufregung und Beifall bei der SPÖ.) 

Und bei den Gemeinderatsvorsitzenden, bei der Kollegin Unterreiner, ich meine, Sie haben das durchaus ganz okay gemacht, sie ist ja auch ebenfalls von Ihnen nominiert, gestützt, gehalten und besetzt worden. So ist es doch in Wirklichkeit! So agiert die FPÖ! (Große Aufregung bei der FPÖ.)

Und wenn Sie schon in Ermangelung eigener Slogans einfach sozusagen den Speck übernehmen, um einen kommerziellen Slogan mit zu übernehmen, dann muss man sagen “Weg mit dem Speck“, okay, aber statt einer Formel 10 gibt es bei Ihnen die Formel FPÖ, nämlich: Nehmen so viel wie möglich und so lange wie möglich! (Abg Heinz-Christian Strache: Schauen Sie sich jetzt einmal selbst in den Spiegel!) Das wird Ihnen aber kein Glück bei den Wählerinnen und Wählern bringen und Sie sind ja auch entsprechend abgestraft worden!

Ich sage Ihnen eines, Herr Strache: Kehren Sie zuerst vor der eigenen, vor der FPÖ-Türe und sorgen Sie dort für Sauberkeit und Ordnung! (Abg Heinz-Christian Strache: Das haben wir gemacht! Wir haben das gemacht!) Das wird für Wien viel besser sein. - Vielen Dank. (Abg Heinz-Christian Strache: Wir haben die Sauberkeit wiederhergestellt zum Unterschied von euch! Wir haben die Sauberkeit wiederhergestellt zum Unterschied von euch!. – Beifall bei der SPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Sesselkleber! Sesselkleber! – Abg Heinz-Christian Strache: Wir sorgen für Sauberkeit! – Große Aufregung bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Herzog. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte einmal kurz das Wort ergreifen, auch zur Bemerkung von StR Ellensohn, und seine Feststellungen und seine Behauptungen hier mit aller Deutlichkeit zurückweisen. Die Unterstellung, dass 15 Prozent der Wie-
ner Wähler Rassisten seien, ist eine Ungeheuerlichkeit! Auch wenn es verklausuliert formuliert wurde (Beifall bei der FPÖ.), damit es für einen Ordnungsruf vielleicht nicht reicht - das hat der Vorsitzende zu entscheiden und nicht ich -, ist es eine Ungeheuerlichkeit, die ich klar und deutlich für die Wiener Bürgerinnen und Bürger zurückweisen will! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dann weiters zu den sozialdemokratischen Bemerkungen meines Vorredners. Was die Veränderungen betrifft, die Sie ansprechen, im Stadtschulrat oder sonst wo - da legen ja Sie die Termine fest! Werfen Sie da doch nicht der Opposition vor, dass sie vorher andere Dinge machen soll! Das läuft in Gremien ab. Termine werden von der SPÖ festgesetzt und Sie machen den Termin, wann eine Ablöse stattfindet! Darauf haben wir keinen Einfluss! Sie als Mehrheitspartei machen das. 

Das Gleiche geschieht ja nicht nur im Stadtschulrat (Beifall bei der FPÖ.), das Gleiche geschieht ja auch zum Beispiel in den Wohnungskommissionen, wo die Ablöse oder Veränderung frühestens im Frühjahr stattfinden wird. 

Aber mein Vorredner hat dadurch gar nicht die Zeit gehabt, das zu machen, was er sonst gerne tut, nämlich ein bisschen Eigenlob verbreiten. Er ist in den fünf Minuten gar nicht dazu gekommen. Daher darf ich einmal feststellen, dass es natürlich massive kritisierbare Verwaltungsdefizite in Wien gibt, wie man aus den Berichten des Rechnungshofs, des Kontrollamts und in Studien verschiedener Institute unschwer erkennen kann. Da ist überall, um beim Thema zu bleiben, Speck sichtbar, der weg muss. Da gibt es Verschwendung und Missmanagement, im Spitalsbereich zum Beispiel. Das IHS hat festgestellt, dass durch zumutbare Kosteneinsparungen 190 Millionen EUR im Jahr einsparbar wären, dass die Belagstage in Wien mit 180 EUR auch mit Einrechnung der Kosten von Nichtwiener Patienten und der Kosten der Universität die höchsten in ganz Österreich sind. 

Ebenso wenn ich willkürlich Rechnungshofberichte ansprechen darf und hier auf die Sportförderung eingehen: In der Sportförderung hat der Rechnungshof 2005 eben festgestellt, dass für die Dachverbände ASKÖ und Union 115 000 EUR mehr ausgegeben wurden als 
gesetzlich möglich gewesen wäre. Bei einem wie-
teren Verein, den Drachenbootverein, wurden statt 88 000 EUR 106 000 EUR vorgelegt, die man gar nicht beantragt hat. Das heißt, da gibt es schon eine gewisse Verschluderung, die klar und deutlich festzustellen ist. 

Im sozialen Bereich hat der Rechnungshof festgestellt: Bei der Neuorganisation der damaligen MA 12 hat es beträchtliche Überschreitungen in den Rechnungsabschlüssen der Jahre 2002 und 2003 gegeben. Festgestellt wurde, dass das letztlich auf eine falsche Interpretation der Budgetierung von Brutto- und Nettoveranschlagung zurückzuführen war. Wie solche Fehler entstehen können, weiß ich nicht. 

Dann weiters wenn man zum Kontrollamt übergeht. Da gibt es eine Geschichte im Bereich Bäder, die ich schon anbringen will, weil sie einfach unglaublich ist, ein Schildbürgerstreich: Ein Brausebad im 11. Bezirk wurde mangels Besucher 40 Monate nach seiner Totalsanierung geschlossen. Allerdings war das völlig klar, weil sich schon vorher keine Besucher eingestellt hatten. Daher war die Besucherentwicklung absehbar. Die Errichtungskosten waren hoch. Ich will jetzt gar nicht so weit darauf eingehen, ich mache eine Gesamtsumme. Die Kosten seit der Wiedereröffnung haben 912 000 EUR betragen, denen 4 600 Besucher des Bades gegenübergestanden sind. Das heißt, pro Besucher wurde ein Betrag von 198 EUR investiert. Eine Riesensumme. Das ist eigentlich unglaublich. Wenn einer da hinein in das Bad gegan-
gen ist, hätte man ihm eine Duschkabine zahlen können. (Beifall bei der FPÖ.) Da sieht man, in welchem Ausmaß man hier mit dem Geld der Steuerzahler umgeht. 

Aber so unglaublich diese Geschichte ist, noch mehr ist die Geldverschwendung zum Beispiel bei den Wiener Festwochen festzustellen. 

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Knapp eine Minute noch, Herr Abgeordneter.

Abg Johann Herzog (fortsetzend): Ja. Das Kontrollamt weist auf Veranstaltungen hin, wo ein unglaublicher Zuschussbedarf bis 1 250 Euro pro zahlenden Besucher festzustellen ist. Um das Geld kann man die Leute per Flieger in jede europäische oder amerikanische Stadt schicken und wieder retour samt Besuch von irgendwelchen Aufführungen in diesen Städten. 

Ich komme aus Zeitgründen nicht mehr dazu, weitere Dinge zu besprechen, möchte aber sagen, dass es klar und eindeutig ist, dass Speck vorhanden ist, dass es keine Frage ist, dass Einsparungspotentiale da sind, dass mit dem Geld der Steuerzahler schludrig umgegangen wird und dass für politisch nahestehende Vereine reine Machtkuren veranstaltet werden. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster ist Herr Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident.

Da gibt es einen Werbeslogan, der lautet "Weg mit dem Speck". Und weil in der FPÖ sowieso niemand nachdenkt und niemandem ein gutes Thema für eine Aktuelle Stunde einfällt, fällt dem Herrn Strache eine Minute vor Abgabefrist ein: Machen wir “Weg mit dem Speck“, da können wir zu Gott und der Welt reden. Genauso hat sich die Einleitung der FPÖ angehört. Es hat sich wahrscheinlich überhaupt niemand etwas dabei gedacht. Das ist die Realität. (Abg Heinz-Christian Strache: Schon wieder der Pflichtverteidiger der SPÖ in Wien!)

Er kann diese Zwischenrufe nicht lassen und jetzt muss ich doch einen Satz dazu sagen. Der Kollege Ellensohn - Sie haben nicht einmal zugehört - hat gesagt, wäre er ein Rassist, dann würde er FPÖ wählen. Jetzt sage ich Ihnen etwas anderes: Die 15 Prozent Wählerinnen und Wähler, die FPÖ gewählt haben, sollen sich tatsächlich einmal bei der Nase nehmen und darüber nachdenken, ob sie ständig mit Rassisten und islamophoben, ausländerfeindlichen Menschen, die sich permanent in der FPÖ aufhalten (Abg Heinz-Christian Strache: Nur Diffamierungen und Beschimpfungen!), ob sie mit diesen Menschen in einem Boot sitzen wollen! Und wir glauben… (Abg Heinz-Christian Strache: Sie sind ein Würschtl! Sie sind wirklich ein Würschtl!) Wir glauben tatsächlich, Sie sind ein Rassist, Herr Strache… (Abg Heinz-Christian Strache: Sie sind ein wirkliches Würschtl! Sie sind ein wirkliches Würschtl!) Sie sind ein Rassist, Herr Strache, es tut mir Leid. (Abg Heinz-Christian Strache: Ein richtiges Würschtl sind Sie! Sie sind ein richtiges Würschtel! Ein richtiges Würschtel sind Sie!) Und viele andere von Ihnen auch! (Beifall bei den GRÜNEN.) Und es ist bedauerlich, dass Sie den Einzug in den Gemeinderat und in den Landtag wieder geschafft haben! (Abg Heinz-Christian Strache: Ein richtiges Würschtl sind Sie, wirklich ein richtiges Würschtl! – Aufregung bei der FPÖ.) Und jetzt kommen wir…

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Meine Damen und Herren, wir heben das Niveau des Landtags nicht, wenn wir uns wechselseitige Wertzumessungen an den Kopf werfen, die nicht unbedingt dem Stil des Hauses adäquat sind. Ich bitte daher mit sensiblen Begriffen wie “Rassist“ und “Würschtl“ sehr, sehr zurückhaltend umzugehen. Bitte fortzusetzen.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Von einem Herrn Strache als “Würschtl“ bezeichnet zu werden, sagt über denjenigen, der es gesagt hat, und über sein intellektuelles Niveau mehr aus, als wenn man sich in politischen Kategorien beschäftigt und sagt: Die FPÖ ist eine rassistische Partei. Das ist sie und diejenigen 15 Prozent der Wählerinnen und Wähler, die ihr in Wien die Stange gehalten haben, sollen das wissen! (Große Aufregung bei der FPÖ. – Abg Anton Mahdalik: Das ist ja unglaublich! – Beifall bei den GRÜNEN.) 

Und weil die ÖVP zum Teil lächelt, sei daran erinnert, dass sich Bundeskanzler Schüssel seit vielen Jahren mit dieser rassistischen Partei FPÖ in einer Koalition befunden hat und jetzt mit deren Abspaltung (Aufregung bei der ÖVP.), wobei klarzustellen ist - und das ist mir wichtig -, dass der Parlamentsklub der Freiheitlichen immer noch “Freiheitlicher Parlamentsklub“ heißt und Sie nicht im Stande sind - und jetzt kommen wir zu dem Speck, zu dem Speck, den die Mitglieder der Bundesregierung an-
gesetzt haben und den vor allem die Parlamentarier der FPÖ angesetzt haben, die sich nach wie vor weigern, diese Regierung aufzulösen! Und die ÖVP sitzt gerne mit Rassisten im selben Boot. (Aufregung bei Abg Mag Alexander Neuhuber.) Das ist das Problem und das während der EU-Ratspräsidentschaft, nur damit das Geld stimmt! Und dann beginnt jemand eine Aktuelle Stunde mit "Weg mit dem Speck"! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wäre es nur so wie immer, dass die FPÖ nicht auf ihren Plätzen ist! In dem Sinn bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN. – StR Dr Johannes Hahn: Das war jetzt ein substanzieller Debattenbeitrag!)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Feldmann. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren. 

Herr Margulies, ich versuche, Ihr Primitivniveau etwas anzuheben. Es wird mir nicht schwer fallen. (Beifall bei der ÖVP und der FPÖ.)

Nun geht es beim Thema "Weg mit dem Speck", ich nehme an, es war doch ein Marketinggag, eine Marketingaussage der FPÖ, wieder einmal darum, demokratischen Organen mit vordergründigen Sprachargumenten zu kommen. Keine Frage, Einsparungen sind zu befürworten, aber ich würde bei diesem Thema woanders ansetzen. 

Die SPÖ hat genug Handlungsbedarf und daher hat StR Sepp Rieder, der für seine Liebe zur Reform bekannt ist, dies auch zugegeben. Er hat seine eigenen sozialdemokratischen Amtskollegen wissen lassen, dass es notwendig ist, dass es Strukturreformen im Wiener Magistrat gibt. Er hat über Ausgliederungen gesprochen, konkret bei den Entsorgungsbereichen der Stadt. Sein Argument war: Man wird sich dem Druck der Privatisierung nicht entziehen können, wenn man kein kostengünstigeres Gegenmodell zustande bringt. Das war end-
lich einmal eine gute Idee, wirtschaftlich schlankere und gesündere, wettbewerbsfähigere Strukturen zu schaffen und vielleicht gar eine kosteneffizientere Verwaltung. 

Die Frau Umweltstadträtin Sima, sichtlich mit Tempo 50 beschäftigt, hat Nein gesagt und - nicht verwunderlich -, auch die Gewerkschaften haben sich dazu negativ geäußert, anfänglich auch der Herr Bürgermeister, der weder an eine Privatisierung noch Ausgliederung denken wollte. Allerdings hat er das dann ein wenig abgespeckt und gemeint, Ausgliederung nicht um jeden Preis, aber es ist eine pragmatische Entscheidung nach effizienten Kriterien und nach der Notwendigkeit für das Budget. Dann kam sogar ein Reformanfall des Herrn Bürgermeisters, der meinte: Im Prinzip können wir sagen, dass sich etwa bei den Wiener Stadtwerken eine Änderung in der Unternehmenskultur durchzusetzen beginnt. Aber das alles, dieser ganze Prozess, dieses Ja - Nein zeigt mir, dass hier ein wenig verantwortungsvoller Umgang mit Steuergeldern stattfindet und dass Kosteneffizienz sichtlich ein ideologisches Fremdwort ist. 

Es geht mir nicht darum, was für ein Input hier notwendig ist oder verwendet wird, obwohl tragisch genug, was hier auf Kosten des Magistrats der Regierung an Dienstwägen und sonstigen Dingen, wozu die SPÖ Lust hat, geleistet wird. Das wirkliche Desaster ist der Output, der erzeugt wird, dass Sie wirklichen volkswirtschaftlichen Schaden erzeugen. Ich frage mich immer wieder: Ist das aus Ideologiegründen, Unverständnis oder verpassen Sie den Zeitgeist? 

Laut einer Studie des IHS können jährlich 190 Mil-
lionen EUR im Wiener Spitalsbereich eingespart werden. Durch die Magistratspensionsreform gehen dem Steuer-
zahler jährlich 60 Millionen EUR verloren. Die Wiener Bäder haben ein jährliches Defizit von 40 Millionen EUR. 

Ja, ich meine, gehen wir einmal zu anderen Themen über: Den Wissenschaftsstandort Wien drohen wir zu verlieren. Baxter will Wien nicht, die BOKU wandert nach Niederösterreich, Wien darf sich für einen Uni-Standort mittlerweile mit Gugging vergleichen! Das sind wirklich Bildungsthemen. 

Vielleicht auch noch ganz interessant, dass die Stadtregierung 23 Pressesprecher braucht und verwendet. Das sind soviel wie Wiener Bezirke, 23, nicht schlecht. 

Tariferhöhungen, Gebührenerhöhungen. 

Ihr Ziel ist sichtlich nicht Fortschritt und das Bestehen in einer neuen Struktur, Ostöffnung, EU, internationaler Vergleich. Das ist nicht Ihr Ziel. Ihr Ziel ist die Machterhaltung und dafür, sage ich Ihnen, ist jeder Cent an Inputs, den der Steuerzahler zu leisten hat, zu viel! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Abgeordnete! 

Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich die Frau Abg Rudas. Ich erteile es ihr.

Abg Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ! Sie müssen sich dann irgendwann entscheiden, für was Sie sind und wofür Sie stehen. Also ich kann mich erinnern, im November sind Sie hier gestanden und haben es wirklich bitter beklagt, dass ein Stadtrat weggestrichen wird. Im November so, im Jänner dann wieder anders und natürlich haben Sie dann Glaubwürdigkeitsprobleme. 

Wien ist eine super verwaltete Stadt und das lassen wir uns von Ihnen auch nicht schlecht reden! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber zur FPÖ. Die FPÖ des Kollegen Strache ist tatsächlich kein glaubwürdiger Zeuge hinsichtlich Posteneinsparungen. Erinnern wir uns an die fünf Jahre, wo er und seine Partei, eine Zeit lang sogar als FPÖ-Obmannstellvertreter, sämtliche Aufblähungen, wenn wir schon bei Speck und Übergewicht sind, sowohl in der Bundesregierung als auch in den öffentlichen Einrichtungen mitgetragen hat. Die FPÖ hat die dadurch entstandenen hohen zusätzlichen Aufwendungen mitzuverantworten. Die FPÖ protegierte auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler Politiker, vereinzelt auch Politikerinnen und Schützlinge. 

Ich komme schon zu den konkreten Beispielen, wie es die FPÖ und auch die ÖVP in der Realität mit Privilegienabbau und Kosteneinsparungen halten. 

Erinnern wir uns: Im Jahr 2000 hatte die österreichische Bundesregierung noch 16 Regierungsmitglieder, Anfang 2003, also knapp nach der Wahl, gab es dann schon eine Aufstockung auf 18 Mitglieder, natürlich mit FPÖ-Beteiligung und derzeit umfasst die schwarz-bunte Bundesregierung überhaupt 19 Mitglieder! Ganz besonders großzügig mit Steuergeldern ist natürlich auch Vizekanzler Gorbach umgegangen. Für sein Ministerkabinett gab er 2003 - damals noch Ihr FPÖ-Kollege! - stolze 740 000 EUR aus! 

Und schauen wir uns die ganzen Neubesetzungen in staatsnahen Einrichtungen mit ÖVP, FPÖ und was auch immer noch für eine Partei da drinnen ist, an: Aufblähung in der ÖBB, Besetzung bei der ASFiNAG, Besetzung Hauptverband der Sozialversicherungsträger, ich nenne nur die Causa Gaugg! Also wir sehen, überall dort, wo es um Posten und Vorteile für die FPÖ beziehungsweise für FPÖ-nahe Personen gegangen ist oder geht, hört man nichts von Strache und seinen FPÖ-Kolleginnen und Kollegen! Das heißt, Ihre heutige Forderung ist noch mehr als nur völlig unglaubwürdig! 

Aber sehen wir, was die Menschen davon halten, weil Sie sich ja so gerne als Sieger hier herstellen. 1996 hatten Sie in diesem Haus - ich weiß es nur aus Erzählungen, ich war damals 15 - 29 Abgeordnete, 2001 - ich glaube, dass Sie damals Wahlkampfleiter waren - hatten Sie nur noch 21 Abgeordnete und heute mit einem Spitzenkandidaten Strache haben Sie 13 Mandate! Also ich sage Ihnen eines: Sieger schauen ganz anders aus! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber ich geben Ihnen ein bissel Wahlkampfhilfe. In der politischen Auseinandersetzung wollen die Menschen solche blöden Sprüche wie “Der Speck ist weg“ einfach nicht hören! Das ist eine unernste Art. (Abg Heinz-Christian Strache: Tempo 50! Tempo 50!) Das haben sich die Wienerinnen und Wiener nicht verdient. Und die Rechnung für solche Polemiken haben Sie ja am 25. Oktober bekommen. (Abg Heinz-Christian Strache: Am 23.! Am 23. aber nicht am 25.! - Aufregung bei der FPÖ.) So nebenbei noch eine Hilfe: Diese Zwischenrufe sind mehr als nur peinlich, aber wurscht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir bekennen uns zur repräsentativen Demokratie und ihren Einrichtungen. Sie dienen den Menschen in dieser Stadt und das wird auch in Zukunft so bleiben. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet, meine Damen und Herren. 

Zu den Ausführungen des Herrn StR Ellensohn und dann in massiverer Form auch zu den Ausführungen des Herrn Abg Dipl Ing Margulies hat der Freiheitliche Klubobmann einen Ordnungsruf respektiv in weiterer Folge die Prüfung einer Sitzungsunterbrechung verlangt. Ich werde die entsprechenden Textpassagen im Protokoll einer kritischen Würdigung unterziehen, aber auch die parallel gelaufenen Ordnungsrufe dabei mit gleichem Maßstab bewerten und gegebenenfalls dann zum frühest möglichen Zeitpunkt während des weiteren Sitzungsverlaufs Ordnungsrufe erteilen. 

Wir kommen nunmehr zu einer vom Abg Mag Rü-
diger Maresch beantragten Anfrage an den Herrn Lan-
deshauptmann betreffend geplante Volksgarage im Bacherpark. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Ge-
schäftsordnung des Wiener Landtages wird die Beant-
wortung der Dringlichen Anfragen vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, was ich heute als eher unwahrscheinlich ein-
schätzen würde, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfragen unterbrochen werden. 

Vor Sitzungsbeginn ist von den Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wird dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisung erfolgt wie in der Antragstellung vorgesehen. 

Der Herr Landeshauptmann hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend "Wien und die Europäische Union" zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Dr Häupl.

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wien ist seit dem 1. Jänner 2006 Hauptstadt der Europäischen Union und dies nicht zum ersten Mal. Bereits im 2. Halbjahr 1998 war Wien Mittelpunkt der Europäischen Union und damit Sitz der EU-Ratspräsidentschaft. War die erste österreichische EU-Ratspräsidentschaft nach wenigen Jahren der Mitgliedschaft Österreichs in der Europäischen Union gekennzeichnet von Optimismus und einer in die Zukunft gerichteten, Europa gestalten wollenden Politik nicht nur des Ratsvorsitzes, sondern aller Staats- und Regierungschefs der damals 15 Mitgliedsstaaten, so stellt sich heute die Situation leider völlig anders dar. Die Europäische Union der 25 und damit die europäische Integration insgesamt steckt am Beginn des 21. Jahrhunderts wohl in einer ihrer tiefsten Krisen. Wer es nicht glauben mag, sei an den negativen Ausgang der Volksabstimmung in Frankreich und in den Niederlanden über den Vertrag über eine Verfassung für Europa erinnert. Beide Staaten sind Gründungsmitglieder der Europäischen Union und haben in den letzten Jahrzehnten wesentlich dazu beigetragen, dass zumindest bislang der Kern des europäischen Einigungswerks, nämlich Frieden und Sicherheit in Europa für viele Menschen, Realität geworden ist. Und auch der Bazar rund um die finanzielle Vorschau 2007 bis 2013 erweckte nicht gerade den Eindruck eines geeinten und starken Europas für zukünftig zu bewältigende Aufgaben. 

Der Friede zwischen den Staaten Europas ist ein wichtiges, aber doch nur ein Teil des Herzstücks dieses europäischen Einigungswerks. Ich habe dies bereits in meiner Mitteilung an den Wiener Landtag im April 2003 deutlich gemacht. Der wesentliche zweite Teil ist der soziale Friede im Inneren. Der soziale Zusammenhalt der Gesellschaft ist die Realität und Umsetzung des europäischen Traums wie es Jeremy Rifkin bezeichnet hat oder noch präziser, die Balance zwischen sozialem Zusammenhalt und wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit vor dem Hintergrund einer globalisierten wissensbasierten Wirtschaftsentwicklung. Es ist höchst an der Zeit, die Sozialunion als Eckpfeiler der Europäischen Union zu verankern und in das europäische Vertragswerk aufzunehmen. 

Gerade das Fehlen klarer Aussagen und Bestimmungen zur Sozialunion, aber auch die fehlende Wirklichkeit hat ja - und hier bin ich fest davon überzeugt - dazu geführt, dass die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger in Frankreich und in den Niederlanden Nein zu diesem Verfassungsentwurf gesagt haben. Die Verfassung wurde jedoch nicht abgelehnt, weil die Menschen gegen die Europäische Union sind, sondern weil ein wesentliches Element zur Identifikation mit dieser Verfassung und somit mit dieser Europäischen Union gefehlt hat: Klare Aussagen und Bestimmungen zur Sozialunion und Antworten auf die die Menschen unmittelbar betreffenden Fragen nach sozialer Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit, den Zugang zu Leistungen der Daseinsvorsorge und Fragen nach sozialem Zusammenhalt. 

Österreich als gegenwärtiger Träger des Ratsvorsitzes hat nunmehr die einmalige Gelegenheit, den europäischen Einigungsprozess wieder in Gang zu bringen und voran zu treiben. Die österreichische Bundesregierung ist dabei gut beraten, eng mit dem Europäischen Parlament zusammen zu arbeiten und die vorliegenden Vorschläge des Europäischen Parlaments ernst zu nehmen und aktiv aufzugreifen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gerade die Stadt Wien legt traditionell besonderes Augenmerk auf die Wahrung des sozialen Zusammenhalts der Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt und dies ist wohl auch ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die ökonomisch erfreuliche Entwicklung und das hohe Maß an Lebensqualität, das unsere Stadt im weltweiten Vergleich auszeichnet. Europa mit der Europäischen Union ist der urbanste Kontinent und die Städte sind es, in denen sich die Zukunft des europäischen Gesellschaftsmodells und damit die Zukunft des europäischen Traums entscheidet. Die Europäische Kommission hat dies jüngst in ihrem Arbeitsdokument “Die Kohäsionspolitik und die Städte, der Bei-
trag der Städte zu Wachstum und Beschäftigung in den Regionen“ deutlich zum Ausdruck gebracht. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle kurz daraus zitieren: „Seit zwei Jahrhunderten sind Städte sowie großstädtische Ballungsgebiete die treibenden Kräfte der wirt-
schaftlichen Entwicklung in Europa und schaffen Wachs-
tum, Innovation und Beschäftigung. Diese zentrale Rolle ging in den letzten Jahren mit einer Erweiterung ihrer Befugnisse einher. Aber die Städte agieren nicht isoliert. Sie sind wichtige Akteure der regionalen Entwicklung, die die Entwicklung der umliegenden ländlichen Gebiete ein-
schließt. Städte und Regionen sind aufeinander ange-
wiesen. Eine Region ist erfolgreich, wenn ihre Städte erfolgreich sind, ebenso wie eine Stadt von der positiven Entwicklung der Großregion profitiert.“ 

Und weiter: „Die Europäische Union wird ihre Agenda für Wachstum und Beschäftigung dann erfolgreich umsetzen, wenn alle Regionen, insbesondere die Regionen mit dem größten Potential für höhere Produktivität und mehr Beschäftigung, ihren Beitrag leisten können. Den Städten kommt bei dieser Aufgabe große Bedeutung zu. Sie haben das größte Angebot an Arbeitsplätzen, Unternehmen und höheren Bildungseinrichtungen und sind wichtige Akteure bei der Verwirklichung des sozialen Zusammenhalts. Die Städte stehen im Mittelpunkt des Wandels, für den Innovation, unternehmerische Initiative und Unternehmenswachstum die Grundlage bilden.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf diesen Themenschwerpunkt Sozialzusammenhalt werde ich auch als gewählter Berichterstatter im Ausschuss der Regionen zu diesem Arbeitsdokument meinen besonderen Wert legen. 

Österreich als Träger der gegenwärtigen EU-Rats-
präsidentschaft wird es gut anstehen, die Erfahrungen seiner Erfolgsgeschichte der Zweiten Republik, deren sozialem Zusammenhang, dem sozialen Ausgleich einer Gesellschaft, stets besondere Bedeutung zukam, aktiv und engagiert in die Diskussion über die Europäische Verfassung einzubringen. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass eine Verfassung der Europäischen Union, die neben der wirtschaftlichen Entwicklung auch die soziale Dimension gleichberechtigt beinhaltet, die Mehrheit der Europäer und Europäerinnen bei der EU-weiten Volksabstimmung überzeugen wird. Und ich darf Sie einmal mehr daran erinnern, ohne offenen und ehrlichen Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern dieses Europas wird es keine gemeinsame Zukunft dieses vereinten Europas geben. Dies bringt Artikel 1 des Verfassungsentwurfs zum Ausdruck. Nur eine Verfassung, die geleitet ist vom Wollen der Bürgerinnen und Bürger und der Staaten Europas, ihre Zukunft gemeinsam zu gestalten, ist in der Lage, identitätsbildend zu wirken und mit einer EU-weit durchgeführten Volksabstimmung eine entsprechende Unterstützung und Befürwortung zu erreichen. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass die Fragen der Wirtschaft, Beschäftigung, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, der Bildung und Ausbildung, Forschung und Entwicklung zu den wichtigsten Fragen für die Zukunft aller europäischen Städte und damit Europas gehören. Die Lösung dieser Fragen entscheidet darüber, welche Chancen unsere Jugend, unsere Kinder in Zukunft haben werden. Es ist daher ein Mehr an Integration, und zwar mehr als nur eine rein ökonomische Integration gefragt. Will die Europäische Union die Identifikation ihrer Bürgerinnen und Bürger erfolgreich vorantreiben, darf dieses Integrationsprojekt nicht alleine auf den ökonomischen Bereich beschränkt werden. Gerade sozialer Zusammenhalt und Nachhaltigkeit sind Themen, die in Europa entstanden sind und sich hier entwickelt haben. Sie machen das europäische Gesellschaftsmodell gerade im globalen Konnex aus. Jeremy Rifkin hat dies 2004 in seinem Buch “Der Europäische Traum, die Vision einer leisen Supermacht“ beeindruckend dargestellt. Er schreibt: „Die wirkliche Herausforderung für die Europäische Union in den kommenden Jahren lautet, ihre ungeheuren natürlichen und menschlichen Ressourcen zu nutzen und eine leistungsfähige, kontinentale Wirtschaft aufzubauen, ohne die soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Chancengleichheit ihrer Bürger zu vernachlässigen.“ 

Dieser europäische Traum, seine Realisierung und Weiterentwicklung wird wesentlich in den Städten Europas entschieden. Europäische Geschichte ist vor allem europäische Stadtgeschichte. Was wäre Europa ohne seine Städte? Europa ist der urbanste Kontinent. Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind in den europäischen Städten entstanden. Wirtschaftsentwicklung ist ohne städtische Dynamik undenkbar. Gesellschaftliche Entwicklung, Aufklärung und Säkularisierung sind ohne urbanes Lebensgefühl nicht vorstellbar. Die europäische Stadt ist die Keimzelle der westlichen Moderne. 

Europäische Stadtgeschichte ist immer auch Emanzipationsgeschichte. Die Frage der Zukunft des europäischen Gesellschaftsmodells wird sich am Beginn des 21. Jahrhunderts in den Städten Europas entscheiden. Die zentrale Herausforderung für die Stadt Wien stellt das Ziel dar, das erreichte Niveau an Lebensqualität und sozialem Zusammenhalt, an Nachhaltigkeit, an wirtschaftlicher Entwicklung nicht bloß zu erhalten, sondern angesichts der neuen Rahmenbedingungen wie insbesondere einer wissensbasierten Ökonomie vor dem Hintergrund der Globalisierung weiter auszubauen und weiter zu entwickeln. Wien ist dabei im Zuge der Erweiterung der Europäischen Union mit 1. Mai 2004 von einer Stadt der Peripherie wieder ins Zentrum gerückt. Es ist wieder die urbane Mitte Zentraleuropas und übt eine starke Anziehungskraft auf die mobilen und dynamischen Segmente der mitteleuropäischen Gesellschaft aus. Wien erhält damit wieder ein vielfältigeres Gesicht, religiös und sozial, sprachlich und politisch, wirtschaftlich und nachhaltig. 

Heute gilt es, Visionen und Markierungen für die Zukunft und die Stadt im 21. Jahrhundert zu entwickeln. Visionen von einer sozial gerechten Union, die sich einer nachhaltigen Entwicklung verpflichtet fühlt, bedürfen eines starken Fundaments. Dieses starke Fundament manifestiert sich wesentlich in effizienten und leistbaren Diensten von allgemeinem Interesse. Aus diesem Grund gehen im Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse die Bemühungen Wiens um den Erhalt effizienter Leistungen der Daseinsvorsorge für das europäische Gesellschaftsmodell zusammen mit der kommunalen Wahlfreiheit bei der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen weiter. 

Dazu verabschiedete die Landtagspräsidentenkonferenz vom 29. November 2005 auf Vorschlag Wiens eine Resolution mit sechs Forderungen an die Bundesregierung. 

Diese sind: 

- Anerkennung und Beibehaltung des hohen Stellenwerts von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse innerhalb des europäischen Gesellschaftsmodells, 

- Aufrechterhaltung des Rechts auf Selbstbestimmung in Form wirtschaftlicher Wahlfreiheit der Gebietskörperschaften, die Leistungen entweder durch eigene Dienststellen oder durch in deren Eigentum stehende Unternehmen oder durch private Unternehmen im Wettbewerb erbringen zu lassen, 

- Befolgung des Grundsatzes Nein zu Kostenwettbewerb, Ja zu Qualitätswettbewerb, 

- Ausnahme der Leistungen der Daseinsvorsorge vom Anwendungsbereich des Richtlinienentwurfs über Dienstleistungen im Binnenmarkt,

- Beendigung der sektoralen Liberalisierungsbestrebungen im Bereich der Daseinsvorsorge durch die Europäische Kommission, 

- Beihilfen und wettbewerbsrechtliche Zulässigkeit der Finanzierung von Leistungen der Daseinsvorsorge.

Gleichzeitig wurde die Bundesregierung darin aufgefordert, bei Verhandlungen des Rats auf allen Ebenen diese Forderungen zu vertreten und den Vorschlag der Europäischen Kommission betreffend eine Richtlinie über die Dienstleistungen im Binnenmarkt in der vorliegenden Form abzulehnen. 

Die österreichische Ratspräsidentschaft wird darüber hinaus auch von intensiven Verhandlungen zur Dienstleistungsrichtlinie gekennzeichnet sein. Sowohl für das Europäische Parlament als auch für den Rat der Europäischen Union steht eine Abstimmung beziehungsweise Positionierung zum Richtlinienentwurf im 1. Halbjahr 2006 auf der Tagesordnung.

Nach der Abstimmung zum Entwurf über die Dienstleistungsrichtlinie im federführenden Binnenmarktausschuss am 22. November 2005 findet am 15. Februar 2006 die 1. Lesung im Plenum des Europäischen Parla-
ments statt. Da dem Europäischen Parlament im Gesetz-
gebungsverfahren ein echtes Vetorecht zukommt, ist die Abstimmung im Plenum von großer Bedeutung für den Entscheidungsprozess in der Kommission und im Rat.

Wien hat in zahlreichen Stellungnahmen die Positionen der Berichterstatterin im Europäischen Parlament, Frau Evelyn Gebhardt, unterstützt, die sich vehement für die Ausnahmen aller Leistungen der Daseinsvorsorge vom Anwendungsbereich der Richtlinie einsetzt. Im Binnenmarktausschuss konnte zwar eine Mehrheit für die Ausnahme von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse vom Anwendungsbereich der Richtlinie erzielt werden, Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sollen allerdings nur vom Herkunftslandprinzip ausgenommen werden.

Die Stadt Wien wird im Hinblick auf die 1. Lesung im Parlament ihr aktives Lobbying dahin gehend fortsetzen, eine generelle Ausnahme aller Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge vom Anwendungsbereich der Richtlinie zu erreichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch Entwicklungen auf europäischer Ebene im Bereich öffentlicher Personennahverkehr könnten sich unter österreichischer Ratspräsidentschaft verstärken. Nach Vorlage des nunmehr dritten Verordnungsentwurfs der Europäischen Kommission am 20. Juli 2005 wird in den befassten Fachkreisen ernsthaft an einer zügigen Finalisierung der Verordnung gearbeitet. Der vorliegende Verordnungsentwurf kommt wichtigen Forderungen des Europäischen Parlaments aus 1. Lesung, der großen urbanen Verkehrsunternehmen Europas und der Allianz der Städte, allen voran Wiens, entgegen.

An erster Stelle ist dabei zu erwähnen, dass der Entwurf die Beibehaltung der Direktvergabemöglichkeiten für eigene kommunale Unternehmen unter der strengen Auflage vorsieht, dass sich diese Unternehmen außerhalb des geographischen Wirkungsbereichs der Kommune nicht am Wettbewerb beteiligen. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Dennoch setzt sich Wien im 
Hinblick auf die Verabschiedung eines Europäischen Rechtsrahmens auf allen Ebenen - Ausschuss der Regionen, RGRE, Eurocities, Europäisches Parlament, Kommission, Rat - intensiv für punktuelle Verbesserungen des Verordnungstextes ein und zwar für: Erstens, die Einführung einer klaren Vorrangregelung der Bestimmungen der ÖPNV-Verordnung gegenüber den Regeln über die öffentliche Auftragsvergabe; zweitens, eine flexible Handhabung der Direktbetrauung kommunaler Verkehrsunternehmen im Einzelfall für verkehrspolitisch wichtige Linien, die über die geographische Bezugsgrenze zur Anbindung von Umlandgemeinden an städtische Ballungsräume hinaus gehen und drittens für die Beibehaltung einer Direktvergabemöglichkeit für Regionalverkehre.

In diesem Zusammenhang ist kritisch anzumerken, dass die vielen positiven Entwicklungen zur Reformierung des ÖPNV auf europäischer Ebene nicht durch Einführung strengerer, wettbewerbsbezogener, innerstaatlicher Regelungen konterkariert werden dürfen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Neben dem Thema Daseinsvorsorge ist für uns der Beitrag der Städte zur wirtschaftlichen, zukunftsorientierten Entwicklung von Europa ein zentrales Anliegen. Städte waren immer schon Labors für Entwicklungen aller Art. Die meisten sozialen und technologischen Entwicklungen nahmen dort ihren Ausgang. Mit diesem charakteristischen Strukturwandel sind sowohl Chancen wie Risken verbunden, für den einzelnen wie für die Gesellschaft insgesamt. Städte haben es gelernt, mit diesem Strukturwandel umzugehen, auf ihn zu reagieren. Sie sind auch gewöhnt, das sich teilweise durch den Strukturwandel ergebende Marktversagen auszugleichen. Gerade weil es zur Erreichung der Ziele von Lissabon in vielen Sektoren der Anpassung von Strukturen an die neuen Herausforderungen bedarf, kommt den Städten eine zentrale Rolle zu. Aus diesem Grund leisten Städte einen entscheidenden Beitrag zur Umsetzung der 2005 neu ausgerichteten Lissabon-Strategie. 

Wie alle meine Amtskollegen wünsche ich mir, dass es in meiner Gemeinde, in meiner Stadt Wirtschaftswachstum gibt. Aber Wirtschaftswachstum allein darf nicht die einzige Orientierung sein. Das Wachstum muss allen Bürgern zugute kommen und zwar in Form von Chancengleichheit und sozialen Standards. Das Wachstum muss von Verantwortung für die zukünftigen Generationen getragen sein, dass heißt, bestimmt von ökologischen Grenzen und Nachhaltigkeit.

Die überarbeitete Lissabon‑Strategie, die EU‑Strate-
gie für nachhaltige Entwicklung und die neue sozial-
politische Agenda, erst alle drei zusammen ergeben eine sinnvolle politische Orientierung für Europa und damit auch für unsere Heimatstadt.

Wachstum, sage ich, das ist kein Selbstzweck. Es ist vielmehr ein Mittel zur Steigerung der Beschäftigung, sozialen Zusammenhalts und der ökologischen Nachhaltigkeit. Indem es so zum Erhalt des europäischen Sozialmodells beiträgt, sichert es die Lebensqualität der Bür-
gerinnen und Bürger Europas. Beschäftigung ist für die Betroffenen das wichtigste Thema. Durch die neue Kon-
zentration auf Wirtschaftswachstum und Produktivitätssteigerungen dürfen die übrigen Dimensionen der Lissabon‑Strategie nicht aus dem Blick verloren werden.

Lassen Sie mich auch eine kritische Anmerkung zum Lissabon-Prozess anfügen. Im Zusammenhang mit dem Lissabon-Prozess wird mehr denn je deutlich, dass Städte gerade hinsichtlich des sozialen Zusammenhalts und der ökologischen Nachhaltigkeit wichtig für die Zukunft Europas sind. Zugleich ist aber anzumerken, dass die tatsächliche Einbindung von europäischen Städten und Regionen in den Lissabon-Prozess keineswegs zufriedenstellend ist. Wegen des Top-Down-Ansatzes bei der Entwicklung und Umsetzung der Lissabon-Strategie war die überwiegende Mehrheit der europäischen Städte in die Erstellung der nationalen Reformprogramme der Mitgliedsstaaten nicht eingebunden. Die Europäische Kommission hat der Kritik an der mangelnden Einbindung mittlerweile Rechnung getragen, die mit der Vorlage des Arbeitsdokuments “Die Kohäsionspolitik und die Städte. Der Beitrag der Städte zu Wachstum und Beschäftigung in den Regionen und der entscheidende Beitrag, den Städte für Wachstum und Beschäftigung, sozialen Zusammenhalt und eine nachhaltige Entwicklung leisten können“ klar zum Ausdruck kommt.

Wien ist sich seiner besonderen Rolle für die Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit, aber auch seiner Rolle für die Sicherung des sozialen Zusammenhalts und für den Schutz der Umwelt bewusst. In Wien werden nicht einseitige Liberalisierungssünden wiederholt, sondern es wird professionell an der Verbesserung der Leistungen der Stadt für die Bürger gearbeitet und es werden optimale Voraussetzungen für eine attraktive und lebenswerte Stadt geschaffen. Die wichtigste Voraussetzung für eine erfolgreiche Zukunft ist Wissen, Forschung, sowie die Umsetzung von Wissen, das heißt Innovation.

Wien soll deshalb zentraleuropäische Forschungshauptstadt werden. Mit aller Kraft setzt sich die Wiener Stadtregierung dafür ein, dass Bildung der Grundstein für eine funktionierende Wissensgesellschaft ist, Forschung und Wissenschaft unterstützt werden.

Aber es ist nicht leicht, die Bedeutung von Wissen und Bildung in manche Köpfe zu bringen. Ein Beispiel dafür ist die Diskussion, ob es eine europaweite Arbeitserlaubnis von hoch qualifizierten Arbeitskräften in Form einer so genannten Greencard geben soll. Wien unterstützt dieses Vorhaben, weil die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Wien dadurch langfristig gestärkt wird.

Ausbildung und Migrationspolitik haben viele Facetten. In der Region Wien sind diese Themen auf Grund der geographischen und historischen Situation in besonderer Weise verbunden. Dazu ein Beispiel: 

In Wien studieren derzeit mehr als 2 000 Studen-
tinnen und Studenten aus der Slowakei, aus Ungarn und aus der Tschechischen Republik. Die meisten dieser Studenten, die ein wirtschaftswissenschaftliches Studium absolvieren, geben an, dass sie Wien als Reisedesti-
nation empfehlen. Aber was viel entscheidender ist: Die Absicht der Studenten, in Zukunft ein Unternehmen zu gründen, eventuell sogar in Wien, diese Absicht ist gleich hoch wie die der Studierenden aus Österreich.

Meine Damen und Herren! Wir dürfen das Potential von hoch qualifizierten Arbeitskräften, die ihr Wissen in Österreich einsetzen wollen, nicht ungenutzt brach liegen lassen. Dazu kommt, dass mein Beispiel eine zweite wichtige Ebene das Zusammenwachsen von Regionen verdeutlicht. Es entsteht vielfach unbemerkt eine Verbindung innerhalb der Region, die die Zukunft dieser Stadt erheblich beeinflusst und weiter beeinflussen wird. Aus diesem Grund wird die Zusammenarbeit in dieser Region, eben weil Europa immer mehr zu einem Europa der Regionen wird, auch in Zukunft verstärkt werden.

Während der letzten österreichischen Präsidentschaft 1998 wurde das damals 5. Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung unterzeichnet. Es ist der Präsidentschaft zu wünschen, Ähnliches zu Stande zu bringen, schließlich wartet Europa auf den Startschuss für das nunmehr 7. Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung. 

Ein weiteres Beispiel der Aktivitäten Wiens in Richtung einer zentraleuropäischen Forschungshauptstadt bieten die Fachhochschulen. Mit der neuen Fachhochschulförderung für die Jahre 2005 bis 2009 in der Höhe von 15 Millionen EUR ist es gelungen, ein Instrument zu schaffen, welches zielgenau auf den innovativen Förderbedarf der Wiener Fachhochschulträger abstellt und zugleich dazu beiträgt, zunehmende Chancengleichheit für die zirka 7 000 Wiener Fachhochschulstudierenden zu verwirklichen. Und diese Unterstützung von der Stadt Wien erfolgt, obwohl für die Genehmigung und Basisförderung der Fachhochschulen in Österreich der Bund zuständig ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wissen allein ist zu wenig, Wissen muss in Innovation umgesetzt werden. Es ist einem Städtebündnis gelungen, die Kommission davon zu überzeugen, dass in Zukunft nicht nur technologische Innovationen, sondern auch nichttechnologische Innovationen im Rahmen des Beihilfenrechts der EU gefördert werden können. Das ist ein beachtlicher Fortschritt, der dem Wirtschaftsstandort Wien, der Europaregion CENTROPE, sprich ganz Europa in Zukunft zu Gute kommen wird. Als Beispiel haben wir den für Wien wichtigen Bereich Creative Industries herangezogen. Die kreativen schöpferischen Prozesse und deren wirtschaftliche Umsetzung - zum Beispiel im Design oder in der Musikbranche - können wertvolle Innovationen darstellen. Wien verfolgt mit seiner gezielten Innovations- und Technologiepolitik etwa in den Bereichen Life Sciences, der Krebsforschung oder Creative Industries eine klare Strategie und liefert seinen Beitrag zur Erreichung der Lissabon-Ziele. Schon heute weist Wien eine Forschungsquote jenseits der drei Prozent aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bereits in meiner Regierungserklärung habe ich darauf hingewiesen, dass, wer heute in Wien für sich oder andere Entscheidungen trifft, mehr denn je seinen Blick über die Stadtgrenzen hinaus zu richten hat. Nur so kann rechtzeitig auf absehbare Entwicklungen reagiert werden. 

Lassen Sie mich dies an Hand des Arbeitsmarkts veranschaulichen. Wie ist die Situation heute? Wien bildet gemeinsam mit den Bezirken Neusiedl am See, Baden, Bruck an der Leitha, Gänserndorf, Hollabrunn, Korneuburg, Mistelbach, Mödling, Tulln und Wien-Umgebung eine funktionale Arbeitsmarktregion. 82 Pro-
zent aller Erwerbstätigen, die nicht in ihrem Wohnbezirk beschäftigt sind, pendeln innerhalb dieser Arbeitsmarkt-
region zu ihrer Arbeitsstätte. Täglich kommen etwa 210 000 Personen nach Wien zur Arbeit, etwa 85 000 Wienerinnen und Wiener arbeiten im Wiener Umland. Dies ist Normalität. 

In der organisatorischen Struktur des Arbeitsmarktservices, für das ebenso wie für die Arbeitsmarktpolitik insgesamt bekanntlich der Bund zuständig ist, hat dies leider noch keinen Niederschlag gefunden. Wie wird es in drei, spätestens fünf Jahren am Ende der Übergangsfristen auf dem Arbeitsmarkt ausschauen? Gemeinsam mit Bratislava wird Wien dann eine funktionale Arbeitsmarktregion bilden. Davon können wir ausgehen. Auf das Ob hat die Politik keinen Einfluss mehr, nur mehr auf das Wann, aber noch viel wichtiger auf das Wie. Beim Verhalten des Bundes in dieser Frage kann man sich allerdings des Eindrucks nicht erwehren, dass er nicht genügend auf diese Situation vorbereitet ist, wie das kürzlich auch in einer Fernsehdiskussion festgestellt wurde. Die Existenz der Übergangsfristen und ihre allfällige zweijährige Verlängerung macht nur dann wirklich Sinn, wenn sie zur Entwicklung von Steuerungsinstrumenten für die zukünftige Arbeitsmarktregion genutzt wird.

Wien versucht dies zum Beispiel in dem Projekt 
„Überregionale Beschäftigungsstrategien Wien-Bratisla-
va“. Besonders wichtig sind mir dabei die konkreten Pilotprojekte. Mit ihnen werden mögliche Maßnahmen für die Politikgestaltung getestet. Letzten Frühling erfolgte ein erster Lehrlingsaustausch zwischen den beiden Städten, heuer wird es einen zweiten geben. Im Dezem-
ber kam es zu einem Ausbildneraustausch, Ausbildner der Firma MAN besuchten Bratislava und wollen nun Elemente der slowakischen Lehrausbildung überneh-
men. Zwei Berufsschulen des Automotive-Bereichs be-
reiten einen Lehrlingsaustausch vor und stellen ihre Lehrmittel zur Verfügung. 

Diese kleinen Projekte tragen wesentlich zum Abbau beiderseitiger Ängste bei. Als erste kleine Schritte bereiten sie auf die europäische Normalität von morgen vor, sowohl die Bevölkerung als auch uns Politiker. Deshalb werden wir zur gegebenen Zeit diese Kooperation auch auf andere Städte der CENTROPE-Region ausweiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien hat immer seine europäischen Interessen und seine europäische Verantwortung konsequent verfolgt. Ein Hauptziel unserer Strategie war und ist es, die Idee der europäischen Integration, die Idee des wirtschaftlich starken und zugleich gesellschaftlich solidarischen Europas durch konkrete Projekte und Maßnahmen auf lokaler und regionaler Ebene praktisch umzusetzen und sichtbar zu machen. Genau dieser Vorstellung entsprechend haben wir die politischen, die wirtschaftlichen und die fachlichen Arbeitsbeziehungen mit den Städten und Regionen im Vierländereck Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn und Österreich sukzessive ausgebaut und vertieft. Insbesondere seit dem Jahr 2000 haben wir uns in den grenzüberschreitenden Kooperationen auf alle jene The-
men konzentriert, die im Zusammenhang mit der EU-Er-
weiterung 2004 und der Zeit danach von Bedeutung für Wien und die gesamte Region sind. 

Die EU-Erweiterung hat gerade in der grenzüberschreitenden Kooperation in der Vierländerregion neue Rahmenbedingungen geschaffen. Es ist offensichtlich, dass die Europaregion Mitte ein attraktiver Markt und ein vielfältiger Gesellschaftsraum ist, dessen innovative und dynamische Entwicklung für die Zukunft des Standortes Wien von höchster Bedeutung ist. In Vorbereitung auf diese Chancen, aber auch auf die damit zusammenhängende Herausforderung, haben wir rechtzeitig im Herbst 2003 mit 13 Partnern das Vorhaben “CENTROPE Euro-
paregion Mitte“ gestartet. War CENTROPE am Beginn primär noch eine Initiative der Bundesländer Wien, Nie-
derösterreich und Burgenland, so sind wir heute, etwas mehr als zwei Jahre später, ganz entscheidende Schritte weiter gekommen.

Das Anwachsen von CENTROPE auf derzeit 16 Part-ner wird durch den CENTROPE-Leitspruch “Wir wachsen zusammen, zusammen wachsen wir“ eindrucksvoll unterstrichen. Die neue Qualität und die Intensität der Kooperation der vergangenen zwei Jahre kommt in mehrfacher Weise zum Ausdruck, zum Beispiel in dem gemeinsam von allen Partnern erarbeiteten Zukunftsbild “CENTROPE 2015“ oder im Übereinkommen der Partner betreffend die intensive Zusammenarbeit in den Jahren 2006, 2007 als Vorbereitung auf die kommende Strukturfondsperiode 2007 bis 2013. Insbesondere zeigt es sich aber in den laufenden CENTROPE-Aufbau-
arbeiten in den Nachbarländern. - Bratislava bereitet soeben für die Westslowakei eine Arbeitsstruktur für CENTROPE auf, Brno und Südmähren arbeiten an einem vergleichbaren Kooperationsmanagement und Westungarn hat die Diskussion dazu in den letzten Wochen auf Basis neuer nationaler Rahmenentscheidungen entsprechend intensiviert. Dass CENTROPE in so kurzer Zeit eine Erfolgsgeschichte werden konnte liegt, aber auch daran, dass die Idee der Europaregion Mitte inzwischen von vielen weiteren Akteuren aufgegriffen und durch unterschiedliche Initiativen mit Leben erfüllt wurde.

All diese Aktivitäten und Fortschritte bestärken uns darin, CENTROPE mit vollem Elan weiter zu verfolgen und unser Engagement zu verstärken. Aus diesen Gründen laden wir alle Partner am 2. März 2006 in den Festsaal des Wiener Rathauses zur Startveranstaltung “CENTROPE 2006 plus“. Im Mittelpunkt stehen dabei das Zukunftsbild “CENTROPE 2015“, die Zusammenarbeit während der kommenden zwei Jahre, und Jugendliche aus CENTROPE, also jene Generation, die CEN-
TROPE wesentlich mitgestalten wird und daher schon heute bei der Märzveranstaltung eine tragende Rolle übernehmen wird. Auch wenn in der kurzen Zeit von CENTROPE wesentliche Grundlagen für die multilaterale Zusammenarbeit entwickelt werden konnten, so ist zugleich damit auch die Gewissheit gewachsen, dass viel und sehr detailreiche Arbeit noch bevorsteht und dass dafür Kapazitäten und Ressourcen nötig sind, um alle Möglichkeiten und Vorteile, die eine solche Region von europäischer Dimension bietet, auch tatsächlich in materiellen Nutzen verwandeln zu können. 

Wien folgt dabei dem Grundsatz, nur dort zu kooperieren, wo die Beteiligten durch die Zusammenarbeit ei-
nen Mehrwert erzielen, den sie alleine nicht erreichen können. Bis Ende 2007 ist die grenzüberschreitende Vierländerkooperation mit einem Kooperationsmanagement vorgesehen, das professionell und effizienterweise die Umsetzung der CENTROPE-Aufgaben koordiniert und unterstützt. In den beiden kommenden Jahren ist zusammen mit unseren Partnern geplant, in vier Schwerpunktbereichen jeweils gemeinsame Leitprojekte zu beginnen und sie unter Nutzung von EU-Strukturfonds-
mittel zu realisieren. Aus heutiger Sicht sind vier The-
menfelder von besonderer Bedeutung, die in Bezug auf die wirtschaftliche Attraktivierung des Standortes und die gesellschaftliche Integration möglichst hohe Synergie-
effekte und Entwicklungsimpulse erwarten lassen. 

Erstens, das Zukunftsthema “Wirtschaft, Innovation, Forschung und Entwicklung“: Weil es Relevanz für alle wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereiche hat. 

Allmählich wird in Leitprojekten dabei zum Beispiel an die Bildung eines Centrope-Hochschulverbundes in den Forschungsfeldern Biotechnologie, Medizin, IKT gedacht, um einen regionalen Schwerpunkt im europäischen Forschungsraum zu bilden und damit international wettbewerbsfähiger zu sein oder an den Aufbau und die Durchführung von grenzüberschreitenden Förderungsprogrammen für die Unternehmen der Creative Industries.

Zweitens, das Strukturthema “Infrastruktur, Verkehr, Umwelt und Planung“: Weil es für eine nachhaltige robuste Regionalentwicklung von substanzieller Bedeutung ist. Leitprojekte in diesem Bereich könnten unter anderem die Bildung eines überregionalen Verkehrs- und Logistikverbundes Straße, Schiene, Luft, Wasser sein, um die interregionale wie die internationale Mobilität in der Europaregion Mitte umweltschonend abwickeln zu können oder der Ausbau eines professionellen konkurrenzfähigen GIS-Systems für Centrope. Dabei handelt es sich um Planungs- und Informationsgrundlagen, die auf elektronischem Weg zugänglich sind. 

Drittens, das Sozialthema “Arbeitsmarkt, Qualifizierung und Beschäftigung“: Weil in diesem sensiblen Bereich möglichst frühzeitig auch von lokaler und regionaler Seite innovative Konzepte und Maßnahmen zu entwickeln sind, die gleichermaßen an wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und budgetären Wirkungen auszurichten sind. Leitprojekte, die in Ansätzen schon vorbereitet wer-
den, sind zum Beispiel der Aufbau eines gemeinsamen Arbeitsmarkt-Monitorings als Informationsservice für Ar-
beitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen aus der Region sowie für internationale Unternehmen. Von mindestens gleicher Wichtigkeit ist die Akkordierung territorialer Be-
schäftigungspakte zur mittelfristigen Optimierung der Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik in der Gesamtregion. 

Viertens und wichtig ist nicht zuletzt auch das Identitätsthema “Kultur, Kreativität, Freizeit, Sport und Tourismus“: Weil das Zusammenwachsen einer Region sehr stark auch über Emotionen, Begegnungen in der Freizeit und spielerische Erlebnisse passiert. Ein konzeptives, und schon relativ weit gediehenes Leitprojekt wird die Route centropE sein, ein Tourismusprodukt aus Centrope, das auf die Vielzahl von kulturellen Einrichtungen auch entsprechend verweist. Ebenso sind Initiativen für einen Internet-basierten, mehrsprachigen Kultur- und Veranstaltungskompass CENTROPE in Zusammenarbeit mit Zeitungsverlagen aus der Region oder die Kreation von speziellen Festivals auf ihre Realisierbarkeit hin zu prüfen und gegebenenfalls zu realisieren. 

Alles in allem ein ambitioniertes Arbeitsprogramm, das zwischen den Partnern in der nun kommenden zweiten Phase von Centrope noch spezifiziert und für die Umsetzung abgestimmt werden muss. Es wird uns in der Verwirklichung einer sehr modernen, international beachteten Modellregion in Europa unterstützen, die Wettbewerbsfähigkeit mit sozialer Verantwortung und hoher Lebensqualität vereint.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Städte können mehr als die anderen Akteure Europas mit Erfolg für dieses Europa werben oder in die andere Richtung den Euroskeptizismus verstärken. Es kommt neben der direkten Förderung des Europagedankens an Feiertagen vor allem auf die indirekte Stärkung im Alltag an und hier können Städte besonders viel erreichen. Die Vielzahl gesetzter Aktivitäten und Impulse zeigt deutlich, für welches Modell Europas Wien eintritt und engagiert die Gestaltung der Zukunft mit Verantwortung für künftige Generationen in die Hand nimmt. Wir leben den europäischen Traum partnerschaftlich, gemeinsam und verantwortungsvoll. Danke schön. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für seinen Bericht zum Thema "Wien und die Europäische Union". 

Ich darf festhalten, dass die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung dieser Mitteilung kein Redner öfter als zweimal das Wort nehmen darf und dabei insgesamt nur 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Herr Landeshauptmann selbst sowie die zuständigen Mitglieder der Landesregierung, deren Redezeit pro Wortmeldung jeweils auf 20 Minuten beschränkt wird.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich nunmehr Herrn Abg Strache das Wort. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident!

Wir haben gerade die Schlussworte des Herrn Landeshauptmannes gehört, als er nämlich vom Traum Eu-
ropas gesprochen hat. Für viele ist dieser Traum, an den sie einmal auch geglaubt und dessen Verwirklichung sie erhofft haben, leider Gottes heute ein Albtraum gewor-
den, weil diese Entwicklung gerade in der Europäischen Union nicht jene ist, die man sich von vornherein gewünscht hat oder die man auch versprochen bekommen hat. Und wir erleben es in den letzten Tagen und Wochen auch gerade in unserer Stadt und in unserem Land: Wenn man sich umschaut, so hat man das Gefühl, dass es hier zwei verschiedene Welten gibt, nämlich auf der einen Seite die abgehobene Welt der Europäischen Union, der nichts zu teuer ist und der nichts gut genug ist, wo die Vertreter der Europäischen Union jetzt hier im Rahmen des Europäischen Unionsvorsitzes Hof halten, sich auch das Establishment hier in Wien einfindet und wir auch erleben müssen, dass 120 Millionen EUR im Jahr des EU-Vorsitzes in Österreich aufgewendet werden und der Vorsitz ein sehr teurer ist und viele Menschen diesen Vorsitz auch hinterfragen und ob das, was hier in dieser Hülle und Fülle - was hier auch tagtäglich zelebriert wird - auch wirklich notwendig ist, und was ein Mindestrentner, was ein Arbeitsloser, eine Alleinerzieherin davon hat. 

Also, die werden mit Sicherheit nicht vor Begeisterung mit den Füßen stampfen oder in die Hände klatschen. Und irgendwo ist es auch dieses Gefühl der Selbstherrlichkeit und des Hochmuts, das gerade hier auch heute sichtbar wird, viele Menschen abstößt und auch sehr kritisch bewertet wird.

Das ist eben diese Welt des Europäischen-Union-Scheins, die schöne Welt, die große Welt im Rahmen des Vorsitzes, wo man aber auch die zweite Seite beleuchten muss, nämlich die zweite Welt des Seins, wo viele Menschen enttäuschte Hoffnungen haben, Erwartungshaltungen hatten, in diese Europäische Union Erwartungshaltungen gelegt worden sind, die nicht erfüllt wurden. Und natürlich muss man hier auch kritisch von Seiten der FPÖ anmerken, dass diese Erwartungshaltungen oftmals auch gerade von einer anderen Koalition geweckt wurden, nämlich damals von der großen Koalition, von der SPÖ/ÖVP-Koalition, wo wir uns auch alle an die damaligen Taten erinnern können. An den Transitvertrag, der heute sehr kritisch betrachtet wird - er ist ja einer, der aus dieser Zeit stammt und daher auch die Verantwortung dieser damaligen Bundesregierung trägt -, oder der Ederer-Tausender, der uns damals versprochen wurde und wo viele Menschen, letztlich auch zu Recht, enttäuscht waren, dass es dann anders gekommen ist, oder aber auch das Verhaltensmuster eines Vorsitzenden einer großen Partei, der Sozialdemokratie, nämlich Dr Alfred Gusenbauer, der nach den EU-Sank-
tionen gegen Österreich in Paris war und dort champagnisiert hat und mit den Herrschaften noch angestoßen und gefeiert hat, dass eine solche ungerechte Vorgangsweise getroffen wurde.

Und das ist natürlich auch kritisch zu hinterleuchten und zu beleuchten. Und die Menschen haben berechtigte Ängste, die heute nicht Ernst genommen werden und die Menschen haben Angst vor weiteren unsinnigen Entwicklungen oder auch Entwicklungen, die sie ablehnen. Man will nicht einen Bundesstaat Europa haben, wie das vielleicht den Sozialdemokraten vorschwebt oder auch der Österreichischen Volkspartei vorschwebt, sondern man will einen föderalen europäischen Staat haben. Einen Staat, wo man die souveränen Rechte in gewissen Bereichen auch beibehält und nicht aufgeht in einer Art Fremdbestimmung aus Brüssel, wo uns alles zentralistisch auferlegt wird und wir überall nachzuhoppeln und alles umzusetzen haben. 

Das ist ja auch diese Angst, die heute bei den Menschen spürbar ist, weil sie gemerkt haben, dass das in den letzten Jahren so gehandhabt wurde. Ob das nun die Frage der Aufgabe des Schillings war, wo dann ein Euro gekommen ist und darüber niemand gefragt wurde in Österreich. Ich erinnere mich noch damals an die Überschrift der "Kronen Zeitung", wo gestanden ist, "Nur wer für diese Europäische Union stimmt, wird den Schilling erhalten" – das war eine Aussage des ehemaligen Bürgermeisters Dr Helmut Zilk, die auch als Schlagzeile für diese "Kronen Zeitung" gedient hat. Gekommen ist es dann anders. 

Und genau das ist ja auch der Grund, warum viele Menschen Angst haben, und heute auch den Eindruck haben, dass es ein Duckmäusertum gibt von Seiten der österreichischen Politiker, auf Seite der Bundesebene, es ein Duckmäusertum gibt wenn es darum geht, unsere Interessenslagen zu vertreten. Ob das die Frage der Europäischen Unions-Osterweiterung ist, ob das die Frage des Europäischen Unions-Beitritts der Türkei ist, der auf große, nämlich wirklich große Ablehnung der österreichischen Bevölkerung stößt, ob das die Frage der Europäischen Unionsverfassung ist, wo man hergegangen ist und gerade im letzten Jahr, im Gedenk- und Bedenkjahr, wo man zu Recht stolz war, die Neutralität zu feiern, den Staatsvertrag zu feiern, die österreichische Verfassung auch in den Vordergrund zu stellen, diese Errungenschaft nach der Niederschlagung des vormaligen totalitären Regimes. All das, worauf man zu Recht stolz sein konnte, hat man zu Recht auch gefeiert, aber hat im gleichen Jahr, im Gedenk- und Bedenkjahr, genau diese Errungenschaften für obsolet erklären wollen, indem man im Parlament hergegangen ist, und da haben alle Parteien bis auf die Freiheitliche Partei Österreichs, alle Parteien von ÖVP, BZÖ, SPÖ bis zu den Grünen hin, im Parlament der Europäischen Unionsverfassung zugestimmt. Ohne Volksabstimmung, obwohl das Recht vom Volk ausgeht. 

Und gerade das Inkrafttreten einer europäischen 
Unionsverfassung, wie sie dort beschlossen wurde, und die zum Glück auch zu Fall gebracht wurde durch die Abstimmungen in Frankreich und Holland, würde dazu führen, dass unsere österreichische Bundesverfassung völlig obsolet wäre. Sie wäre zu 100 Prozent abgelöst durch eine europäische Unionsverfassung und genau das ist ja das, was so in der Vorgangsweise auch nicht korrekt ist. Da hat ja auch Heinz Mayer, der Verfassungsrechtler, gesagt, das sei keine korrekte Vorgangsweise. Hier hat eine Volksabstimmung stattzufinden, das Recht geht vom Volk aus und wenn man die österreichische Verfassung aufheben will und durch eine andere ersetzen will, dann kann das nur mit einer Volksabstimmung vonstatten gehen. Und zwar bei uns in Österreich, nicht in Gesamteuropa, wie manche Sozialdemokraten oder manche Vertreter der Österreichischen Volkspartei das immer wieder in den Raum gestellt haben. 

Hier, bei uns in Österreich, hat es diese Volksabstimmung zu geben, nicht in Gesamteuropa eine Gesamtabstimmung. Denn, Entschuldigung, über unsere Verfassung sollten allein wir Österreicher entscheiden, ob wir sie beibehalten oder ändern wollen (Beifall bei der FPÖ.) und nicht etwa Freunde, die Nachbarn sind, wie Deutsche oder Tschechen oder Polen oder andere europäische Unionsmitgliedsländer sollen über unsere österreichische Verfassung entscheiden. Nein, ausschließlich wir Österreicher sollen entscheiden, ob wir unsere österreichische Verfassung aufgeben wollen und durch eine europäische Unionsverfassung ersetzen wollen oder nicht. 

Und deshalb haben wir auch ein Volksbegehren initiiert, wo wir genau hier gemeinsam mit den Bürgern auch dem zum Durchbruch verhelfen wollen, dass man eben nicht in diesen Fragen einfach abgehobene Entscheidungen trifft, die teilweise durchaus auch als verfassungskritisch bewertet werden können. Und das ist eben genau das, was man auch von unserer Seite kritisch beurteilt, und wo wir auch die Haltung des Bundeskanzlers in vielen Fragen kritisch beurteilen, wie in der Frage der Beitrittsverhandlungen, in der Frage der weiteren Beitritte, die heute auch im Parlament Thema sind in Richtung Rumänien, Bulgarien, wo nach unserer Meinung der Zeitpunkt noch lange nicht gekommen ist, solche Schritte vorzunehmen. 

Und das ist eben auch genau das, was die Menschen so kritisch bewerten, dass man hier eine Geschwindigkeit an den Tag legt, wo die Menschen gar nicht mit wollen und wo auch der soziale Friede, den wir ja eigentlich mit dem Projekt Europa wollen und der ja hinter dem Projekt Europa steht, in Gefahr ist. Diesen sozialen Frieden gilt es sicherzustellen. Im Grunde genommen wird er aber gefährdet und nicht sichergestellt, wenn man so vorgeht. Und das gesamte Projekt Europa wird eigentlich in eine Situation gebracht, wo es dann am Ende ein negatives Projekt werden könnte, also genau das, was wir nicht wollen. 

Und deshalb muss man jetzt auch die Notbremse ziehen, deshalb mahnen wir ja auch dazu, die Notbremse zu ziehen, um dieses Friedensprojekt zu sichern, um Europa auch in eine andere Richtung zu bringen, in Richtung föderaler Staatenbund, in Richtung Föderalität, um eben nicht eine Kopie der Vereinigten Staaten von Amerika zu werden und hier nicht die Vereinigten Staaten von Amerika zu imitieren. 

Ich glaube nicht, dass das der richtige Weg ist und der Eurobarometer, der ja auch veröffentlicht wurde, den sollte man ernst nehmen. Denn für was ist er denn veröffentlicht worden? Er zeigt ja auch, dass in fast allen Punkten die Bevölkerung ein vernichtendes Urteil über die aktuelle Entwicklung dieser Europäischen Union ge-
troffen hat und sich über die Verhaltensweise der verant-
wortlichen Personen in der Europäischen Union auch sehr mokiert. Und jetzt können Sie sagen, wahrschein-
lich ist das irgendein böses Machwerk, das hier von fanatischen Gegnern der Europäischen Union in Auftrag gegeben wurde, oder vielleicht sogar heimlich von der FPÖ in Auftrag gegeben wurde und dass die dahinter steht. 

Also, das ist mit Sicherheit nicht der Fall, das ist schon die Stimmungslage in der österreichischen Bevölkerung und das entspricht auch durchaus einem Querschnitt der europäischen Völker, denn hier ist generell eine kritische Stimmung in den letzten Jahren entstanden durch viele Fehlentwicklungen. Deshalb glaube ich auch, dass man das sehr ernst nehmen muss und dass die Menschen ganz zu Recht ein bisschen eine Selbstverteidigungshaltung, eine Widerstandshaltung, eingenommen haben, weil man sie permanent bevormundet, ihnen permanent zum Ausdruck bringt, sie sind ja quasi zu dumm, das alles verstehen zu können. Da gibt es also nur die gescheiten Kommissare und die gescheiten Regierungschefs und die sind ja alle so klug, dass sie natürlich die Entscheidungen für die Bürger treffen und die Bürgerkritik einfach negieren, denn diese verstehen ja ohnedies nichts und kapieren ja ohnedies nicht, dass der Euro, seitdem wir den haben, eigentlich zu billigeren Preisen geführt hat, wie man ihnen versucht hat, weis zu machen. 

Nein, die Menschen spüren das Gegenteil, die Menschen spüren schon das Gegenteil, nämlich dass alles teurer geworden ist und dass es nicht gestimmt hat, dass ihnen was übrig bleiben wird, wenn wir beitreten, sondern ganz im Gegenteil, und das, was früher einmal 100 Schilling gekostet hat, heute 10 Euro ausmacht und Verteuerungen einfach da sind. Und das sind eben genau diese kritischen Entwicklungen, die wir auch ansprechen und wo wir auch ganz bewusst diesem blinden EU-Fanatismus, den wir manchmal merken, auch entgegentreten, weil er genau die gegenteilige Entwicklung bringen wird. Es wird zu mehr Ärger bei den Bürgern führen, wenn man versucht, alles schön zu reden, alles schön zu färben und als klass darzustellen, obwohl die Menschen es wirklich hautnah anders erleben können. 

Und da erleben wir halt auch in vielen Bereichen - ich sage das ganz bewusst, eine Allparteienkoalition in vielen Fragen, bis auf die FPÖ, die in der Frage der EU-Verfassung nicht will, dass die Österreichische Verfassung außer Kraft gesetzt wird, die für die Neutralität steht und nicht will, dass durch ein Inkrafttreten der Europäischen Unionsverfassung, wie das alle anderen Parteien in diesem Haus, bis auf die FPÖ, wollen, die Neutralität einfach als obsolet erklärt wird und auf dem Altar der Europäischen Union geopfert wird. 

Und deshalb ist das auch eine kritische Debatte, die in diesem Bereich zu führen ist. Es muss eine kritische Debatte geführt werden, wenn jemand, oder auch die anderen Parteien, Ja zu Beitrittsverhandlungen mit der Türkei sagen, obwohl sie wissen, dass 85 Prozent der Österreicher diese Beitrittsverhandlungen mit der Türkei ablehnen. Und man fragt sich, warum sagt jemand Ja zu Beitrittsverhandlungen mit der Türkei, wie der Herr Bundeskanzler, wenn er andererseits sagt, am Ende soll vielleicht gar kein Beitritt rauskommen. Wenn er keinen Beitritt will, dann soll man auch nicht mit den Beitrittsverhandlungen beginnen, sondern soll sie gleich anders bezeichnen, sodass man sieht, dass man ein partnerschaftliches Abkommen will oder das partnerschaftliche Abkommen vertiefen will. Aber Beitritt, das ist etwas, was die Menschen mehrheitlich nicht wollen und wo auch letztlich die Europäische Union sich ernst nehmen sollte. Die Türkei ist geographisch, aber genauso historisch und kulturell, kein europäisches Land. Und der Name der Europäischen Union besagt ja, dass wir an den Grenzen der Europäischen Union Halt machen sollten und nicht eine Euroasiatische Union werden wollen. Das entspricht nicht dem Ursprungsprojekt und dem Ursprungsgedanken einer Europäischen Union. 

Das wäre genau der Untergang dieser eigentlich guten Idee, wenn wir glauben, eine Euroasiatische Union gründen zu wollen und verbreitern zu wollen, die in Richtung Naher Osten geht und dann genau in diese Konfliktsituation des Nahen Ostens gebracht wird. Wir sollten dort, im Nahen Osten, als Vermittler auftreten, aber ja nicht den Fehler machen, Länder aus diesen Bereichen aufzunehmen und damit auch eine Parteistellung erhalten. 

Ich glaube, dass das ganz wichtig ist, und deshalb sprechen wir uns gegen den Beitritt von nichteuropäischen Ländern wie der Türkei zur Europäischen Union aus und werden hier auch unsere Linie ganz deutlich vertreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Unser Arbeitsmarkt und unser Sozialsystem ist ja auch bedroht in diesem sozusagen Bermudadreieck, durch die Freizügigkeitsrichtlinie, durch die Gleichbehandlungsrichtlinie, wie wir heute gehört haben und durch die Dienstleistungsrichtlinie. 

Und da gibt es Bedrohungsfelder. Das klingt alles so schön, es sind so wunderschöne, deutsche Wörter, so wunderschöne Umschreibungen, die etwas Liebenswürdiges darzustellen versuchen, in Wirklichkeit steckt aber auch eine konkrete Bedrohung für die Menschen in unserem Land dahinter, denn kein Mensch hat Verständnis dafür, dass in Zeiten, wo Rekordarbeitslosigkeit herrscht, wo neue Armut letztlich vorhanden ist, man alle Hebel in Bewegung setzt, dass heute jeder Nichtösterreicher, jeder Nicht-EU-Bürger auch sofort sozusagen die gleichen Rechte haben soll, Sozialhilfe kassieren können soll. Das ist für viele Menschen ein durchaus kritischer Punkt, den man nicht verstehen kann, wenn die Kassen leer sind, wenn man kein Geld hat, wenn man den eigenen armen Menschen nicht ausreichend helfen kann, dass man aber dann hergeht in solchen Konflikten und jedem Nicht-EU-Bürger sofort dann gleich auch alle Rechtsmöglichkeiten in Zukunft zugestehen will und den EU-Bürgern sowieso nach diesen Richtlinien. 

Und das ist etwas, was natürlich auch bei vielen den Eindruck erweckt, dass diese Europäische Union ein Einfallstor für Sozialmissbrauch wird, nicht Schutz vor Sozialmissbrauch, nein, ein Einfallstor darstellt für zukünftigen Sozialmissbrauch auf Kosten der österreichischen Bevölkerung, und genau darum geht es. Und wenn man den schönen Titel "Freizügigkeit" hernimmt, er ist eine Degradierung der Österreicher zu Bürgern zweiter Klasse, denn gerade unter dem Titel "Freizügigkeit" wird in Zukunft mitgeholfen, dass eben jemand schon nach fünf Jahren Aufenthalt in Zukunft überhaupt kein Einkommen mehr braucht, aber sofort sozusagen der Allgemeinheit in der vollen Konsequenz, wie jeder Staatsbürger, auf der Tasche liegen kann und sich unbefristet bei uns aufhalten kann und die Hand aufhalten kann. Genau darum geht es. 

Deshalb ist das nicht in Ordnung und ist auch nicht der richtige Weg, sondern hilft als Einfallstor hier natürlich dazu, dass Menschen dann natürlich Interessenslagen haben, hierher zu kommen und nach fünf Jahren alle Rechtsmöglichkeiten haben, ja, alle Rechtsmöglichkeiten, und im Grunde genommen nichts dazu beitragen müssen. Und das ist keine Errungenschaft, das kann keine Errungenschaft sein, sondern das ist eine Einladung samt Freifahrtsschein auch für Sozialbetrüger, die Interesse haben, natürlich diese Vorteile in Anspruch zu nehmen und genießen zu können. Und selbst wenn man - jetzt rein theoretischer Natur - davon ausgeht, dass es keinen Missbrauch geben wird, dass wir gesagt haben, dass wir den Missbrauch auch bekämpfen und wir natürlich auch Interesse haben, dort anzusetzen und wir das System nicht verändern brauchen, sondern einfach sozusagen das von Fall zu Fall beobachten müssen, dann wäre die Umsetzung trotzdem eine Katastrophe, denn von fast 230 000 Drittstaatsangehörigen, die wir in Wien haben, werden 40 Prozent zu neuen Sozialhilfeempfängern werden. 

Und genau darum geht es, das sind 40 Prozent neue Sozialhilfeempfänger. Das kommt auf uns zu. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch drei Minuten Zeit. 

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Danke. Das kommt auf uns zu. Wenn ich noch drei Minuten habe, werde ich jetzt versuchen, mich schnell zu fassen. Gleichbehandlungsbereich, die Richtlinie, wo man versucht, mit Umsetzung den geförderten Wohnbau, die Gemeindebauten, die Pensionistenheime sozusagen für alle zu öffnen. Das ist keine sanfte Öffnung der Gemeindebauten, wie Herr StR Faymann hier gesagt hat. Nein, das ist eine gefährliche Verharmlosung, da muss man resistent sein, das erwarten die Bürger von uns, dass wir hier eben Rückgrat zeigen und genauso auch bei der Dienstleistungsrichtlinie. 

Und es sind ja bekanntlich aller schlechten Dinge drei, die da kommen, und die Dienstleistungsrichtlinie ist der dritte Negativpunkt, der auf die Bürger zukommt. Klingt so lieb, in Wahrheit ruiniert sie den Arbeitsmarkt, macht es möglich, dass bei uns Osteuropäer zu den Bedingungen ihres Heimatlandes, ihres Heimatlandes, bei uns arbeiten können. Also, wenn das einem Turbokapitalisten oder einem Manchester-Liberalen einfallen würde, dann könnte ich es ja verstehen, aber dass die Sozialdemokratie oder die Christlichsozialen oder die Grünen genau das vielleicht unterstützen, das ist für uns überhaupt nicht mehr nachvollziehbar. Da werden wir ganz klar Flagge zeigen für die Österreicher und ihre Interessenslagen vertreten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich komme daher zum Schluss. Für uns ist eines klar, wir werden nicht so tun, als wären die Politiker die Klügsten. Nein, die Bürger sind immer die Klügsten. Der Souverän, der hat ein Recht, und wir werden das Recht dem Souverän zurückgeben und wir werden mit unserem FPÖ-Volksbegehren genau diese Punkte auch behandeln, hier Aufklärung schaffen und auch Resistenz schaffen gegen diese Fehlentwicklung. Europa ist aufgefordert und die Politiker hier im Land sind aufgefordert, endlich zu erkennen, nicht über das Volk drüberzufahren, sondern Volksabstimmungen möglich zu machen. Und ich werde daher auch heute einen Beschlussantrag einbringen. Den Beschlussantrag des FPÖ-Landtagsabgeord-
neten Heinz-Christian Strache, eingebracht in der heu-
tigen Sitzung: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, der Landeshauptmann wird aufgefordert, im Zusammenwirken mit den Mitgliedern der Landesregierung und der Bundesregierung sicherzustellen: 

Erstens, dass der Zugang zum sozialen und geförderten Wohnbau als auch zu den Pensionistenheimen in Wien weiterhin vornehmlich der leidgeplagten Bevölkerung als Staatsbürger erhalten bleibt. 

Zweitens, dass keine weiteren Beschäftigungsabkommen mit osteuropäischen Staaten zum Nachteil des heimischen Arbeitsmarktes geschlossen werden. 

Drittens, dass alle rechtlich möglichen Mittel ergriffen werden, die Sozialhilfe als Existenzsicherung für die an der Armutsgrenze lebenden Österreicher zu erhalten. 

Viertens, dass das entstehende Lohn- und Sozialdumping, hervorgerufen durch die EU-Dienstleistungs-
richtlinie, abgewendet wird. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich glaube daher - und komme zum Schlusssatz -, dass es notwendig ist, wenn wir diese Entwicklungen der letzten Jahre hernehmen, diese Fehlentwicklungen der Europäischen Union und auch das Schönfärben von österreichischen Parteienvertretern zu diesen Fehlentwicklungen, dass es eine EU-kritische Kraft in diesem Land gibt. Wir werden diese EU-kritische Kraft sein, wir werden das Regulativ darstellen, um auch bewusst Widerstand gegen diese Europäische Unions-Fehlent-
wicklungen, gegen diese Technokraten aus Brüssel auch gemeinsam mit den Österreichern in Angriff zu nehmen und wir werden mit unserem Volksbegehren dafür Sorge tragen, dass der Souverän hier in Österreich Gehör findet und dass Volksabstimmungen endlich auch zu wichtigen Fragen sichergestellt werden. 

Denn natürlich muss sichergestellt sein, dass nur dann und erst dann, wenn die Österreicher per Volksabstimmung über ein Thema wie das der Verfassungsfrage oder des EU-Beitritts der Türkei zustimmen, es auch eine Zustimmung geben kann. Wenn sie es ablehnen, hat man auch die Ablehnung ernst zu nehmen, und das werden wir sicherstellen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau StRin Dr Vana.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist immer schwierig, nach einer Rede der Freiheitlichen, insbesondere des Herrn Strache, auf eine sachliche Diskussion zurückzukommen. (Abg Heinz-Christian Strache: Das tut weh!) Sie können mir nicht weh tun, das ist eine hoffnungslose Selbstüberschätzung, die Sie da haben. (Abg Heinz-Christian Strache: Deshalb sind Sie Vierter!) Ich will nur einen Satz an den Anfang stellen, weil er mir emotional ein Bedürfnis ist, weil ich eine alternative EU-Kritikerin der ersten Stunde in diesem Land bin. 

Die Antwort auf den Europaskeptizismus in diesem Land, auf die Vertrauenskrise der EU, können nicht nationalistische Töne sein, (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Heinz-Christian Strache: Herr Voggenhuber!) kann nicht das Schüren von Ängsten sein, sondern muss eine aktive Europapolitik sein, ein aktives Eintreten für Sozialpolitik, für einen Kurswechsel in Europa und nicht das, was Sie hier tun, nämlich einen Missbrauch betreiben, einen Missbrauch der Idee Europas, hinter der Sie sich verstecken. Das nur zum Anfang. 

Es gäbe noch mehr zur Inhaltsleere des Anti-EU-Volksbegehrens oder zum Unwissen der FPÖ, das sich auch in dem vorliegenden Antrag, den Sie vorgelegt haben, zeigt. Sie stellen zum Teil Inhalte zum Antrag, die nicht umsetzbar sind, weil sie Gegenstände betreffen, die gemäß EU-Richtlinien umgesetzt werden müssen, zum Teil stellen Sie Anträge, die es längst gibt.

Und dazu nur ein Beispiel: Die FPÖ, der Herr Strache, der sich herstellt und vom Schutz der ArbeitnehmerInnen und von sozialem Gewissen und so redet, stellt einen Antrag, dass die Sozialhilfe als Existenzsicherung für die an der Armutsgrenze lebenden Österreicher zu erhalten ist. Da kann man ja nur lachen bei den Debatten, die wir aus diesem Haus kennen. Sie wissen es doch hoffentlich, oder offensichtlich wissen Sie es nicht, dass die Sozialhilfe gerade auch in Wien keinesfalls existenzsichernd ist, für viele Frauen nicht existenzsichernd ist, dass eine Reform der Sozialhilfe und die Einführung einer Grundsicherung das wäre, was wirklich eine sozialpolitische Maßnahme wäre, die diesen Namen verdient. Und auch die Forderung nach der Abwehr des entstehenden Lohn- und Sozialdumpings, hervorgerufen durch die EU-Dienstleistungsrichtlinie, die noch nicht einmal beschlossen ist, Herr Strache, die Richtlinie ist noch nicht einmal beschlossen. (Abg Heinz-Christian Strache Trotzdem, wir wollen das ja nicht, deshalb muss der Landeshauptmann schauen, dass es nicht beschlossen wird!) Aber der Antrag selbst ist vollkommen dilletantisch formuliert. 

Wenn Sie gegen Lohn- und Sozialdumping in Österreich und in Wien auftreten wollen, dann dürften Sie nicht für eine Verlängerung der Übergangsfristen für ArbeitnehmerInnen aus osteuropäischen Ländern eintreten. (Abg Heinz-Christian Strache: Oh ja!) Im Gegenteil, dann bräuchte es, so wie die Grünen fordern, eine Verkürzung der Übergangsfristen, eine Gleichberechtigung der osteuropäischen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auf dem Wiener Arbeitsmarkt, was ein Grundrecht der EU seit 1957 ist. Und gerade die Nichtmöglichkeit des Zuzugs von Arbeitskräften, von ArbeitnehmerInnen aus Osteuropa fördert Scheinselbstständigkeit, fördert Lohndumping, fördert Sozialdumping, fördert Arbeitsrechtdumping. 

Wir kennen das von der Bauwirtschaft in Wien, wo wir bereits ein großes Problem damit haben, dass da natürlich viele so genannte Scheinselbstständige kommen, die eben keine arbeits- und sozialrechtliche Absicherung haben. Dies auch ein bisschen in Richtung SPÖ, die ja eigentlich auch - ich kann ihr den Vorwurf nicht ersparen und mir den Vorwurf nicht verwehren - mit diesen nationalistischen Tönen ein bisschen spielt und die Übergangsfristen für ArbeitnehmerInnen ja befürwortet, was ich sehr schade finde. Denn gerade die SPÖ - und Sie haben sich heute hier in einer Rede, Herr Bürgermeister, sehr glaubwürdig als großer Europäer oder als Anhänger des Traums Europa dargestellt – müsste eigentlich daran interessiert sein, möglichst früh einen gemeinsamen Raum für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu schaffen, nicht verschiedene ArbeitnehmerInnen aus verschiedenen Ländern gegeneinander auszuspielen und damit indirekt – ich habe es schon angesprochen - Lohn- und Sozialdumping in Wien zu fördern und damit auch indirekt und eigentlich auch direkt, den Wählern des Herrn Strache in die Hände zu spielen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Also, ich habe mich ein bisschen gewundert bei Ihrer Rede, Herr Bürgermeister. Sie haben - natürlich geschickt - genau jene Themen, die auch innerhalb der SPÖ in ihrer Akzentuierung und auch in ihrer Medienpolitik ein wenig umstritten sind, natürlich nicht angesprochen. Jene Punkte, die nicht gerade im Sinne dessen sind, was zum Teil auch Ihre eigene Fraktion auf Europaebene an Politik vertritt und die genau jene nationalistischen Töne, jener Nationalismus sind, den Herr Strache aufbereitet und mit dem er geschickt spielt. Es wird ja geschickt mit nationalistischen Tönen in einem scheinbaren Vorwahlkampf gespielt, wir haben Vorwahlkampf, wir haben Wahlkampf, der ist mit dem Europathema begonnen worden (Abg Mag Wolfgang Jung: Scheinbar!) und alle drei Parteien in diesem Haus, bis auf die GRÜNEN, spielen ein wenig mit diesen nationalistischen Untertönen, die sich draufsetzen auf den Euroskeptizismus der Bevölkerung, der tatsächlich da ist. Sie kennen die Umfrage, die vorgestern präsentiert wurde vom Eurobarometer, dass gerade die Österreicher Schlusslicht sind bei der Zustimmung zur Europäischen Union. In Österreich sind lediglich 35 Prozent der Bevölkerung nur mehr für den Beitritt oder würden heute noch einmal für den Beitritt stimmen und wir brauchen uns über diesen Skeptizismus, den wir alle hier gemeinsam anprangern, nicht wundern, denn zum Teil wird er geschürt und zum Teil ist er total nachvollziehbar, absolut nachvollziehbar, denn auch Sie – und da sehe ich vor allem die Damen und Herren der Sozialdemokratie und der Österreichischen Volkspartei an -, auch Sie sind schuld an der Vertrauenskrise in der Bevölkerung, was die Europäische Union betrifft, denn Sie, liebe Damen und Herren von der SPÖ, haben die Kritik an der Europäischen Union und auch das Eintreten für eine Sozialunion erst sehr spät entdeckt, nämlich erst ab dem Zeitpunkt, in der Sie in Oppositionsrolle waren. Als Sie, in einer großen Koalition mit der ÖVP, Österreich in die EU geführt haben, mit einer maßlosen Propaganda, und ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, weil ich habe damals im Ministerbüro der mir sehr hoch geschätzten Bundesministerin Johanna Dohnal gearbeitet und war maßlos enttäuscht über die Sozialdemokratie, die in trauter Einigkeit mit den Gewerkschaften uns das Blaue vom Himmel, das Rote vom Himmel, erzählt hat, was nach einem EU-Beitritt nicht alles an Milch und Honig für die Österreicherinnen und Österreicher fließen würde. 

Was ist passiert: Das Gegenteil ist passiert. Europaweit, in Österreich und in allen Ländern der EU, in allen osteuropäischen Ländern steigt die Arbeitslosigkeit, die Armut steigt, 32 Millionen Arbeitssuchende gibt es in Europa. Working Poor ist nicht nur ein Randphänomen, sondern wird bald der Regelfall, vor allem für Frauen, in Europa sein. Ich kann den Euroskeptizismus verstehen, es gibt eine schlechte Performance der EU seit Jahren, einen in den Augen vieler nachvollziehbarer nationalen Interessensbazar. Wir erleben ständig, dass die Regierungen - und da waren Sie, als Sie in der großen Koalition waren, genauso mitbeteiligt wie heute die ÖVP, die den Bundeskanzler stellt - auf EU-Ebene anders reden als auf nationaler Ebene. 

Bestes Beispiel ist die jüngste Rede von Bundeskanzler Schüssel vor dem Europäischen Parlament zum Auftakt der Ratspräsidentschaft, in der er zwar die Förderung der erneuerbaren Energie als großen Schwerpunkt, als große Forderung in der Europäischen Union propagiert hat, aber auf nationaler Ebene mit der Beschlussfassung des Ökostromgesetzes genau das Gegenteil getan hat, was er in Brüssel gefordert hat, nämlich die Förderung für erneuerbare Energien praktisch zu reduzieren. 

Den schönen Schlagworten auf EU-Ebene vom gemeinsamen Haus Europa - wir kennen sie alle, auch Sie haben sie heute verwendet - folgen keine Taten. Auch der jüngste Jobgipfel oder informelle Jobgipfel der Arbeits- und Sozialminister letzte Woche ist erneut ohne konkrete Vorschläge, wie man die Arbeitslosigkeit mit verbindlichen Maßnahmen bekämpfen könne, auseinander gegangen. 

Wir führen diese Debatte seit nunmehr über zehn Jahren. Seit über zehn Jahren, nämlich ab dem Zeitpunkt, wo Jacques Delors versucht hat, dem Schlagwort, das er dem Binnenmarkt und dem Wettbewerbsrecht der EU der Wirtschaftsgemeinschaft entgegensetzen wollte, nämlich dem Schlagwort Soziale Dimension, Leben einzuhauchen. Seit zehn Jahren führen wir diese Debatte, seit zehn Jahren kommen PolikerInnen heraus an die Rednerpulte auf allen Ebenen, der europäischen Ebene, den nationalen Ebenen, den lokalen Ebenen und seit zehn Jahren geht in dieser Frage überhaupt nichts weiter. 

Wir haben keine Beschäftigungsunion, wir haben keine Sozialunion, wir haben keine sozial verbindlichen Mindeststandards. Auch die Äußerungen der deutschen Bundeskanzlerin Merkel zur Frage der sozialen Dimension lassen eher kritisch stimmen, beziehungsweise Befürchtungen wach werden. Sie redet jetzt überhaupt nicht mehr von Sozialunion, sondern fordert plötzlich eine unverbindliche Sozialcharta als Anhängsel zu irgendwelchen Dokumenten. Das heißt, wir haben sogar in der Verbalrhetorik zu Beginn dieser Ratspräsidentschaft unwidersprochener Weise von Bundeskanzler Schüssel einen Rückschritt in dieser Frage, in der Frage der sozialen Dimension und der Sozialunion, die wohl die wichtigste Herausforderung Europas ist, um wirklich dem Euroskeptizismus etwas entgegen zu halten und Europa näher an die Bedürfnisse und die Lebensrealitäten der Menschen heranzuführen, die das Gefühl haben müssen, sie haben von diesem Europa rein gar nichts. 

Die Antwort darauf können, wie gesagt, nicht nationalistische Töne sein, die Antwort muss aktive Europapolitik sein. Die Grünen haben seit Jahren für die meisten, ja für alle Fragen der Europäischen Union Konzepte vor-
gelegt, für die wir auf allen Ebenen kämpfen, auch dann, wenn es unpopulär ist, wir vertreten nicht hier etwas anderes als in Brüssel, (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, aber am Anfang war es anders!) ich habe Ihren Zwischenruf nicht verstanden, aber ich nehme an, Sie haben das Voggenhuber-Duff-Papier weil Sie Voggenhuber ansprechen, gelesen und sind deshalb neidisch, dass die Vorschläge zur Wiederaufnahme eines Verfassungsprozesses, die Arbeit an einem Europäischen Verfassungsentwurf und auch die Tatsache, dass es einen sozialen Arbeitskreis im EU-Konvent überhaupt gegeben hat, von den Grünen gekommen ist, von Herrn Voggenhuber und nicht von Ihnen, nicht von den Christdemokraten und auch nicht von den Sozialdemokraten auf europäischer Ebene. Diese Visionen für Europa kommen von den GRÜNEN. Wir bedauern, dass es in diesem Haus nicht mehr europapolitische Debatten gibt.

Der Herr Bürgermeister hat davon gesprochen, die Rolle der Städte in der Europäischen Union werde immer wichtiger, Wien ist von der Europäischen Union, vom globalen Wettbewerb, von der globalen Politik, nicht mehr abzukoppeln und ich frage mich deshalb schon lange, wieso wir einerseits so wenige Debatten für Europa in diesem Haus haben und auch, wieso wir so wenige Instrumentarien für diese Debatten haben. Wir führen diese Diskussion, die ja nur empfehlenden Charakter hat, um die Aufwertung der Europakommission schon lange. Wir führen auch die Debatte über die Beschlussfassung von stadtaußenpolitischen Leitlinien in einem politischen Gremium schon lange, denn ich denke, Stadt-
außenpolitik, gerade auch mit der Wichtigkeit, die Sie betont haben, und wir teilen diese Ansicht, dass die Europapolitik auch für Wien immer wichtiger wird, gerade dann aber darf Demokratie und Transparenz in der Europapolitik in diesem Haus kein Fremdwort sein und nicht der Verwaltung und dem Herrn Bürgermeister und den Stadträten und Stadträtinnen allein überlassen bleiben, sondern die europapolitische Debatte muss verstärkt und intensiver in den Gremien des Landtags und des Gemeinderats geführt werden. Wir haben ja auch entsprechende Gespräche in Rahmen der rot-grünen Projekte geführt und ich hoffe, dass es hier auch Fortschritte bei der Aufwertung der Europapolitik in den Gremien der Wiener Stadtverfassung gibt, denn auch das wäre eigentlich ein lebendiger Beitrag gegen die wachsende EU‑Skepsis.

Ich darf noch kurz darauf hinweisen, dass wir heute - meine Nachredner Martin Margulies und Marco Schreuder werden dann inhaltlich näher darauf eingehen - drei inhaltliche Anträge zu Themen stellen wollen, die uns für die Wiener Europapolitik, aber auch allgemein auf europäischer Ebene wichtig sind, drei Themen, die derzeit diskutiert werden oder sogar zur Abstimmung stehen.

Das eine ist ein Antrag auf europaweite Schaffung von Mindestlöhnen. Sie kennen die Debatte, nehme ich an, obwohl außer den GRÜNEN und Teilen der Sozialdemokratie auf europäischer Ebene sich wenige daran beteiligen, auch Attac und Ressourcing Social Forum hat entsprechende Konzepte erarbeitet, die wir auch teilen. Das wäre, wenn es um ein sozialeres Europa geht, das wir ja alle wollen und für das hier alle eintreten - zumindest verbal - ein Antrag, dem eigentlich alle in diesem Haus zustimmen müssen. 

Es geht um ein System von Mindestlöhnen. Sie schütteln den Kopf, Herr Jung, Sie haben wahrscheinlich keine Ahnung davon. (Abg Mag Wolfgang Jung: Oh ja, jawohl!) Ich habe von den Freiheitlichen in dieser Frage, europaweite Mindestlöhne und verbindliche Sozialstandards einzuführen, um wenigstens einen Schritt in Richtung einer Sozialunion zu machen, wirklich nichts gehört. Nicht einmal haben Sie sich zu solchen Fragen qualitativ zu Wort gemeldet. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben von der Realität keine Ahnung!)

Viele EU‑Länder haben solche Mindeststandards und Mindestlöhne. In Österreich ist das Bemühen um 1 000 EUR Mindestlohn bis jetzt gescheitert, die meisten EU‑Länder haben Mindestlöhne, die weit darüber liegen. Das heißt, es ist nicht einmal ein so wahnsinnig visionäres Ansinnen, das die GRÜNEN und Teile der Sozialdemokratie in Europa stellen, also nehme ich an, Sie stimmen heute zu. Es steht dies gerade vor dem Hintergrund der bevorstehenden Dienstleistungsrichtlinie und der be-
vorstehenden Arbeitszeitrichtlinie, die heute leider überhaupt nicht angesprochen wurde und die auch zur Beschlussfassung während der Ratspräsidentschaft steht. In ihr geht es darum, dass Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen mehr arbeiten sollen für weniger Lohn. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Frau Stadträtin, Sie haben noch drei Minuten Redezeit. 

StRin Dr Monika Vana (fortsetzend): Die Arbeitszeitrichtlinie wurde von den GRÜNEN und Teilen der Sozialdemokratie - Sie haben ja da ein gespaltenes Abstimmungsverhalten – heftig bekämpft. Und auch im Hinblick auf die Öffnung des Arbeitsmarktes, wie ich schon angesprochen habe, 2011, ist die Beschlussfassung über Mindestlöhne und die Einführung von Mindestlöhnen, zumindest das Nachdenken über europaweite Mindestlöhne notwendig, um Sozialdumping und eine Abwärtsspirale zu verhindern.

Der zweite Antrag, auf den mein Kollege Marco Schreuder nachher eingehen wird, betrifft einen Bereich aus der Demokratisierung Europas, nämlich die Abhaltung eines EU-weiten Referendums. Zumindest drei Parteien in diesem Haus haben sich auf anderen Ebenen für die Abhaltung eines europaweiten Referendums zur Frage der Verfassung ausgesprochen, aber nicht nur zur Frage der Verfassung, sondern auch für die Verankerung eines europaweiten Referendums in einem EU-Vertrag, in einem etwaigen reformierten EU-Vertrag. Das heißt, es bedürfte eigentlich der Beschlussfassung des Antrags der GRÜNEN, Bundeskanzler Schüssel aufzufordern, (StR Dr Johannes Hahn: Zum eigenen Vorschlag auffordern!) im Rahmen seiner Funktion als EU‑Ratspräsident beim Gipfel des Europäischen Rats Mitte Juni 2006, bei dem eine erste Bilanz über die Europäische Verfassungsdebatte gezogen werden soll, für die Verankerung eines europaweiten Referendums im EU-Vertrag einzutreten.

Es gibt noch einen dritten Antrag der GRÜNEN, den wir gemeinsam mit der Sozialdemokratie stellen, nämlich auf eine Änderung der bevorstehenden Dienstleistungsrichtlinie im Hinblick auf die Herausnahme des Herkunftslandprinzips und die Einschränkung auf nichtkommerzielle Dienstleistungen. Zu diesem Antrag wird mein Nachredner Martin Margulies ausführlich Stellung nehmen. Es hat ja zu diesem Punkt schon einige rot-grüne Vorstöße in diesem Haus gegeben. Und ich wünsche mir abschließend, dass wir wirklich bei den Gesprächen über die Aufwertung der Europapolitik und auch der Demokratisierung der Europapolitik in diesem Haus bald weiter kommen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Zunächst möchte ich einmal begrüßen, dass der Herr Landeshauptmann die Initiative ergriffen hat, während der österreichischen EU‑Präsidentschaft eine Mitteilung zum Thema Wien und die Europäische Union zu machen, weil ich glaube, dass das Thema zu wichtig ist, als dass wir es in parteipolitisches Fahrwasser hinein geben, wie von meinen beiden Vorrednern zum Ausdruck gebracht worden ist. 

Österreich hat in diesem Halbjahr zum zweiten Mal nun den Vorsitz in der Europäischen Union und wird aller Voraussicht nach das dritte Mal den Vorsitz erst im Jahr 2019 wieder haben. Das allein unterstreicht schon, wie wichtig es ist, über das zu reden, was man während eines Vorsitzes machen kann, und darüber zu reden, welche Rolle Österreich in der Europäischen Union spielt, welche Zielvorstellungen wir in der Europäischen Union haben, und warum eine Europäische Union in einer globalisierten Welt im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten und zu Asien ein so wichtiger Faktor ist, denn die EU ist bis zum heutigen Tag eine Erfolgsgeschichte. Und das, glaube ich, sollten wir uns als verantwortungsvolle Politiker auch nicht nehmen lassen, auch dann nicht, wenn es darum geht, dass wir um Stimmen im kommenden Nationalratswahlkampf werben. Es gibt Dinge, über die man etwas drüberstehen muss und wo die Verantwortung mehr erfordert, als Kleingeld herauszuschlagen.

Die EU ist deswegen eine Erfolgsgeschichte, weil sie den Mitgliedsstaaten, die in der EU sind, seit diesem Zeitpunkt Frieden gebracht hat. Das ist, glaube ich, der erste Ansatz des Friedensprojektes der EU und es gibt nun in der Geschichte dieser europäischen Länder keine Periode, die so lange gedauert hat wie diese, wo die europäischen Länder nicht im Krieg gegeneinander gekämpft, sondern im Frieden miteinander gelebt haben.

Und wenn das kein Erfolgsprojekt ist, glaube ich, dann gibt es kein anderes mehr. Friede, Freiheit und Sicherheit in Europa und natürlich auch die Steigerung des Wohlstandes sind die Grundparameter, die die EU auszeichnen und es ist das, glaube ich, wofür wir alle hier in dieser Gemeinde, hier in Österreich und in Europa zu kämpfen haben und kämpfen sollen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, Friede bedingt auch immer einen gewissen Prozentsatz an Freiheit. Und zur Freiheit: Auch hier haben wir ein Projekt nun in Europa vor uns liegen, das wir auch in der gesamten Geschichte Europas noch nie gehabt haben. Noch nie war es möglich, unter 15 europäischen Staaten, die derzeit Mitglied des Schengen‑Status sind, dass wir uns frei untereinander, freizügig, bewegen können. Das gab es nie zuvor, das ist eine Errungenschaft, die wir in Europa noch nie gehabt haben. Europa war sonst immer gekennzeichnet von Barrieren, die aufgestellt worden sind. Barrieren in handelsrechtlicher Hinsicht, Barrieren in der Freizügigkeit der Person, Barrieren in der Freizügigkeit, was das Kapital betrifft et cetera et cetera. 

Das hat sich in Europa vollkommen geändert und für diese Freiheit, glaube ich, lohnt es sich auch, sich einzusetzen. Diese Freiheit werden wir in den nächsten Jahren auch noch erweitern. Dabei müssen wir bedächtig vorgehen, aber ich glaube, es ist auch klar und es ist auch fixiert, dass die Staaten, die im vorletzten Jahr zu Europa dazu gekommen sind, die letzten 10 Staaten, auch diesen Schengen‑Status erreichen wollen und erreichen werden und dass wir sie dabei unterstützen. 

Keine Frage, denn es stärkt auch unsere Rolle als Wien im Zentrum dieses Europas. Wir sind dann somit weggekommen von der Randlage Europas hin zu einem wirklich zentralen Bereich. Und es wird uns auch in unseren Aktivitäten in wirtschaftlicher Hinsicht stärken, aber auch in anderen Bereichen, auch in sicherheitsmäßiger Hinsicht zu unseren Nachbarländern.

Der nächste Bereich ist somit schon der angesprochene, nämlich der der Sicherheit. Sicherheit heißt, dass wir nun in Europa erstmals auch soweit zusammenarbeiten wollen, dass die Sicherheit nicht in den jeweiligen nationalen Staaten eine Grenze errichtet und dass sie bei den jeweiligen Nationalstaaten endet, sondern dass wir versuchen, sicherheitsübergreifende Maßnahmen zu setzen. Dafür wurde unter anderem das Europäische Polizeiamt, Europol, in Den Haag gegründet, dafür wurde unter anderem Eurojust, die Europäische Zentrale für judizielle Zusammenarbeit, gegründet. Und ich weiß schon, dass wir hier wahrscheinlich noch nicht dort sind, wo wir gerne sein wollen, aber es ist ein Schritt, dorthin zu kommen, wo wir eine verstärkte Zusammenarbeit von Sicherheit auch erzielen wollen. Und da, so glaube ich, sind wir schon vor einem ganz entscheidenden Punkt auch in der Zusammenarbeit in Europa angelangt, wo die Grenzen auch aufgezeigt werden. Gerade mit der Zusammenarbeit von Justiz und Innerem sehen wir genau die Spannung zwischen nationalen Hoheitsrechten auf der einen Seite und supranationalen Notwendigkeiten, die wir auf der anderen Seite auch haben und brauchen in der Bekämpfung von Kriminalität, in der Bekämpfung verschiedenster neuer Formen auch der Kriminalitätszusammenarbeit. Hier ist es notwendig, auch Punkte zu setzen, die wahrscheinlich über die nationale Zuständigkeit hinausgehen. Eine europäische Zusammenarbeit ist eben wahrscheinlich nur möglich, wenn wir uns auch bewusst sind, dass auch die Abgabe bestimmter nationaler Rechte in manchen Bereichen erforderlich sein wird. Nicht deswegen, weil wir damit weniger Sicherheit erhalten, sondern weil wir gerade umgekehrt nur so mehr Sicherheit erzielen können.

Ein weiterer Punkt der Erfolgsgeschichte der Europäischen Union ist der der Wohlstandserweiterung. Wenn wir uns die vergangenen Jahre in den Mitgliedsländern der Europäischen Union anschauen - und ich nehme zum Beispiel die Länder Spanien und Portugal her -, dann glaube ich, kann mir jeder zustimmen, der sich ein bisschen mit den Wirtschaftsdaten der einzelnen Länder in der EU auseinander gesetzt hat, dass diese beiden Länder wahrscheinlich ohne Mitgliedschaft der EU nie dort stehen würden, wo sie heute stehen. Und alle diejenigen von uns, die vielleicht vor 25, 30 Jahren einmal Urlaub in Spanien oder in Portugal gemacht haben und das Land heute vergleichen, werden feststellen, dass es sich dramatisch geändert hat, nicht nur von der demokratischen Selbstverständlichkeit her, sondern auch von dem, was wir an Wohlstand in diesem Land sehen.

Österreich ist auch, nicht zuletzt mit Hilfe der Europäischen Union und dieser freien Markwirtschaft in der Europäischen Union, das siebentreichste Land der Welt geworden. Auch das ist, glaube ich, etwas, worauf wir stolz sein können, auch das ist etwas, was sicher alleine nicht gelungen wäre, das siebentreichste Land der Welt zu werden.

Sie lesen in den Zeitungen, glaube ich, fast täglich die Erfolgsgeschichten österreichischer Unternehmen in den Nachbarländern, in der Slowakei, in Tschechien, in Polen, bis zu den Balkanländern, in Rumänien, in Bulgarien, aber auch nun in Serbien, in Kroatien, wo diese Länder durch die Erweiterung auf der einen Seite und auf der anderen Seite durch die anstehende Erweiterung, wo es diesen Unternehmen gelungen ist, dort Fuß zu fassen, dabei die Arbeitsplätze in Österreich so zu sichern, wie es wahrscheinlich ohne zusätzliche Geschäfte, die sie im Ausland gerieren konnten, nicht möglich gewesen wäre. Also auch hier eine Arbeitsplatzsicherung und wahrscheinlich auch sogar eine Arbeitsplatzerweiterung in unserem Land. 

Das Ziel der Europäischen Union, hier so vorzugehen, dass man immer zuerst den Schwächeren hilft, glaube ich, auch das ist etwas, was wir nicht verleugnen können oder was wir auch nicht verleugnen sollten und was wir auch, glaube ich, grundsätzlich als positiv ansehen können. Das erste Ziel ist immer, bei der wirtschaftlichen Entwicklung darauf zu achten, welche Länder noch mehr Hilfe bedürfen, um herangeführt zu werden, um danach im selben Standard und demselben Wettbewerb auch die Möglichkeit zu haben, für unser Land dort entsprechend zu investieren und gleichzeitig auch insgesamt den Wohlstand zu erhöhen. Das Solidaritätsprinzip, das dem zugrunde liegt, ist etwas, glaube ich, was alle in diesem Rathaus, in dieser Gemeinde und in Wirklichkeit glaube ich auch, in ganz Österreich unterschreiben werden können. 

Solidarität ist auch hier Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung und diese ist wieder Grundlage für unseren Wohlstand.

Und da unterscheiden wir uns natürlich ganz grundsätzlich in der Europäischen Union von Marktwirtschaften in Amerika oder von Marktwirtschaften im asiatischen Bereich, wo es für uns immer wichtig ist, dass diese Marktwirtschaft auch immer einhergeht mit einer Sozialpartnerschaft und dass dieses Zusammenwirken eine andere Grundlage der Wohlstandsentwicklung bringt, als das in Amerika oder in Asien der Fall ist. Und ich glaube, es lohnt sich auch, sich dafür einzusetzen, dass Demokratie und Marktwirtschaft in Europa immer nur mit freien, starken und unabhängigen Sozialpartnern geschehen soll. Das ist etwas, was, glaube ich, Teil unserer Kultur ist, das ist etwas, was auch in Zukunft Teil der Erfolgsgesellschaft in Europa sein soll.

Europa hat sich in den vergangenen Jahrzehnten sehr verändert. Wir haben mit sechs Gründungsmitgliedern begonnen und haben nun 25 Mitglieder in der Europäischen Union. Und ich glaube, das alleine zeigt schon, welche dynamische Veränderung hier passiert, wie wichtig es auch ist, das Vertragswerk in Europa zu modifizieren. Ein Vertragswerk, das nicht auf die bisher 25 aufgebaut hat, das von anderen Voraussetzungen ausgegangen ist, und was es für uns so wichtig macht, auch über unsere inneren Strukturen und über den institutionellen Zusammenhalt zu reden. Es geht dabei nicht nur formal um die Beschlussfassung einer neuen Verfassung, sondern ich glaube, es geht dabei um die Zukunft Europas. Es geht dabei darum, wie wir uns in der Welt positionieren wollen und wie schnell wir auch auf Entwicklungen in der Welt reagieren wollen. Dass wir ein gemeinsamer Player innerhalb der Globalplayerschaft werden, das ist ein Punkt, glaube ich, auf den wir uns alle vorbereiten müssen und wo Kleinkariertheit keinen Platz hat. 

Es wäre, glaube ich, daher – und ein Zwischenruf von meinem Parteiobmann hat es zum Ausdruck gebracht, aber vorher hat es auch schon wer gesagt – auch nicht notwendig, dass die Grünen noch einen Antrag einbringen für eine Aufforderung an den Bundeskanzler, seine Idee noch stärker umzusetzen, nämlich für eine gemeinsame Volksabstimmung in Europa einzutreten. 

Das war seine Idee, und er wird sie sich auch nicht nehmen lassen und sie war zu dem Zeitpunkt, als er sie zum ersten Mal geäußert hat, auch mutig.

Und es ist heute umso erfreulicher, dass viele nun dieser Idee auch schon folgen. Und ich glaube auch, dass es für den Zusammenhalt, dass es für die Diskussion unter den Menschen, unter den Bürgern, für mehr Verständnis für die Situationen notwendig ist in einer globalen Welt und auch erforderlich ist, dieses direkte Mittel einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Worum geht es nun in der österreichischen Präsidentschaft: Der allererste Punkt in der österreichischen Präsidentschaft ist Wachstum und Arbeitsplätze. Keine Frage, dass der europäische Motor ins Stottern geraten ist und dass wir im Vergleich zu den von mir schon angeführten Kontinenten Amerika, insbesondere USA, und Asien, nicht wirklich mehr an vorderster Front kämpfen, sondern dass wir hier mehr tun müssen, um das Wachstum in Europa anzukurbeln und vor allem auch um Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. 

Wir wissen auch, dass solche Reformprogramme nicht nur einseitig von Seiten der Europäischen Union kommen können, sondern wir glauben, dass es notwendig sein wird, dass wir hier gemeinsam diese Anstrengung machen müssen; einerseits, dass die 25 Mitglieds-
staaten selbst ihre Reformprogramme erstellen und andererseits, dass die Europäische Kommission auch die Rahmenbedingungen dafür zur Verfügung stellt, die notwendig sind, um Wachstum und Arbeitsplätze zu fördern.

Zentrales Thema dabei ist die Förderung der Klein- und Mittelbetriebe. Da ist es wichtig, dass die Klein- und Mittelbetriebe, die die Grundlage unseres Wachstums, unserer Wirtschaft und unserer Arbeitsplätze für ein Europa sind, einen verbesserten Zugang zu Kapital, zu Forschung und zu Entwicklung erhalten. Mittel aus der Regionalförderung und aus den Strukturprogrammen sind wichtig für Klein- und Mittelbetriebe. Darauf dürfen wir bei allen großen Herausforderungen nicht vergessen.

Wachstumsstärkende Impulse sind zu setzen, denn bei einem Wachstum bei drei Prozent in der Europäischen Union könnten wir in fünf Jahren die Zahl der Arbeitslosen um die Hälfte reduzieren. Ich glaube, das allein zeigt, wie wichtig es ist, hier gemeinsame Anstrengungen zu unternehmen.

Bei der finanziellen Vorausschau und der oftmals dazugekommenen Kritik, dass in manchen Bereichen, wie zum Beispiel in der Forschung, zu wenig von Seiten der Europäischen Union getan wird, glaube ich, müssen wir uns einmal bewusst sein, dass bei 1,045 Prozent des Bruttosozialprodukts, das die Europäische Union an Budget hat, niemand von uns erwarten kann, dass alle Sorgen und Nöte, die wir haben, allein durch das Budget der Europäischen Union gelöst werden können, sondern ganz im Gegenteil werden viele Dinge national zu erledigen sein. Das Subsidiaritätsprinzip in der EU schreibt auch fest, dass wir das, was wir selber machen können, auch selber umsetzen müssen.

Es wird daher erforderlich sein, dass alle Staaten in der Europäischen Union ihre Forschungsquote erhöhen. Wenn wir das Ziel erreichen können, dass in der Forschung alle Staaten ihr Budget auf drei Prozent erhöhen, dann würde das bedeuten, dass wir 300 Milliarden EUR mehr für die Forschung in Europa hätten und damit auch den Wettbewerb Europas in der Welt stärken würden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch drei Minuten, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Danke. - Aber es sind noch weitere Themen anzuschneiden. Es geht auch um neue Finanzierungsformen in der EU. Wenn ich zuvor gesagt habe, 1,045 Prozent des Bruttosozialprodukts als Budget für die Europäische Union, dann wird es auch notwendig sein, darüber nachzudenken, auch über eine stärkere Eigenfinanzierung der Europäischen Union, und darüber hinaus zu denken, wie man das gewährleisten kann, denn ansonsten wird man aus der Spannung zwischen den Nettoempfängern und den Nettozahlern nicht herauskommen. Hier würde mehr Transparenz wahrscheinlich auch dazu führen, dass vielleicht manche Dinge leichter gehen, als wir sie im vergangenen Jahr erlebt haben, wo um die finanzielle Vorausschau gekämpft wurde und auch jetzt noch gekämpft wird, wenn wir die Initiativen des Europäischen Parlaments dazu anschauen.

Es ist dabei natürlich auch unverständlich, dass manche Dinge in Europa nicht entsprechend besteuert werden, wie der Verkehrsbereich im Bereich Schifffahrt und Luftverkehr. Es ist natürlich auch unverständlich, dass kurzfristige Finanzspekulationen in manchen Bereichen nicht entsprechend besteuert werden. Auch da zeigt sich, dass hier noch Nachholbedarf gegeben ist.

Zur Dienstleistungsrichtlinie, die Sie angesprochen haben, Herr Landeshauptmann, nur eine kleine Bemerkung: Volles Verständnis dafür, dass all das, was in den öffentlichen Einrichtungen, auch in Wien, gegeben ist, gesichert werden muss, aber ich glaube, es gilt auch hier, so wie in vielen anderen Bereichen, nicht das Entweder-oder, sondern das Sowohl-als-auch. Es kann Bereiche geben, wo es sinnvoll ist, keine Ausnahme zu haben. Und es kann Bereiche geben, wo es sinnvoll ist, eine Ausnahme zu haben. Hier sollte entsprechend weitergearbeitet werden. Ich habe manchmal in der öffentlichen Diskussion das Gefühl, dass zum Ausdruck gebracht wird, wir stehen nicht mehr auf dem Stand, wo vor zwei Jahren die Ausarbeitung der Dienstleistungsrichtlinie gestanden ist. Hier hat sich vieles getan. Ich gestehe Ihnen auch zu, dass Sie als Vorsitzender des Ausschusses der Regionen viel dazu getan haben, dass sich einiges ändert, aber ich glaube auch, dass die Dienstleistungsrichtlinie im Grunde auch etwas Gutes ist. Es geht hier eben um den Kampf gegen Sozialdumping, um den Schutz der Public Services. Wir werden, glaube ich, gemeinsam die richtige Balance zwischen der Öffnung auf der einen Seite und dem Schutz notwendiger Einrichtungen auf der anderen Seite finden müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber es geht im Rahmen der österreichischen Präsidentschaft noch um weitere Punkte.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte um den Schlusssatz.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Danke. - Es geht um die Bedrohungen, die sich zum Beispiel aus der Vogelgrippe ergeben. Auch das geht nur europäisch gemeinsam. 

Es geht um die Bedrohung eines iranischen Atomaufrüstungsprogramms. Auch hier hat Europa zusammenzuhalten. 

Es geht um die langfristige Absicherung der Energienetze, wo wir schon vor wenigen Wochen geprüft wurden.

Es geht auch um eine gemeinsame Außenpolitik. Man denke hier nur an unsere Nachbarstaaten, insbesondere am Balkan, wo wir entsprechende Initiativen zur Heranführung an die Europäische Union setzen müssen. 

Lassen Sie mich nun zum Schluss kommen. Ich glaube, wir tragen alle gemeinsam Verantwortung für ein gutes, sicheres, soziales, friedvolles Wohlstands-Europa im Verhältnis zu allen anderen Erdteilen dieser Welt. Wir tragen die Verantwortung dafür gemeinsam und wir werden sie nicht an irgendjemanden abgeben können. Alle Initiativen zur Stärkung der Städte in diesem Bereich, zur Stärkung der Europakommission, sind notwendig und sind zu unterstützen. In diesem Sinne für ein gemeinsames Europa mit einer verantwortungsvollen Politik in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Bevor ich den nächsten Redner zum Wort bitte, lassen Sie mich eine Bemerkung zu einer Aussendung sagen, die wahrscheinlich viele noch nicht kennen:

Ich habe durchaus Verständnis, dass man die Wortwahl kritisiert. Es ist durchaus das Recht, auch eine Ahndung für die Wortwahl zu verlangen. Ich würde es nur für richtig halten, dass man, aber das bleibt jeder Fraktion unbenommen, eine Aussendung mit der Kritik an dem vorsitzführenden Präsidenten dann vornimmt, wenn er überhaupt keine Entscheidung getroffen hat oder seine Entscheidung anders trifft als man sie erwartet. 

Wenn vom Präsidenten Hufnagl ein Ordnungsruf begehrt wird und er gesagt hat, er sieht das Protokoll ein, das ist eine übliche Vorgangspraxis, und wenn man weiß, dass er nach unserem Sitzungsrhythmus um 15 Uhr den Vorsitz wieder übernimmt und ich das auch dem Klubobmann gesagt habe, als er sich bei mir erkundigt hat, finde ich es nicht für richtig, von einer Skandalsitzung oder von einem reaktionslosen Präsidenten in einer Parteiaussendung der Freiheitlichen Partei zu sprechen. Ich bitte, das für die Zukunft zu überdenken.

Zum Wort gelangt der Abg Schieder. - Bitte.

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Willy Brandt hat einmal gesagt, oder es wird ihm zumindest zugeschrieben: „Mit den Europaverhandlungen ist es wie mit dem Liebesspiel der Elefanten. Alles spielt sich auf hoher Ebene ab, wirbelt viel Staub auf und es dauert sehr lange, bis etwas dabei herauskommt." - Eine Beschreibung, über die man heute nicht nur schmunzelt, sondern sich auch fragt, ob alles noch so stimmt wie in dieser Beschreibung, nämlich, ob nach der langen Dauer auch wirklich etwas herauskommt. Denn die Euroskepsis, die wir allerorts bemerken und vor der wir, auch wenn wir vom Projekt Europa begeistert sind, nicht die Augen verschließen dürfen, ist auch darin begründet, dass oft nichts herauskommt oder nicht das herauskommt, was man sich erwartet und braucht.

Österreich, besser gesagt, die österreichische Bundesregierung, hat jetzt den Vorsitz der Europäischen Union im Europäischen Rat inne. Genau hier ist es einerseits eine Chance für die Stadt, sich in technischer Hinsicht als funktionierende Stadt, als schöne Stadt, als Konferenzstandort, als Stadt der hohen Lebensqualität zu präsentieren, aber davon wird auch der Erfolg einer Präsidentschaft nicht abhängen. Gleichzeitig sage ich auch, während der Präsidentschaft einen Maulkorberlass für alle politischen Parteien zu verlangen, so wie es der Herr Bundeskanzler getan hat, indem er vor der Präsidentschaft den Schulterschluss, ein anderes Wort für Maulkorb, eingemahnt hat (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Man kann alles umdrehen!) und gesagt hat, jetzt müssen wir ein halbes Jahr zusammenarbeiten (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Man kann alles falsch interpretieren!), dieser Gedanke ist zutiefst abzulehnen (Abg Dr Matthias Tschirf: Wie der Schelm denkt!), weil auch eine Präsidentschaft eine konstruktive Diskussion braucht. Daher hoffe ich, das ich es nur falsch interpretiert habe und sich der Herr Bundeskanzler in Wahrheit eine konstruktive Diskussion wünscht. 

Wie gesagt, ein Erfolg einer Präsidentschaft hängt nicht davon ab, ob es ein schönes Logo gibt. Zweifelsohne ist es ein gelungenes Logo, das einzige bis jetzt Gelungene an dieser Präsidentschaft. Es hängt nicht davon ab, ob gut organisiert ist. Das ist eine Vorbedingung, aber nicht der Erfolg selbst. Sondern ein Erfolg einer Präsidentschaft hängt davon ab, ob es gelingt, Antworten auf die Fragen zu finden, die die Menschen in Europa stellen (StR Dr Johannes Hahn: Das werden wir eh machen!), ob es wieder gelingt, die Probleme anzusprechen, Perspektiven und Lösungen für all diese Fragen zu geben. 

Wie geht es weiter mit dem Verfassungsprozess? Wie wollen wir dort hinaus? Und wie wollen wir uns gleichzeitig eine Grundlage für unser politisches Handeln geben? Wie geht es weiter mit der Finanzierung der Europäischen Union von 2007 bis 2013? Wie schaffen wir es weg von einem Geldfluss zu 42 Prozent in die Landwirtschaft, hin zu mehr Finanzmitteln für Forschung und Entwicklung, für Infrastruktur, für Schiene, Wasser, Straße, Breitband, für Wachstum und Beschäftigung? Wie schaffen wir das, nicht nur rein über Zahlen zu reden und zu sagen, wir wollen nicht mehr zahlen, sondern über die Verteilung der Mittel endlich einmal auch zu sprechen? Vor allem, wie schaffen wir es, eine soziale Antwort auf die Globalisierung zu geben? Und wie schaffen wir es, dass die Europäische Union nicht länger oft empfunden wird als Vorreiter des Neoliberalismus, sondern wieder zum Schutzschild der europäischen Bürger gegen den Neoliberalismus wird? 20 Millionen Arbeitslose in der Europäischen Union, 32 Millionen Menschen in der Europäischen Union suchen Arbeit. Die Armut wächst, das Wirtschaftswachstum ist niedrig, die Lohnzuwächse und Gehaltszuwächse sind sehr niedrig, die Dauer der Arbeitslosigkeit steigt auch. Das sind die Fragen, wo sich die Menschen zu Recht von der Europäischen Union und von ihren nationalen Regierungen Antworten erwarten. Eine österreichische Ratspräsidentschaft wird nur dann erfolgreich sein, wenn sie darauf die Antworten findet und die Antworten auch gibt. 

Will aber Wolfgang Schüssel, der gefeierte Ratspräsident, um es einmal so zu sagen, wirklich die Antworten darauf geben? In der Zeitschrift "trend" vom Dezember 2005 sagte Wolfgang Schüssel: „Es braucht eine gewisse Abschlankung des Sozialstaates." - Genau das ist die Antwort, die die Leute zu Europaskeptikern macht. Genau das ist die Antwort, die die Leute verunsichert. Will das die Außenministerin Ursula Plassnik, wenn sie davon spricht, man solle von Europa nicht verlangen, was Europa nicht leisten kann und damit meint, Europa kann nicht sichere Arbeitsplätze und mehr soziale Sicherheit leisten? Wenn Sie sagt, "Gugelhupf für alle", meint Sie das ähnlich dem ehemaligen französischen Präsidenten? Wenn die Leute kein Brot haben, dann sollen sie halt Gugelhupf essen, ist nicht die Antwort, die die Leute wollen. Das sind die Antworten, die die Leute verzweifeln lassen und die die Leute von Europa wegtreiben. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich bin aber zutiefst davon überzeugt, die Europäische Union kann die Antworten auf diese Anfragen geben, und zwar dann, wenn sie es will und wollen tut es die Europäische Union dann, wenn es die einzelnen Regierungen wollen. Was ich ablehne, ist allerdings dieses Schwindeln immer in Bezug auf Europa, dort die böse Europäische Union, hier das brave Österreich, hier die braven Parteien in Österreich. Wenn ich mir den Antrag der FPÖ zur heutigen Landtagssitzung anschaue, ist das genau so etwas. Hier wird von der Freizügigkeit der Richtlinie als auch von der Richtlinie zur Gleichstellung von Ausländern gesprochen. Diese Richtlinien wurden im Europäischen Rat zu einem Zeitpunkt beschlossen, als die FPÖ noch Mitglied der Bundesregierung war und wurden von der österreichischen Bundesregierung so beschlossen, also mit FPÖ-Stimme, damals mit der Zustimmung von H C Strache. Damals war noch Bussi, Bussi zwischen H C Strache und Jörg Haider. Wer ist hier das Duckmäuserchen? Das frage ich den Herrn Strache. Das Duckmäuserchen heißt H C in diesem Fall. Ebenso wie Sie auch der Verdoppelung im Saisoniermodell und so weiter zugestimmt haben und dann tun, als wären sie an all diesem nicht schuld. 

Die Dienstleistungsrichtlinie ist ein Punkt, wo angekündigt wurde, hier plant man, für die österreichische Präsidentschaft eine Lösung zu finden. Ich hoffe sehr, dass das Lösungsfinden auch ernst gemeint ist. Bis jetzt haben wir die österreichischen Vertreter als Hardliner in den europäischen Verhandlungen empfunden. Daher erlaube ich mir, gemeinsam mit den Abgen Ludwig, Margulies und Puller einen Antrag einzubringen, der noch einmal die Position der Stadt Wien und der Kommunen in Europa bezüglich der Dienstleistungsrichtlinie festlegt, nämlich, dass wir das Herkunftslandprinzip ablehnen und dass wir eine Ausnahme für die Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und Gesundheits- und Sozialdienstleistungen fordern.

Ich möchte aber, gerade weil dieser Antrag eben eingebracht wurde, betonen, für uns, für die Wiener SPÖ, und ich hoffe, auch für die anderen Abgeordneten hier im Haus, für Wien jedenfalls ist Europapolitik integraler Teil unserer Arbeit, im Dezember 2005 genauso wie im Juli 2006. Das heißt, unabhängig davon, ob ein Österreicher Ratspräsident ist oder nicht, ob es ein Finne oder ein Engländer ist, ob es jemand anderer oder eben ein Österreicher ist. Für uns ist Europaarbeit, die Beschäftigung mit Europa und das Engagement Wiens für das Bessere und Mögliche im europäischen Gesetzwerdungsprozess immer Auftrag, heute genauso wie morgen und es auch schon gestern war. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Ich darf Sie informieren, dass Frau Dr Vitouch nunmehr als entschuldigt gilt.

Zum Wort gelangt Herr Abg Jung. - Bitte.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Bei den Ausführungen des uns nun abhanden gekommenen Bürgermeisters war man im ersten Moment der Meinung und im Glauben, hier hat eine leichte Wandlung vom Saulus zum Paulus stattgefunden und die SPÖ findet jetzt doch auf eine einheitliche Richtung in der EU-Frage der nächsten Zeit, nämlich in Richtung auf Ablehnung und fast schon Fundamentalkritik. Im Verlauf der weiteren Ausführungen des Herrn Bürgermeisters hat sich aber gezeigt, dass dem nicht so ist. 

Ich bringe zwei Zitate aus seinen Ausführungen. 

Er hat ziemlich am Anfang gesagt: „Österreich wäre gut beraten, die Vorschläge des Europäischen Parlaments", da ging es um die Verfassung und so weiter, „aufzunehmen." - Ich weiß nicht, ob er sich wirklich im Klaren darüber war, was das alles heißt. Das heißt, höhere Finanzzahlungen nach Brüssel, die das Europäische Parlament vehement fordert. Das heißt, Durchsetzung der bestehenden Verfassung, die in zwei Ländern bereits abgelehnt wurde und die man sich in Österreich gar nicht traut, der österreichischen Bevölkerung in dieser Form vorzulegen, weil man weiß, dass auch die österreichische Bevölkerung diese ablehnen würde. Deswegen kommen immer diese guten Vorschläge, von wegen in ganz Europa abzustimmen. Natürlich ist es klar, dass die Nettozahler dafür sind, mehr Geld zu bekommen, daher ein ganz anderes Ergebnis herauskommen würde, wenn die Stimmen sämtlicher Staaten zusammengezählt werden. Wir wollen, dass die Entscheidungsbefugnis dafür bei uns in Österreich bleibt. Letztlich würde es auch bedeuten, wenn man sich nach dem Europäischen Parlament in der derzeitigen Zusammensetzung richtet, dass die Türkei aufgenommen wird. 

Wir wollen alle diese drei Punkte nicht. Das ist einmal eindeutig. 

Weiters hat er gesagt, und da hat er leider Recht gehabt: „Wien erhält ein anderes Gesicht." - Wien hat heute teilweise ein anderes Gesicht. Aber ob es die eingesessenen Bürger Wiens goutieren, ist eine andere Frage. Sie werden darauf auch bei unserem Volksbegehren antworten. 

Und dann letztlich ein Zitat aus einem Interview mit dem Herrn Bürgermeister aus einer Jubelbroschüre der Stadt Wien, wo er ausdrücklich sagt: „Der Staat hat weitere Kompetenzen an Europa und an die übernationalen Regionen abzugeben." - Also ich kann nur sagen, Herr Bürgermeister, ich möchte weiterhin zuerst einmal Österreicher sein und die Kompetenzen bei uns behalten und nicht an irgendwelche anonyme Institutionen abgeben. Hier liegen wir auf einer völlig anderen Linie. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte um Entschuldigung. Ich hab heute mehrmals Post geschickt. Ich bitte trotzdem die Abgeordneten, nicht in den Reihen zu telefonieren. Ich sage es einmal generell, weil ich nicht ständig irgendwem Post schicken möchte. 

Abg Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Ich komme also wieder zurück auf meine Ausführungen und möchte Ihnen ein Zitat bringen: „Kein Mensch hat den Österreichern vor zehn Jahren gesagt, dass wir in eine EU gehen, die wie in einem Wettlauf immer neue Länder aufnimmt, egal wie arm diese Länder sind, egal wie viele Arbeitslose sie haben. Immer heißt es, das muss uns Österreichern etwas wert sein. Aber wie schaut es wirklich aus? Die Slowakei senkt mit EU-Geld die Unternehmenssteuern und wirbt so Firmen aus Österreich ab. Polen zieht nach. Wann endet das? Es kann ja nicht sein, dass unsere Arbeitnehmer noch mit ihren Steuern dafür zahlen, dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren an die Slowakei, an Polen oder Lettland. Europa muss einmal die letzte Erweiterung verkraften, bevor schon wieder neue Länder dazukommen." - Man könnte glauben, das ist ein Zitat aus dieser vom linken Flügel nicht geliebten Zeitung, aber es ist ein Interview beziehungsweise eine Feststellung des Präsidenten der Arbeiterkammer, Tumpel, der aus Ihrem Umfeld, meine Damen und Herren von der SPÖ, kommt, der allerdings im Unterschied zu manchen Funktionären der SPÖ die Bodenhaftung zu seinen Arbeitern noch nicht verloren hat. Er spricht die wirklichen Probleme unseres Landes an. 

Das offizielle Wien feiert die Eröffnung einer neuen Schiffsverbindung nach Preßburg mit einem Schnellboot. Dass gleichzeitig die Arbeitsplätze die Donau hinuntergehen, vergisst man dabei gern. Diesen Weg werden auch die 400 bis 500 Arbeitsplätze bei Siemens gehen, deren Wegrationalisierung dort gerade angedacht wird. Sie wissen ja, meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist jene Firma, bei der die Frau Mag Ederer Chefwürden erreicht hat. Das ist jene Dame und ehemals tiefrote Wiener Sozialdemokratin und Staatssekretärin, die sich so für Europa ins Zeug gelegt hat, dass Sie voller Begeisterung sogar der Minister Mock von der ÖVP, der sonst zurückhaltend ist, geküsst hat, allerdings erst dann, als der Knebelungsvertrag für Österreich unterschrieben war. Jetzt erfolgt die Belohnung der Großkonzerne. Für die Frau Mag Ederer hat sich die Union gelohnt. Für die vielen anderen Gittis, die weiterhin in den Gemeindebauten leben und mit dem Geld auskommen müssen, das sie heute bekommen, bei gestiegenen Preisen bekommen, hat sich die Union allerdings nicht gelohnt. Frau Ederer hat im Dezember 1994 den österreichischen Familien einen Tausender mehr, damals noch in Schilling, als Folge der angeblich niedrigeren Preise in der EU versprochen. Erinnern Sie sich noch an den Ederer-Tausender, meine Damen und Herren? Das war nicht nur Irreführung, das war eine Verhöhnung der Bürger, wie man jetzt im Nachhinein deutlich sieht. Denn für das, was damals zehn Schilling gekostet hat, legen Sie heute einen Euro hin. Jeder Pensionist, jede Pensionistin merkt das im Geldbeutel. Aber die Frau Ederer hat davon profitiert. Sie hat jetzt mehr als einen Tausender mehr im Monat, und das nicht in Schilling, sondern in Euro. 

Da braucht man sich nicht zu wundern, dass Sie und die anderen Nadelstreifsozialisten, heute alle wohlbestallte Manager und Banker, weiterhin ohne Wenn und Aber für die Union sind, der Staatssekretär Ruttensdorfer, heute bei der OMV versorgt, der paraderote Exfinanzminister Androsch, heute Konzernherr, und natürlich der einzige Finanzminister und später gescheiterte Bundeskanzler Vranitzky, unter dessen Regierung eine Halbierung der Arbeitslosigkeit als Folge des Beitritts versprochen wurde, noch 1995, und zwar am 16. Juni, aus der Löwelstraße als Ankündigung hinausgegangen, woher Sie es gewusst haben, wusste keiner, ein Plus von 70 000 Arbeitskräften. Nicht zu vergessen ist dann auch noch der Vranitzky-Nachfolger Klima, heute auch wohlbestallter Manager bei einer Autofirma in Südamerika, die sehr großzügige Ausgaben für ihre Gewerkschaftsfunktionäre gemacht hat und dadurch in letzter Zeit in die Medien kam. 

Ein anderes versprechen war, der Schilling wird hart bleiben, auch aus der Zeit der großen Koalition. Das wurde uns zugesichert. Als die Österreicher dann gläubig und folgsam für die Union stimmten, wurde alles vergessen und der Euro war plötzlich verordnet. Um uns den Abschied vom Schilling zu erleichtern, hat man uns vieles versprochen, unter anderem strenge Kriterien für die Mitglieder der Währungsunion. Zugesagt, ja, mit Speck fängt man Mäuse und mit Versprechungen die Wähler. Kaum waren wir drinnen, klappte die Falle zu. Italien, Griechenland und andere, zuletzt sogar Deutschland, halten und hielten sich nicht an die Kriterien. Sanktionen? Null! Aber wir zahlen mit einer höheren Inflationsrate mit! 

Nächster Punkt: Man hat uns mehr Sicherheit versprochen. Schengen sollte die Lösung sein. Wir hatten noch nie so viele ausländische Kriminelle in unserem Land als heute. Und die betreiben dann die Umverteilung auf eine andere Art und Weise. 100 EUR pro Tag kostet uns jetzt einer dieser Banditen. Sie sind Banditen, denn ein großer Teil von ihnen betreibt diese Aktivitäten sogar im Rahmen von kriminellen Organisationen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das sind doch keine Banditen!) Ich sage bewusst, es sind Banditen, denn es sind Banden, die hier die Häuser ausräumen und die hier Leute überfallen. Es sind sogar schon Jugendbanden. Wir haben heutzutage schon 13-Jährige, die mehr als hundert Straftaten hinter sich haben. Alles eine Folge dieser Öffnung. 

Nächster Punkt: Die Bewegungsfreiheit. Einer der Grundsätze der Union. Wir werden von dieser Freiheit im wahrsten Sinne des Wortes überrollt. Die außenstehende Schweiz hat einen Vertrag mit der Union, der den Transit über Quoten und Preise regelt. Da wird auf die Bahn verlegt oder umgeleitet. Wir, die Mitglieder, sind rechtlos und müssen Staub und Dreck schlucken. Dazu kommt noch die Gefährdung durch betriebsuntaugliche Schwer-LKWs und Busse. Früher konnte man sie an der Grenze stoppen. Heute sind sie nach komplizierten Vorgaben unter verschiedenen Vorwänden erst im Landesinneren aufzuhalten. Eigentlich sollten diese rollenden Bomben gar nicht ins Land gelassen werden! 

Nächster Punkt: Die Freizügigkeit bei Dienstleistungen. Sie sprechen dies heute in Ihrem Antrag an. Im Prinzip müssen wir hier sehr vorsichtig sein. Der Antrag hat gute Grundlagen, er ist uns aber zu vage gehalten. Wir werden nur aus diesem Grund nicht zustimmen. 

Nächster Punkt: Eine Spezialität von Wien und eher eine Kuriosität, die im Rahmen dieser Unionsentwicklung auf uns zugekommen ist, ist die so genannte Stadtaußenpolitik. Das ist ein Begriff, der eigentlich eher an Andorra oder San Marino erinnert. Er ist erst in Verwendung, seit die SPÖ nicht mehr den Außenminister stellt und ist vielleicht eine Art von Ersatz dafür und verleiht ein bisschen den Touch von Internationalität, mit dem der Bürgermeister auch im Ausland auftreten kann. Viel hat er allerdings, das muss man schon sagen, in Brüssel nicht erreicht, außer dass wir die Ausgaben von einem Wien-Haus zusätzlich zu tragen haben. 

Aber immerhin wird er schon auf Bezirksebene imitiert. Wenn ich meinen Bezirk hernehme, hat das Beispiel Schule gemacht. Da hat Red Bull Flügel verliehen. In meinem Bezirk, in Liesing, begnügte sich der Bezirksvorsteher bisher mit Ausflügen nach Budapest oder nach Preßburg. Jetzt fährt er schon nach Montenegro, um dort mit der Regierung Kontakte aufzunehmen. Dann steht stolz in der Bezirkszeitung, welche Kontakte der Bezirk Liesing zu Regierungsmitgliedern in Montenegro aufgenommen hat. Ich meine, abgesehen davon, dass es recht tapfer für einen roten Bezirksvorsteher ist, in die schwarzen Berge zu fahren, ist das Resümee für den Bezirk, außer Spesen nichts gewesen. Das Ganze ist eigentlich nur eine Pflanzerei für die Bürger. Oder glaubt wirklich jemand, dass damit die Handelsbeziehungen zwischen Liesing und Montenegro angekurbelt wurden? 

Aber zurück zu ernsthafteren Problemen: Nicht an allem, was der Union in die Schuhe geschoben wird, ist sie schuld. Wenn die Frau StRin Sima mit der Feinstaubrichtlinie versucht, sich in Richtung EU herauszureden, ist das ein Unsinn. Das hat sich binnen kürzester Zeit gezeigt. Sie musste zurückgenommen und aufgehoben werden, bevor sie überhaupt gegriffen hat. Aber dafür kann Brüssel nun wirklich nichts und nicht verantwortlich gemacht werden. Ich meine, von mir aus kann sich jeder auf seine Art lächerlich machen, aber bitte nicht, Frau Stadträtin, auf Kosten der Allgemeinheit. Dieser fehlgeschlagene Profilierungsversuch hat uns einiges an Zeit, Ärger und Geld gekostet. Wenn man immer sagt, wir Freiheitlichen schieben alle schlechten Sachen Richtung EU, muss ich sagen, wir haben diese Ausrede nicht gewählt. 

Besonders schnell ist man manchmal auch bei der Umsetzung anderer Richtlinien, gegen die wir uns leider nicht ausreichend wehren. Ich spreche zum Beispiel von der Verpflichtung, nicht nur EU-Bürger, sondern jetzt sogar Nicht-EU-Bürger, in von uns bezahlte Gemeindebauten aufzunehmen und ihnen zusätzliche Sozialleistungen zu gewähren. Die Folge: Zurückstufung für wartende österreichische Familien gegenüber Fremden, die niemals Vorleistungen für diese Wohnungen entrichtet haben. Es kann schon auf Grund der jetzigen Entwicklung gesagt werden, das hat bereits zu zahlreichen Konflikten innerhalb der Hausgemeinschaften wegen der kulturellen Unterschiede geführt, und das alles in den ehemaligen Vorzeigeobjekten der Sozialdemokratie. 

Und dann sind der SPÖ-Wien die ohnehin schon lockeren Eingliederungsbestimmungen noch zu streng. Als ich mir die Unterlagen für heute zusammengesucht habe, das war Samstag Abend, ist gerade die ZIB 2 gelaufen. Dabei war ein Bericht über Kanada und die dort folgenden Wahlen. Da wurde gesagt, der dortige Premierminister zieht mit sechs Dolmetschern durch die Wohnbauten und versucht, sich seinen künftigen Wählern verständlich zu machen. Ich weiß nicht, ob das die Zukunft der SPÖ-Bürgermeisterkandidaten in Wien sein wird, das gleiche Schicksal zu haben. Es ist sicherlich nicht das, was wir wollen! (Beifall bei der FPÖ.)
Ihr Parteiobmann Gusenbauer beginnt, die Zeichen der Zeit zu erkennen und sieht, dass die Bürger EU-müde sind und den leeren Versprechungen aus Brüssel nicht mehr glauben. Gusenbauer und die Gewerkschaften rudern verzweifelt zurück. Es könnte schon zu spät für sie sein. Aber der Bürgermeister von Wien will noch immer nicht eingestehen, dass hier Fehlentscheidungen getroffen wurden und schiebt alles auf die Regierung und den damaligen Koalitionspartner. Aber beschlossen wurde dieser Beitritt unter einem sozialdemokratischen Kanzler. 

Wir werden Sie aus der Verantwortung nicht so leicht entlassen und das dem Bürger klarmachen! Das Volksbegehren "Österreich bleib frei!" wird das sehr deutlich machen! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist der Herr Abg Schreuder gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich verfolge die Europadebatte nun schon seit einiger Zeit. Bei manchen Wortmeldungen stellen sich manche Fragen. Nämlich, was will die Freiheitliche Partei im Umkehrschluss, wenn die Europäische Union an allem schuld ist, die Europäische Union böse ist und wenn man alles nur nationalstaatlich lösen kann? Bedeutet das, dass Nationalstaaten, die es in Europa, auf einem Kontinent, gibt, die zusammenarbeiten wollen, nicht mehr zusammenarbeiten sollen, sondern gegeneinander? 

Wie ist die Europäische Union entstanden? Die Europäische Union ist nach dem Zweiten Weltkrieg als das größte Friedensprojekt, das auf diesem Planeten entwickelt worden ist, entstanden. Wenn man dieses Friedensprojekt nicht will, dann soll man das bitte auch sagen. Weil wenn man gegen Europa und gegen dieses Friedensprojekt ist, bedeutet das, dass man für Konflikte ist. Und wenn man für Konflikte ist, dann ist man für nationalstaatliche Konflikte. Da bleiben Sie hoffentlich die Einzigen, die dafür sind! (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Ingrid Korosec. - Abg Henriette FRANK: Das darf doch nicht wahr sein!)
Als gebürtiger Niederländer macht mir das natürlich auch Sorgen. Ich empfinde es mittlerweile als eine Freude, wenn ich nach Amsterdam fliege, nach Hause zu fliegen und einen Inlandsflug zu haben, und wenn ich nach Wien fliege, nach Hause zu fliegen und einen Inlandsflug in Anspruch nehmen zu können. Das ist ein Vorteil, den uns die Europäische Union bietet, nämlich Grenzen nicht mehr als solche wahrzunehmen, weil sie historisch als Konflikt entstanden sind. Es gibt natürlich Nationalstaaten und es gibt Kompetenzen, die staatlich organisiert sind, weil Europa auch föderal strukturiert ist, aber es ist auch ein Zusammensein, ein Zusammenwachsen, ein Kennenlernen, ein Aufeinanderneugierigsein. Ich finde das positiv und deswegen sage ich ein klares Ja zu Europa, weil mir das ein Anliegen ist. 

In den Niederlanden, wenn ich gleich zum Thema kommen kann, gab es ein Referendum zur EU-Ver-
fassung, ein nationalstaatliches Referendum wie es sich die Freiheitliche Partei für Österreich wünscht. Wie es in den Niederlanden ausgegangen ist, wissen wir. Wie es auch in Frankreich ausgegangen ist, wissen wir. (StR DDr Eduard Schock: Die Bevölkerung war gescheiter als Sie! Die Bevölkerung ist schon weiter als Sie!) Deswegen sagen wir, eine so wichtige Entscheidung wie eine EU-Verfassung nationalstaatlich abstimmen zu lassen, bedeutet nationalstaatlich entscheiden zu lassen, was eine EU-Verfassung sein soll, was aber eine Frage ist, die das gesamte Europa betrifft. (Abg Mag Wolfgang Jung: Dürfen die Leute das anders sehen?) Wollen wir, dass das gemeinsame Europa gemeinsam über eine Verfassung diskutiert und sich genau überlegt, was wir wollen? (Abg Mag Wolfgang Jung: Was hat das mit den Bürgern zu tun?) Oder wollen wir, dass es jeder für sich einzeln diskutiert? (Abg Mag Harald STEFAN: Wer ist Europa?) Wir sind der Meinung, die europäischen Fragen müssen gesamteuropäisch diskutiert werden, müssen jeder Europäerin und jedem Europäer vorliegen, müssen gemeinsam entwickelt und diskutiert werden. Es ist auch gescheiter. Wir müssen diskutieren, was wir in der Verfassung haben wollen und was nicht. Aber eine Verfassung braucht es, denn ein Europa ohne Verfassung ist schlechter als ein Europa mit Verfassung. 

Deswegen stellen wir den Antrag: „Der Wiener Landtag fordert den Herrn Bundeskanzler Dr Wolfgang Schüssel auf, im Rahmen seiner Funktion als EU-Rats-
präsident beim Gipfel des Europäischen Rats Mitte Juni 2006, bei dem eine erste Bilanz über die europäische Verfassungsdebatte gezogen werden soll, für die Verankerung eines europaweiten Referendums im EU-Vertrag einzutreten."

Der Bundeskanzler Wolfgang Schüssel hat in seiner Funktion als EU-Ratspräsident in seiner Rede vor dem EU-Parlament gesagt, er möchte Mitte Juni eine Wegskizze, wie er das genannt hat. Er hat gleich gesagt, das ist eine Road Map. Aber das ist eine nicht ganz klare Übersetzung, weil Road Map ist ein Fahrplan und hat einen Ausgangspunkt, ein Ziel und einen Zeitraster dazwischen, während eine Wegskizze nur etwas Ungefähres ist, wo man noch nicht genau weiß, wohin es führt. Wir wollen eigentlich einen Fahrplan, eine Road Map für eine EU-Verfassung und hoffen sehr, dass wir uns hier im Landtag dazu entscheiden können, dass ein fixer Bestandteil dieser Road Map ein EU-weites Referendum zur EU-Verfassung ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Aigner. - Bitte.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Vorab ist es einmal sehr erfreulich, dass wir uns mit dem Thema "Europa, EU-Präsidentschaft, Zukunft des vereinten Europas" in diesem Hohen Haus beschäftigen. Ich zolle auch dem Herrn Landeshauptmann Respekt für seine wirklich staatstragende Rede und für die vielen Gedanken, die er hier eingebracht hat, mit denen wir großteils durchaus konform gehen können.

Diesen Respekt, den ich dem Herrn Landeshauptmann entgegenbringe, kann ich dem Kollegen Schieder in seiner doch sehr zynischen und polemischen Art natürlich nicht zollen. Eines ist natürlich schon klar, ich verstehe es als ÖVPler, dass es Sie, der Sie den Bundeskanzler so schlecht behandelt haben, vor ein paar Jahren Sanktionen noch gutgeheißen und vielleicht sogar initiiert haben, mit einem gewissen Neid erfüllen muss, dass der Bundeskanzler startklar für Europa ist, während Ihr Parteivorsitzender aus den Startlöchern in Österreich nicht herauskommt! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Dinge, die Sie hier dem Wolfgang Schüssel als Hausaufgaben mitgegeben haben, stehen schon längst im Regierungsprogramm. Die Wirtschaft schafft Arbeitsplätze. Die Wirtschaft ist die Basis für ein Sozialsystem. Die Wirtschaft finanziert auch unsere soziale Marktwirtschaft. Wir wollen natürlich gerade in dieser EU-Prä-
sidentschaft unser erfolgreiches österreichisches Modell auf der europäischen Ebene absichern und verwirklicht wissen. Insofern sind solche Zurufe aus dem Inneren natürlich in einer Präsidentschaft nicht sonderlich hilfreich (Abg Mag Andreas Schieder: Doch Maulkorberlass!), weil die Außenvertretung ist ganz wesentlich und deswegen ist es, glaube ich, gut, die Bundesregierung und den Bundeskanzler und Ratsvorsitzenden in diesen Bestrebungen zu unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.)

Gleichzeitig ist es schon etwas eigenartig, wie hier die Rolle des Ratsvorsitzenden, der nur ein primus inter pares ist und daher kein Super-EU-Präsident sein soll, dargestellt wird. Weil wir wollen alle hier nicht unbedingt einen europäischen Superstaat und aus dem Ratsvorsitzenden einen Superpräsidenten machen. Das ist Wolfgang Schüssel nicht und das ist auch kein anderer Ratspräsident. Insofern tut es mir ein bisschen Leid, dass wir auf der einen Seite die EU-Skepsis der Bevölkerung, die wir ernst nehmen müssen, beklagen und gleichzeitig diese EU-Skepsis hier nicht zuletzt in einigen Debattenbeiträgen und in einigen Anträgen sehr stark geschürt wird. 

Meine Damen und Herren, mein Vorredner Wolfgang Gerstl hat schon darauf hingewiesen, dass Europa einfach mehr als nur ein kleinliches Groschenzählen ist. Europa ist ein Friedensprojekt. Europa ist eine Erfolgsstory. Der Binnenmarkt hat sich gerade für Österreich sehr gut ausgewirkt. Wenn man sich anschaut, wer denn von der Osterweiterung wirtschaftlich am meisten profitiert hat, sind das gerade Länder wie Österreich, die an der Grenze, die früher eine tote Grenze war, zu liegen gekommen sind. Wir sind von einer Randlage in das Herz Europas gekommen. Der Eiserne Vorhang ist abgebaut worden und unsere Unternehmen, da gilt wirklich ein Lob unserer Wirtschaft, den Klein- und Mittelbetrieben, aber auch den Großbetrieben, haben diese Herausforderungen nicht beklagt, haben sich nicht gefürchtet, haben in diesem Projekt der Osterweiterung die Chancen gesehen und haben die Risken in Kauf genommen. Ich werden Ihnen ein paar Beispiele für diese Erfolge österreichischer Unternehmen zeigen. Ich glaube, das ist eigentlich die Stoßrichtung, nicht Angst zu haben, sondern die Chancen mit beiden Händen anzugreifen. Das sollten wir uns vornehmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn man Grenzen öffnet, bieten sich Chancen. Es kommen natürlich auch gewisse Einflüsse, die sich vielleicht negativ auswirken können, herein, aber insgesamt überwiegt das Positive. Wir alle wollen uns ja nicht die Zeit des Eisernen Vorhangs zurückwünschen. Natürlich waren die Grenzen sicher, als der Stacheldraht und die Todeszone da waren, aber das ist ein Zustand, den wir jahrzehntelang beklagt haben und wo wir uns glücklich schätzen durften, dass wir auf der richtigen Seite des Stacheldrahts gewesen sind. Die anderen waren eigentlich auf der falschen Seite und sind über viele Jahrzehnte ihrer Lebenschancen beraubt worden.

In der Wirtschaft ist das natürlich genau so. Wenn sich jetzt der Flughafen Wien um den Flughafen Preßburg bewirbt, dann erwarten wir uns auch, dass wir dort fair und fernab nationalistischer Zwischentöne behandelt werden. Ich sage ehrlich, es ist mir lieber, unser Flughafen kauft den, als wir werden von Frankfurt geschluckt und werden dann sozusagen nur mehr ein Zubringerservice für die großen deutschen Flughäfen, für München, oder auch für Zürich. Genauso muss man natürlich auch den anderen Chancen geben, sich bei uns zu entfalten. Das ist nun einmal so.

Oder Beispiel Bankenwelt: Ich meine, wir haben hier zwei ganz verschiedene Konzeptionen, die der Gemeinde Wien eher nahe stehen. Die ehemalige Zentralsparkasse, Länderbank, Bank Austria sind geschluckt worden und jetzt kann man zuschauen, wie sie filetiert werden. Die Erste Oesterreichische Sparkasse hat sich heimlich still und leise nicht als Globalplayer, aber doch als europäischer Player profiliert, hat das auch nur durch die Gewinne, die sie jetzt in den neuen EU-Staaten macht, tun können und sichert dadurch die Arbeitsplätze in Österreich, weil es einen Kapitalmarkt gibt, weil es gewisse wirtschaftliche Freiheiten gibt, weil es eine Fairness gibt. (Beifall bei der ÖVP.)
Mir ist lieber, die OMV kauft sich in Rumänien und so weiter ein, als die OMV wird von Shell oder British Petrol geschluckt. Auch damit muss man rechnen. Sie sehen an Hand dieser Beispiele, es sind auch prominente Manager aus Ihrem politischen Lager tätig. Auch Hannes Androsch steht Ihnen nicht so fern und hat vom Binnenmarkt sehr profitiert.

In diesem Zusammenhang muss man natürlich auch die Debatte um die Dienstleistungsrichtlinie sehen. Selbstverständlich darf das kein Mittel sein, und das ist auch ganz klar von Schüssel, Bartenstein, aber auch von den europäischen Fraktionen im Parlament dargelegt worden, wo bitte auch Sozialdemokraten sitzen, denn es gibt auch viele sozialdemokratische Regierungschefs. Ich höre immer nur kritische Worte in Richtung Wolfgang Schüssel, aber zu Tony Blair habe ich eigentlich noch nichts gehört und der vertritt bei Gott kein Konzept der sozialen Marktwirtschaft, sondern das ist halt der amerikanische Kapitalismus, der auch seinen Platz haben soll. Aber letztendlich sitzen Sie mit den Genossen aus London in einer Fraktion. Also schauen Sie schon auch ein bisschen dahin gehend. Gerhard Schröder wurde auch eher als Genosse der Bosse bezeichnet und so weiter. Also so viele soziale Ansätze hat man auf europäischer Ebene nicht vernehmen können. Dieses Schema, da sind die bösen Christdemokraten, die gleich als die Epigonen des Finanzkapitalismus dargestellt werden, und dort sind die braven Sozialdemokraten, ist falsch. (StR Dr Johannes Hahn: Die braven sind ja harmlos!) Auch Ihr Parteienspektrum ist viel vielfältiger. (Beifall bei der ÖVP.)
In diesem Sinne haben wir ein gemeinsames Anliegen. Ich glaube, die Interessen der österreichischen Arbeitnehmer, die wir hier zu vertreten haben, sind schon sehr gut abgesichert. Dienstleistungsrichtlinie hin oder her, es gilt nach wie vor die Entsenderichtlinie, die die österreichischen arbeitsrechtlichen Standards ohnehin festschreibt. Diese wurde 1996, also in der Zeit Ihrer Re-
gierungsbeteiligung, unter einem sozialdemokratischen Arbeits- und Sozialminister beschlossen. Daran ändert sich ja nichts. Das heißt, haben wir nicht Angst vor den Freiheiten, sondern nützen wir die Freiheiten zu unserem Vorteil! Aber haben wir auch Verständnis dafür, dass andere Länder ihre Vorteile uns gegenüber natürlich entsprechend ausspielen! Das ist sozusagen der Spagat, den man erreichen muss, aber Österreich hat bewiesen, dass wir uns eigentlich in diesem Wettbewerbsumfeld mehr als gut zurechtfinden.

Meine Damen und Herren, ein paar Worte noch zum Mindestlohn: Ein gesetzlicher Mindestlohn widerspricht doch unserem traditionellen Verständnis von sozialer Marktwirtschaft, dass sich der Staat, der Gesetzgeber, aus der Lohnpolitik möglichst herauszuhalten hat, dass das eine Sache der Sozialpartner ist. Es gibt auch in den USA einen Mindestlohn, nur ist der so niedrig, dass eigentlich die Betroffenen, die von diesem Mindestlohn leben müssen, ohnehin nicht viel haben. Wir sind in Österreich immer gut damit gefahren, dass Mindestlöhne Sache der Gewerkschaft und Sache der Arbeitgeberverbände sind. (Abg Christian Oxonitsch: Da geht es um Standards von Mindestlöhnen!) - Das mit den Standards ist natürlich so eine Sache. Es gibt keinen europäischen Gesetzgeber. Deswegen ist es auch schwierig, einen europäischen Mindestlohn festzusetzen. (Abg Christian Oxonitsch: Nur Standards!) Es sind einfach auch die Lohn- und damit die Preisverhältnisse in den verschiedenen Ländern unterschiedlich. (Abg Christian Oxonitsch: Es geht um Standards für Arbeitnehmer!) Der Lohn allein ist es nicht. Der Lohn hat nur eine Funktion in Bezug zu einem Preisniveau. Wir haben kein europaweit einheitliches Preisniveau. Deswegen geht die Forderung nach einem gesetzlich oktroyierten Mindestlohn völlig ins Leere und vermittelt Scheinsicherheiten. Das ist eine reine Scheinsicherheit, die niemandem etwas hilft. Weil wo soll denn dieser Lohn liegen? Zwischen einem Lohn- und Preisniveau in Polen oder in einem Hochlohnland wie Deutschland oder Österreich? Wo soll hier ein gesetzlicher Lohn festgelegt werden? Das hat doch überhaupt keinen Sinn! Das ist wirtschaftspolitisch völlig unzulässig und hilft eigentlich niemandem etwas. (Beifall bei der ÖVP. - StR Dr Johannes Hahn: Das ist private wirtschaftspolitische Kompetenz!)
Wofür wir eintreten sollen, ist, unser Sozialsystem so weit abzusichern und die beste Absicherung sind eben dynamische Arbeitsplätze, eine dynamische, eine wachsende Wirtschaft. Wir haben jetzt auch genügend Initiativen gesetzt, dass der Staat seinen Beitrag leisten kann. Wir haben oft darauf hingewiesen, dass Wien eigentlich auch in diesem Bereich der Dynamik, der Forschungs- und Wirtschaftsförderung, des Bürokratieabbaus säumig geworden ist. Insofern bremst Wien den Bund und damit auch unsere Stellung innerhalb der EU!

Meine Damen und Herren, es ist aber auch wichtig, sich die Rolle und die Zukunft der EU auf einer breiten Basis vor Augen zu führen. Das haben wir hier in den Debattenbeiträgen gesehen. Was soll aus Europa werden? Wo sind die Grenzen Europas? Die geographischen Grenzen? Die Grenzen der Aufnahmefähigkeit? Die EU ist jetzt irgendwie ein Mittelding, ein Staatenverbund, also Mitglieder sind die einzelnen Mitgliedsstaaten, der sich irgendwo in Richtung Bundesstaat bewegt. Die Frage ist: Soll das ein Bundesstaat werden? Kann das überhaupt ein Bundesstaat werden? Meines Erachtens sind wir schon viel zu groß, es sind schon zu viele Länder dabei. Das sind Fragen, die man auch in den Expertengremien, in der Politik, aber dann auch mit dem Bürger zu diskutieren hat. Das ist ein offener Prozess. Ich glaube, das ist etwas, womit wir uns zu beschäftigen haben.

Meine Damen und Herren, die EU-Verfassung trägt zwar den Titel "Verfassung", ist aber im juristischen Sinne keine Verfassung, sondern einfach ein Verfassungsvertrag. Es ist der Vertrag über die europäische Verfassung. Insofern ist die Argumentation, dass in Österreich eine Volksabstimmung verpflichtend wäre, weil sich eine europäische Verfassung über die österreichische Bundesverfassung drüberstülpt, juristisch in dieser Form nicht korrekt. Es bleibt dabei, die EU basiert auf Verträgen, die einstimmig angenommen werden müssen. Deswegen ist sozusagen die derzeitige Rechtslage in den Ländern, dass jedes Parlament oder jedes Volk, das darüber abstimmt, das national macht und nicht das nichtexistente europäische Einheitsvolk. Es wird die österreichische Verfassung nicht ersetzt, sondern es werden mehrere EU-Verträge modifiziert und bekommen den Titel "Verfassung". (Abg Mag Wolfgang Jung: Aber grundlegende Änderungen in der Verfassung sind auch einer Volksabstimmung zu unterziehen!) - Ja, aber so grundlegend ist diese Verfassungsänderung zum gegenwärtigen Stand nicht! (Abg Mag Wolfgang Jung: Ist das nicht grundlegend, wenn man die Eigenstaatlichkeit aufgibt? Was dann, Herr Kollege! Schauen Sie einmal in der Bundesverfassung nach!)
Meine Damen und Herren, vielleicht noch ein letztes Argument, weil es immer um die Kosten des Ganzen geht. Wir haben heute schon über die Kosten unserer demokratisch gewählten Vertreter gesprochen. Jetzt reden wir über die Kosten des EU-Vorsitzes. Ich hoffe denn doch, dass es in diesem Haus einen Konsens darüber gibt, dass die Demokratie eben ein gewisses Geld kostet und dass nicht eine Staatsform die billigste ist, wo nur mehr einer entscheidet. Dann hat man nur ein Gehalt, aber keine Demokratie mehr! Seien wir uns dessen bewusst, dass demokratische Entscheidungsfindungen entsprechende Kosten mit sich bringen! Diese Kosten sind es uns allen doch wert, dass wir mitbestimmen können und dass wir ein demokratisches Gemeinwesen hier in Europa gemeinsam aufbauen! 

In diesem Sinne glaube ich, dass der EU-Vorsitz eine Chance bietet, auf allen Ebenen einen Dialog in Europa zu beginnen, vor allem auch mit den Bürgern. Es wäre unsere Aufgabe als politisch Verantwortliche, nicht Ängste zu schüren, sondern Chancen aufzuzeigen. Sie können sicher sein, dass der Herr Bundeskanzler und Ratsvorsitzende und die Bundesregierung dieses Chancenaufzeigen im Rahmen ihres EU-Vorsitzes in den Vordergrund stellen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ludwig. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Für ein halbes Jahr wird Wien während der österreichischen Ratspräsidentschaft weltweit noch größeres mediales Interesse genießen als ohnehin. Vertreterinnen und Vertreter der europäischen Mitgliedsstaaten, aber auch Vertreterinnen und Vertreter der Institutionen der EU werden gern in unsere Stadt kommen, denn sie kommen in die viertreichste Region der Europäischen Union und sie kommen in jene Stadt innerhalb der EU, die den höchsten Lebensstandard und die höchste Lebensqualität hat. Das ist nicht eine Behauptung, die wir als Vertreter der Stadt aufstellen, sondern dies ist das Ergebnis einer internationalen Studie von William 
Mercer, die sich Quality-of-Living-Reports nennt, wo 219 Städte weltweit verglichen wurden und Wien die Stadt ist, die den höchsten Lebensstandard, die höchste Lebensqualität innerhalb der EU hat. 

Wien wird auch Mittelpunkt zahlreicher Ereignisse der österreichischen Ratspräsidentschaft sein. Es wird ein informelles Treffen der Bildungsminister geben und es wird den vierten Lateinamerikagipfel in Wien geben, also große Ereignisse, die weit über unser Land hinaus strahlen werden. Wien wird in dieser Zeit zweifellos nicht nur selbstbewusste Hauptstadt Österreichs sein, sondern sich auch als eine sehr moderne Metropole inmitten Europas präsentieren können, eine Metropole, die die Stellung in diesem Europa ausschöpft, um weit über unsere nationalen Grenzen hinaus zu wirken.

Das war nicht immer so. Wir haben gerade im vergangenen Jahr, im Rahmen des Gedenkjahrs, darauf hingewiesen, dass im April 1945, von den Alliierten befreit, hier im Rathaus, im Roten Salon, die Zweite Republik gegründet wurde und dass mit dem Staatsvertrag und der immerwährenden Neutralität 1955 auch das internationale Agieren unserer Stadt zugenommen hat, auch durch den Beitritt zur UNO, auch durch den Umstand, dass Wien dritter Sitz der Vereinten Nationen geworden ist. 

Die Zweite Republik war zweifellos eine Erfolgsgeschichte und war nur dadurch stark getrübt, dass unser Land, insbesondere aber auch unsere Stadt Wien, an einer undurchdringlichen Grenze am Eisernen Vorhang gelegen ist und in den politischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten eingeschränkt war. Es ist, wie ich meine, ein großer Vorteil des Beitritts Österreichs zu EU und vor allem auch der Erweiterung der Europäischen Union, dass es möglich ist, diese historische Grenze zu überwinden und einen Wirtschafts- und politischen Raum mitzugestalten, der über viele Jahrhunderte schon bestanden hat.

Auf Grund unserer räumlichen Nähe von Wien zu diesen neuen Grenzsituationen wissen wir allerdings auch sehr genau, dass es trotz des einheitlichen Binnenmarkts der Europäischen Union nach wie vor große Unterschiede im Wohlstand der Bevölkerung zwischen uns und den neu beigetretenen EU-Staaten gibt, dass es auch Wettbewerbsverzerrungen gibt, wie zum Beispiel Steuerdumping und viele andere Dinge mehr, die wir auch kritisieren. Das soll aber nicht außer Acht lassen, dass wir uns zu dieser Europäischen Union bekennen und daran arbeiten wollen, diese negativen Erscheinungen zu bekämpfen und Alternativkonzepte zu erarbeiten. 

Man sollte auch nicht außer Acht lassen, Kollege Jung, weil Sie vor allem davon gesprochen haben, dass Österreich Nettozahler ist und sich sehr aktiv in die Finanzgestaltung der Europäischen Union einbringt (Abg Mag Wolfgang Jung: Eingebracht wird!), dass Österreich sehr stark durch die EU-Mitgliedschaft profitiert hat. In der Zeit von 1995 bis 2004 belegte Österreich mit einer durchschnittlichen jährlichen Zunahme der Warenexporte von mehr als zehn Prozent den zweiten Platz in der Europäischen Union. Das ist vor allem auf die Exporte in die ost- und mitteleuropäischen Staaten zurückzuführen. Vergleicht man die Exporte des Jahres 1994, also bevor wir der Europäischen Union beigetreten sind, mit jenen von 2003, ergibt sich eine Verdoppelung. Das ist, wenn man so will, über den Umweg auch der finanziellen Beitragsleistungen in der Europäischen Union ein sehr starker positiver wirtschaftlicher Impuls für Österreich, insbesondere für die Stadt Wien, die es nicht verabsäumt hat, diese neuen Möglichkeiten zu nutzen. 

Wenn Sie davon gesprochen haben, Kollege Jung, dass die Stadtaußenpolitik nur dazu dient, in Brüssel oder in anderen EU-Staaten zu repräsentieren, muss man darauf hinweisen, dass gerade diese Stadtaußenpolitik neue Wege in der europäischen Kooperation und auch neue Wege in der Anbahnung von Wirtschaftsbeziehungen geht. Ich möchte hier nur ein Beispiel nennen, weil das auch von der Kollegin Vana eingefordert worden ist, dass Wien aktive Stadtpolitik im Bereich der Europäischen Union machen soll. Ich glaube, wir machen das und möchte es am Beispiel des Projekts "CENTROPE" zeigen. 

CENTROPE ist aus einer Zusammenarbeit in der Ostregion Österreichs, also zwischen den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland, herausgewachsen und hat Städte und Regionen von Südmähren, der Westslowakei und Westungarn umfasst. Ein Projekt, das in verschiedenen Bereichen angehalten war, in dieser Kooperation Formen zu finden, um Wirtschaftsbeziehungen zu intensivieren, die Infrastruktur zu verbessern, aber auch im Bereich Bildung und Kultur neue Schritte zu setzen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Da sind wir auch noch die Nettozahler bei der Finanzierung des Projekts!) 
Man muss nur sehen, welche Vorteile wir daraus ziehen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das werden wir vielleicht sehen!) Das Nettoeinzahlen in die Europäische Union ist eines, man muss dem aber auch gegenüberstellen, was wir aus der EU zurückbekommen. Wenn Sie zum Beispiel CENTROPE ansprechen und sagen, dass wir hier einzahlen, ist das richtig, wir bekommen allerdings auch von der Europäischen Union für die Finanzierung dieser CENTROPE-Projekte Mittel zurück. 50 Prozent der Gesamtkosten werden von der Europäischen Union über ein INTERREG-Projekt finanziert. Der Vorteil, den wir in dieser Situation genießen, ist zweifellos, dass wir eine europäische Metropole in einem großen wirtschaftlichen Raum sind, in einem Wirtschaftsraum, der in etwa sieben Millionen Einwohnerinnen und Einwohner umfasst und unserer Wirtschaft, der Wiener Wirtschaft, Möglichkeiten gibt, diesen Markt zu gestalten. Natürlich wird es in dieser Region, obwohl wir großen Wert auf Kooperation legen, auch eine sehr starke Sogwirkung geben. Das heißt, Wien wird sicher ein attraktiver Standort werden, was es ja schon ist, aber zunehmend werden sich auch internationale Unternehmen in Wien ansiedeln, um nicht nur den Wiener Raum zu bearbeiten, sondern den gesamten Bereich der CENTROPE-Region, der, wie gesagt, sieben bis acht Millionen Menschen umfasst. Ich denke, dass gerade diese Wien-City-Situation, Wien - Bratislava, eine gute Möglichkeit bietet, Schritte zu setzen.

Mittlerweile ist diese Region CENTROPE auch ein Musterstandort für Unternehmen geworden, im Bereich Biotechnologien, im Bereich Automotive-Produktion, im Bereich Telekommunikation. Der Herr LhptmSt Sepp Rieder hat sich beispielsweise durch den Einsatz finanzieller Mittel sehr engagiert, den Bereich Telekommunikation zu forcieren. 

Es ist richtig, was vorhin von meinen Vorrednern gesagt wurde. Natürlich macht die Wirtschaft Rahmenplätze. Aber es geht auch darum, Rahmenbedingungen zu schaffen. Das fordern wir von der Bundesregierung, Rahmenbedingungen zu schaffen, in denen die Unternehmen Arbeitsplätze schaffen können. Wir tun das in der Stadt Wien. Wir schaffen in der Region CENTROPE Rahmenbedingungen, damit Unternehmen sich ansiedeln und Arbeitsplätze schaffen können. Die Stadt Wien hat von 1997 bis heute 400 000 EUR in den Bereich der Telekommunikation investiert, um Arbeitsplätze herzustellen. Wir sind mittlerweile nach London und München bereits die drittwichtigste Stadt innerhalb der Europäischen Union im Bereich der Telekommunikation. 

Ich möchte aber, zum Schluss kommend, im Bereich CENTROPE noch auf die vier Schwerpunktbereiche dieses neuen Projekts eingehen, weil ich denke, es ist ein gutes Beispiel, wie man auch als Stadt innerhalb der Europäischen Union Politik machen kann, Stadtaußenpolitik machen kann, wenn man so will, sehr konstruktiv Überlegungen einbringen kann und das Verständnis der Menschen für europäische Politik auch fördern kann.

Der Herr Bürgermeister hat zu Recht schon angesprochen dass es in diesen Themenfeldern auch darum geht, beispielsweise im Bereich Wirtschaft, Innovation und Forschung, darüber nachzudenken, wie man in der Ausbildung Schwerpunkte anbietet und zum Beispiel zu einem Hochschulverbund kommt, wo es darum geht, die 40 Universitäten und universitätsähnlichen Institutionen innerhalb der CENTROPE-Region zusammenzuführen, um das Ausbildungsniveau anzupassen und um den Studierenden bessere Möglichkeiten zu geben, beispielsweise auch Studienplätze zu wechseln, voneinander zu lernen, sich mit neuen Ideen zu konfrontieren. Das wird Sinn machen, insbesondere in jenen Themenfeldern, in denen wir schon profiliert sind, zum Beispiel im Bereich der Biotechnologie oder im Bereich der Kommunikationstechnologie.

Zum Zweiten: Wenn der Kollege Jung beispielsweise die Probleme angesprochen hat, die seiner Meinung nach durch den Beitritt Österreichs zur EU im Bereich der Infrastruktur und der Transportwege gegeben sind, sollte man schon auch erwähnen, dass es die Bundesregierung mit Beteiligung der FPÖ war, die kein zufriedenstellendes Transitübereinkommen zu Stande gebracht hat, auch deshalb, weil es die Bundesregierung verabsäumt hat, auf EU-Ebene ein entsprechendes Lobbying zu machen, Kooperationen zu finden, Bündnispartner zu finden.

Es ist innerhalb der EU notwendig, Mehrheiten zu finden und zu organisieren. Das macht die Bundesregierung leider nicht, und wir sind mit den Auswirkungen konfrontiert. Auch hier geht die Stadt Wien im Bereich des überregionalen Verkehrswesens, aber auch im Bereich der Logistik andere Wege und strebt eine stärkere Zusammenarbeit innerhalb der Region Centrope im Bereich Straße und Schiene an, um die Umweltbedingungen zu verbessern und Möglichkeiten zu schaffen, für die Bewohnerinnen und Bewohner bessere Lebensumstände zu organisieren.

Als Sidestep noch angefügt: Wien ist auch Standort vieler Unternehmen im Bereich der Umwelttechnologie, die international mittlerweile reüssiert haben. Und das ist auch, wenn man so will, eine Möglichkeit der Wirtschaftsanbahnung.

Zum Dritten macht es, denke ich, Sinn, den Menschen durch die Zusammenarbeit mit anderen EU-Staaten auch zu zeigen, dass es uns um das soziale Gleichgewicht geht, dass es uns auch darum geht, Arbeitsplätze zu organisieren, Weiterqualifizierung zu organisieren, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Möglichkeit zu geben, sich auch in anderen Arbeitsfeldern zu bewegen. 

Hier ist der Vorschlag, den wir im Bereich Cen-
trope haben, ein gemeinsames Arbeitsmarkt-Monito-
ring mit den anderen angrenzenden Staaten zu orga-
nisieren, sicher ein guter Weg und bietet auch die Möglichkeit der Akkordierung territorialer Beschäftigungspakte. Auch hier, denke ich, ist die Region Centrope eine gute Möglichkeit, das zu organisieren.

Und zum Vierten – auch das hat der Bürgermeister kurz angesprochen – besteht die Notwendigkeit, diesen mitteleuropäischen Raum stärker im Bewusstsein der Bevölkerung zu verankern, etwa durch die Darstellung der gemeinsamen Geschichte, der gemeinsamen Kultur, die wir haben, und der gemeinsamen Ziele, die wir auch für die Zukunft haben. Und hier ist geplant, ein Tourismusprojekt zu entwickeln, bei dem Touristen auch aus anderen Ländern die Möglichkeit haben, diesen gemeinsamen Raum kennen zu lernen. Das soll von Museen bis hin zu verschiedenen Stätten des Weltkulturerbes reichen.

Also ich denke, es geht vor allem darum, ein Umdenken in der Kommunalpolitik zu erzielen, zu zeigen, dass Kommunalpolitik sich nicht – nicht so wie Sie, Kollege Jung, das vorgeschlagen haben – nur beschränkt auf die Stadt innerhalb der Stadtmauern und es kein Darüberhinauswirken gibt, sondern dass es, ganz im Gegenteil, darum gehen muss, dass eine moderne Kommunalpolitik Bündnispartner organisiert, eingreift in die Belange der Europäischen Union und auch eine entsprechende Lobbytätigkeit vornimmt.

Unser Bgm Dr Michael Häupl macht das in verschiedenen europäischen Netzwerken: In Eurocities, im Ausschuss der Regionen, im Rat der Gemeinden und Regionen Europas, wo er seit kurzem auch Präsident ist, und auch in der Union of Capitals of the European Union. Und das ist gut und richtig so, und ich denke, dass wir diesen Weg der kooperativen Europapolitik in Wien, aber auch mit unseren Bündnispartnern in der Europaregion Centrope ausweiten sollen.

Ich möchte abschließen mit einem Zitat aus der Mitteilung unseres Bgm Dr Michael Häupl aus dem Jahr 2003, also nicht aus der heutigen, sondern aus der letzten zum Thema Europa. Damals hat unser Bürgermeister gesagt: „Unsere Anliegen werden Gehör und Unterstützung finden, wenn wir als handlungsanleitende Grundlage für die Umsetzung unserer Anliegen stets das notwendige Augenmaß für das Machbare, die Leidenschaft für den europäischen Einigungsprozess und vor allem das Bewusstsein um die Verantwortung für die Bürgerinnen und Bürger Europas bewahren." – Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen, dem kann ich mich nur vollinhaltlich anschließen.

Ich möchte ganz zum Schluss noch darauf kommen, dass wir auch drei Anträge der GRÜNEN vorliegen haben. Den ersten Antrag betreffend Eintreten Wiens für europäische Mindestlöhne werden wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten unterstützen, den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Verankerung eines europaweiten Referendums ebenfalls.

Bei dem Antrag betreffend Anpassung der Sozialhilfebestimmungen und des Vollzugs werden wir nicht mitgehen können, vor allem auch deshalb, weil wir keiner Aufforderung bedürfen, dass wir EU-Recht umsetzen – das ist uns eine Selbstverständlichkeit –, wir aber sehr wohl gerne und notwendigerweise darauf hinweisen, dass die Bundesgesetznovelle zur Niederlassung und zum Aufenthaltsgesetz erst in der letzten Dezemberwoche eingelangt ist und wir im Unterschied zur Bundesregierung hier tatsächlich auch entsprechende Verfahren der Begutachtung einleiten wollen und deshalb eine entsprechende Bearbeitungsfrist benötigen. Sehr wohl ist die Anweisung erteilt worden, dieses Gesetz bereits entsprechend zu vollziehen, aber dennoch soll es die Möglichkeit geben, in der Begutachtung auch Meinungen einzuholen. Das zur Erklärung, warum wir diesen Beschluss- und Resolutionsantrag nicht unterstützen werden.

Schließen möchte ich mit einem Zitat des Schriftstellers Cees Notteboom, den Kollege Schreuder vielleicht auch kennt, der gemeint hat, Europäer wird man nicht durch Geburt, sondern durch harte Arbeit. – Es liegt noch viel Arbeit vor uns, habe ich den Eindruck, aber es ist eine Arbeit, die sich lohnt für Europa und für unser Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte die Gelegenheit nutzen, auf einige zentrale Aspekte im Rahmen der Europäischen Union hinzuweisen, die heute schon ganz kurz bei einem anderen Tagesordnungspunkt zutage getreten sind. Was ist sozusagen der Hintergedanke bei der gesamten Erweiterung gewesen? Sicher auch friedenspolitische Überlegungen. Wobei friedenspolitische Überlegungen nicht nur im Bereich der Außenpolitik eine Rolle spielen, sondern selbstverständlich auch dann, wenn es darum geht, innere Konflikte, wie sie verstärkt über lange Zeit in Frankreich, in Italien immer wieder aufgetreten sind – ich erinnere nur einerseits an Le Pen, andererseits an andere rechtsradikale und nationalistische Gruppen in ganz Europa –, hintanzuhalten und diese nationalistischen Gruppen nicht aufkommen zu lassen. 

Das ist der Bogen zum heutigen Vormittag, und damit möchte ich einleiten, bevor ich dann relativ kurz über die Dienstleistungsrichtlinie sprechen werde und die beiden Anträge einbringen werde.

Nicht umsonst gibt es in Wien eine europäische Stelle zur Beobachtung auch von Rassismus, und ich hätte überhaupt nichts dagegen, eine Expertise erstellen zu lassen, ob die Freiheitliche Partei eine rassistische Partei ist oder nicht. (Abg Mag Harald STEFAN: Da gibt es schon mehrere!) Ich habe da überhaupt kein Problem damit: (Abg Mag Harald STEFAN: Wir auch nicht!) Aber eines muss klar sein – ich weiß mittlerweile, ich werde einen Ordnungsruf bekommen –, aber eines muss klar sein: Es gibt keinen Platz für Rassismus in Europa. Und da darf es auch nicht zur Selbstverständlichkeit werden – man möge nur die internationalen Medien einmal beobachten, wie diese internationalen Medien über die jetzige FPÖ schreiben (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, ja, das kennen wir schon!); und das ist nur zum Teil sozusagen diesem typisch Österreichischen zu verdanken, ständig zu sagen, na, es wird ja nicht so schlimm sein, bauen wir die Widersprüche nicht auf, tun wir ein bisschen harmonisch, reden wir alle miteinander, nur nicht streiten, dass die FPÖ nicht als das dargestellt werden kann, was sie eigentlich ist, und dass wir uns in diesem Haus tatsächlich darüber unterhalten müssen, ob wir den Tatsachen ins Auge sehen können und ob wir die Tatsachen auch aussprechen dürfen, dass die FPÖ von sich selbst nicht behaupten kann, mit Rassismus hätte sie nichts zu tun, ausländerfeindlich sei sie auch nicht, islamophob sei sie auch nicht. Schauen wir uns doch die letzten Wahlkämpfe an! Schauen wir uns an, wie der Spitzenkandidat oder die KandidatInnen dieser Partei öffentlich auftreten! 

Und genau deshalb ist es notwendig, dass das Projekt Europa zu einem Erfolg wird. Denn nur wenn es gelingt, die Arbeitslosigkeit zu senken, nur wenn es gelingt, dass Menschen in Europa, in der Europäischen Union nicht nur formal die Reisefreiheit, die Bewegungsfreiheit und alles genießen, sondern es sich auch leisten können, wenn es gelingt, die Zahl von 18 Millionen Arbeitslosen in Europa zu reduzieren, den Reichtum gleich zu verteilen und aus diesem Europa nicht nur ein Europa im Interesse der Konzerne, sondern wirklich ein Europa im Interesse der Menschen zu machen, dann haben rassistische, undemokratische, nationalistische Parteien keine Chancen. Dann gibt es sie nicht mehr. Und das ist der Tag, auf den es hinzuarbeiten gilt. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi.)

Unter anderem deshalb ist es notwendig, dass es endlich europaweit Mindestlöhne gibt. Daher ersuche ich die Kollegen aus der ÖVP, insofern noch einmal darüber nachzudenken, ob sie nicht zustimmen können (Abg Mag Wolfgang Jung: Die können ja nicht überall gleich sein!), als es da nicht um einen fixen Mindestlohn europaweit geht, sondern um Mindestlöhne natürlich abgestimmt auf das durchschnittliche Lohneinkommen in den jeweiligen Ländern. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie reden immer von einem Mindestlohn für ganz Europa!)

Schauen Sie, Kollege Jung, wenn man Debatten auf europäischer Ebene tatsächlich verfolgte – und die zentrale Debatte über Mindestlöhne spielt sich nicht so ab, dass es europaweit um einen Mindestlohn geht –, dann würde man so wie wir Grüne und auch so wie die Sozialdemokratie diesen Antrag richtig verstehen. (Abg Mag Wolfgang Jung, ein Blatt Papier in die Höhe haltend: Aber schreiben tun Sie etwas anderes!) Aber jetzt verrate ich Ihnen eines: Ob Sie zustimmen, ist mir wirklich herzlichst egal. Danke. 

In diesem Sinne ersuche den Landtag zu beschließen, den zuständigen Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit aufzufordern, in den zuständigen EU-Gremien für europaweit verbindliche Maßstäbe für Mindestlöhne einzutreten. Des Weiteren werden auch die Wiener VertreterInnen aufgefordert, in diese Richtung zu wirken. 

Ich bringe jetzt gleich auch den zweiten Antrag ein. Meine Kollegin Korun hat gestern ausführlich darüber gesprochen, wie sehr es notwendig ist, dass im Bereich der Sozialhilfe endlich die EU-Richtlinien tatsächlich nachvollzogen werden und die gesetzlichen Regelungen diesbezüglich veranlasst werden. Ich glaube, angesichts der heutigen Wortwahl, auch des Kollegen Jung, wäre es ein deutliches Zeichen gewesen, wenn die Sozialdemokratie zugestimmt hätte, denn es war ja wiederum nicht anders als gewohnt: Der Herr Abg Jung, der davon gesprochen hat, die AusländerInnen nutzen das Sozialsystem aus, die AusländerInnen stehlen, die AusländerInnen sind sowieso an allem schuld. Das ist das, was der Kollege Jung gesagt hat. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist eine dumpfe Vereinfachung!) Kollege Jung, Sie haben von den Banden gesprochen, von den Banditen gesprochen, die einfallen in Österreich. (Abg Mag Wolfgang Jung: Schauen Sie sich die Gerichte an!) Sie haben nicht von den Leistungen gesprochen, die ausländische MitbürgerInnen schon lange vor der EU, schon lange, bevor Österreich Mitglied der EU war, in Österreich erbracht haben. 

Für Sie ist eines klar – und das zeigt sozusagen, welchem krausen Weltbild Sie tatsächlich nachhängen –: Sie glauben, dass es in Österreich eine wirklich lebenswerte Gesellschaft geben kann, wenn nur die echten ÖsterreicherInnen und Staatsbürger gut leben, aber alle anderen leben am untersten Niveau und bekommen keine Unterstützung und nichts. Sie wollten abschotten nach außen, Sie wollen das, was in Wirklichkeit in totalitären Regimen, egal ob jetzt in faschistoiden oder in kommunistischen Regimen gang und gäbe war: Dass man nicht ausreisen darf und nicht einreisen darf und sich überall anmelden muss. Das wollen Sie. (Abg Mag Harald STEFAN: Kommunisten wollen Sie!) Das wollen Sie zum Teil. Sie haben dieselben autoritären Vorstellungen, die die Führer dieser Systeme immer gehabt haben. Das ist Ihre Lieblingsperspektive. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Und ich sage Ihnen, Herr Kollege Jung, das Schöne ist, dass sich Ihre Vorstellungen über kurz oder lang überholen werden. Ich glaube nämlich tatsächlich daran, dass die Bevölkerung intelligent genug ist draufzukommen, dass es nur dann, wenn man wirklich gemeinsam versucht, den erschaffenen, den erworbenen Reichtum gerecht zu verteilen und nicht differenziert nach Staatsangehörigkeit, nach vielleicht Berufsgruppen oder was auch immer, nicht indem man die einen ausschließt und den anderen was gibt, eine lebenswerte Gesellschaft geben kann. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie bauen ja jetzt ein Feindbild auf!) Wer so wie Sie daherredet, insbesondere auch in Wahlkämpfen, wer vor der Islamisierung Wiens warnt auf der einen Seite, wer auf der anderen Seite jeden Ausländer gleich abschieben will, der hat eigentlich sowieso keine Zukunftsperspektive. 

In diesem Sinne würde es mich freuen, wenn die Sozialdemokratie es sich sehr wohl noch einmal überlegte und unserem Antrag zustimmte, dass der Landtag beschließen wolle, die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und für Soziales möge eine Novelle des Gesetzes über die Regelung der Sozialhilfe dergestalt vorlegen, dass langansässige Drittstaatsangehörige gemäß EU-Richtlinie spätestens mit 23. Jänner 2006 bei der sozialen Sicherheit und beim Bezug der Sozialhilfe wie österreichische Staatsangehörige behandelt werden. 

Es ist dies eine EU-Richtlinie, und es wäre ein deutliches Zeichen, dass Sie sich abgrenzen – abgrenzen von Rassisten wie in der FPÖ, dass Sie sich abgrenzen von Ausländerfeinden wie in der FPÖ, dass Sie sich abgrenzen von Islamophoben wie in der FPÖ. (Abg Christian Oxonitsch: Wer soll sich abgrenzen?) Sie als SPÖ, indem Sie mitgehen. (Abg Godwin Schuster: Nicht böse sein, das ist eine Unterstellung!) Es geht nicht um eine Unterstellung, dass Sie mich nicht falsch verstehen. (Abg Christian Oxonitsch: No na!) Kollege Oxonitsch, es geht nicht um eine Unterstellung, aber es ist manchmal notwendig, auch wenn es auf den ersten Blick für Sie vielleicht unpopulär erscheint, zu sagen: Ja, wir sind dafür, dass für langansässige Drittstaatsangehörige gemäß EU-Richtlinie endlich sozusagen eine Novelle geschaffen wird, damit auch diese dem Sozialhilfegesetz unterliegen, die sich in sozialen Problemen befinden. (Abg Christian Oxonitsch: Da brauchen wir keinen Antrag dafür, wenn das eine EU-Richtlinie ist!)
Schauen Sie, Sie alle wissen, dass es schon jetzt Schwierigkeiten beim Bezug der Sozialhilfe gibt. (Abg Christian Oxonitsch: Wenn es am 28.12. eine EU-Richt-
linie gibt und noch keine Verordnung, kann in drei Wochen kein Gesetz gemacht werden! Das ist doch ganz klar!) Kollege Oxonitsch, dann frage ich Sie, wenn Sie jetzt schon mit mir in eine Diskussion eintreten: Wenn sich die Situation für Drittstaatsangehörige, die um Sozialhilfe ansuchen, innerhalb des nächsten halben Jahres nicht bessert, sind Sie dann bereit zu sagen – denn dann ist ja doch ein halbes Jahr dazwischen –, wir machen tatsächlich einmal eine gesetzliche Regelung, eine Novellierung, die das noch deutlicher klarlegt? Sind Sie dann dazu bereit? (Abg Christian Oxonitsch: Noch einmal: Dass wir uns an eine EU-Richtlinie zu halten haben, ist eine Selbstverständlichkeit! Das ist ja ganz klar! Da brauchen wir keinen Antrag dazu!) Wir werden es sehen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe gerne diesen Antrag ein, nehme zur Kenntnis, Sie stimmen nicht zu, stelle Sie dennoch wirklich nicht auf eine Stufe. Es ist mir wichtig, das zu betonen. (Abg Erich Valentin: Sehr großzügig!) 

Nichtsdestoweniger noch ein Satz zur Dienstleistungsrichtlinie. Wir werden heute gemeinsam de facto auffordern, dass diese Dienstleistungsrichtlinie entweder dramatisch abgeändert werden muss oder überhaupt am besten sozusagen zurück an den Absender geschickt wird. Wesentliche Punkte diesbezüglich waren das Herkunftslandprinzip, wo im Endeffekt bislang auch bei den letzten Vorschlägen, die jetzt behandelt werden sollen, nach wie vor eine viel zu weitgehende Regelung enthalten ist, wann das Herkunftslandprinzip zur Geltung gelangt, und die Ausnahmeregelungen nach wie vor die Privatisierung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse und auch die Liberalisierung, aber keine Herausnahme von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse aus der Dienstleistungsrichtlinie zulassen. Das ist eine gefährliche Bedrohung, auch für die Dienstleistungen und insbesondere für die Werktätigen und Beschäftigten im Dienstleistungsbereich. 

Aus diesem Grund freut es mich, dass wir hier gemeinsam einen Schritt in die richtige Richtung gehen. Ich befürchte allerdings – und das ist das Traurige an der Situation –, dass die Mitglieder der Bundesregierung diesen Schritt nicht wirklich gehen wollen, denn bezüglich Dienstleistungsrichtlinie hat man aus der Bundesregierung öffentlich-wirksam immer wieder nur widersprüchliche Sachen gehört, und Bundesminister Martin Bartenstein war in Wirklichkeit treibende Kraft, dass die Dienstleistungsrichtlinie so gut wie überhaupt nicht verändert wird. Gott sei Dank hat er sich damit nicht durchgesetzt, dennoch glaube ich, dass von der Bundesregierung diesbezüglich nichts zu erwarten ist. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich gehe der Reihe nach vor. 

Der erste Antrag wurde vom FPÖ-Landtagsabge-
ordneten Heinz-Christian Strache eingebracht und betrifft den Schutz des Arbeitsmarktes, des sozialen Wohnbaus, der Sozialhilfe als Mittel der Existenzsicherung. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die FPÖ und daher die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Abg Mag Andreas Schieder, Dr Michael Ludwig, Dipl Ing Martin Margulies und Ingrid Puller betreffend die geplante EU-Dienstleistungsrichtlinie, eingebracht in der heutigen Sitzung. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne FPÖ und ohne ÖVP. Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist somit angenommen.

Wir kommen zum Antrag der Grünen betreffend Verankerung eines europaweiten Referendums. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich ersuche jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Nein, ohne FPÖ!) Ohne FPÖ, mit den Stimmen der ÖVP, der Sozialdemokraten und der Grünen – damit es ganz korrekt ist.

Antrag vier ist von den Grünen gestellt und betrifft das Eintreten Wiens für europäische Mindestlöhne.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne ÖVP, ohne die FPÖ, daher mehrheitlich so angenommen.

Wir kommen zum Antrag betreffend Anpassung der Sozialhilfebestimmungen, eingebracht von den Grü-nen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist unterstützt von den Grünen, der ÖVP und den Freiheitlichen, daher in der Minderheit und abgelehnt. (Abg Henriette FRANK, in Richtung der im selben Sektor sitzenden ÖVP-Abgeordneten: Die gehören nicht zur FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Nur ÖVP!) Nur ÖVP? Das ist immer ein bisschen sehr schwierig, weil sich da die Hände so bewegen. (Abg Johann Herzog. Ja, sehr schwierig!) Gut. Der Antrag ist jedenfalls abgelehnt. 

Damit ist die Mitteilung erledigt. 

Wir kommen zur Tagesordnung. Postnummer 1 betrifft den Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2004. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien für das Jahr 2004.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Uns liegt der Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien für das Jahr 2004 vor. Schade ist, dass wir jetzt erst mit großer zeitlicher Verspätung darüber diskutieren können. Das ist ein Wermutstropfen. Glücklicherweise haben wir im Ausschuss zumindest noch ein paar aufklärende Worte über die Weiterentwicklung seither bekommen. Sie jedoch haben diese Möglichkeit nicht. 

Vorweg möchte ich eines festhalten: Die Freiheitlichen waren bei der Bestellung des neuen Direktors Wolfgang Kos skeptisch und haben damals nicht mitgestimmt, ihn zu bestellen. Das hat auch damit zu tun gehabt, wie die Abberufung des Vorgängers Dr Düriegl stattgefunden hat, die bei uns doch eine sehr eigenartige Stimmung hervorgerufen hat. Wir müssen das aber revidieren und zugeben, dass wir mit der Arbeit Wolfgang Kos' seither sehr zufrieden sind und auch die Ergebnisse, die sich zeigen, sehr positiv sind. Das sollte man auch nicht unerwähnt lassen. 

Zum Bericht selbst. Er zeigt die Schwierigkeiten des Umbaus des Museums der Stadt Wien in eine moderne Anstalt auf und zeigt natürlich auch, dass die finanziellen Möglichkeiten sehr angespannt sind. Der Bericht selbst sagt hier etwas sehr Eindeutiges, das ich kurz zitieren möchte: „Gerade angesichts dieser Pläne gibt das Finanzergebnis 2004 dem Kuratorium Anlass zu erheblicher Sorge. Im Jahr 2004 ist erstmals seit der Ausgliederung der Museen aus dem Magistrat ein Verlust des betriebswirtschaftlichen Ergebnisses der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit, und zwar in der Größenordnung von 240 000 EUR, aufgetreten." 

Das ist besorgniserregend auch für uns als Mandatare, die wir ja das Museum der Stadt Wien in die Selbstständigkeit entlassen haben. Mir wurde zwar dann in mündlicher Auskunft erklärt, dass das Ganze nur eine buchhalterische, bilanztechnische Frage ist, aber ich muss sagen, es ist doch unerfreulich, es hier zu lesen. Vielleicht könnte man in Zukunft auch darauf einwirken, dass ein Bericht hier eindeutiger ist. Wenn das stimmt, was mir allerdings nur mündlich gesagt wurde, dann ist das tatsächlich kein Minus gewesen, sondern hat nur mit der Umschichtung von Zahlungen aus dem Vorjahr zu tun. 

Aber das ist sehr unerfreulich, und jeder, der das liest, kann nur feststellen, es gibt hier eine ganz negative finanzielle Entwicklung, sodass man, wenn es so weitergeht, davon ausgehen müsste, dass das Museum ohne neue starke finanzielle Unterstützung in Konkurs gehen würde. Also das ist eine Bitte, ein Ersuchen, in Zukunft diese Dinge so weit abzusprechen oder vielleicht eine ergänzende Stellungnahme zu machen, damit man künftig nicht wieder so fehl liegt. 

Die Besonderheit des Museums der Stadt Wien ist, dass es sich stärker als andere Museen auch an die eigene Bevölkerung wendet, und auf der anderen Seite wiederum, dass es doch sichtbarer wird. Es ist ja doch ein bisschen versteckt am Karlsplatz. Wer nicht wirklich weiß, was dort zu suchen ist, wird es kaum finden. Hier gibt es sicherlich nach wie vor ein Manko, aber das ist nichts Neues, das ist das Problem. 

Die Dauerausstellung kennen wir, die Sonderausstellungen waren durchaus erfolgreich. Immerhin waren in allen Museen der Stadt Wien zusammen etwa 400 000 Besucher im Jahr 2004. Das kann man durchaus als Erfolg werten. 

Tatsache ist, dass nicht genug Platz für die Sammlung der Museen der Stadt Wien vorhanden ist und dass daher zu befürchten ist, dass keine weiteren Sammlungen durchgeführt werden können. Das wäre eine Katastrophe. Ein Museum, das nicht weiter sammelt, hat ja seine Aufgabe verloren. Daher ist hier die Politik gefragt – in erster Linie natürlich zunächst das Wien Museum selbst, aber in weiterer Folge auch die Politik –, Möglichkeiten zu schaffen, damit eine erfolgreiche Arbeit auch im Sinne der Sammlung für die Stadt Wien und für die Geschichte der Stadt Wien möglich ist. 

Wie überhaupt auch dieser Bericht klar zeigt, es gibt zwei Prioritäten für das Museum der Stadt Wien oder die Museen der Stadt Wien. Das eine ist eben diese Schaffung neuer Ausstellungs- und Sammlungsräume und das Zweite ist die Inventarisierung. Man muss dazu sagen, dass die Inventarisierung bisher nicht auf digitalem Weg gelaufen ist. Das heißt, seit dem Jahr 2003 wird jetzt diese Inventarisierung vorgenommen. Es sind bisher 110 000 Daten erfasst worden, doch die Digitalisierung wird erst im Jahr 2007 abgeschlossen werden können. Es ist also ein sehr großes Projekt. Hier fließt der Großteil des Geldes hinein, und das muss man respektieren, auch wenn dann natürlich für andere Dinge nur knappe Mittel vorhanden sind. 

Insgesamt also eine erfreuliche Entwicklung für das Wien Museum. Man muss die aufgezeigten Sorgen, auch wenn sie scheinbar nur buchhalterisch sind, aber auf der anderen Seite auch die aufgetretenen Probleme ernst nehmen. Wir wünschen dem Museum der Stadt Wien weiterhin eine so positive Entwicklung und nehmen daher den Bericht zustimmend zur Kenntnis. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch ich möchte dem Museum gratulieren zu dem durchaus schönen Erfolg der letzten Jahre, den auch der Bericht des Kuratoriums ja unterstreicht. Der Zuwachs an Besucherinnen und Besuchern ist jedenfalls ein sehr erfreulicher. Es freut mich auch, dass die Gratistage, die in den Museen eingeführt wurden, offensichtlich von großem Erfolg gekrönt sind und nicht nur zu einer Vervielfachung des Publikums beigetragen haben, sondern, so denke ich, doch wohl auch zu einer Verbreiterung des Publikums. Und ich glaube, dass das ein wichtiger und relevanter Auftrag des Museums ist, möglichst viele Menschen zu informieren, einzuladen mitzudenken. 

Ich möchte da auch eine Ausstellung hervorheben, die ich besonders interessant gefunden habe, die im letzten Jahr stattgefunden hat, die Ausstellung "Gastarbajteri", die sich sehr kritisch und auf sehr interessante Weise mit dem Phänomen der Migration nach Österreich beschäftigt hat. Sie wurde von Initiativen gestaltet, die selbst in diesem Bereich tätig sind, und das hat man auch bemerkt, sehr positiv bemerkt. Es war eine sehr interessante Ausstellung, die auch sehr viel Auseinandersetzung mit aktueller Gegenwartsgeschichte ermöglicht hat, und ich freue mich, dass das Museum neben Bresson und anderen sicherlich wichtigen Themen sich auch dieser durchaus, sagen wir einmal, etwas spannungsgeladeneren Themen annimmt. 

Der Bericht des Kuratoriums ist, so wie die letzten Berichte auch, ein sehr, sehr guter Bericht. Ich möchte mich daher wirklich beim Kuratorium für diesen kritischen, aber sehr ausführlichen und doch von wohlmeinender Sorge getragenen Bericht bedanken. Ich würde mir wünschen, dass alle Kuratorien ausgegliederter Ein-
richtungen der Stadt Wien derartige Berichte ablieferten. Dann, so glaube ich, würden wir als Opposition, aber vielleicht auch die Institutionen selbst mehr davon haben. 

Mein Kollege hat einen Kritikpunkt angeführt, nämlich jenen der Unklarheit, die entstanden ist wegen der vielleicht – vorsichtig formuliert – etwas unglücklichen Formulierungen, was die Bilanzfragen betrifft. Ich bin auch froh, zur Kenntnis nehmen zu können, dass es sich hier nicht um schreckliche Verluste handelt und das Museum knapp vor dem Konkurs steht, sondern dass es tatsächlich so ist, dass es sich hier um bilanztechnische Größen handelt und natürlich auch um die Frage der Umbauten. 

Ich denke, dass die Umbauten und Veränderungen im Museum notwendig sind. Das weiß jeder, der nicht nur am Museum vorbeigeht, sondern auch in ihm drinnen war. Die Dauerausstellung ist wohl nicht mehr wirklich adäquat und auch nicht mehr am Stand der Zeit. Die Museumsleitung hat da sehr engagiert versucht, mit den so genannten "Interventionen" hier immer wieder sehr amüsante, lustige und auch kritische und interessante Kontrapunkte zu setzen, die die jeweilige Dauerausstellung unter neuen Aspekten beleuchtet haben, aber ich glaube, wir sind uns alle einig, dass diese Dauerausstellung keine Dauerlösung sein kann. 

Wenn ich daher im Bericht lese, dass es wohl nicht möglich sein wird, in den nächsten Jahren die entsprechenden Geldmittel von Seiten des Museums selbst zur Verfügung zu stellen, und dass es auch ein Depot gibt, das in einem schrecklichen Zustand ist, dann hoffe ich sehr, dass es von Seiten der Stadt den Willen geben wird, auch entsprechende finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, um dem Museum die Möglichkeit zu geben, seine Dauerausstellung und seine Depots dem letzten Stand der Dinge anzupassen. 

Ein Punkt, den ich wichtig finde, auch wenn er nur ein formaler Punkt ist: Das Kuratorium spricht bereits zum zweiten oder dritten Mal an, dass die Museumsordnung, die wir im Zuge der Ausgliederung besprochen haben, wohl nicht mehr mit den tatsächlichen Gegebenheiten übereinstimmt, und ich denke, es ist doch wohl der Auftrag des Landtages, hier auch entsprechende Novellierungen vorzunehmen. Wenn ich hier lese, dass es bereits am 25. Mai des letzten Jahres einen Vorschlag für diese Novellierung gegeben hat, dann frage ich mich, wieso wir am 25. Jänner hier stehen und immer noch von einer Museumsordnung ausgehen, die geltendes Gesetz ist, aber wenig zu tun hat mit der aktuellen Organisationsstruktur des Museums. Das ist zwar nur ein formaler Akt, aber ich glaube, es ist ein wichtiger Akt auch im Sinne dessen, dass wir uns als Landtag ernst nehmen. Deshalb würde ich mir wünschen, dass dies bald in Angriff genommen wird. 

Zwei Sätze sind mir noch hängen geblieben beim Studium dieses Berichtes. Das eine ist ein Hinweis, der sich auch auf eine Frage einer anderen Institution dieser Stadt bezieht, die wir gestern im Gemeinderat ganz kurz gestreift haben, nämlich die Frage des Künstlerhauses. Der Bericht stellt nämlich fest, dass es in absehbarer Zeit wohl schwierig sein wird, weitere große Ausstellungen wie etwa diese erfolgreiche Ausstellung "Alt-Wien" im Künstlerhaus zu machen, da die Mieten dort so teuer sind. Ich glaube, dass das nur wieder einmal mehr die Frage aufwirft: Was wird eigentlich aus dem Künstlerhaus? Es gab ja die Diskussion, es mit dem Historischen Museum in irgendeiner Form zu verbinden, es gab die Idee, daraus ein multifunktionales Co-Produktionshaus zu machen, das eben nicht nur theatralen Aspekten, sondern auch anderen Kunstsparten gewidmet ist. Wie dem auch sei. Wenn es nun so ist, dass immer weniger Institutionen dieser Stadt die Möglichkeit haben, im Künstlerhaus Ausstellungen zu veranstalten, dann müssen wir uns immer mehr die Frage stellen, was eigentlich aus dem Künstlerhaus wird. Ich denke, dass diese Frage doch eine sehr relevante ist, die wir im Kulturausschuss in näherer Zukunft diskutieren sollten. 

Ein zweiter Satz ist mir ins Augen gesprungen, und ich hoffe sehr, dass hier nicht meine Befürchtungen wahr werden. In den Ergänzungsfragen zu diesem Bericht steht der Satz: „Die Geschäftsführung hat angekündigt, bei den Ausgaben sehr restriktiv vorzugehen und an einer Umgestaltung der Eintrittspreise zu arbeiten, die bereits mit dem Herrn Stadtrat besprochen wurde." Jetzt kann man diesen Satz auf vielfache Weise deuten. Ich hoffe sehr, dass der Deutungsversuch, es könnte zu einer Reduktion der freien Eintrittstage führen, nicht sozusagen Teil der versteckten Wahrheit dieses Satzes ist. Ich glaube, dass es ein wichtiges Instrument ist für mehr Publikum, für mehr Verbreitung und dass wir als Kulturpolitiker die Frage der Möglichkeiten der finanziellen Schwellensenkung nicht abwälzen dürfen auf das Museum unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit und auf diese Weise weniger Menschen die Möglichkeit geben, das Museum zu besuchen. 

Vielleicht kann ja auch der Herr Stadtrat dazu Stellung nehmen. Ich hoffe sehr, diese eineinhalb Tage freier Eintritt bleiben erhalten, und wünsche dem Museum auch für die nächsten Jahre viel Erfolg. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! 

Zum Bericht des Kuratoriums habe ich schon einmal vernommen, dass er leider aus dem Jahre 2004 ist, aber es gibt Gott sei Dank Ergänzungen. Schon am 14. Dezember des letzten Jahres gab es eine Anfrage der ÖVP an unseren Kulturstadtrat, die teilweise ähnliche Punkte enthielt wie meine Fragen im Kulturausschuss am 10. Jänner 2006 zum Bericht des Kuratoriums. Leider sind diese Anfragepunkte bis heute nicht beantwortet worden, obwohl der Herr Stadtrat eine baldige Antwort zugesichert hat. Heute wird der Bericht diskutiert, daher werde ich einige Fragen und Punkte wiederholen. 

Zuerst zu den Investitionen. Die Liste der Investitionswünsche wurde dem Herrn Stadtrat übergeben. Da sie das Museum aus eigener Kraft nicht finanzieren kann, worauf im Bericht hingewiesen worden ist, auch wenn der Verlust für das Jahr 2004 mit 240 000 EUR, wie ich schon vernommen habe, nur buchhalterischen Ursprungs ist, bedeutet das trotzdem, dass auf lange Sicht dem Museum zu wenig Geld bleibt. Da keine Liste der geplanten Vorhaben existiert, gibt es einige Punkte, die geklärt werden müssen. 

Zu Sonderprojekten und Reformprojekten: Diese Liste liegt dem Herrn Stadtrat vor. Es wurde leider nichts über Details bekannt gegeben. 

Zur Umgestaltung der Eintrittspreise: Der Ansatz, die Einnahmen beziehungsweise die Eintrittsgebühren zu verändern, ist lobenswert. Bundesmuseen verlangen im Durchschnitt 10 EUR, das Leopold-Museum verlangt 9 EUR. Derzeit zahlen Vollzahler 4 EUR im Museum. Hier muss man allerdings sehr vorsichtig bei der Preisgestaltung umgehen, da besonders auch Schulklassen das Museum besuchen und so die Liebe zu unserer Heimatstadt geweckt wird.

Wichtig ist uns auch der Zustand des Zentraldepots. Hier scheint ein Neubau oder die Übersiedlung in ein anderes Objekt dringend notwendig. Berichte zu Mängeln lassen erwarten, dass Probleme auf das Museum zukommen, wenn die Sanierung nicht bald erfolgt. Die Verbesserung des Brandschutzes ist zu wenig. 

Nun zur Anmietung der Flächen des Künstlerhauses. Obwohl die Stadt Wien das Künstlerhaus zusätzlich mit größeren Summen unterstützt – die MA 7 fördert mit jährlich 363 000 EUR –, findet sich im Bericht die Kritik an den hohen Kosten für diese Ausstellungsflächen. Viel ehrlicher und transparenter wäre es, einen fixen Betrag für das Künstlerhaus zu zahlen – natürlich erst dann, wenn man weiß, was man damit will – und daran die Bedingungen zu knüpfen, unter welchen Umständen das Künstlerhaus für die Stadt Wien genutzt werden kann. Mir ist bekannt, dass derzeit wieder Ausstellungen vorbereitet werden und die Stadt Wien das Haus für Ausstellungszwecke nutzen wird. 

Ein internes Problem des Magistrates ist die Führung der Buchhaltung. Wenn man darum streitet und einerseits durch die MA 6, die Buchhaltungsabteilung, und andererseits durch ein eigens für das Museum angekauftes System von der Firma BMD für 2004 und 2005 sozusagen Doppelbuchungen macht, ist das auch etliches an Kosten, wo man überhaupt nicht diskutiert, dass diese Kosten für ein ganzes Jahr vermeidbar gewesen wären. Man müsste natürlich da schon dem Museum etwas mehr Freiheit geben. Man kann nicht auf der einen Seite sagen, die Buchhaltung muss bei der Stadt Wien bleiben, wenn auf der anderen Seite das Museum als selbstständiges Unternehmen eben eine eigene Buchhaltung wünscht. 

Das PPP-Modell Figarohaus wurde ebenfalls erwähnt. Der Herr Stadtrat hat es schon gestern erwähnt. Diese Wiener Mozart-Wohnung, die sich im so genannten Figarohaus in der Domgasse 5 befindet, wurde eben als einzige durch dieses Finanzierungsmodell der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Das PPP-Modell, das zu 75 Prozent von der Wien Holding GmbH und zu 25 Prozent von Raiffeisen Holding Niederösterreich reg Gen mbH finanziert wird, die ihrerseits die Gesellschaft Mozarthaus-Vienna Errichtungs- und Betriebs GmbH bilden, ist für uns eine gelungene Form, wie Zusammenarbeit im Kulturbereich aussehen kann. Die Eintrittspreise sind an die der Wiener Bundesmuseen angeglichen. Ich habe es zuerst schon gesagt, das Leopold-Museum verlangt für Vollpreistickets 9 EUR. Die Eröffnung erfolgt, wie der Herr Stadtrat gestern bereits bekannt gegeben hat, übermorgen, am Freitag, zu Mozarts 250. Geburts-
tag.

Nun zum Fall des Nachlasses von Anton Peschka junior. Anton Peschka junior war der Neffe von Egon Schiele. Er hat vom 27.12.1914 bis 25.7.1997 gelebt. Er war mir persönlich bekannt. Er hat zuletzt in Hietzing gewohnt und hat seinen gesamten Besitz, insbesondere seine Kunstsammlung, der Stadt Wien vermacht.

Ich freue mich, dass es keinen finanziellen Nachteil für das Museum der Stadt Wien geben wird. Derzeit sieht es so aus, dass das Nachlassverfahren für die Stadt Wien gewonnen wird. Es sind noch einige Punkte offen, die hoffentlich bald geklärt werden können. Auf jeden Fall wird diese Entscheidung für die Wienerinnen und Wiener sehr erfreulich sein. Der Nachlass beinhaltet Zeichnungen von Egon Schiele, Anton Peschka und eben von Anton Peschka junior sowie weitere Vermögenswerte.

Bis jetzt ist noch nicht entschieden, wo der Nachlass in der Zukunft präsentiert werden soll beziehungsweise wo er seine neue Heimat finden wird. Die so genannte Klimt-Villa, ein Areal, auf dem sich Klimts letztes Atelier befindet und das im Eigentum des Bundes steht, könnte neue Heimstätte für den Nachlass werden. In unmittelbarer Nähe, Hietzinger Hauptstraße 101, hatte Egon Schiele seine Wohnung und sein Atelier. 

Die Freundschaft der Künstler Klimt und Schiele: Klimt gilt als väterlicher Freund von Schiele. Sie hatten den ersten Kontakt 1907, und die beiden haben 1916 eine gemeinsame Ausstellung in Berlin gemacht. Das ist sicherlich mit ein Grund für die Stadt Wien, die so genannte Klimt-Villa in Betracht zu ziehen und sie zur neuen Heimat dieses Nachlasses von Zeichnungen und Bildern von Egon Schiele, Anton Peschka und Anton Peschka junior zu machen. Das würde für Wien ein neues Kulturangebot ermöglichen, weit über den 13. Bezirk hinaus. 

Ich bin überzeugt davon, dass die Klimt-Villa, die heute im Eigentum des Bundes steht, der Stadt Wien sicherlich zu äußerst günstigen Bedingungen überlassen wird. Bei Gesprächen mit dem Finanzministerium wurde größte Bereitschaft signalisiert, der Stadt Wien diese Villa für einen Ankauf zur Verfügung zu stellen. Auch der Nachlass wäre ein Anlass, Mittel für diesen Ankauf vorzusehen. Hier bietet die Bundesregierung der Stadt Wien ein Kulturjuwel an. Die Stadt Wien braucht nur zuzugreifen, es kostet die Stadt nichts. 

Herr Stadtrat! Sie machen ja immer den Bund für die Unterlassungen verantwortlich. Es ist aber Ihre Politik und Sie bekommen bekanntlich für die Stadt Wien im Zuge des Finanzausgleichs das Geld auch vom Bund und nicht vom lieben Gott beziehungsweise nicht nur von jemand anderem. 

In diesem Sinne darf ich auch an Ihre Verpflichtung erinnern, die Sie gegenüber den Wienerinnen und Wienern haben, einerseits sorgsam mit dem Kulturbudget umzugehen, auf der anderen Seite die Gelder für die Wienerinnen und Wiener zu investieren. 

Im Fall des Theaters in der Josefstadt scheint es möglich zu sein, da der Bund signalisiert hat, dass er über 5 Millionen EUR investieren wird und will, da Sie 7 Millionen EUR von der Stadt Wien dazu aufbringen könnten und da die Freunde des Theaters in der Josefstadt bereit sind, auch mehr als 6 Millionen EUR aufzubringen. Das wäre eine tolle Situation. Hier könnten der Bund, die Stadt Wien und die Freunde der Josefstadt gemeinsam die Investitionen für dieses Haus, das uns allen am Herzen liegt, bald durchführen.

Ich darf aus der Sicht der ÖVP anmerken, dass die Zusammenarbeit mit dem Museum sehr gut ist. Wir werden diesen Bericht auch zur Kenntnis nehmen, wie wir es schon im Kulturausschuss gemacht haben. Die geringe Auskunftsfreude des Herrn Stadtrates macht die Zusammenarbeit jedoch schwierig. Ich hoffe, der Herr Stadtrat hat nichts zu verbergen. Bekanntlich hat er deutlich mehr Informationen als die Opposition. Der Bericht belegt das. Uns sind nur die Informationen bekannt, die er bereit ist herauszugeben. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Zankl. Ich erteile es ihr.

Abg Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich komme jetzt wieder zum Wien Museum zurück. Ich möchte die ÖVP beruhigen bezüglich der Anfragebeantwortung. Die Frist ist zwei Monate. Die Fragen werden beantwortet. Es waren insgesamt 16 Fragen. Das muss man ja recherchieren, das muss man sich alles anschauen. Innerhalb der Frist werden die Fragen sicher beantwortet werden.

Nachdem wir den Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien heute behandeln, habe ich mir überlegt: Was sind denn eigentlich die Aufgaben des Kuratoriums? Was sind die Aufgaben des Direktors oder der Direktion?

Die Direktion hat die Aufgabe, Visionen über die Neupositionierung des Wien Museums zu entwickeln. Es obliegt ihr die Weiterentwicklung der Sammlung, die perfekte Präsentation der Kunstwerke, eine sichere Lagerung, aber ebenso die Bereitstellung guter Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter, für Restauratoren und auch Geld für Sonderprojekte.

Was erwarten wir uns vom Kuratorium beziehungsweise was sind die Aufgaben des Kuratoriums? Die Kontrolle der Gebarung, der Auftrag, das Haus zu begleiten und aufzupassen, dass die Direktion mit ihren Ideen am Boden der finanziellen Möglichkeiten bleibt.

Und aus der Sicht dieser Aufgaben der beiden Gremien ist dieser Bericht zu sehen. 

Das Kuratorium nimmt die Aufgabe zu kontrollieren, sehr genau wahr. Ich möchte einen der ersten Sätze dieses Berichts zitieren: „Das Jahr 2004 stand für die inzwischen formell in Wien Museum unbenannten Museen der Stadt Wien im Zeichen eines großen Aufschwungs in der öffentlichen Präsenz. Von der neuen Direktion wurden Ausstellungen verwirklicht, die offensichtlich große Attraktivität besaßen und die zu einer spürbaren Erhöhung der Besucherzahlen führten. Das Wien Museum hat heute einen weit größeren Stellenwert in der Museumslandschaft Wiens als noch vor wenigen Jahren." 

Es wird dann darüber berichtet, dass Umbauarbeiten, Übersiedlungen vorgenommen wurden. Das ist ja inzwischen alles schon erfolgt. Es wurden neue Büroräume geschaffen, die Ausstellungsräume werden vergrößert.

Und jetzt zu den alle Fraktionen beschäftigenden so genannten bilanztechnischen Fragen. Ich habe versucht, das auf ein Beispiel des praktischen Lebens herunterzubrechen. Wenn wir unsere Wohnung renovieren wollen, dann sparen wir auch etwas an. Es kommt darauf an, wie groß die Renovierung sein soll. Wenn wir das Bad, das Klo und die Küche renovieren, dann brauchen wir schon sehr viel Geld, und das übersteigt manchmal ein Jahresgehalt. Aber wenn wir gespart haben, dann spielt das keine Rolle, dass wir ein Jahresgehalt verbraucht haben, weil wir ja immer noch keine Schulden haben. Und dem Wien Museum geht es genauso. Das hat seine Ersparnisse verwendet. Es hat keine Kredite aufgenommen, und es hat auch keine Schulden. Wir müssen uns daher keine Sorgen machen, dass das Wien Museum in Konkurs geht. Ganz im Gegenteil! Durch die interessanten Ausstellungen haben sich in den letzten drei Jahren die Besucherzahlen konstant gesteigert, also nicht nur in den Jahren 2003/2004, wo die große Ausstellung im Künstlerhaus war, sondern permanent. Und das ist ganz wichtig, dass wir das sehen, dass wir das positiv sehen.

Zu den neuen Ausstellungsräumen, die wir besichtigen können. Am 27.4. werden Fotografien aus der Zeit um 1900 von August Stauda gezeigt. Das sind Fotografien, die im Bestand des Museums waren, die durch die Vergrößerung der Ausstellungsräume erstmals präsentiert werden können. Außerdem ist jetzt schon zu sehen, dass auch der Eingangsbereich des Museums den neuen Erkenntnissen entsprechend gestaltet wurde.

Insgesamt ist das, wie wir alle festgestellt haben, eine wunderbare Entwicklung des Wien Museums, und auch das Kuratorium sagt im vorletzten Absatz: „Zusam-
menfassend möchte das Kuratorium feststellen, dass die Museen der Stadt Wien auch im Jahr 2004 die im Gesetz vorgegebenen grundsätzlichen Ziele der Anstalt in ausgezeichneter Weise verwirklicht haben."

Danke Kuratorium! Danke Direktion-Wien-Museum! Und ich hoffe, dass wir alle Konsumenten und Besucher des Museums bleiben werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich natürlich über die grundsätzlich positiven Worte zum Wien Museum, ich freue mich auch, dass diejenigen, die sich noch vor wenigen Jahren bei der Neugestaltung des Museums und bei der Neubestellung des Direktors so sehr echauffieren mussten, nunmehr meinen, dass das die richtige Wahl war. Also ich freue mich, dass ich auch hier einmal mehr Recht behalten habe. 

Ich bin auch der Meinung, dass der Bericht des Kuratoriums ein sehr kritischer Bericht ist, aber durchaus im Sinne von freundlich-kritisch, dass das Kuratorium eine sehr gute Arbeit macht und dass die jährlichen Berichte, die vorliegen, uns doch einen guten Einblick über das hinaus geben, was wir selbst vom Museum wissen.

Ich verheimliche sonst nichts, Herr Kollege Dworak, das kann ich Ihnen sagen, aber Sie haben mich ja ohnedies ausgiebig befragt. Diese Antworten werden Sie zeitgerecht bekommen. Ich wüsste auch nicht, was es sonst zu verheimlichen gibt.

Ich möchte aber vielleicht nur ein, zwei Punkte aus Ihrem Beitrag noch aufgreifen. Das eine ist nur der Versuch einer, wie soll ich sagen, Verständnisakkordanz. Es ist ja nicht so, dass die Stadt Wien das Geld vom Bund bekommt, von unserer spendablen Bundesregierung, sondern, wie Sie wissen, gibt es ein Finanzausgleichsgesetz, und das Geld kommt von den Steuerzahlern und zum Glück nicht vom Herrn Finanzminister, denn da würden wir wahrscheinlich noch länger warten. Mittels Finanzausgleichs werden die Steuergelder auf Bund, Länder und Gemeinden aufgeteilt. Also weder dem lieben Gott noch dem Herrn Finanzminister, weder dem einen noch dem anderen sind wir auch nur im Entferntesten zu Dank verpflichtet dafür.

Zu einem zweiten Punkt möchte ich schon ein bisschen ernsthafter jetzt auch Ihre Rolle als Mitglied eines Gremiums ansprechen, das letztendlich die Stadt Wien, die Gemeinde Wien, das Land Wien vertritt. Ich meine doch, dass Sie die Interessen dieser Gebietskörperschaften vertreten sollten und nicht die des Bundes oder gar als Pressesprecher der Bundesregierung agieren müssten.

Der Bund und die Bundesregierung sind Eigentümer eines Kulturgutes, nämlich der Klimt-Villa, und es ist jetzt auch dort so – wie in vielen anderen Fällen –, dass der Bund nicht weiß, was er damit eigentlich tun soll. Wir haben ja in dieser Woche und in den vergangenen Wochen unzählige Beispiele dafür erlebt, wie die Bundesregierung mit österreichischem Kulturgut umgeht. Die Klimt-Villa ist ein weiteres Beispiel. Dort geschieht nämlich nichts, und dann geht man her und sagt, die Stadt Wien soll endlich etwas machen. Ich finde, das ist ein weiteres Beispiel dafür, wie man Verantwortung schlicht und einfach negieren kann und wichtiges kulturelles Erbe verludern lässt.

Dass Sie sagen, der Bund bietet uns das freundlicherweise zum Ankauf an, ist zwar nett, aber ich meine doch, dass hier zunächst einmal und zuvorderst die Bundesregierung gefragt ist, einen Vorschlag zu machen, was mit der Klimt-Villa passieren soll, um diese auch entsprechend zu nützen.

Eine letzte Anmerkung, weil die auch auf einem grundlegenden Missverständnis oder Irrtum basiert. Auch die Josefstadt ist nicht primär ein Wiener Theater, sondern seit Menschengedenken ein Theater, das zwei gleichberechtigte Theatererhalter gehabt hat und hoffentlich auch in Zukunft haben wird, nämlich den Bund und die Stadt Wien. Und wenn wir uns nach langen mühseligen Versuchen dazu verstanden haben, den Staatssekretär Morak dazu zu bewegen, doch auch da seiner Verantwortung und Verpflichtung nachzukommen, und die Entschuldung und die finanzielle Sanierung bewerkstelligt haben, heißt das noch lange nicht, dass es deswegen im Falle der Sanierung nicht so sein wird wie in der Vergangenheit, nämlich dass es zwei gleichberechtigte und gleich verantwortliche Theatererhalter gibt und geben wird. 

Ich freue mich, dass der Herr Staatssekretär sich jetzt in einer vergleichsweise relativ raschen Zeit, nämlich nach einem Dreivierteljahr, überhaupt zu einer Meldung veranlasst gesehen hat und auch ein Geld rausrückt. Es ist zu wenig, aber ich freue mich, dass es zumindest einmal etwas ist. Und wenn Sie sich so sehr um Verantwortungen und auch um kulturelle Verantwortungen bemühen, dann bitte ich Sie doch einmal mehr, sich an die Adresse zu wenden, die tatsächlich stimmt, nämlich die, die ich gestern genannt habe: Ballhausplatz 2. 

Herr Abg Ulm, ich habe dort über 15 Jahre meines Lebens gearbeitet, ich weiß, dass das die Adresse ist. Aber wurscht, ob Ballhausplatz 2 oder 1: Wenn Sie sich dort hinbemühen und all die Probleme, die Sie so heftig zwicken, dort deponieren, wird hoffentlich bald eine Lösung herauskommen. 

Ich bitte um Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2004 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Wiener Patientenanwaltschaft geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Abg Klicka. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Meine Damen und Herren!

Bevor ich mit dem einbegleiteten Geschäftsstück fortsetze, darf ich Ihre Aufmerksamkeit zurück in die Aktuelle Stunde des heutigen Tages lenken.

Bekanntlich gab es hier eine strittige Situation oder mehrere strittige Situationen zwischen der freiheitlichen Fraktion und Rednern der grünen Fraktion. 

Ich pflege grundsätzlich nicht schnellschussmäßig zu reagieren und spontan disziplinäre Maßnahmen oder Bewertungen vorzunehmen, sondern es gilt, das Gesamtprotokoll, sprich, das, was vom Tonband her in die Protokollierung kommt, mit den jeweiligen händisch vor-genommenen, vor allem die Zwischenrufe und die Stimmung im Saal, Anmerkungen zu vernetzen, und erst wenn diese beiden Werke vorliegen, kann man dann auch eine authentische Bewertung vornehmen, die nun wie folgt ausschaut:

Ich darf stets nur Originalzitate aus den Protokollen zur Bewertung den Damen und Herren des Landtags zur Kenntnis bringen und damit auch die Ungeduld, die bereits in einer freiheitlichen Presseaussendung zwischenzeitlich zum Ausdruck kam, entsprechend beantworten.

In der Wortmeldung des Herrn StR Ellensohn heißt es: „Ich kenne den Unterschied zwischen FPÖ und BZÖ inhaltlich nicht. Das einzige, was mir klar ist: Wenn ich ein Rassist wäre, würde ich vermutlich auch Ihre Partei wählen" – an die Adresse des Herrn Klubobmanns Strache gerichtet – „weil ich glaube..." Und jetzt kommt der Zwischenruf des Herrn Abg Strache: „Sie diffamieren 15 Prozent der Wiener! Sie bezeichnen 15 Prozent der Wiener Wähler als Rassisten! Das ist ein Skandal!" Ellensohn setzt fort: „Herr Strache, Sie müssen nur zuhören. Sie müssen nur zuhören. Herr Strache, ich wiederhole den Satz noch einmal. Es ist zwar kein Zwiegespräch zwischen uns, aber ich wiederhole den Satz gerne: Wäre ich ein Rassist, würde ich FPÖ wählen, habe ich gesagt."

Meine Damen und Herren! Das ist eine subjektive, noch dazu im Konjunktiv formulierte persönliche Einschätzung über ein mögliches Abstimmungsverhalten eines Mitglieds dieses Hauses. (StR DDr Eduard Schock: Ah!) Hier liegt also kein Grund für eine Bewertung seitens des Präsidenten vor. (StR DDr Eduard Schock: Eine rot-grüne Koalition ist das! Eine Vorleistung! Eine jämmerliche Vorsitzführung ist das! – Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Ich habe heute einen sehr toleranten Tag. Der Herr Dr Schock kann ihn durchaus konsumieren.

Anders, meine Damen und Herren, verhält es sich in der Tat mit dem Rededuell zwischen dem Abg Dipl Ing Margulies und dem weiterhin in der Bank verweilenden Herrn Abg Heinz-Christian Strache. Und hier muss ich einen etwas größeren Absatz vorlesen, damit auch hier die Nachvollziehbarkeit gewährleistet ist.

Ich zitiere den Redner Margulies: „Er kann diese Zwischenrufe nicht lassen und jetzt muss ich doch einen Satz dazu sagen. Der Kollege Ellensohn – Sie haben nicht einmal zugehört – hat gesagt, wäre er ein Rassist, dann würde er FPÖ wählen. Jetzt sage ich Ihnen etwas anderes: Die 15 Prozent Wählerinnen und Wähler, die FPÖ gewählt haben, sollen sich tatsächlich einmal bei der Nase nehmen und darüber nachdenken, ob sie ständig mit Rassisten und islamophoben, ausländerfeindlichen Menschen, die sich permanent in der FPÖ aufhalten…“ Klammerausdruck: Strache: „Nur Diffamierungen und Beschimpfungen!“ Weiteres O-Zitat von Margulies: „…ob sie mit diesen Menschen in einem Boot sitzen wollen. Und wir glauben...“ Und hier unterbricht Strache neuerlich: „Sie sind ein Würschtl! Sie sind wirklich ein Würschtl!“ Margulies fortfahrend: „Wir glauben tatsächlich, Sie sind ein Rassist, Herr Strache.“ Strache: „Sie sind ein wirkliches Würschtl!“ Und das ein zweites Mal. Margulies: „Sie sind ein Rassist, Herr Strache, es tut mir Leid.“ Strache neuerlich: „Ein richtiges Würschtl sind Sie! Sie sind ein Würschtl!“ 

Na, es soll der Landtag sich der absoluten rhetorischen Hochwertigkeit dieses Dialogs auch voll bewusst werden. (Heiterkeit.)
Margulies fortfahrend: „Wie viele andere von Ihnen" – nämlich von den Freiheitlichen, aus der Sicht vom Abg Margulies – „auch!"

Und jetzt halte ich fest und komme zu meiner Bewertung. Ich denke, dass von beiden Abgeordneten Begriffe verwendet wurden, die der Würde und dem Anstand dieses Hauses und dem gegenseitigen Respekt absolut nicht adäquat sind und daher zurückzuweisen sind. Daher erteile ich dem Abg Margulies für die mehrfach verwendete, unmittelbar auf ein anderes Mitglied des Hauses angewendete Begrifflichkeit "Rassist" ebenso einen Ordnungsruf, wie ich die wiederholte Verwendung des Wortes "Würschtl" vom Klubobmann der freiheitlichen Fraktion für ein anderes Mitglied dieses Hauses als unzulässig empfinde und daher auch mit einem Ordnungsruf versehe.

Ich danke, dass Sie meiner detaillierten Ausführung Aufmerksamkeit und Gehör geschenkt haben.

Zur Debatte über die Postnummer 2. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Es gibt keinen Einwand, ich kann daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Als Erste zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Wir werden dieser neuerlichen Gesetzesänderung zum Gesetz über den Patientenanwalt zustimmen, wiewohl wir uns eine Gesetzesänderung gewünscht hätten, die auch in der Sache mehr Substanz hätte. Ich sage das der Ordnung halber dazu. Wir haben es diesmal mit keinem Antrag hier verstärkt wegen Aussichtslosigkeit.

Wir hätten nach wie vor gerne und werden politisch weiter darauf bestehen, dass dem Herrn Pflegeombudsmann Dr Vogt und seinem Team eine eigene Rechtspersönlichkeit eingerichtet würde und die entsprechende dazu notwendige Änderung im Gesetz über den Patientenanwalt vorgenommen würde. So ist das Gesetz über die Patientenanwaltschaft ein Dauerbrenner in unseren Landtagssitzungen. Es ist schon in der letzten eine Abänderung vorgenommen worden. Schade, dass auch diesmal wieder die Gelegenheit versäumt wurde, die richtige und wirkliche Konsequenz aus den Notwendigkeiten und auch aus den Aufgaben, die beide Institutionen haben, zu ziehen.

Wie wenig bedeutsam die heutige Gesetzesänderung genommen wird, zeigt allein der Umstand, dass weder der Herr Patientenanwalt Dr Dohr noch die Frau Stadträtin anwesend sind. Irgendwie machen sie sich das jetzt schon alles offensichtlich untereinander und ganz alleine aus. Das finde ich wirklich – wie sagen Sie? – der Würde dieses Hauses nicht angemessen. Ich würde mir wünschen, dass bei Gesetzesänderungen die Leute, die es angeht, auch da sind.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Frau Abgeordnete, ich unterbreche nur ungern. Ich wollte nur der guten Ordnung halber darauf hinweisen: Es ist Herr Mag Siegfried Weilharter von der Patientenanwaltschaft sehr wohl anwesend; Herr Dr Dohr befindet sich auf Urlaub.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Gut, das tröstet mich ein bisschen, dass zumindest die Institution da ist.

Weil, und auch das ist in dem Zusammenhang vielleicht für Sie nicht besonders überraschend, wir über den Patientenanwalt und seine Aufgaben schon in extenso hier diskutiert haben, möchte ich auf einen anderen Gesichtspunkt bei diesem Tagesordnungspunkt eingehen, der die Stadt, die Menschen und damit hoffentlich auch den Landtag beschäftigen soll, und das ist die Frage der Vorsorge im Falle einer Influenza-Pandemie. Vielleicht geht es Ihnen so, wie es mir geht oder wie es auch meinen Kindern geht: Wann immer man im "NEWS" oder in einer anderen Boulevard-Presse liest, welche schreckenserregenden Szenarien hier entwickelt werden von Friedhöfen, die überfüllt sein werden, sodass man endlich auch Fußballstadien verwendet, dann oszilliert man in der Bewertung zwischen Angst und Ignorierung. Und ich denke, die öffentliche Debatte läuft genau zwischen diesen beiden Polen. Einerseits gibt es Panikmache, gibt es anstelle von Aufklärung der Bevölkerung viel Sensationsjournalismus, und auf der anderen Seite gibt es aber zu viele Menschen, auch aus den Reihen der Politik und der Wissenschaft, die zu sehr verharmlosen, die sagen: Wäre ich ein Hendl, würde ich mich vor der Vogelgrippe fürchten. Das halte ich auch für einen zynischen Ansatz. 

Ich meine, dass es Sinn hat, wenn sich der Hohe Landtag einmal damit beschäftigt, wie Wien Vorkehrung trifft für den hoffentlich nie eintretenden Fall einer Influenza-Pandemie, die auch Wien betreffen würde, sollte es eine Mutation des Gens geben und eine Mensch-zu-Mensch-Infektion möglich sein. 

Ich habe bereits im Juli vergangenen Jahres – da war noch nicht die große Medienberichterstattung rund um die Pandemie – in der Presse die Frau Stadträtin gefragt, in einer schriftlichen Anfrage, welche Maßnahmen seitens der Stadt ergriffen werden. Ich habe damit keine mediale Konsequenz, keine veröffentlichte Konsequenz daraus gezogen, weil ich meine, man soll die Bevölkerung aufklären, aber nicht beunruhigen. Nichtsdestoweniger war die Antwort, die ich damals bekommen habe, eine sehr, sehr allgemeine und wirft für mich viele Fragen auf, die schon vertiefte Antwort brauchen. 

Es gibt ja mittlerweile einen Pandemieplan des Bundes, des Gesundheitsministeriums. Diesen Plan kann jeder einsehen. Den gibt es auf der Homepage, einen Pandemieplan, veröffentlicht, der vorsieht, dass die einzelnen Bundesländer konkrete Detailpläne erlassen. Ich habe mich beim Bundesministerium für Gesundheit erkundigt. Im Moment steht die Vorbereitungsarbeit bei dem Punkt, dass die Bundesländer jeweils ihre Detailpläne vorlegen sollen, und zwar zu Beginn des Frühjahrs, also demnächst. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Dr Hrabcik hat mir erzählt, dass Sie ihn angerufen haben, und er hat mir gesagt, es gibt keinen fixen Endtermin!) Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, ich habe mit dem Generaldirektor gesprochen. Es gibt keinen fixen Endtermin, hat er mir gesagt, das ist richtig, aber er erwartet, dass im Frühjahr die Detailpläne vorgelegt werden. 

Also so und nicht anders steht es jetzt auch in meinem Beschluss- und Resolutionsantrag. Im Frühjahr wird das erwartet, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

Es ist mir schon wichtig, und das ist mir in dem Zusammenhang wichtig, es geht nicht darum, ob ich Recht habe oder Sie, wann jetzt der Stichtag wäre, sondern es geht darum, dass die Stadt vorbereitet sein muss und dass wir mit unseren Planungen nicht in Rückstand kommen sollen. Ich gehe davon aus, und ich habe auch nichts Gegenteiliges gehört, dass die Stadt Wien hier im Terminplan liegt mit ihren Vorbereitungen. Es ist hoch an der Zeit, dass die Abgeordneten, die Volksvertreter, die schließlich die Maßnahmen auf Gemeindeebene zu verantworten haben, informiert sind und auch ihre Position beziehen können, ob die Vorbereitungen angemessen, ausreichend und zweckmäßig sind. 

Ich habe daher einen Antrag heute eingebracht und habe ihn in Abänderung meines ursprünglichen Vorhabens jetzt auf Zuweisung vorbereitet, damit hier möglichst viele Fraktionen auch mitgehen können. Ich möchte aber, und das ist mir wichtig, dass hier genaue Auskünfte gegeben werden, denn es ist relativ einfach zu sagen, im Pandemiefall, der hoffentlich nur ein hypothetischer bleibt, werden wir Parenthesemaßnahmen erlassen und isolieren. Man muss sich das nur konkret vorstellen. Das ist keine leichte Aufgabe. Ich beneide niemanden, da will ich auch sehr redlich sein, ich beneide niemanden, der das umsetzen muss. Das sind Maßnahmen, die haben dann natürlich auch autoritären Charakter, und da muss man besonders vorsichtig sein, welche man ergreift, und die Bevölkerung muss informiert sein.

Also das eine ist, was ich mir wünsche, dass wir hier im Landtag im zuständigen Gesundheitsausschuss die Informationen bekommen, was tatsächlich geplant wird, was geplant wird hinsichtlich der Benennung von Infektionsspitälern, von Landesspitalskrisenplänen. Ich zitiere das im Wesentlichen aus dem Bundespandemieplan. Bestellung von Epidemieärzten, Organisation der notwendigen Impfungen, Ausgabe der antiviralen Medikamente an Schlüsselkräfte, Versorgung der heimkranken Bevölkerung. Der Ausdruck bedarf einer gewissen Erläuterung. Heimkranke Bevölkerung, das sind diejenigen Menschen, die mit der Influenza zu Hause liegen, weil man möglicherweise nicht alle in Spitälern versorgen kann, beziehungsweise weil es hoffentlich auch der Fall sein kann, dass jemand zu Haus versorgt wird, weil es gesundheitlich verantwortbar ist. Aber da muss auch Planung Platz greifen.

Quarantäne und Isolierungspläne halte ich für einen heiklen, aber einen sehr, sehr wichtigen Punkt, denn das hat nur dann einen Sinn, wenn es funktioniert, und nicht, wenn man augenzwinkernd sagt, na gut, das lassen wir zu und das andere nicht, und schlussendlich gibt es sozusagen keinen Erfolg der Maßnahme. 

Es muss auch Klarheit herrschen, wie die Versorgung der Bevölkerung hinsichtlich Ernährung, Energie, Müllentsorgung, Verkehrseinrichtungen und anderer öffentlicher Dienstleistungen funktioniert. Denn wir wollen nicht und niemand hier, bin ich ganz überzeugt, dass es am Schluss nichts einzukaufen gibt, dass die Menschen vielleicht zu wenig bevorratet haben, dass es Energieausfälle gibt, dass sich Müll türmt auf der Straße. Das alles sind Szenarien, die sich niemand wünscht, und da muss es konkrete, nachvollziehbare und vor allem dann krisentaugliche Konzepte geben. 

Wir brauchen ganz sicherlich Information und Aufklärung auf allen Ebenen, bei Gesundheitseinrichtungen, die dann handeln müssen, aber auch bei der Bevölkerung. Ich halte das für einen wichtigen Punkt, sonst bleibt die Bevölkerung auf die zweifelhafte Qualität irgendwelcher Boulevard-Medien verwiesen, die dann halt irgendwelche Szenarien in Aussicht stellen, wo dann mehr Angst und Panik und sozusagen vielleicht sogar egoistische Strategie unterstützt wird statt solidarisches oder zumindest faires Handeln der einzelnen Menschen. Wenn wir wollen, dass Quarantäne, Isolierung, persönliches Schutzverhalten, das auch soziale Distanz betrifft, während einer Pandemie funktioniert, dann muss man offensiv informieren, man muss rechtzeitig informieren, man muss Klarheit schaffen und man muss damit auch beruhigen. 

Aber es müssen auch die Ärzte, die Apotheken, die Rettungsdienste informiert sein und aufgeklärt sein, was ihre Rolle ist, damit sie sie dann tatsächlich wahrnehmen können. Wir brauchen bestimmt eine Bevorratung der Medikamente. Sie wissen so wie ich, dass es sozusagen schon persönliche Vorsorge hinsichtlich antiviraler Mittel gibt. Das mag für den Einzelnen eine vielleicht auch nützliche Strategie sein. Volksgesundheitlich kann es kein Weg sein, dass halt jeder schaut, ob er noch in der Apotheke geschwind was kriegt. Wir brauchen eine Bevorratung, und die muss so sein, das wir sie ethisch vertreten können. 

Es muss die Risikokommunikation mit den Medien vorbereitet sein, denn die Medien werden eine wichtige und eine hoffentlich positive Rolle im Ernstfall spielen.

Und tatsächlich, und so diskret ist es formuliert im Pandemieplan des Bundes, brauchen wir auch eine adäquate Versorgung von verstorbenen Influenza-PatientInnen. Auch das ist klarerweise eine Aufgabe, die im Ernstfall gelöst sein muss. 

Noch einmal: Ich hoffe, wir reden auf einer theoretischen Basis über diese Dinge. Ich glaube aber, dass wir im Landtag und im Gemeinderat rechtzeitig darüber sprechen müssen, bevor es andere tun. Wir sollen informiert sein, damit wir unsererseits unserer Pflicht, die Bevölkerung zu informieren, nachkommen können. 

Ich ersuche in diesem Zusammenhang um Ihre Zustimmung zu meinem Beschlussantrag. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Dr Pilz. 

Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Korosec. Ich gebe ihr es. Bitte schön.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr stellvertretender Patientenanwalt! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Seit 1992 gibt es das Patientenanwaltgesetz. Die Wiener ÖVP hat damals sehr gerne diesem Gesetz zugestimmt, weil eine weisungsfreie und unabhängige Institution geschaffen wurde, die im Interesse der Patientinnen und Patienten äußerst notwendig war und auch heute noch sehr notwendig ist. 

Gemäß § 6 des Gesetzes hat die Patientenanwaltschaft jährlich einen Bericht vorzulegen. Das ist leider nicht rechtzeitig erfolgt, und daher beschließen wir heute eine Gesetzesänderung mit genauer Präzisierung, nämlich dass bis 30. September des Folgejahres der Bericht über das vorausgegangene Jahr an die Landesregierung und an das Stadtparlament zu gehen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin 
überzeugt, hier gibt es heute einhellige Zustimmung. Trotzdem erlauben Sie mir dazu einige Bemerkungen. Herr Dr Dohr ist nicht da, ich bitte, das an ihn weiterzugeben. 

Erstens: Ich halte es für äußerst bedenklich, und hier bin ich in der Wortwahl sehr vorsichtig, dass eine Gesetzesnovellierung notwendig ist, um Selbstverständlichkeiten einzuhalten. Also das ist einmal an sich sehr bedenklich, weil im Interesse der Patientenanwaltschaft und im Interesse der Patientinnen und Patienten müsste es ja selbstverständlich sein, dass man so rasch wie nur irgendwie möglich diesen Bericht hier zur Debatte stellt. Ich persönlich bin sogar der Meinung, und ich habe das ja auch schon im Vorjahr gesagt, dass bis 30.6. dieser Bericht möglich wäre. 

Zweiter Punkt: Eine sehr wichtige Aufgabe der Patientenanwaltschaft sind Einzelfälle. Ich weiß aus persönlichen Erfahrungen, dass man sich immer, wenn ich mich an Dr Dohr oder seine Mitarbeiter gewendet habe, um betroffene Patientinnen und Patienten weiterzuvermitteln, sehr engagiert der Probleme und der Sorgen angenommen hat. Ich schätze das sehr, denn wir alle wissen, wie wichtig es ist, dass man Menschen, die Schicksalsschläge erleiden, mit Rat und Tat zur Verfügung steht. Dafür ist die Patientenanwaltschaft da und das wird sicher auch sehr gut ausgeführt. 

Ich habe den Vorgänger von Dr Dohr, den Honorarprofessor Dr Pickl, ganz besonders geschätzt. Sein Wahlspruch war immer: Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.

Aber es gibt drittens noch eine weitere Funktion, die auch sehr wichtig ist, und diese weitere Funktion ist die Konfliktschlichtung. Es geht darum, dass es dann, wenn ein Patient das Gefühl hat, in seiner Interessenslage betroffen zu sein, eine Einrichtung gibt, die sich unabhängig dieses Konflikts annimmt und diesen Konflikt ausräumt. 

Ich sehe daher in der Patientenanwaltschaft keine gegen die Einrichtung des Gesundheitswesens gerichtete Maßnahme, sondern im Gegenteil eine vertrauensbildende Maßnahme, denn wir alle wissen, dass es auch Unbehagen, dass es Ängste, dass es Sorgen gibt, wenn sich ein Patient in ärztliche Betreuung begeben muss oder sich einer Spitalsbehandlung stellen muss. Mit dieser Gefühlssituation muss auch umgegangen werden, und das kann man nicht nur auf die Rechtsebene reduzieren. Hier handelt es sich schließlich um Menschen, die schlicht und einfach Angst haben und die eben Beistand benötigen.

Der vierte Punkt, last but not least: Eine ganz, ganz wichtige Aufgabe sehe ich in der Patientenanwaltschaft darin, Strukturprobleme aufzuzeigen, Vorschläge zur Bereinigung zu machen und diese Vorschläge konsequent und nachhaltig zu vertreten. (Beifall bei der ÖVP.) Dazu ist auch die Öffentlichkeit notwendig, damit die richtigen Schritte gemacht und Überlegungen angestellt werden.

Im Jänner des Vorjahres, wie drei Berichte von Dr Dohr präsentiert wurden, hat er in seiner Beantwortung etwas gesagt, was ich überhaupt nicht verstehen kann, und zwar hat er gesagt zu meiner Kritik, dass zu wenig Öffentlichkeitsarbeit von der Patientenanwaltschaft geleistet wird, und da zitiere ich ihn wörtlich: „Wenn ich mehr in die Medien gehen würde, würden wir wahrscheinlich zusätzliche Beschwerden oder Anfragen bekommen, die wir trotz Aufstockung des Personals auf 14 Mitarbeiter nicht bewältigen könnten." 

Also als stellvertretender Patientenanwalt, dieser Argumentation kann und will ich auch gar nicht folgen. Ich bin überzeugt, dass Bewusstseinmachen ganz, ganz wichtig ist, und daher erwarte ich mir, ich wünsche es mir, aber ich erwarte es auch, dass die Patientenanwaltschaft ihre Aufgabe so interpretiert, die Strukturdefizite, die es im Gesundheitsbereich natürlich gibt, wesentlich intensiver vorzutragen, aufzuzeigen, auch der Öffentlichkeit zu präsentieren, um dazu beizutragen, dass es zu Veränderungen kommt. 

Meine Damen und Herren! Die Funktion des Patientenanwalts ist eine Ombudsfunktion. Und ein Ombudsmann, eine Ombudsfrau hat sie anzuordnen. Er, sie haben zu empfehlen, und das mit diesen Argumenten. Ich bin auch sehr davon überzeugt, dass gerade bei einer solchen Funktion die persönliche Autorität notwendig ist, um etwas bewirken zu können. Es ist eine Funktion, die mit dem Instrument des sanften Rechts agieren muss und nicht mit Durchsetzungsstrategien. Aber gerade beim sanften Recht, bei diesem Instrument, sind Kontinuität, Nachhaltigkeit, Leidenschaft, vor allem Leidenschaft, Zivilcourage und der unabänderliche Wille, für alle Menschen da zu sein, etwas ganz Entscheidendes. 

Meine Damen und Herren! Es gibt die Patientenanwaltschaft seit 1992. Wie schon gesagt, sie ist sehr, sehr wichtig. Und es hat auch Weiterentwicklungen gegeben. 1992 hat es kein Rederecht gegeben. 1997 hat die damalige Landtagspräsidentin Maria Hampel-Fuchs auf Grund der Geschäftsordnung dem Dr Pickl das Rederecht erteilt. In weiterer Folge ist es dann auch gesetzlich verankert worden. Das ist ganz wichtig und notwendig. 1998 wurde der Wiener Härtefonds eingerichtet und mit Wirkung 2001 der Wiener Patientenentschädigungsfonds. Also das heißt, es hat zwischen 1992 und 2001 eine Reihe von sehr wichtigen Erweiterungen gegeben. Heute haben wir 2006, und ich glaube, es ist an der Zeit, dass es zu weiteren Erweiterungen kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie Ihnen ja bekannt ist, war ich Volksanwältin, und in dieser Zeit ist es mir gelungen, mit meinen Kollegen gerade in Wien bei den Volksanwaltschaftsgerichten Veränderungen zu erreichen, und zwar ist es erstens einmal um das Rederecht gegangen, aber auch darum, dass einmal der Rohbericht in den Landtag kommt, dass der Landtag eine Stellungnahme abgibt, dass in den einzelnen Ausschüssen darüber diskutiert werden kann, dass dann ein Endbericht kommt, der im Parlament dieses Hauses besprochen wird. Das hat natürlich den Vorteil, dass die Empfehlungen, die gegeben werden – bei der Volksanwaltschaft können es auch Missstandsfeststellungen sein –, bereits eingearbeitet sind, dass auch die Landesregierung sagt, wo sie bereit ist, diese Empfehlungen anzunehmen, umzusetzen, wenn nicht, warum. Also das heißt, das wäre eine wirkliche Information auch für die Abgeordneten in diesem Haus. Ich wünsche mir das auch von der Patientenanwaltschaft, wobei ich mir natürlich wünsche – das muss ich vorausschicken –, dass die Empfehlungen der Patientenanwaltschaft etwas klarer formuliert werden und die Vorschläge klarer formuliert werden, damit man erkennen kann, welche Maßnahmen sich die Patientenanwaltschaft vorstellen kann, um die Patientenrechte besser zu schützen und im Interesse der Patienten zu agieren. 

Darüber hinaus erwarte ich mir auch, dass im jeweiligen Jahresbericht regelmäßig eine Evaluierung der Anregungen und Empfehlungen beziehungsweise Beanstandungen und Kritikpunkte des jeweils letztjährigen Berichtes enthalten sind. 

Daher bringe ich einen Antrag ein: Reform der Berichterstattung durch die Wiener Patientenanwaltschaft. Er enthält das, was ich jetzt eben gesagt habe.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an den Herrn Bürgermeister und an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales beantragt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie ich erwähnt habe: Die Patientenanwaltschaft ist sehr, sehr wichtig. Trotzdem bin ich überzeugt, und ich sage das wirklich nur in ein paar Sätzen, weil es schon zu oft in diesem Haus gesagt worden ist, dass es notwendig ist, den Pflegeombudsmann Dr Vogt gesetzlich zu verankern. Wir haben nun endlich nach vielen, vielen Jahren ein Pflegeheimgesetz und auch die Verordnung dazu, und da wäre diese Verankerung des Pflegeombudsmanns notwendig. Wir kennen die demographische Entwicklung, wir wissen, was in den nächsten Jahren, Jahrzehnten gerade im Pflegebereich auf uns zukommt, und ich halte es für wichtig und notwendig, vorausschauend zu agieren und nicht immer erst im Nachhinein reagieren zu müssen. 

Die Frau Stadträtin ist nicht da, aber Herr Dr Rieder wird das sicher weitergeben. Ein Pflegeombudsmann ist wichtig, aber er darf nicht im luftleeren Raum agieren, sondern er muss auch gesetzlich verankert werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich hoffe sehr, dass die Frau StRin Mag Brauner unsere Vorschläge endlich ernst nimmt und auch umsetzt. Denn eines kann ich Ihnen versichern, meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion: Wir wissen, dass Politik das Bohren dicker Bretter mit beharrlicher Ausdauer bedeutet. Und glauben Sie mir: Diese Beharrlichkeit, diese Ausdauer, dieses Bohren in dicken Brettern werde ich beziehungsweise werden alle meine Freunde aus der Wiener ÖVP auch in Zukunft tun, solange, bis vernünftige Vorschläge von Ihnen realisiert werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber apropos Bohren dicker Bretter: Ich habe noch den Antrag "Erhöhung Heizkostenzuschuss", und zwar aus aktuellem Grund, erstens wegen der tiefen Temperaturen, die wir alle spüren, wir spüren es, aber viele müssen darunter sehr leiden, und zweitens, meine sehr geehrten Damen und Herren der Mehrheitsfraktion, Ihr Bundesvorsitzender Dr Gusenbauer fordert es auch. Für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen fordert er finanzielle Unterstützung, aber wie so oft an die falsche Adresse. Dabei wäre es so einfach. Er müsste eigentlich nur seinen Parteifreund Dr Häupl auffordern, das zu tun, was eigentlich selbstverständlich wäre, was viele andere Bundesländer gemacht haben. Ich denke an Vorarlberg mit 176 EUR. Wir haben nach langer Diskussion 75 EUR beschlossen. Also er braucht eigentlich nur das zu tun: Ein Anruf sollte genügen, von einem Parteifreund zum anderen. 

Aber nachdem das nicht gemacht wurde, machen wir es, und ich bringe damit einen Beschlussantrag ein betreffend Erhöhung des Heizkostenzuschusses in Wien: 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, den außerordentlichen Heizkostenzuschuss auf 176 EUR anzuheben. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Danke schön.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Zu Wort gemeldet hat sich zur Geschäftsordnung der Abg Herzog. Ich erteile es ihm.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident!

Zu den abgegebenen Erklärungen Ihrerseits unseren Respekt vor der Person des Präsidenten, keine Frage.

Es sind aber heute doch sehr, sehr weitgehende Äußerungen vor allem des Herrn Margulies in mehreren Wortmeldungen erfolgt, die vom Herrn Präsidenten zum Teil auch verlesen wurden. Dabei wurden zwei Bemerkungen und zwei Worte herausgehoben und inkriminiert, das Wort "Würschtl", wo es überhaupt keine Frage ist, dass das eine abwertende Beurteilung ist und dass diese Beurteilung, diese Bemerkung sicherlich an diesem Ort fehl am Platz ist. Keine Frage.

Das Wort "Rassist", würde ich aber meinen, hat eine andere Qualität, hat ja auch irgendwo eine strafrechtliche Zuordnung unter Umständen, und daher finde ich und bedaure ich, dass hier eine gewisse fehlende Differenzierung zweier gleichwertiger Ordnungsrufe in dieser Sache seitens des Herrn Präsidenten erfolgt ist. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Erika Stubenvoll: Es gibt keine Unterscheidung! – Abg Christian Oxonitsch: Es gibt keine Ordnungsrufe erster und zweiter Klasse!)
Präsident Heinz Hufnagl: Herr Abgeordneter, ich kann keine halben, dreiviertel oder doppelten Ordnungsrufe erteilen. Das kennt die Geschäftsordnung nicht. Ich kann nur grenzwertige Überschreitungen mit dem dafür vorgesehenen Disziplinarium ausstatten. Das tat ich, und ich glaube, dass damit die Sache erledigt ist.

Wir setzen die Debatte zur Postnummer 2 fort. Herr Abg Deutsch hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Gesetz über die Wiener Patientenanwaltschaft sieht vor, dass jährlich ein Tätigkeitsbericht an die Landesregierung vorgelegt wird, der dann in der Folge auch dem Landtag übermittelt wird. Bis dato war ein Vorlagetermin nicht vorgesehen. Dieser soll nunmehr in dieses Gesetz aufgenommen werden, sodass durch die Fristsetzung zur Vorlage der Tätigkeitsberichte an die Landesregierung bis zum 30.9 des Folgejahres auch eine rechtzeitige Abgabe der Berichte gewährleistet ist. 

Es wurde diese Novelle aber auch zum Anlass genommen, dass das Gesetz durchgehend geschlechtsneutral formuliert wurde. 

Der Gesetzesantrag ist eigentlich völlig unspektakulär und auch einstimmig im Ausschuss beschlossen worden. 

Ich möchte daher meine Wortmeldung zum Anlass nehmen, mich mit den eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträgen auseinander zu setzen.

Den Antrag der Frau Kollegin Korosec betreffend die Reform der Berichterstellung durch die Wiener Patientenanwaltschaft kann ich deshalb nicht nachvollziehen, weil mit dem Antrag der Versuch unternommen wird, eigentlich einer weisungsfreien Patientenanwaltschaft per Beschlussantrag im Landtag vorschreiben zu wollen, wie ein Bericht zu erstatten ist oder wie der Bericht zu gestalten ist. Ich würde gerne wissen, was Sie in Ihrer früheren Funktion als Volksanwältin gesagt hätten, wenn jemand einen Antrag eingebracht hätte und Ihnen vorschreiben wollte, wie Sie als Volksanwältin den Bericht zu gestalten haben. Sie können der Patientenanwaltschaft nicht vorschreiben, wie der Bericht auszusehen hat. Ich ersuche Sie daher, diese Weisungsfreiheit ernst zu nehmen und nicht nur, wenn es Ihnen angenehm ist. 

Darüber hinaus ist, wenn man den Text des Antrages genau betrachtet, die Schlussfolgerung, zu der Sie kommen, in keinster Weise nachzuvollziehen, wo davon die Rede ist, dass es selten zu Veränderungen im Sinne der Patientenanwaltschaft auf Grund deren Berichte komme. Das ist in keiner Weise belegt und auch aus den Erläuterungen des Patientenanwaltes in schriftlicher und in mündlicher Form hier am Rednerpult nicht zu Interpretieren, und aus diesem Grund werden wir Ihren Beschluss- und Resolutionsantrag ablehnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener Patientenanwaltschaft ist eine seit dem Jahre 1992 bestehende unabhängige und weisungsfreie Einrichtung zur Wahrung und Sicherung der Interessen der Patientinnen und Patienten in allen Bereichen des Gesundheitswesens in Wien, und an diesem im Gesetz festgeschriebenen Grundsatz sollte auch nicht gerüttelt werden.

Betreffend die gesetzliche Verankerung des Pflegeombudsmanns Dr Vogt, über die wir ja nahezu in jeder Sitzung immer wieder diskutieren, meine ich, dass es hier eigentlich eine sehr klare Position gibt (Abg Dr Sigrid Pilz: Ja, leider!), nämlich dass es keinen Sinn macht, Teile oder Kompetenzen aus dem Patientenanwaltgesetz herauszulösen, weil das die Patientenanwaltschaft aushöhlen und auch schwächen würde, und wir stehen eben für eine starke und weisungsfreie Patientenanwaltschaft im Interesse der PatientInnen.

Sie wissen sehr genau, dass der Herr Dr Vogt ja auch Mitglied der Heimkommission ist, eines Expertengremiums, das beim Patientenanwalt angesiedelt ist. Diese Heimkommission hat sich bereits konstituiert, hat die Arbeit auch bereits aufgenommen. Über die Heimkommission hat der Herr Dr Vogt auch die Möglichkeit, in alle Unterlagen Einsicht zu nehmen. 

Aber ich frage mich, ob Sie mit Ihrer Forderung einer gesetzlichen Verankerung analog dem Patientenanwalt überhaupt dem Herrn Dr Vogt einen guten Dienst erweisen würden. (Abg Dr Sigrid Pilz: Ja, sicher!) Nein, Sie würden ihm mit diesem Vorschlag eher ein Problem bereiten (Abg Dr Sigrid Pilz: Nein!), weil der Patientenanwalt ja auch der Amtsverschwiegenheit unterliegt und es dem Herrn Dr Vogt ein besonderes Anliegen ist, mit den konkreten Fällen eine Öffentlichkeit herzustellen. Sie würden damit dieses Ziel unterlaufen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Antrag auf Erhöhung des Heizkostenzuschusses – die Frau Kollegin Korosec ist ja auch darauf eingegangen –, den wir bereits Anfang Dezember letzten Jahres diskutiert haben: Wir haben 75 EUR als außerordentlichen Heizkostenzuschuss beschlossen, praktisch als Ergänzung zum monatlichen Zuschuss für Sozialhilfeempfänger in der Größenordnung von 39,58 EUR. Aber ich erinnere daran, dass wir gleichzeitig auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag beschlossen haben – ich zitiere –:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, sie möge den Heizkostenzuschuss der Stadt Wien in Höhe von 75 EUR durch einen ebenso hohen Betrag seitens des Bundes auf insgesamt 150 EUR verdoppeln, um damit für bedürftige Haushalte einen Ausgleich für jene Belastungen zu schaffen, welche durch die Erhöhung der Energiepreise und Energieabgaben entstanden sind."

So lautet der Antrag, wie er auch vom Wiener Gemeinderat beschlossen wurde.

Wien lässt sozial bedürftige Menschen nicht im Stich. Jetzt ist der Bund am Zug, der mit einem erhöhten Steueraufkommen nicht nur auf Grund des Mehrverbrauchs, sondern natürlich auch auf Grund der gestiegenen Energiepreise rechnen kann, und auch die Landeshauptleutekonferenz hat im Sinne einer Kostenteilung an die Bundesregierung bereits appelliert. 

Ich wiederhole daher, was ich bereits in der Debatte am 1. Dezember sagen konnte, auch zu einem ähnlichen Antrag, den Sie eingebracht haben. Unser Vorschlag ist, den einmaligen Heizkostenzuschuss von 150 EUR durch das Land und den Bund zusätzlich zum monatlichen Zuschuss zu finanzieren.

Grundsätzlich ist jedoch, und das ist ja auch heute in Medienberichten angesprochen worden, ein bundeseinheitlicher Heizkostenzuschuss für sozial Bedürftige erforderlich. Der Bund soll natürlich auch seinen Teil zur Unterstützung sozial Bedürftiger beitragen, statt im wahr-
sten Sinne des Wortes seine Politik der sozialen Kälte fortzusetzen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Gerstl: Lauter Phrasen!)
Wissen Sie, was das Problem in diesem Land ist? Das Problem ist das, dass Österreich eine Sozialministerin hat, die sich auf den Vorschlag der Wiener Gesundheitslandesrätin, den Heizkostenzuschuss von 75 EUR auf 150 EUR zu verdoppeln, erstens einmal lange Zeit gelassen hat, überhaupt darauf zu antworten, und dann in dieser Antwort dringestanden ist, dass sie sich für diese Forderung nicht zuständig fühlt. Das ist das eigentliche Problem in diesem Lande, dass es eine Sozialministerin gibt, die sich für sozial schwache Menschen nicht zuständig fühlt. Das ist der eigentliche Skandal! Das ist Ihr Koalitionspartner! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Gerstl: Sie ist nicht zuständig laut Verfassung! Das ist keine Bundeskompetenz! Lernen Sie Verfassung!) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau Kollegin Pilz betreffend die Umsetzung des nationalen Influenza-Pandemieplans im Bundesland Wien möchte ich zunächst festhalten, nicht weil ich der Meinung wäre, dass Sie es nicht wissen, aber weil man es gerade, um Panikmache zu verhindern, gar nicht oft genug sagen kann, dass es sich bei der Vogelgrippe um eine Tierseuche handelt, die von Tier zu Tier übertragen wird (Abg Dr Sigrid Pilz: Das kann man so nicht sagen!), und in jenen Fällen, wo tierische und menschliche Lebensräume direkt verbunden sind – denken wir nur an die Wohnsituation in Südostasien oder in den ländlichen Gebieten der Türkei –, natürlich das Infektionsrisiko für Menschen ein höheres ist. Aber das ist mit Wien in keiner Weise zu vergleichen, und daher können wir auch von einem deutlich geringeren Infektionsrisiko ausgehen.

Aber unabhängig davon werden selbstverständlich Vorkehrungen für ein eventuelles Auftreten eines mutierten Influenza-Subtyps getroffen, der dann von Mensch zu Mensch leicht übertragbar wäre. Diese Maßnahmen werden im Rahmen der Influenza-Pandemieplanungen vorbereitet. Es haben hier insgesamt bereits sieben landesweite Koordinationssitzungen und mehrere Arbeitsgruppen-Sitzungen stattgefunden. Und gerade von Seiten des Bundes – um auch ein positives Beispiel zu bringen – wird hier die hervorragende Zusammenarbeit mit dem Land Wien betont, sowohl vom Büro der Frau Bundesministerin als auch vom Generaldirektor für öffentliche Gesundheit, weil die Mitarbeit des Wiener Magistrats am österreichischen Influenza-Pandemieplan diese Entstehung ganz wesentlich unterstützt hat. Andererseits ist die Landessanitätsdirektion als mittelbare Bundesverwaltung als Vollzugsorgan des Ministeriums tätig, eben auf Basis des vom Bundesministerium ausgearbeiteten Influenza-Pandemieplanes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Pandemievorbereitungen für Wien sind sehr umfassend. Seit rund zwei Jahren beschäftigt sich in Wien auch eine eigene Arbeitsgruppe mit der Wiener Influenza-Pan-
demieplanung, wobei grundsätzlich seit vielen Jahren, unabhängig davon, Maßnahmen gegen die fast jährliche Influenza-Epidemie in Kraft gesetzt werden. Aber im Rahmen dieser Pandemievorbereitungen wurden etwa 80 Fässer Tamiflu für die prophylaktische Anwendung bestellt. Diese Gesamtmenge entspricht ungefähr 500 000 Therapieeinheiten. Es wurde auch eine Vorbestellung für Schutzmasken abgegeben, die sollen dann abgestuft nach dem jeweiligen Gefährdungsgrad zum Einsatz kommen. Die Bevorratung von antiviralen Medikamenten - auch hier herrscht Klarheit gegenüber dem Bund - wird für den Pandemiefall bundesweit durch das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen erfolgen. Darüber hinaus existieren in Wien natürlich konkrete Ablaufpläne für die Krankenanstaltenversorgung von schwerkranken Influenza-Patienten. Es gibt einen bedarfsorientierten Stufenplan sowohl im Bereich des Krankenanstaltenverbundes wie auch einen Bettenplan der Privatspitäler. 

Es existiert auch ein Rahmenplan für die Gewährleistung der Mobilen Dienste, die ebenfalls angesprochen wurden, von Seiten des Fonds Soziales Wien bis zur Verteilungslogistik, wenn es etwa um die Verteilung der Schutzmasken geht. 

All diese Dinge sind in Vorbereitung beziehungsweise auch in Ausarbeitung, wobei zusätzlich in Ergänzung zu diesen Bundesvorgaben auch Merkblätter ausgearbeitet werden, für das medizinische Fachpersonal genauso wie für die Bevölkerung, wenn es um Vorsorgemaßnahmen und Gesundheitstipps geht.

Daher komme ich zum Schluss und meine, dass all diese Maßnahmen zeigen, dass Wien gut vorbereitet ist und Vorkehrungen in Kooperation mit dem Bund im Rahmen der Influenza-Pandemieplanung erfolgen. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka: Ich möchte abschließend noch einmal auf das Gesetz zur Wiener Patientenanwaltschaft zurückkommen und feststellen, dass es diese Fristsetzung der Patientenanwaltschaft ermöglicht, innerhalb eines angemessenen Rahmens die jährliche Berichterstattung durchzuführen. 

Auf der anderen Seite möchte ich also schon feststellen, dass gerade im Gesetz für die Wiener Patientenanwaltschaft die Aufgaben sehr genau geregelt sind und es die vordringlichste Aufgabe und auch das Anliegen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Patientenanwaltes ist, die Patienten bei der Durchsetzung ihrer Rechte zu unterstützen, zu beraten und ihnen auch zu ihrem Recht zu verhelfen. 

Ein Kontrollorgan und Evaluationsorgan kann die Patientenanwaltschaft nicht sein, das wäre eine viel zu umfassende Aufgabe. Außerdem gibt es im Bereich der Landesregierung und des Gemeinderates genügend Kontrollmaßnahmen, die hier auch eingesetzt werden können. 

Ich ersuche daher nochmals um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich darf damit die einstimmige Beschlussfassung festhalten. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen. 

Es liegen mir drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, und ich werde sie in der Reihenfolge des Einbringens nunmehr verlesen. 

Der Antrag der Frau Dr Sigrid Pilz betrifft die Umsetzung des nationalen Influenza-Pandemieplans im Bundesland Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Gemeinderatsgeschäftsgruppe Gesundheit und Soziales verlangt. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist ebenfalls einstimmig beschlossen.

Für die Österreichische Volkspartei haben die Abg Korosec und Praniess-Kastner einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Reform der Berichterstattung und Berichterstellung durch die Wiener Patientenanwaltschaft eingebracht. In formeller Hinsicht ist ebenfalls die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales sowie an den Herrn Bürgermeister vorgesehen. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist ohne die Sozialdemokratie, nur unterstützt von der Österreichischen Volkspartei, der grünen Fraktion und den Freiheitlichen, somit die Minderheit.

Des Weiteren hat die Fraktion der Österreichischen Volkspartei in figura durch die Frau Abg Korosec und den Herrn Dr Aigner einen Antrag betreffend Heizkostenzuschuss in Wien eingebracht. Ich bitte jene Damen und Herren des Wiener Landtages, die diesem Erhöhungsantrag des Heizkostenzuschusses zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist unterstützt von der ÖVP, von den Freiheitlichen und der grünen Fraktion. Dies ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke keinen Widerspruch. Ich bitte daher jene Mitglieder des Wiener Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist so wie bei der ersten Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 3 betrifft die Wahl eines Mitgliedes sowie eines Ersatzmitgliedes im Wiener Landessportrat. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich der Herr StR Ellensohn zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Das ist eigentlich ein Akt, zu dem man nicht unbedingt lang sprechen müsste. Deswegen haben auch offensichtlich zwei RednerInnen zurückgezogen. 

Es handelt sich um Folgendes: Der Abg Vettermann ist Vorsitzender des entsprechenden Ausschusses und somit automatisch Mitglied des Landessportrates. Er macht seinen Platz quasi frei, er wird nachbesetzt. Soweit, so gut. 

Dieses Gremium, der Landessportrat, umfasst 13 stimmberechtigte Mitglieder und 2 nicht stimmberechtigte Mitglieder. An diesen 13 sieht man, wie man mit dem d'hondtschen System, mit dem wir hier die Mandate besetzen, die einzelnen Ausschüsse und andere Möglichkeiten der Geschäftsordnung, von fünf PolitikerInnen fünf besetzen kann mit einer Fraktion. Vorgesehen sind drei stimmberechtigte Landtagsabgeordnete. Die werden ausgesucht nach d'Hondt. Dann gibt’s noch einen Vorsitz, in dem Fall eine Vorsitzende, und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Das wären dann fünf PolitikerInnen. Dazu gibt's noch vom ASKÖ, von der Union, vom ASVÖ, vom Fußballverband und vom Magistrat jeweils Stimmberechtigte, entweder zwei oder einen. Die drei nach d'Hondt sind, das ist das Wahlergebnis, 1, 2, 3 SPÖ. Den Vorsitz bekommt das Mitglied der Landesregierung, das mit der Thematik betraut ist, in diesem Fall die StRin Laska, SPÖ, und den stellvertretenden Vorsitz bekommt laut Statut der Vorsitzende des entsprechenden Ausschusses, das ist in dem Fall der Abg Vettermann, SPÖ. Es sitzen also fünf PolitikerInnen in diesem Gremium mit Stimmrecht; und alle fünf sind von der gleichen Fraktion. 

Jetzt hat es heute einen, sag ich ausnahmsweise freundlich, intelligenten Antrag der Volkspartei geben, der leider zurückgezogen wurde, betreffend die Reform des Wiener Landessportrates, der nichts anderes zum Ziel gehabt hat, als dass am Ende alle Parteien, die hier im Landtag vertreten sind, auch im Landessportrat vertreten sein sollen, und nicht einmal fertig ausformuliert, sondern mit einer Zuweisung: Sprechen wir darüber, wie das ausschaut, mit Stimmrecht, ohne Stimmrecht, beratendes Mitglied, geht das auf die fünf, weil allein wenn man die fünf PolitikerInnen nach d'Hondt aufteilen würde, wäre die Verteilung immerhin so, dass es drei von der SPÖ weiterhin sind, aber auch einmal die ÖVP und einmal die GRÜNEN vertreten wären. 

Wir wären dem Antrag der ÖVP beigetreten. Keine Ahnung, was der ÖVP versprochen wurde, dass sie ihn zurückgezogen hat. (Abg Erika Stubenvoll: Nichts!) Vielleicht sind sie auch nur bei Durchsicht der Landessporträte in den anderen Bundesländern draufgekommen, dass es dort, wo die ÖVP regiert als Mehrheitsfraktion, ganz ähnlich ist, weil in Tirol sitzen natürlich auch keine GRÜNEN im Landessportrat, und in anderen Bundesländern, in denen die ÖVP den Landeshauptmann stellt, ist dasselbe der Fall, zum Beispiel in der Steiermark. (Abg Harry Kopietz: SPÖ! – Abg Godwin Schuster: Aktuell bleiben!)

Wir werden heute dem Antrag trotzdem zustimmen. (Abg Godwin Schuster: Der Landeshauptmann in der Steiermark ist nicht mehr schwarz!) Ich versuche jetzt, vor 16 Uhr fertig zu werden. Ich kann also auf die Zwischenrufe nicht reagieren. Wir haben ja eine erste und eine zweite Lesung und müssen das noch über die Runden bringen. Ich versuche ja auch, keine weiteren Wortmeldungen zu provozieren. 

Wir werden dem Antrag also zustimmen, weil wir nichts gegen die Personen haben, die diesem Akt heute zugrunde liegen. Wir werden uns aber vorbehalten, nachdem uns die ÖVP als Partner in dieser Frage leider abhanden gekommen ist, nämlich in der Umbesetzung des Landessportrates, zu überlegen, wie ein Antrag zur Veränderung der Zusammensetzung des Landessportrates aussehen kann, dass nicht von fünf PolitikerInnen alle fünf der gleichen Fraktion angehören, dass das in Zukunft anders geteilt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke sehr. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist sohin geschlossen. 

Bevor wir nun zur Wahl eines Mitgliedes und eines Ersatzmitgliedes des Landessportrates schreiten, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs 4 der GO des Wiener Landtages sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, soweit der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage nunmehr vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Vorgangsweise zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist sohin einstimmig.

Der Abg Heinz Vettermann ist als Mitglied und die Abg Nurten Yilmaz als Ersatzmitglied ausgeschieden. 

Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Partei lautet nunmehr darauf, die Kollegin Nurten Yilmaz als Mitglied und die Kollegin Anica Matzka-Dojder als Ersatzmitglied in den Landessportrat zu wählen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen Wahlvorschlag unterstützen, um ein Handzeichen. – Dies ist sohin von der sozialdemokratischen Fraktion und der grünen Fraktion zum Beschluss erhoben. (Abg Johann Herzog: Und auch die Freiheitlichen!) Pardon, auch die wenigen anwesenden Abgeordneten der Freiheitlichen Partei sind diesem Vorschlag beigetreten. Anders ausgedrückt: Die Bestellung erfolgte ohne die Stimmen der Österreichischen Volkspartei.

Wir kommen nunmehr zu dem Verlangen, das der Abg Mag Rüdiger Maresch einreichte, nämlich die an den Landeshauptmann gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Geplante Volksgarage im Bacherpark". Vom Fragesteller wird sie nunmehr mündlich begründet und hierauf die Debatte zu diesem Gegenstand eröffnet.

Die Verlesung wurde von der antragstellenden Fraktion respektive dem Kollegen Maresch als nicht notwendig bezeichnet. 

Ich bitte daher, die Begründung gemäß § 37 Abs 1 der Geschäftsordnung mit einer Redezeit von 20 Minuten vorzunehmen.

Bitte, Herr Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Die Sache mit dem Bacherpark ist wirklich sehr, sehr verwunderlich und beginnt ja nicht erst vor wenigen Monaten. Ich sehe den Herrn Bezirksvorsteher da. Wir haben uns eigentlich die ganze Zeit gewundert, warum es keine Gespräche gibt und warum eigentlich die ganze Zeit eine Anrainerbefragung verweigert wird. Wir haben uns gefragt, ob es da einen Hintergrund gibt, und das wollen wir heute vom Herrn Bürgermeister wissen.

Die Beschlusslage schaut nämlich so aus, dass es einen Beschluss im Bezirk und auch im Gemeinderat gibt, dass eine Garage unter dem Bacherpark errichtet werden soll. Gleichzeitig gibt es auch eine Ablehnung einer AnrainerInnenbefragung hier im Gemeinderat, aber auch im Bezirk. Und es gibt eine sehr, sehr große Förderung für eine Volksgarage. Laut Homepage des Garagenerrichters sind es 157 Garagenplätze, anderswo steht wiederum, dass es 185 Garagenplätze sind. Egal: Es gibt eine Volksgaragenförderung, und in Summe soll es rund 3,2 Millionen EUR ausmachen.

Wir hatten gestern hier schon eine Debatte, warum 450 000 EUR viel Geld sind. Der Garagenbetreiber wird eine Fördersumme von rund 2,5 Millionen EUR bekommen, wenn sich das mit der Inflation so ausgeht. Das ist wirklich eine sehr, sehr hohe Summe, die durchaus mehr Aufmerksamkeit verdient hat, und deswegen stellen wir heute diese Dringliche Anfrage. 

Gleichzeitig wird aber interessanterweise auch immer gesagt, dass es nur eine Verbesserung im Park geben soll, wenn gleichzeitig darunter eine Garage entsteht. Das heißt, die Bürger können es sich aussuchen: Entweder Garage und verbesserter Park oder nichts. Diese Auswahl ist irgendwie eigenartig! Wenn man sich jetzt anschaut, was rundherum im Zusammenhang mit Volksgaragen passiert ist, dann findet man wirklich Horrorbeispiele, etwa aus dem 17. Bezirk, Dornerplatz, oder auch aus anderen Bezirken. Im Hinblick darauf muss man sagen: Dass es eine Betonwüste nach einem lebendigen Marktplatz wie zum Beispiel auf dem Dornerplatz gibt, das kann nicht sein! (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.) Wir kommen schon noch darauf zu sprechen, keine Sorge, das kommt schon noch!

Auf dem Hofferplatz gibt es eine Asphaltwüste mit ein paar kleinen Kästen, in denen Bäume stehen, und beispielsweise auf dem Ludo Hartmann-Platz oder – noch besser – auf dem Reithofferplatz ist die Oberfläche so gut gestaltet, dass man Scheinakazien gesetzt hat, die jetzt im Wasser stehen, und die Bäume gehen ein. (Weiterer Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)
Lieber Herr Klubobmann der SPÖ! Schauen Sie sich einmal den Reithofferpark an, und schauen Sie sich vor allem auch die Scheinakazien an, wie sie im Wasser stehen und ihre Blätter verlieren! Da wird es eine Nachbesserung geben müssen, und ich weiß, wie hervorragend die ganze Geschichte gemacht ist. Im Zusammenhang mit dem Dornerplatz hat sich die SPÖ – sprich, die Stadt Wien – über den Tisch ziehen lassen und musste selbst die Oberflächengestaltung bezahlen. Und so, wie der Bezirk sie gestaltet hat, schaut sie auch aus. – Das ist die eine Seite.

Die andere Seite: Es gibt eine Bürgerinitiative, die 2 300 Unterschriften sammelt und eine AnrainerInnenbefragung verlangt, aber interessanterweise ticken die Uhren in Margareten offensichtlich komplett anders. Auf der Landstraße soll beispielsweise eine Garage unter dem Rudolf von Alt‑Platz gebaut werden. Der Herr Vorsteher einigt sich mit der Bürgerinitiative auf eine gemeinsam durchgeführte AnrainerInnenbefragung und darauf, dass es nachher Akzeptanz gibt. Im 14. Bezirk soll unter dem Schützplatz auch eine Volksgarage gebaut werden. Die Bürger stimmen dagegen, das Quorum wird nicht erreicht, gemeinsam sucht man sich einen alternativen Standort, und so wie es ausschaut, gibt es auch einen alternativen Standort. – Nur in Margareten gibt es das nicht. Warum, weiß man nicht!

Im ersten Bezirk sagt die Bezirksvorsteherin, dass eine AnrainerInnenbefragung stattfinden soll. Hier wird das abgelehnt, aber es wird dem Bezirk überlassen, so etwas durchzuführen oder nicht. Offensichtlich hat es eine Meinungsänderung gegeben: Es soll sein. Es hat in der Stadt Wien schon einige Beispiele gegeben, warum eine AnrainerInnenbefragung durchgeführt wurde und warum nicht. Nur in Margareten ist das anders. Jetzt muss man sich aber Margareten anschauen: Margareten ist einer der wenigen Bezirke, die ein Bürgerbeteiligungsmodell in Wien haben, es heißt "Lokale Agenda 21". Da wurde eine demokratische Diskursebene geschaffen, auf der Konflikte angesprochen werden und sich die Bürger in Form von Gestaltungsvorschlägen für den Bezirk verwirklichen können. Und genau in einem solchen Bezirk verweigert der Herr Bezirksvorsteher jeglichen Kontakt zur Bürgerinitiative, ganz im Gegensatz zum ehemaligen Bezirksvorsteher im 9. Bezirk, wo es auch einen großen Konflikt um die Sensengasse gegeben hat, wo man aber sehr wohl ein Modell gefunden hat.

Ganz im Gegenteil: Plötzlich taucht eine Seite im Internet auf, die sich "Aktuelles‑SPÖ-Wien-Vienna-Mar-
gareten" nennt. Da geht es um “Aktuelles aus dem Bezirk/Wien“, und man muss sich wirklich einmal geben, was da steht.

Zunächst gibt es einmal eine Internetseite der Bürgerinitiative. Da wurden einige Fotos veröffentlicht. Die drei Autoren beziehungsweise Verantwortlichen sind übrigens Herr Ditmar Wenty, meines Wissens SPÖ-Bezirksrat, Herr Hannes Seitner, er war immer ein wichtiger Mann, und zwar der Chef des Integrationsfonds in Wien, und Herr Walter Fandl scheint in der Bezirkspolitik auch nicht ganz unwichtig zu sein. Und es schaut so aus, dass man diese Bilder sozusagen illegalerweise gekapert und auch noch etwas anderes darunter geschrieben hat. Das kann man Ihnen wirklich nicht vorenthalten, und deswegen heute auch diese Anfrage.

Auf der genannten Seite ist zu lesen: „Im Bacherpark campieren seit einigen Tagen seltsame Gestalten. Bei näherem Hinsehen sind Mitglieder der ’Bürgerinitiative gegen den Bacherpark’ und wenige ’Grüne Sympathisanten’, welche OHNE GENEHMIGUNG“ – das ist groß geschrieben, damit man es wirklich merkt – „dort ILLEGAL campieren und den Park beschädigen, identifizierbar.“ – Gut.

Als Beweis für die Beschädigung werden illegale Grabarbeiten mit einem Foto angegeben. Wenn man genau hinschaut, erkennt man, dass das die Baufirma ist, die die Spielgeräte abmontiert. Das Foto ist illegal unter Copyright-Verletzung von der Homepage entnommen worden. Aber es geht noch weiter: „Nachfolgend einige Bilder eines kleinen Grüppchens“ – der Herr Bezirksvorsteher ist allerdings auch nur ein kleines Grüppchen, nämlich ein Ein-Personen-Grüppchen! –, „welches sich gegen jede Art von Demokratie stellt, Abstimmungsergebnisse ignoriert, in fundamentalistischer Art und Weise Hass und Zwietracht sät, den Park laufend beschädigt“ – und die Behauptung, die jetzt kommt, ist strafbar, Herr Bezirksvorsteher! – „und unschuldige Kinder für ihre schmutzigen Ziele missbraucht.“

Das muss man sich einmal geben! Das ist genau dieselbe Diktion, wie Hesoun sie in Hainburg anwendete: Menschen für schmutzige Ziele und noch dazu Kinder missbrauchen! 

Aber es geht noch weiter! Da heißt es: „Stellvertretend für andere Beweise hier einige Fotos aus der reichhaltigen Beweislast illegaler Tätigkeit.“ Dann kommen ein paar Fotos. Eines, das unter Punkt c) aufgeführt ist, ist besonders interessant. Dabei steht: „Gulasch (eine Spende von Alkoholix?)“ – wer immer das ist, Herr Bezirksvorsteher! – „UND Alkoholika sind an der Tagesordnung – hält angeblich warm.“ 

Darunter geht es weiter: „d) Hunde-Kot/-Urin an vielen Stellen, nur nicht in der Hundeauslaufzone!“ Dann kommt noch das Foto einer jungen Dame mit einem Hund, das Recht auf ihr eigenes Bildnis ist wurscht, denn das ist offenbar egal.

Noch einmal: Da gibt es etwas zum Klagen, Herr Bezirksvorsteher, zumindest gegenüber diesen drei Herren!

Weiters habe ich hier einen Brief, der mir geschickt wurde: Da beklagt sich jemand, und Herr Stephan Stüger von der SPÖ-Margareten schreibt an einen Herrn Wirius zurück: „Bei der von Ihnen angesprochenen Homepage handelt es sich nicht, wie fälschlicherweise in einigen Medien berichtet, um die offizielle Homepage der SPÖ-Margareten.“ – No na! Dann schreibt er übrigens die falsche Internetadresse der Homepage Margareten hin, www.margareten.spoe.at ist ein bisschen anders. – Es handle sich also nicht um die offizielle Homepage der SPÖ-Margareten, „sondern um den Internetauftritt einer Sektion, das heißt einer Teilorganisation: Als wir von den angesprochenen Berichten über die aktuelle Situation erfahren haben, wurde die sofortige Entfernung angeregt, um wieder zu den Fakten und zur Sachlage zurückzukehren.“ – So.

Dann waren wieder Fakten da, dann ist es nämlich um den Wahlausgang gegangen, das ist schon eine Zeitlang her. Also noch einmal: Diese Homepage ist nicht die Homepage der SPÖ-Margareten, sondern die SPÖ-Homepage einer Sektion. Interessanterweise ist für die Homepage aber auch ein Herr Wenty mitverantwortlich, meines Wissens Bezirksrat der SPÖ.

Das heißt: Es besteht eine Situation, in der Menschen ganz bewusst kriminalisiert werden sollen. Daher ist jetzt der Herr Bürgermeister gefragt, und ich bin schon ganz gespannt, was er darauf sagen wird! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke Herrn Abg Mag Maresch für die Begründung und bitte nunmehr den Herrn Landeshauptmann, die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vorzunehmen.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich denke, wir tun uns beide Gutes, wenn wir auf alle Verzierungen und historischen Darstellungen der Entwicklung dieses Konflikts und Ähnliches verzichten. Ich möchte mich daher auf die mehr oder weniger drei Fragen konzentrieren, die hier konkret gestellt wurden.

Eine Vorbemerkung kann ich mir nicht ersparen: Ich muss einmal mehr darauf hinweisen, dass ich beim besten Willen nicht erkennen kann, was das mit dem Land Wien zu tun hat. Das hat fraglos eine ganze Menge mit der Gemeindeverwaltung zu tun, aber es hat zweifellos nichts mit dem Land zu tun. Ich werde es trotzdem beantworten, das ist auch zugelassen. Aber irgendwann in stiller Stunde wird man mir die Strategie wahrscheinlich erklären. Ich habe halt den doofen Verdacht, dass keine Strategie dahinter steckt, sondern einfach eine Frist im Gemeinderat versäumt wurde und das jetzt eben erst im Landtag eingebracht wird. – Sei dem, wie dem auch sei. Es ist ja nicht das wirklich Wichtige an der ganzen Geschichte, es geht auch so.

Zunächst einmal zur Frage: „Wieso haben Sie bisher ein Gespräch mit der Bürgerinitiative Bacherpark abgelehnt? Werden Sie nun das direkte Gespräch suchen?“ – Darauf kann ich eine formale Antwort, aber natürlich auch eine inhaltliche geben. Die formale Antwort ist ausschließlich mein Problem, und das wird Sie sicherlich auch nicht interessieren. Ich habe zwischen 40 und 60 Terminwünsche pro Tag, und daher muss ich irgendwie schauen, dass ich einigermaßen mit dem Terminmanagement zu Rande komme. Aber ich sage es noch einmal: Das ist mein Problem und niemandes anderen.

Das inhaltliche Argument ist schon ein etwas anderes: Gerade die Volksgaragen sind ganz bewusst als Instrumentarium der Dezentralisierung konzipiert worden. Weder Kollege Schicker noch ich haben uns jemals in irgendeine Standortbestimmung einer so genannten Volksgarage eingemischt. Wir haben uns in keinem einzigen Bezirk eingemischt, sondern das hat der Bezirk festzulegen. Natürlich haben wir das, was die Stadt formal zu tun hat, von allfälligen Widmungsfragen bis hin zu Genehmigungsbereichen, zu erledigen. Ich spreche jetzt nicht vom Verwaltungsrecht, aber politisch gesehen haben wir das in der Vergangenheit so gehandhabt. (Abg Mag Wolfgang Gerstl bringt dem Redner, der stimmlich indisponiert ist, ein Glas Wasser.) Jetzt bin ich schon eine Menge Jahre da, aber das habe ich auch noch nicht erlebt! (Allgemeine Heiterkeit.) Danke vielmals! Reines Wasser ist schon etwas wert!

Daher war es für mich auch klar, dass diese Diskussion im Bezirk zu halten ist und auch im Bezirk abgeführt werden soll. Ich habe ein einziges Mal über eine Garage ein Gespräch geführt, das die neu gewählte Frau Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks an mich herangetragen hat: Sie hat mir mitgeteilt, dass sich im 1. Bezirk sicherlich die Mehrheitshaltung in der Frage der projektierten Garage auf dem Neuen Markt geändert hat. Daher habe ich dieses Gespräch auch geführt und habe das so zur Kenntnis genommen und so reagiert, wie ich reagiert habe.

Im 5. Bezirk wurde hingegen keineswegs die Information an mich herangetragen, dass sich die Bezirksmeinung geändert habe. Soweit ich weiß, haben dort drei Parteien den Bau dieser Garage in der Bezirksvertretung unterstützt, und das habe ich so zur Kenntnis genommen, wie in allen anderen Fällen auch. Und wie Sie dankenswerterweise auch dargestellt haben, handhabt man den Umgang mit öffentlicher Diskussion, mit Information der Bürger und mit Auseinandersetzung mit den Bürgern auch durchaus unterschiedlich in der Stadt.

Wenn man es allerdings jetzt so darstellt, als ob im 5. Bezirk zwischen dem Bezirksvorsteher und der Bürgerinitiative keine Kontakte und keine Diskussionen stattgefunden hätten, dann steht das schlicht und ergreifend völlig im Widerspruch zu all meinen Informationen. Es hat eine Fülle von Gesprächen, Auseinandersetzungen und Diskussionen gegeben.

Was die Bürgerinitiative von mir wollte, ist auch schlicht und einfach zu beschreiben: Sie sind zu keiner inhaltlichen Einigung mit dem Herrn Bezirksvorsteher gekommen und wollten daher zu mir kommen, um mir darzulegen, dass ich durch eine Entscheidung den Herrn Bezirksvorsteher zu “overrulen“ habe. – Dazu kann ich nur allen sagen: Das ist ein Instrumentarium, das man extrem behutsam handhaben sollte! Und wie man erkennen kann, habe ich auch die Frau Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks nicht “overrult“, sondern habe als Konsequenz den Stadtsenat diesen Akt zu Gesprächen absetzen lassen. Das zu allfälligen Befragungen, aber natürlich auch, um aufmerksam zu machen, welche Konsequenzen sich aus den jeweiligen Entscheidungen ergeben, weil ich den Eindruck habe, dass der Frau Bezirksvorsteherin nicht jede einzelne Konsequenz vollständig in Erinnerung ist.

In der gegenständlichen Frage mache ich mir keinen Vorwurf, einen Termin nicht wahrgenommen zu haben, bei dem es nur darum gegangen wäre, mich aufzufordern, den Bezirksvorsteher zu "overrulen". Das kann man sich wirklich ersparen! Das steht für mich außer jedem Zweifel. Und ich werde so etwas, wenn man das in Zukunft von mir haben will, auch so handhaben, nicht nur im konkreten Fall des 5. Bezirks, sondern grundsätzlich.

Dezentralisierung ist nicht teilbar. Ich kann nicht immer dann, wenn es in einem Bezirk Konflikte und unterschiedliche Meinungen gibt und man kommt und sagt: Bürgermeister, du hast für uns zu entscheiden!, die Meinungsentscheidung der gewählten Organe wie im gegenständlichen Fall der Bezirksvertretung im 5. Bezirk außer Kraft setzen. Das mache ich nicht! Dazu ist mein Respekt vor Beschlüssen, die Bezirksvertretungen fassen, zu groß. Das sage ich auch in aller Offenheit. 

Die zweite Frage lautet: „Wie wollen Sie, Herr Landeshauptmann, mit der fortgesetzten Besetzung des Bacherparks umgehen?“ – Nun: Der Landeshauptmann geht einmal gar nicht damit um. Der Bürgermeister hat das aber zur Kenntnis zu nehmen. Und das einzige, was ich Ihnen dazu sage, weil das natürlich weit über die Frage im 5. Bezirk hinaus geht, ist, dass ich den Herrn Bezirksvorsteher des 5. Bezirks enorm darin bestärken werde, dass hier keine Baustelle unter Bedeckung der Polizei errichtet wird und dass es hier zu keinen Zwangsräumungen kommt. Das würde ich nämlich im Hinblick auf unsere politische Linie des Dialoges und des Miteinander für völlig kontraproduktiv halten!

Ich halte es für klug, dass hier ein Mediationsverfahren vorgeschlagen wurde, denn dieses Mediationsverfahren ermöglicht die Entemotionalisierung dieses Konflikts und den Dialog mit der Bürgerinitiative. Und ich hoffe intensiv, dass die Bürgerinitiative dieses Dialogangebot im Bezirk und mit dem Bezirk entsprechend aufnimmt und annimmt. Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass man bei wechselseitigem guten Willen zu einem entsprechenden Ergebnis kommen kann, denn da gibt es aus meiner Sicht keine Alternativen. Wenn der Herr Bezirksvorsteher die Auffassung auch öffentlich vertreten hat – und, wie gesagt, ich unterstütze ihn da ganz energisch –, dass es keine gewaltsam geräumte Baustelle geben kann, dann ist das die einzig vernünftige Alternative. Ich sehe diese einzig vernünftige Alternative im Gespräch und Dialog im Rahmen dieser Mediation, bei der man versucht, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen, so wie das in einem Großteil aller anderen Bezirke auch funktioniert hat. Es wurden hier ja dankenswerterweise entsprechende Möglichkeiten, die es gibt, aufgezählt.

Zur dritten Frage, die an mich gestellt wurde: „Warum bestehen die Verantwortlichen des Landes Wien auf den Bacherpark als Standort für die zweite Volksgarage in Margareten? Können Sie sich vorstellen, auch einen Alternativstandort suchen zu lassen? – Das habe ich eigentlich mit meiner Antwort zum ersten Bereich schon beantwortet.

Ich sage jetzt ganz offen: Mir ist völlig egal, wo nach der Entscheidung des Bezirks eine Volksgarage gebaut wird! Der Bezirk hat das Wissen und der Bezirk hat auch das Entscheidungsrecht, und ich werde mich sicherlich nicht einmischen, so wie ich das auch in keinem anderen Bezirk tun werde.

Daher kann ich im gegenständlichen Fall zu den drei Fragen nur sagen, dass man sozusagen die Garage im Bezirk lassen soll; ich denke jetzt an das Bild von der Kirche im Dorf. Dezentralisierung ist, wie wir wissen und wie schon erwähnt, unteilbar. Daher wird der 5. Bezirk diesen Konflikt auch lösen, und der Papa kommt nicht. Damit wir uns nicht missverstehen. 

Jetzt noch ein paar Worte zum Schluss – obwohl das nicht in den Fragen enthalten ist – zu der Homepage-Geschichte. Wie richtigerweise hier angemerkt wurde, ist diese Homepage-Geschichte blitzartig wieder aus dem Internet verschwunden. Diese Homepage-Geschichte gefällt mir natürlich überhaupt nicht! Das hat wiederum mit dem Bürgermeister nichts zu tun, aber ich stehe überhaupt nicht an, mich als Landesparteivorsitzender der SPÖ dafür zu entschuldigen. Denn das Letzte, was man will, was ich will und was sicherlich auch die Bezirksverantwortlichen in Margareten wollen, ist, dass es in einem solchen Konflikt zur Eskalation kommt. Vielmehr wollen wir alle zusammen entsprechend auf Deeskalation hinarbeiten und versuchen, Grundvoraussetzungen zu schaffen, dass man zu einem gemeinsamen Nenner kommt. Sollte sich daher jemand durch diese Homepage gekränkt oder beleidigt fühlen, dann entschuldige ich mich dafür! Das tut mir Leid. Wir sollten uns alle gemeinsam bemühen, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Besten Dank, Herr Landeshauptmann.

Ich eröffne die Debatte und bemerke, dass die Gesamtdauer der Diskussion mit maximal 180 Minuten begrenzt ist.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr Abg Mag Maresch zu Wort gemeldet.

Auch hier meine Anmerkung: Ich erteile ihm das Wort mit dem Hinweis, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst danke ich dem Herrn Landeshauptmann vielmals für seine klaren Worte in der Sache überhaupt und betreffend die Homepage. Es ist schon richtig, dass man den großen Papa in diesem Fall nicht braucht, aber manchmal ist es schon ganz wichtig, wenn der große Papa klare Worte findet. Vielen Dank! Ich habe Ihre letzten Worte sehr wertvoll gefunden!

Ich glaube, es ist da einiges Porzellan im Bezirk zerschlagen worden, und ich glaube, es ist schon wichtig, wenn die Menschen wieder Gespräche miteinander aufnehmen. Es hat lange Zeit nicht so ausgesehen, dass es das noch gibt. Das Problem ist nur: Der Ausgang dieses Mediationsverfahrens, das da angesprochen wurde, hängt natürlich wie bei allen Mediationsverfahren von den Rahmenbedingungen ab. 

Da muss man wieder ein bisschen zurückblicken. Ich würde einmal sagen: Wenn es einen Konflikt im Bezirk gibt, dann gibt es grundsätzlich mehrere Lösungsmöglichkeiten. Das ist natürlich auch im Bezirk und von Bezirk zu Bezirk unterschiedlich, und es ist mir schon klar, dass die SPÖ kein Monolith ist. Da gibt es natürlich alle möglichen Lösungsansätze, gute, weniger gute, ganz gute, aber auch andere. Sagen wir einmal so: In diesem Fall wurde in Margareten ganz lange mit einem anderen Ansatz gefahren, und zwar hieß es da: Ich bin ich, und das werden wir schon hinbringen!

Man kann in Wirklichkeit in der Politik – und das ist meine wichtige Erfahrung – lange verhandeln und ausloten, welche Möglichkeiten es gibt. An einem bestimmten Punkt muss man aber immer aufpassen, denn wenn man sich weit hinauslehnt und sagt: Das muss sein!, dann muss man die Sache auch gewinnen. Und ich glaube, dass der Herr Bezirksvorsteher den klassischen Fehler begangen hat, dass er irgendwann einmal gesagt hat: Es muss so sein, und mein Gedeih’ und Verderben hängt jetzt vom Bacherpark beziehungsweise davon ab, ob ich mich betreffend Garage durchsetze oder nicht. – Das ist meiner Meinung nach ein schwerer Fehler.

Klüger ist es – ich sage das noch einmal –, wenn man Gespräche beginnt, und es ist ganz wichtig bei jedem Konflikt und bei jeder Mediation, dass es da sozusagen Ergebnisoffenheit gibt. Ergebnisoffenheit ist bei jedem Konflikt wichtig, weil das gegenseitigen Respekt bedeutet. Die Schwierigkeit ist, dass da offensichtlich noch ein gewisses Nachdenken notwendig ist.

Ich habe hier einen APA-Text, an dem drei Männer beteiligt waren, und zwar Andreas Köttl, Geschäftsführer des Bauherrn Invest Consult, der Herr StR Schicker und der Herr Bezirksvorsteher Kurt Wimmer. In diesem Text finden sich interessante Aussagen, und in Anbetracht dessen würde ich mir schon überlegen, ob man ein solches Mediationsverfahren angehen kann, wenn es von vornherein heißt: Ich baue die Garage um zwei, drei Stellplätze kleiner, aber sie kommt auf jeden Fall! Außerdem, liebe Leute, müsst ihr auf den Park achten!

Legen wir das sozusagen auf historische Besetzung um: Hainburg ist ja 20, 21 Jahre her. Das ist so, wie wenn man damals gesagt hätte: Geht hinaus, reden wir dann aber ein bisschen darüber! Das Kraftwerk kommt aber auf jeden Fall! – Was ist die Lehre, die man daraus gezogen hat? – So naiv kann ja niemand sein! Deswegen habe ich meine Anfrage auch an Sie, Herr Landeshauptmann, gestellt, denn ich setze durchaus auf Ihre Unterstützung! Sie sind lange im Politgeschäft und wissen, wie viele Menschen da im Saal, dass es so nicht geht: Das wäre in Wirklichkeit ein Diktatfrieden, den man annehmen kann oder auch nicht, herauskommen würde ohnedies genau das Gleiche. Das ist in Wirklichkeit keine Ergebnisoffenheit!

Ich würde einmal sagen, ohne jetzt den Herrn Bezirksvorsteher Wimmer beleidigen zu wollen: Ich habe mir eigentlich ein bisschen mehr in einem solchen Konflikt erwartet! Und man soll ja nicht vergessen, dass es da in der letzten Zeit einige Dinge gibt, die der Sozialdemokratie meiner Meinung nach – wie ich jetzt einmal sagen möchte – nicht wirklich gut von der Hand gegangen sind: Das Management dieser Tempo 50-Geschichte war sozusagen nicht pures supergutes Management, wenn wir es einmal so betrachten. (Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung.) Von Herrn Jung brauche ich definitiv keinen Applaus! Das möchte ich im Protokoll haben. Von Jung definitiv nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nächster Punkt: In Wirklichkeit war auch die Geschichte rund um den Neuen Markt nicht wirklich Management pur und gut, und in Anbetracht der Besetzung in einem Bezirk würde ich mir von der Sozialdemokratie wirklich bessere Lösungen erwarten. Warum ich das sage? – Die drei Herren werden ja zitiert. Andreas Köttl, Geschäftsführer des Bauherren Invest Consult, der ja durchaus auch andere Volksgaragen baut, sagt: „Bei der derzeitigen Situation kommt ein Baubeginn nicht in Frage." – Schön! Aber auf seiner Homepage soll das Bauende bereits im März 2006 sein. Das ist in acht Wochen. Ich glaube, es würde sich nicht mehr ausgehen, in acht Wochen eine Volksgarage zu bauen! Er – Köttl – „sei aber um Konsens bemüht. Ein Datum für den Baustart stehe daher auch noch nicht fest, sondern hänge vom Verhandlungsverlauf der Mediation ab.“ – Er sagt ganz konkret: Verhandeln wir, dann ist der Baustart halt ein bisschen später, aber die Garage kommt sicher.

Herr StR Schicker bringt den berühmten Sager: „Um zwei oder fünf Plätze kleiner und im Umfeld des Platzes zusätzlicher Grünraum, so könnte eine Garage ausschauen." – Das ist in Wirklichkeit auch nicht gerade ergebnisoffen!

Der Herr Bezirksvorsteher Wimmer setzt dann schon noch was drauf und sagt: „Für eine gewaltsame Beseitigung der Parkbesetzer stehe ich, auch wenn es eine sehr geringe Zahl ist, nicht zur Verfügung." – Ich hoffe, dass es auf keinen Fall “gewaltsam“ sein wird, aber “Beseitigung der Parkbesetzer“ klingt auch nicht gut. Das klingt überhaupt nicht gut! Da setze ich jetzt wirklich auf die Sozialdemokratie, da werde ich immer wieder nicht enttäuscht.

Es gibt mehrere Möglichkeiten bei einer Mediation. Einerseits gibt es die Möglichkeit, dass man sich einigt und sagt, irgendwie kommt die Garage dort. Zweitens gibt es die Möglichkeit, dass man gemeinsam einen Alternativstandort findet, von dem alle Bürger im Bezirk der Meinung sind, dass es dort möglich ist. So können vielleicht alle im Bezirk gewinnen: Die Parkbesetzer, die Bürgerinitiative sowieso, aber auch andere Menschen im Bezirk und letztendlich auch die SPÖ Margareten.

Die dritte Möglichkeit ist, dass man sagt: Wir brauchen die Garage nicht. Es gäbe sogar die Möglichkeit, das Parkpickerl auf 22 Uhr auszudehnen. Diesbezüglich hat es immer wieder Wünsche im Bezirk gegeben, denn dann ist klar, dass die Menschen, die in die Stöbergasse fahren – und die ist ja gleich ums Eck –, auch Parkscheine brauchen.

Noch einmal: Der Punkt ist, dass Ergebnisoffenheit nicht heißt, dass man zwei bis fünf Stellplätze weniger bauen oder wenigstens keine gewaltsame Entfernung der Parkbesetzer will, und deswegen möchte ich es heute wirklich kurz machen, obwohl ich mir eine Menge vorbereitet habe. (Beifall von Abg Kurth-Bodo Blind.) Schon wieder kein Applaus von dieser Seite notwendig!

Ich möchte eine Nachdenkpause haben. In dieser Nachdenkpause soll verhandelt werden, und ich möchte, dass die SPÖ dafür Ergebnisoffenheit zusichert. Das würde ich mir wünschen! – Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Herzog. – Ich erteile es ihm.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Zum vorliegenden Projekt Volksgarage Bacherpark kann man ganz allgemein zu den Garagen als solchen einmal sagen, dass es dazu quer durch Wien fast immer freiheitliche Zustimmung gegeben hat. Nur ein Projekt im 13. Bezirk haben wir, glaube ich, aus lokalen Gründen natürlich abgelehnt. Aber für uns sind die Volksgaragen ein Beitrag zur Lösung des Problems ruhender Verkehr, keine Frage. Mit dem Parkpickerl allein werden wir aber die Möglichkeiten nicht ausschöpfen können, die zur Lösung der Probleme des Parkens notwendig sind.

Volksgaragen entlasten vor allem die überparkten Bezirke, vor allem die Innergürtelbezirke, die ja eine Überparkung von bis zu 120 Prozent aufweisen. Volksgaragen sind bei einem Preis von rund 72 EUR relativ preiswert, sie dienen vornehmlich Anrainern und Dauerparkern und sind damit auch keine Quelle vermehrten Verkehrs. Grundsätzlich läuft deren Finanzierung über zinsenlose Darlehen über 40 Jahre und mit einem tilgungsfreien Zeitraum von fünf Jahren nach Inbetriebnahme, der übrigens jetzt auszulaufen beginnt. All das gilt natürlich auch für den Bacherpark.

Etwas muss ich leider einfügen, was hier, glaube ich, doch einmal angesprochen werden muss, und zwar für die gesamten Bereiche der Garagen und damit auch für den Bacherpark: Durch den Kontrollamtsbericht sind ganz unglaubliche Zustände und Vorgänge der magistratsinternen Abwicklung bekannt geworden. Es hat sich herausgestellt, dass es die vorgesehenen Darlehensverträge überhaupt nicht gibt. Stattdessen gibt es Anerkenntnisse, die die Darlehensbetragsobergrenzen der Stellplatzmiete und die Begrenzung der Höchstgrenzen enthalten, die gerade bei 21 800 liegen. In den Anerkenntnissen sind vor allem keine Förderrichtlinien mit den Förderungsnehmern vereinbart, und sie enthalten keine Vereinbarungen für den Fall von Zahlungsverzug oder Verstößen der Förderungsnehmer. Damit ist die Gemeinde Wien ziemlich gelähmt. Es gibt auch keine Prüfrechte, und damit hat auch das Kontrollamt keine Einsicht.

Durch Erlass wurde nunmehr eine Projektkoordination zwischen der MA 5 und der Magistratsdirektion Bauten und Technik eingerichtet. Der Projektkoordinator trifft die Auswahl der geeigneten Errichter. Allerdings hat er keine Befugnis zu einer laufenden Betreuung der Projekte als solcher, und er hat auch keine Möglichkeit, eine Prüfung von Endabrechnungen vorzunehmen, die eigentlich ein Jahr nach Fertigstellung eingereicht werden müssten. Diese Endabrechnungen prüft zur Zeit niemand, weder die MA 5 noch die Magistratsdirektion, weil man sich nicht einigen konnte, wer das nun machen soll. Bis zum Juni – und bis dahin wird sich nicht viel geändert haben – gibt es keine geprüften Endabrechnungen. Auch liegen von, glaube ich, zwölf fertigen Projekten nur von sechs überhaupt Berechnungen vor. Davon hat nur die Dornerparkgarage nach etwa einem Jahr nach Fertigstellung Unterlagen übermittelt, die aber mangels innermagistratsmäßiger Einigung noch nicht geprüft sind. Die anderen Unterlagen sind offensichtlich nicht völlig in Ordnung und entsprechen nicht den einschlägigen ÖNORMEN. Und mangels Prüfung gibt es auch keinen Überblick über jene Beträge, welche die Gemeinde Wien von den Förderungsnehmern allfälligerweise zurückfordern könnte.

Wie gesagt: Die fünf tilgungsfreien Jahre laufen ab, und es besteht dringendster Handlungsbedarf.

Handlungsbedarf besteht natürlich auch in Bezug auf den Bacherplatz, denn wenn ein Standort eingerichtet werden wird, ist es ja notwendig, dass diese Dinge geklärt sind.

Mit einem Wort: Es herrschen magistratsintern die unglaublichsten Zustände und Verhältnisse, die nach raschester Lösung schreien. Und es wäre sicherlich auch das Inhaltliche zu überlegen und wären vielleicht auch personelle Konsequenzen zu ziehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Nun zum Bacherpark selbst: Seit 1999 gibt es Leitlinien zur Bezirksentwicklung, die von allen Parteien einstimmig angenommen wurden, darin war auch der Bacherpark enthalten. 2001 wurden entsprechende Diskussionen in der Bezirksvertretung fortgeführt, da gab es auch noch Einigkeit. 2002 sind die GRÜNEN ausgeschert, aber die Sozialisten, die Freiheitlichen und die Volkspartei haben das weiterhin mitgetragen; nur die GRÜNEN waren draußen. Seit 2003 ist die Bürgerinitiative tätig. Sie war Teil der Agenda 21 und damit in die Verhandlungen mit der Bezirksvertretung und dem Bezirksvorsteher eingebunden. Seit 2005 hat die Bürgerinitiative diese Verhandlungen verlassen und lehnt den Garagenbau auch derzeit ohne Wenn und Aber ab. 

Für uns Freiheitliche ist das Garagenprojekt keine Glaubensfrage, was es offensichtlich für einen Teil der Besetzer, vielleicht auch der Bürgerinitiative und der GRÜNEN ist, und vielleicht auch für Teile der SPÖ, wie man in Anbetracht dieser Homepage doch vermuten könnte. Wir sind auch heute noch für eine Garage auf dem Platz, wenn man sich einigen kann.

Die Parkbesetzung ist sicherlich spektakulär, bringt aber in der Sache wahrscheinlich nicht viel. Es gibt Mehrheitsentscheidungen, die getroffen wurden und die natürlich auch wirtschaftliche Folgen nach sich ziehen, die man zur Kenntnis nehmen muss. Margareten ist ein völlig überparkter Bezirk, der Bedarf nach einer preiswerten Garage für Anrainer – eben für Dauerparker – ist sicherlich gegeben, und ein verstärktes Verkehrsaufkommen wird es auf Grund der Nutzerstruktur sicherlich nicht geben.

Wir sind für Gespräche offen. Ein neuer Versuch zur Mediation wird von uns mit Sicherheit mit Freude begrüßt. Klargestellt muss aber werden, wer die allfälligen Kosten von Bauverzögerungen trägt. Und es kann nicht sein, dass vielleicht die Firmen, die Vorleistungen erbracht haben, überbleiben. Das wird auch nicht der Fall sein. Überbleiben wird wahrscheinlich der Bezirk, wenn sich in der Richtung etwas ergäbe, was aber meiner Meinung nach auf Grund der finanziellen Situation des Bezirks Margareten nicht möglich und denkbar ist.

Durch den Rückzug der Bürgerinitiative von den Verhandlungen ist der Zug ja weitgehend abgefahren. Der Zeitverlust war groß, es wurde Zeit für Verhandlungen versäumt, und in der Zwischenzeit sind schon alle rechtlichen Voraussetzungen für den Baubeginn betrieben und abgeschlossen.

Einer Volksbefragung in Teilgebieten Margaretens stehen wir nicht ablehnend gegenüber. Heute einem Antrag zuzustimmen, kommt für uns nicht in Frage, weil wir uns ganz einfach ohne Verhandlungen nicht in die laufenden Glaubenskriege einklinken wollen. Wir erwarten und wünschen uns, dass die Bürgerinitiative in die Agenda 21 zurückkehrt und somit wieder in die Verhandlungen eintritt.

Ich weiß nicht, ob Herr Maresch in seinen Andeutungen, interessiert an Mediation zu sein, bereits auch für sie spricht. Wenn etwas geschieht und dann der Weg zu einer Volksabstimmung in Teilgebieten Margaretens offen sein wird, werden wir diesen Weg sicherlich gerne mitgehen. Es geht aber sicherlich nicht um Befindlichkeiten Einzelner, sondern es geht einzig und allein um die Lösung der Parkprobleme in Margareten. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Stadtrat Schicker gemeldet:

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Präsident!, Ich möchte nur der guten Ordnung halber darauf hinweisen, dass das Zitat nicht ganz richtig wiedergegeben war.

Kollege Maresch! Ich habe in dem Pressegespräch darauf hingewiesen, dass es sehr gute Vorschläge der Bürgerinitiative für die Gestaltung der Seitengassen rund um den Platz und vom Platz weg und eine Verbindung mit Grünraum in Richtung Einsiedlerpark gibt. Wir haben das zum Großteil schon untersucht und wissen, dass Möglichkeiten dafür bestehen, und ich habe darauf hingewiesen, dass es kein Problem sein soll, wenn dabei Stellplätze – nämlich zwei bis fünf Plätze, diese Zahlen sind gefallen – verloren gehen.

Das war der Hinweis, und ich bitte vor allem dich, diesen nicht mehr so zu verwenden, dass dann herauskommt, ich hätte gesagt, wir reduzieren die Anzahl der Stellplätze in der Garage. 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf mich zuerst einmal entschuldigen: Nicht nur der Herr Bürgermeister ist stimmlich angegriffen, auch ich bin stimmlich etwas ramponiert.

Nun zu meinen Ausführungen: Ich sage Ihnen jetzt grundsätzlich nichts Neues, wenn ich sage, dass die ÖVP-Wien generell für die Volksgaragen ist. Wir glauben nach wie vor, dass eine sinnvolle Bewältigung des Verkehrsaufkommens, das sich naturgemäß auch auf den ruhenden Verkehr auswirkt, nur mit Hilfe entsprechender Garagenprojekte, also mit billigen Garagenplätzen für Anrainer, möglich ist. Von dieser Maxime ausgehend, stehen wir den Garagenprojekten grundsätzlich wohlwollend gegenüber. Ich muss in diesem Zusammenhang aber doch anmerken, dass wir auch auf die richtige Abwicklung solcher Projekte großen Wert legen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wichtig ist uns in diesem Zusammenhang auch die Bürgerbeteiligung, mit welcher eine Akzeptanz der Garagenprojekte hergestellt werden sollte, ohne die es wohl in Zukunft kaum eine Sicherstellung für die vorgesehenen Garagenprojekte geben kann. Für die Vorgangsweise puncto Bürgerbeteiligung ist das Projekt Bacherplatzgarage geradezu ein Negativbeispiel.

Grundsätzlich beginnt die Bürgerbeteiligung in meinen Augen schon bei der Auswahl des Standortes, und ich glaube, man kann nicht nur immer Parkanlagen und architektonisch gestaltete Plätze als Ort für Garagenplätze und Projekte aussuchen. Vielmehr sollte man überlegen, im Zuge von Neubauprojekten die Errichtung von solchen Parkplatzanlagen für die Bezirksbevölkerung mitzuplanen. Darüber sollte man diskutieren! Aber auf jeden Fall sollte die Bevölkerung schon bei der Standortauswahl mit einbezogen werden.

Das erfordert echte Bürgermitbeteiligung, mit der sich die Stadtregierung nach jahrzehntelanger Regierungsmacht nicht nur im Bereich des Garagenbaus recht schwer tut. Das Projekt Bacherplatz ist ein Schulbeispiel, wie die Mehrheitsmacht vor allem in Ihren Mehrheitsbezirken angewandt wird. Hier hat ein Bezirksvorsteher geglaubt, er kann seine Bürger zwangsbeglücken, und ist über die Anrainer auf Wienerisch d’rüberg’fahr’n. (Beifall bei der ÖVP.)
Unterstützt wurde er dabei von einer Wiener Stadtplanung, die ihre Überzeugungsstrategien etwas subtiler, aber nicht viel glaubwürdiger mit einer nicht im Detail wissenschaftlich nachvollziehbaren Verkehrszählung untermauert hat.

Erinnern möchte ich in diesem Zusammenhang an das Versteckspiel und die planerischen Überlegungen zu den Baumfällungen, die im Zuge des Garagenbaus angekündigt wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie wir 
aber gestern gehört haben, neigt die Verkehrspolitik dieser Stadt ohnedies zu brutalen Alleingängen gegen die Bürger. Die Art der Einführung von Tempo 50 ist durchaus mit der Vorgangsweise auf dem Bacherplatz vergleichbar und entspricht damit durchaus dem Stil, mit dem Sie in der Verkehrspolitik mit den Wienern umgehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nachdem wir die Idee der Volksgaragen sehr befürworten, halten wir Ihre Vorgangsweise bei der Bacherplatzgarage aus zwei Gründen für unakzeptabel, nämlich weil Sie der Bezirksdemokratie Schaden zugefügt und gleichzeitig die Idee des Bürgerparkplatzes ad absurdum geführt haben. 

Genau so wie bei Tempo 50 haben Sie bei der Bacherplatzgarage probiert, wie weit Sie mit entsprechender kommunaler Brachialgewalt gehen können. Erst nachdem sich sehr viel Unwillen, sehr viel Unmut und sehr viele Emotionen angesammelt haben, haben Sie dann plötzlich – so lesen wir es heute in der Zeitung – die Notbremse gezogen. Für Sie ist das ein wenig eleganter als bei Tempo 50, weil Sie die Entscheidung plötzlich der Baufirma überlassen haben, als wäre dies eine politische Institution, die über Bürgerwünsche entscheiden darf.

Der vorläufige Schlusspunkt der Geschichte der Bacherparkgarage ist aber auch ein Tiefpunkt der kommunalen Mitbestimmung, denn jetzt, nachdem sich spontan eine Bürgermitbeteiligung gebildet hat, werfen Sie die heiße Kartoffel einer Baufirma zu. Unserer Meinung nach hätte es auch anders gehen können. Das Hin und Her mit Gutachten und Stellungnahmen des Bezirksvorstehers, die Beschwichtigungsversuche der SPÖ-Verant-
wortlichen bei diesem Projekt, kurz, Ihre ganze Vorgangsweise hat nichts mit Bürgermitbeteiligung zu tun, sondern ist Bürgerentmündigung gewesen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ihre Rechnung, die darauf abzielen sollte, den ruhenden Verkehr zum Wohle der Bezirksbürger zu organisieren, wäre besser aufgegangen, wenn Sie den Weg echter Mitbestimmung und Mediation gegangen wären. Wenn wir nun wissen, dass Garagenbau ein Emotionsthema ist, warum bereiten Sie nicht endlich mit Mediationsspezialisten das Feld für Garagenbauentscheidungen in den neuralgischen Bezirken vor?

Schauen Sie einmal, was der Flughafen Schwechat in die Bürgermitbeteiligung investiert hat! Und dann schauen Sie, was Sie im Gegensatz dazu getan haben! – Daher lautet unsere Forderung, bei den nächsten Garagenprojekten die Bevölkerung schon einzubinden, lange bevor die Menschen das Projekt aus der Zeitung erfahren.

Wenn es notwendig ist, sollen allerdings Mediationsteams gebildet werden, die eine wirkliche Integration der Bevölkerung in die Projektvorbereitung zulassen und für vertrauensbildende Maßnahmen in Richtung der betroffenen Anrainer sorgen. Das wären unser Wunsch und unsere dringende Empfehlung zu der heutigen Dringlichen Anfrage. (Abg Dr Herbert Madejski: Warum haben Sie das nicht schon vier Jahre früher gemacht? Ich frage Sie: Haben Sie geschlafen?)
Für das Projekt Bacherplatz wünsche ich mir nur, dass Sie die Situation nicht schon so verkompliziert haben, dass selbst eine Mediation nichts mehr nützt! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Frauenberger.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie Sie wissen, ist der Bau der Volksgarage unter dem Sportplatzbereich des Bacherplatzes ein Teil der politischen Diskussion seit dem einstimmigen Beschluss in der Bezirksvertretung – ich betone: Seit dem einstimmigen Beschluss in der Bezirksvertretung! – zu den neuen Bezirksleitlinien bereits im Jahr 1997. 

Zur spontanen BürgerInnenbeteiligung. Im Februar 2002, also fast vor vier Jahren, wurde die Errichtung der Volksgarage mit 80 Prozent der Stimmen in der Bezirksvertretung beschlossen. In den darauf folgenden zwei Jahren wurde ein intensiver Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern zur Ausgestaltung des Projektes geführt. Darin liegt auch das Argument, warum hier keine zusätzliche Befragung gemacht wurde. Diese breite Zustimmung zu diesem Projekt gab uns einfach auch durchwegs die Sicherheit. 

Sämtliche Bewilligungen – das hat der Bürgermeister schon ausgeführt – liegen vor. Ich muss ehrlich sagen: Ich verstehe diese reflexartige Bewegung nicht, die immer dann zustande kommt, wenn es um das Thema Garagen geht! Das Prinzip, Autostellplätze von der Oberfläche wegzubringen, ist nämlich ein absolut sinnvolles Prinzip. In einem so dicht verbauten innerstädtischen Bezirk wie Margareten gibt es, wenn man das Ziel hat, mehr Grün zu gestalten, keine Alternative zur intelligenten Lösung: Autos unter die Oberfläche. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich verstehe auch die ökologischen Argumente nicht. Die Garage wird an einem bereits befestigten Platz beziehungsweise an einer bereits befestigten Fläche entstehen. Wir schaffen mit dieser Garage einen weiteren Etappensieg in Richtung mehr Grün! 

Jetzt möchte ich noch etwas sagen: Wir reichen den GaragengegnerInnen nicht zum ersten Mal die Hand. Wir bieten Gespräche unter Mediation an, und zwar unter Mediation im Sinne von Mediation, wenn man die Definition ganz genau betrachtet. Die Antwort ist jedoch: Nein, so wollen wir nicht! – Ich muss ehrlich sagen: Dieses Verhalten halte ich für mehr als befremdend!

Ich meine, man kann sehr viel emotional diskutieren. Dass man Garagen emotional diskutiert, ist mir persönlich ein bisserl fremd, aber wie auch immer: Es ist nun einmal so, wie es ist, und wir haben jetzt eine sehr emotionale Diskussion. Wir von der SPÖ-Margareten wollen die Deeskalation dieser Situation, und wir haben daher jetzt einmal diesen Baustopp und ein Mediationsverfahren eingeleitet. Das Verfahren haben wir nicht eingeleitet, um zu bauen, sondern um zurück zur Sachlichkeit zu kommen und gemeinsam konstruktiv an Verbesserungen und Lösungen zu arbeiten.

Sie wissen ganz genau, dass die Bewertung der ökologischen und sozialen Verträglichkeit des Bauprojektes eine maßgebliche Entscheidungsgrundlage für alle EntscheidungsträgerInnen im Bezirk war und ist. Wir wollen einen Beitrag zur Deeskalation leisten, und wir wollen weiter demokratisch vorgehen.

Es hat eine Reihe von öffentlichen Sitzungen der Bezirksvertretungen einschließlich der zuständigen Ausschüsse mit einhergehenden Diskussionen über ökologisch vertretbare Lösungen gegeben. Darüber hinaus sind in einer Reihe von Parkversammlungen und AnrainerInnengesprächen die Meinungen der ParkbenützerInnen und BewohnerInnen erhoben worden. Weiters wurden die Wünsche und Anregungen der BürgerInnen auf Grund der BürgerInnenversammlungen, die stattgefunden haben, in das Projekt eingearbeitet, 

Das Ergebnis kann sich sowohl ökologisch wie auch verkehrspolitisch sehen lassen. Die Bevölkerung lehnt die Radikalisierung ab, und die maximal 20 Personen, die sich bisher öffentlich gegen diese Garage stellen, sind eine Seite. Aber die vielen BefürworterInnen für dieses Projekt sind die andere Seite, und von diesen gibt es im Übrigen, um hier bei der Wahrheit zu bleiben, weit mehr als 20!

Die zentralen Argumente der GaragenbefürworterInnen sind folgende:

Die Parkraumbewirtschaftung bringt eine Eindämmung des Verkehrs durch die Verringerung von Dauerparkern. Die Parkplatzsuche wird reduziert und die Parkraumsituation der Wohnbevölkerung kann generell verbessert werden.

Zweites Argument zum ruhenden Verkehr: Speziell die Gegend rund um den Bacherpark weist eine Überparkung von bis zu 103 Prozent auf. Mit der Einführung der Parkraumbewirtschaftung in Margareten ab 1997 ist zwar eine Verbesserung eingetreten, diese jedoch nur untertags.

Drittes Argument – die Stellplatzerhebung: Die Stellplatzerhebung, die 2001 durchgeführt wurde, und zwar in mehreren Bereichen des Bezirkes, weist einen erheblichen Bedarf an zusätzlichen Abstellplätzen nach. So bestand bereits im Jahr 2001 im Umkreis von 300 m um den Bacherpark vor allem abends und nachts eine Überparkung von mehr als 100 Prozent, und die Anzahl der neu zugelassenen PKWs allein in diesem Bezirk in den letzten fünf Jahren legt eine nochmalige Verschlechterung dieser Gegebenheit nahe.

Nächstes Argument – Rückgewinnung von Grünraum: Ich denke, das ist ein ganz, ganz wesentlicher Punkt, und darum geht es uns auch hier in dieser Sache. Erst mit der Realisierung der Garage wird gemäß dem im Gemeinderat beschlossenen Masterplan Verkehr eine Rückgewinnung des öffentlichen Raumes für Zwecke der Erholung und Freizeit möglich. Eine Erweiterung des Bacherparks wird so zu einer ernsthaften und auch realisierbaren Option für den Bezirk Margareten. Die Rückgewinnung wie auch die Mehrung von Grünraum für die anrainende Bevölkerung führt natürlich zu einer attraktiveren Gestaltung der gesamten Parkoberfläche.

Nächstes Argument – weniger Stellplätze an der 
Oberfläche: Natürlich ist es so, dass mit der Errichtung der Garage Stellplätze an der Oberfläche wegfallen kön-
nen. Diese Maßnahme führt aber nicht nur zu einer wei-
teren Verkehrsberuhigung für die unmittelbaren Anrainer-
Innen, sondern sie führt auch zu einem deutlichen Rück-
gang des ruhenden Verkehrs und zu einem wahrnehm-
baren Verschwinden von Autos rund um diesen Park. 

Weiteres Argument – Garage unter dem vorhandenen Beton: Auch da wollen wir die Kirche im Dorf lassen. Tatsache ist, dass die Garage unter dem derzeit schon befestigten und betonierten Teil dieses Parks entsteht, und nicht unter dem bebaumten Teil des Parks, wie das von den GaragengegnerInnen immer wieder sehr gerne unwahr kommuniziert wird.

Das sind nur einige Argumente von insgesamt 40 aus einem Katalog der GaragenbefürworterInnen und UmgestaltungsbefürworterInnen. Die GegnerInnen jedoch bringen uns, wenn wir das im Bezirk zur Diskussion bringen, immer wieder nur ein relativ aggressives Nein entgegen. Ich teile die Auffassung der BürgerInnen, denen es um die Befürwortung der Garage geht, und möchte sie zitieren: Gemeinwohl geht vor! – Letztlich überwiegen die mehrheitlichen Argumente für den Bau der Garage, denn es wäre demokratiepolitisch unzumutbar, eine Minderheit über das Allgemeinwohl urteilen und entscheiden zu lassen.

Ein Satz zur Kritik an der Homepage: Auch ich stehe nicht an, mich für das, was da gestanden ist, zu entschuldigen, möchte aber auch anmerken, dass wir sofort veranlasst haben, dass das von der Homepage weggenommen wird, denn wir sind gegen jegliche Radikalisierung, und zwar von beiden Seiten. Die kritisierten Aussagen wurden, wie bereits erwähnt, sofort von der Homepage genommen, und auf die Kommunikationspolitik der GaragengegnerInnen, so wie sie derzeit noch immer betrieben wird, haben wir leider keinen Einfluss. Ich würde es jedoch sehr begrüßen, wenn auch von dort ein Beitrag zur Objektivierung der Diskussion käme!

Es schaut aber leider derzeit nicht so aus. Die GegnerInnenseite will sich – das haben wir bis jetzt ja nur aus den Medien erfahren – dieser Mediation, so wie sie vorgeschlagen wurde, nicht stellen. Von Seiten des Bezirkes gab es im Übrigen x Gesprächsangebote, die zum Teil nicht einmal wahr genommen wurden. – Ich meine, dass der Demokratieanspruch auch in diesem Fall für alle zu gelten hat!

Ein Detail am Rande: Für das Tun der BürgerInneninitiative betreffend Bacherpark gibt es im Übrigen keine Bewilligung, so wie das immer behauptet wird. Weder bei der Staatspolizei noch bei der Vereinspolizei noch bei der MA 42 wurde eine solche Bewilligung erteilt. – Ich meine, auch in diesem Fall wäre es gut, bei der Wahrheit und bei einer sachlichen Darstellung der Sache zu bleiben! Ich fordere auch Sie von den GRÜNEN auf, hier einen wesentlichen Beitrag der Deeskalierung zu leisten! Ich habe aber auch in einigen Gesprächen eine entsprechende Zusicherung bekommen.

Auch ich hoffe, dass wir in dieser Sache konstruktiv weiter vorgehen können. Zum Thema Volksgaragen kenne ich einige gelungene Beispiele, die heute hier auch schon angeführt wurden: Der Hofferplatz und der Ludo Hartmann‑Platz wurden genannt. Aber auch der Schütte-Lihotzky-Park bei uns im 5. Bezirk ist durchaus ein Beispiel, das man herzeigen kann. Ein Vergleich vorher – nachher macht Sie ganz sicher, dass wir da auf dem richtigen Weg sind: Dort haben alle Bürgerinnen und Bürger gewonnen. Zugegebenermaßen hatten die BürgerInnen einige Monate in der Nähe ihrer Wohnung eine Baustelle. Doch diesen Nachteil gilt es gegen die nachhaltige und qualitätsvolle Wohn- und Lebensqualität, die dadurch erreicht wurde, abzuwägen!

Die Bauzeit dieses Projektes ist unter Nutzung der modernsten technologischen Möglichkeiten, die wir zur Verfügung haben, mit 12 bis 15 Monaten außerordentlich kurz. 

Außerdem wird rasch der Deckel der zukünftigen Garage errichtet und betoniert, und das ermöglicht es, das Erdreich darunter anrainerInnenfreundlich zu entfernen, ohne viel Lärm und ohne viel Staub! Der Park kann also allen BürgerInnen mit all seinen neuen Möglichkeiten in der Saison 2007 wieder zur Gänze zur Verfügung stehen.

Immerhin haben Maßnahmen zur Parkraumpolitik nach dem KLiP durchwegs auch eine sehr hohe Klimarelevanz. – Ich zitiere: „Die Förderung des Garagenbaus ist insoweit klimarelevant, als damit Platz für Fußgänger, RadfahrerInnen und für den öffentlichen Verkehr geschaffen wird, die Wohnqualität im dicht bebauten Stadtgebiet erhöht und die Verkehrsmittelwahl geändert wird.“ Selbstverständlich hängt das davon ab, ob das mit einer Parkplatzreduktion an der Oberfläche einhergeht, aber das trifft – wie ich schon erwähnt habe – in diesem Fall ja zu. Durch die Errichtung der Garage können die Lebensqualität und die Zufriedenheit der AnrainerInnen auf jeden Fall gehoben werden. Der Bacherpark kann für Kinder und Jugendliche sowie für die ParkbenützerInnen insgesamt attraktiver gestaltet werden. Der Bau der Volksgarage hat also einen unmittelbaren Effekt, nämlich die Verbesserung und Attraktivierung der Parkoberfläche, und diese attraktive Gestaltung des Parks entspricht den Meinungen, die AnrainerInnen bei Befragungen eingebracht haben. All das wurde in das Garagenkonzept eingearbeitet, und zwar in drei Punkten.

Erstens – Schonung des Parks: Von Anbeginn der Planung war nur daran gedacht, den betonierten Teil des Parks für die Garage zu nutzen.

Zweitens: Ermöglichung einer attraktiven Nutzung des Parks für Kinder und Jugendliche. Neueres Spielgerät nach dem letzten Stand pädagogischer Erkenntnisse wird dort aufgestellt werden.

Drittens: Der Erholungsraum Bacherplatz als solcher wird tatsächlich erhalten. 

Der Bezirk hat dem Errichter mit entsprechenden Beschlüssen der Bezirksvertretung eine Unzahl von Auflagen mit auf den Weg gegeben, die insgesamt dazu dienen, den Park attraktiver zu gestalten und einer grünen Lunge im am dichtesten bewohnten Bezirk der Stadt zusätzliche Fläche zu erschließen.

Daher halte ich eine im hohen Maß gegebene ökologische Verträglichkeit für dieses Projekt gesichert. Es handelt sich um einen demokratisch mit den Stimmen der FPÖ, der ÖVP und der SPÖ im Februar 2002 zustande gekommen Beschluss. Und dieser Beschluss ist nach wie vor gültig und rechtlich natürlich bindend. Er ist auch die Basis für weitere Beschlüsse des Gemeinderates, die übrigens auch mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der SPÖ zustande kamen.

Übrigens, zum Thema demokratische Beteiligung: Lange vor dem Baubeginn wurde schon im März 2003 die bereits von mir erwähnte BürgerInnenbeteiligung zur Oberflächengestaltung des Bacherparkes eingeleitet. 

Die lokale Agenda war ein sehr konstruktiver Prozess. Die Bürgerinitiative ist eine Gruppierung, die einen anderen Weg gewählt hat, als in diesem Prozess zu arbeiten. Und auch als Mitglied im Vorstand der lokalen Agenda lege ich großen Wert darauf, dass man einfach einen großen Unterschied macht und eine klare Trennung zieht zwischen dem „Was ist eine Bürgerinitiative?“ und dem „Was ist ein Prozess in der lokalen Agenda 21?“

Noch ein Wort zur ÖVP. Was wenig überraschend für uns ist, ist das Verhalten der ÖVP. Zuerst wollen Sie die Garage, dann wollen Sie die Garage nicht. In der City sind Sie für ein Nachtfahrverbot. Was das Tempo 50 betrifft, haben Sie jetzt große Probleme damit und prangern unsere Vorgangsweise an. Die Frage ist nur: Wo ist Ihre Linie? Wofür stehen Sie eigentlich in der Verkehrspolitik? Aus meiner Sicht fahren Sie in der Verkehrspolitik wie in anderen Themenfeldern Slalom und, das muss ich Ihnen ehrlich sagen, so werden Sie auch nicht weiterkommen, auch nicht in der Frage der Volksgarage am Bacherpark!

Wir wollen das Projekt, wir wollen den Park, wir wollen die Garage unter dem Bacherplatz, aber wir wollen auf gar keinem Fall eine Radikalisierung oder eine Eskalierung der Sache. 

Für uns ist unbestritten: Wir halten die Errichtung für eine sinnvolle und notwendige Maßnahme für Margareten und so kommen wir dem Ziel, Margareten grüner und lebenswerter zu gestalten, einen großen Schritt näher. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Antonov. 

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Kollegin Frauenberger hat ausgeführt, sie wundert sich, warum die BürgerInneninitiative nicht freudig in dieses Mediationsverfahren hineingeht. Nach dem, was ich jetzt von ihr gehört habe, muss ich sagen: Na, mich wundert das nicht! Sie redet hier davon, wie supertoll der Park mit der Garage wird. Sie redet davon, dass das alles schon beschlossen ist und gleichzeitig will sie den BürgerInnen weismachen, sie haben noch eine Chance auf ein faires Mediationsverfahren! Da stimmt etwas nicht! Vielleicht sollten Sie die Menschen wirklich einmal schon vorher fragen, bevor Sie mit solchen Projekten beginnen.

Ganz grundsätzlich gibt es in diesem Projekt zwei Ebenen. Da geht es einmal um die Garage an sich, um den Standort und die Sinnhaftigkeit. Glaubensfrage Autos weg von der Straße - da sind wir uns ja einig. Ja, es wäre wünschenswert, wenn auch in einer Stadt mehr Platz für anderes als immer nur für Autos wäre. Stimmt, aber man muss ja nicht immer die Autos unter die Parks geben und dabei Parks zerstören. Daher bitte keine Garagen unter Parks, das kann nicht gut gehen. Es muss auch andere Plätze geben. Und wenn Garagen errichtet werden und Stellflächen unter der Oberfläche, dann können wir doch bitte auch die Stellplätze an der Oberfläche reduzieren, um Platz für anderes zu machen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie sprechen auch immer von der Überparkung. In diesem Bereich wäre es ein Leichtes, die Parkraumbewirtschaftung bis 22 Uhr auszudehnen. Damit wäre das Problem mit der Stöbergasse gelöst. Nach 22 Uhr schauen die Stellplätze nämlich ganz anders aus, als sie es vor 22 Uhr tun. Ich wohne hinter der Stadthalle und ich kann Ihnen versichern, eine Parkraumbewirtschaftung in einem solchen überparkten Gebiet wirkt Wunder! (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Und die Wirtschaft? – Abg Johann Herzog: Und die Wirtschaft?)
Die zweite und meines Erachtens auch nicht unwesentliche Ebene in diesem Projekt ist die Volksgarage. Der Bacherpark soll wieder eine Volksgarage werden. Wir haben unlängst im Kontrollausschuss darüber gesprochen, was genau dieses Volksgaragenprogramm ist und wie es mit diesem Volksgaragenprogramm ausschaut. Bis jetzt herrscht überhaupt keine Klarheit darüber, wie die Gelder verwendet werden, wie diese Kredite gewährt werden, wie sie zurückgezahlt werden sollen, welche Summen das sind und wie das funktionieren soll. (Abg Mag Thomas Reindl: Aber da haben Sie im Kontrollausschuss nicht aufgepasst, glaube ich! Das ist überhaupt nicht zur Diskussion gestanden!) 

Im Kontrollausschuss war natürlich auch die Rede davon, dass es so, wie es war, nicht weitergehen kann. Und ich erinnere mich schon daran, dass auch der Herr Stadtrat gesagt hat, dass Maßnahmen ergriffen werden, um das zu ändern und dass es ja einen Systemfehler gibt. (Abg Mag Thomas Reindl: Es ist nur um die Abrechnung gegangen!) Natürlich ist es um die Abrechnung gegangen. Es werden diese Stellplätze in den Garagen mit rund 22 000 EUR pro Stellplatz gefördert. Das ist keine geringe Summe und ich denke mir, wenn die Stadt Wien so viel Geld in die Hand nimmt, dann kann sie sich auch genau anschauen, was mit diesem Geld passiert. Es sind schon etliche Garagen gebaut worden und es gibt noch keine genauen Abrechnungen! Jetzt steht die nächste Garage an und ich finde, es ist unverantwortlich, in die nächste derartige Garage Geld hineinzustecken, ohne zu wissen, wie dieses System funktioniert. Und bevor nicht gewährleistet ist, dass das Geld widmungsgemäß verwendet wird - stopp, stopp für diese Garage! 
Wir glauben, einen Ausweg aus dieser Situation kann es nur geben, wenn man der BürgerInneninitiative nicht weismacht, sie haben eine Chance, in einem Mediationsverfahren irgendetwas zu erreichen. Das wird auch nicht funktionieren. Das Wesen einer Mediation ist ja, dass es dann stattfinden kann, wenn beide Seiten es wollen. 

Die BürgerInneninitiative wünscht sich eine Befragung der AnrainerInnen. Sie sagen hier immer wieder, Sie sind überzeugt davon, dass die Mehrheit im Bezirk die Garage will. Wo bitte ist dann dabei das Problem, eine Befragung der AnrainerInnen zu machen? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir wollen deshalb von Ihnen, dass Sie die BürgerInneninitiative nicht nur mit einem Mediationsverfahren abspeisen, wo Sie ihnen vorher schon sagen: Aber wir wollen die Garage und wir können höchstens um das oder das verhandeln. Wir wollen bitte schön, dass Sie endlich auch hier eine AnrainerInnenbefragung machen und dieses Garagenprojekt so lange gestoppt wird, bis diese Befragung durchgeführt wurde und bis klar ist, was wirklich der Wunsch im Bezirk ist. Und wir wollen auch, dass dieses Projekt so lange gestoppt wird, bis klar ist, wie die Gelder im Volksgaragenprogramm wirklich verwendet werden, wie die Abrechnungen gewährleistet werden können, wie gewährleistet werden kann, dass die einzelnen Magistratsabteilungen bei der Abwicklung nicht aneinander vorbeireden, sich gegenseitig Akten schicken und diese Akten einfach ignorieren, ohne irgendetwas zu tun und dabei Tausende und Millionen von Schillingen öffentlicher Gelder (Abg Kurth-Bodo Blind: Wir haben Euro!)), von Euro, Euro (Abg Mag Thomas 

Reindl: Euro!), Millionen Euro öffentlicher Gelder einfach unter Parks vergraben werden! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine Wortmeldung mehr. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Es gibt keine Anträge, die abzustimmen sind. Damit ist auch die Tagesordnung der heutigen Sitzung abgeschlossen.

Wie immer werden Tag, Stunde, Tagesordnung der nächsten Sitzung auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Ende der Sitzung um 17.08 Uhr.)
